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DIENSTAG, 26. SEPTEMBER 2006

VORSITZ: DAGMAR ROTH-BEHRENDT

Vizeprdsidentin
1. Eroffnung der Sitzung

(Die Sitzung wird um 9.00 Uhr eriffnet.)

Antonio Tajani (PPE-DE). — (IT) Frau Prisidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich mdchte
das Parlament lediglich davon in Kenntnis setzen, dass heute Morgen wenige Kilometer von Kabul
entfernt ein terroristischer Anschlag veriibt worden ist, bei dem ein italienischer Soldat getétet wurde;
zwei weitere europdische Soldaten — zwei Italiener — wurden schwer verletzt und in das Krankenhaus
von Kabul eingeliefert.

Ich halte es fiir richtig, dass wir diesen Ménnern und Frauen, die an den Friedensmissionen in Afghanistan,
im Irak und im Libanon beteiligt sind, unsere Solidaritit bekunden.

Die Prisidentin. Vielen Dank, Herr Kollege! Wir werden das dem Présidenten weitergeben. Ich bin
sicher, er wird das Notige dazu veranlassen.

2. Vorlage von Dokumenten: siehe Protokoll

3. Weiflbuch der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
(Aussprache)

Die Prisidentin. Als nachster Punkt folgt der Bericht von Bernhard Rapkay im Namen des Ausschusses
flir Wirtschaft und Wéhrung tiber das Weillbuch der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse (2006/2101(INI)) (A6-0275/2006).

Bernhard Rapkay (PSE), Berichterstatter. — Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr
Kommissionsprasident! Es ist nicht alltdglich, dass sich der Kommissionsprasident an einer Diskussion
iiber einen Initiativbericht beteiligt. Ein Initiativbericht ist ja nicht unbedingt ein herausragendes Ereignis.
Unsere eigentliche Aufgabe ist die Gesetzgebung. Darauf komme ich noch zu sprechen. Dass Sie jetzt
hier sind, zeigt, dass die Kommission sich selbst dariiber im Klaren ist, wie wichtig dieses Thema fiir
die Biirgerinnen und Biirger und damit natiirlich auch fiir uns als Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die die Biirgerinnen und Biirger in Europa vertreten, ist.

Deswegen mochte ich an einen der Vorgidnger von Herrn Kommissionsprésident Barroso ankniipfen,
nicht irgendeinen Vorginger, sondern Jaques Delors, der vor einigen Monaten vor einem Gremium des
Ausschusses der Regionen versucht hat, die Dienstleistungen der Daseinsvorsorge in den Kontext des
Europiischen Aufbauwerkes zu stellen. Er hat vor dem Ausschuss der Regionen gesagt, dass das
Europiische Aufbauwerk drei Grundsétze als Bezugsrahmen habe: die Solidaritit, die zusammenfiihrt
und auf den Zielen des sozialen, wirtschaftlichen und territorialen Zusammenhalts beruht, die
Zusammenarbeit, die die Umsetzung der transnationalen und europdischen Bestrebungen der EU-Vertrége
und -Programme ermdglichen soll, und den Wettbewerb, der die Vollendung des Binnenmarktes und
die Grundlage der Regeln der sozialen Marktwirtschaft ermoglichen soll und durch ein Wettbewerbsrecht
geregelt wird, das ein demokratisches Recht darstellt, vor allem um wirtschaftlichen Machtmissbrauch
zu beschrénken und verbraucherrechtlichen Schutz zu gewéhrleisten.

Die Dienstleistungen von allgemeinem und von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse spiegeln sich
in diesen drei Grundsdtzen wider. Beziehungen zwischen Eckpunkten eines solchen Dreiecks bergen
aber auch immer Spannungsverhéltnisse in sich. In diesem Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem
und allgemeinem wirtschaftlichem Interesse liegen sie auf der Hand.

Offentliche Dienstleistungen sind ein wesentliches Element der Lebensqualitiit der einzelnen Biirgerinnen
und Biirger. Sie haben auch eine Schliisselrolle in der Lissabon-Strategie der Europdischen Union zu
iibernehmen. Gute 6ffentliche Dienstleistungen kdnnen dazu beitragen, wirtschaftliche Stagnation,
soziale Ausgrenzung und Isolation zu iiberwinden, den sozialen und territorialen Zusammenhalt zu



Verhandlungen des Européischen Parlaments

26-09-2006

stirken und die Funktionsweise des europdischen Binnenmarktes und seine Wettbewerbsfahigkeit nach
innen und nach auflen zu verbessern. Trotzdem habe ich mich immer, wenn ich in meiner Heimatregion
und auch in anderen Regionen mit Kommunalpolitikern und denen, die diese Leistungen der
Daseinsvorsorge bereitstellen, diskutiere, mit ihren Klagen auseinanderzusetzen, dass wir in ihre
Kompetenz eingreifen, dass wir ihre Aufgaben erschweren, dass wir nicht klar machen, unter welchen
Bedingungen sie arbeiten konnen. Sie sagen, sie hitten eigentlich keine rechtliche Sicherheit.

Deswegen wire es wichtig, dass angemessene gesetzliche Initiativen ergriffen werden, um diese
Rechtssicherheit herzustellen. Allen denjenigen, die in der Diskussion fragen, was wir eigentlich wollten,
wir héitten doch die Kommission, die Mitteilungen macht und Leitlinien erlésst, und wir hétten den
Europaischen Gerichtshof, der Recht spricht, muss ich sagen, dass das offensichtlich nicht ausreicht.
Nicht nur das, es tragt zum Teil sogar zu dieser Rechtsunsicherheit bei. Denn die Kommission schafft
mit Mitteilungen und Leitlinien keine Rechtssicherheit. Sie suggeriert vielleicht, dass sie Rechtssicherheit
schafft, aber eine Mitteilung ist eben kein verbrieftes Recht, auf das man sich fest verlassen kann.

Wir miissen wirklich gesetzliche Initiativen ergreifen, und wir machen hierzu auch Vorschléage, die ich
nicht alle auffiihren mochte. Aber ich sage Thnen, Herr Kommissionsprasident: Machen Sie von [hrem
Initiativrecht, das auch eine Initiativpflicht ist, Gebrauch! Bausteine fiir diese gesetzlichen Initiativen
liegen in der EntschlieBung, iiber die wir morgen abstimmen. Sie liegen auch in den EntschlieBungen,
die wir schon beschlossen haben, etwa dem Bericht Langen oder dem Bericht Herzog. Wir geben kein
konkretes Instrument vor. Es ist [hre Aufgabe, dieses Instrument vorzugeben. Wir selbst miissen das,
was die Kommission an gesetzlichen Vorstellungen vorlegt, fiir uns bewerten, jede Fraktion fiir sich.
Wir werden das an dem machen, was wir als Fraktion vorgeschlagen haben — einem Vorschlag fiir
eine Rahmenrichtlinie. Dariiber werden wir weiter diskutieren. Andere miissen dies mit ihren Vorschlagen
machen. Gemeinsam im Parlament miissen wir dann eine Gesetzgebung vorantreiben. Das kann nur im
Mitentscheidungsverfahren  funktionieren. =~ Wir  brauchen  gesetzliche Initiativen im
Mitentscheidungsverfahren, denn nicht Sie und Thre Kolleginnen und Kollegen in der Kommission und
die hoch qualifizierten und gut motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Kommission, auch
nicht die nationalen Regierungen, sondern wir, die Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind die
unmittelbar durch Wahlen Legitimierten. Wir miissen vor Ort mit den Kommunalpolitikern und mit
anderen diskutieren und vor ihnen Rechenschaft ablegen. Wir werden fiir das Handeln verantwortlich
gemacht. Deswegen muss das Mitentscheidungsverfahren zur Anwendung kommen, deswegen miissen
die vollen parlamentarischen Rechte gewahrt werden.

José Manuel Barroso, Prdsident der Kommission. (FR) Frau Prasidentin, meine Damen und Herren
Abgeordneten! Die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse bilden das Herzstiick des europdischen
Gesellschaftsmodells, das wir vertreten. Sie decken eine breite Palette von Tatigkeiten ab, von den
groBBen Netzindustrien — Energie, Telekommunikation, Verkehr und Postdienste — bis zu den Sozial-
und Gesundheitsdiensten, der Wasser- und Abfallwirtschaft.

Die so genannten Netzdienste wie Verkehr, Energie, Telekommunikations- und Postdienste machen
etwa 7 % unseres gemeinschaftlichen Bruttoinlandsprodukts und 5 % der Gesamtbeschéftigung in der
Europaischen Union aus. Sie stellen also ein wesentliches Element des Alltags aller Biirger, aber auch
der Unternehmen der Union dar. Der Erfolg der europdischen Strategie fiir Wachstum und Beschéftigung,
der Lissabonner Strategie, die von herausragender Bedeutung fiir unseren Wohlstand ist, hdngt auch
von der Qualitdt und der Effizienz dieser Dienstleistungen ab.

Seitdem die Kommission ihr Weilbuch iiber die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
veroffentlicht hat, entwickelte sich eine intensive Debatte iiber die Rolle, die die Européische Union
gegebenenfalls hinsichtlich dieser Dienstleistungen spielen sollte. Ich freue mich iiber diese Debatte.
Ich mochte dem Berichterstatter, Herrn Rapkay, und seinen Kollegen in den Ausschiissen danken, die
mit diesem ausgezeichneten Bericht diese Debatte vorangebracht haben.

Die Realitét der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ist vielfiltig. Sie ist zugleich in stindiger
Entwicklung begriffen. Technischer Fortschritt, die neuen Erwartungen der Gesellschaft und der
Verbraucher, der finanzielle Druck, die Modernisierung der staatlichen Verwaltungen, all das hat die
Art und Weise der Erbringung dieser Dienstleistungen grundlegend verdndert. In diesen Zeiten des
raschen wirtschaftlichen und technologischen Wandels brauchen die Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse einen sachgerechten und effizienten Rechtsrahmen, der es ihnen ermdglicht, die ihnen gesetzten
Ziele zu erreichen und sich stdndig einem wechselnden Umfeld anzupassen.
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Die Kommission ist bereit, an der Schaffung eines solchen Rechtsrahmens unter Zugrundelegung von
vier wesentlichen Prinzipien mitzuwirken. Erstens, fiir den Rahmen der Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse, die auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene erbracht werden, miissen weiterhin die
Mitgliedstaaten zustdndig bleiben, wodurch es moglich ist, das wichtige Subsidiarititsprinzip zu wahren.
Es gibt einfach keine andere Moglichkeit. Ich bin fest davon iiberzeugt, dass die Europdische Union die
Vielfalt der in den Mitgliedstaaten herrschenden Situationen und Praktiken respektieren muss. Diese
Vielfalt widerspiegelt die Unterschiedlichkeit der Geschichte und der Kulturen hinsichtlich der staatlichen
Intervention. Ich schliefe mich dem in Threm Bericht geduBerten Standpunkt an, dass es absolut nicht
angebracht ist, einheitliche Definitionen auf Gemeinschaftsebene festzulegen. Die Mitgliedstaten miissen
weiterhin ihre Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Abhangigkeit von ihren unterschiedlichen
Bediirfnissen, Strukturen und Traditionen frei festlegen kdnnen.

Das zweite Prinzip besteht darin, dass die Forderung und der Schutz von Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse, die durch einen allgemeinen Zugang und ein gutes Qualitits-Leistungsverhéltnis
gekennzeichnet sind, mit offenen und wettbewerbsfahigen Mérkten vereinbar sind. Um sich hiervon zu
iiberzeugen, betrachte man nur Bereiche wie den Telekommunikations- oder den Luftverkehrssektor,
wo es gelungen ist, gemeinwohlorientierte Tatigkeiten unter voller Achtung der Verbraucherinteressen
erfolgreich privaten Betreibern zu iibertragen. Es sei jedoch darauf verwiesen, dass im Falle eines
unldsbaren Konflikts zwischen den Binnenmarkts- oder Wettbewerbsregeln und einer Dienstleistung
von allgemeinem Interesse, letztere Vorrang haben muss. Das ist im Vertrag vorgesehen und wurde
durch den Gerichtshof bestitigt. Die Kommission ist bereit, hierzu alle notwendigen Ratschlége oder
Informationen zu erteilen.

Das dritte Prinzip: Jeder fiir die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse auf der Ebene der
Européischen Union geltende Rahmen muss fiir die Unterschiede offen und die Modernisierung forderlich
sein. Er muss sich auf Ziele griinden, die von hoher Qualitdt, einem guten Preis-Leistungsverhéltnis
und allgemeinem Zugang gekennzeichnet sind. Es geht darum, den Erwartungen der Biirger und der
Unternechmen gerecht zu werden, zugleich aber den sozialen und territorialen Zusammenhalt zu
gewidhrleisten.

Das vierte Prinzip: Wie ich bereits sagte, ist die Rechtssicherheit wesentlich sowohl fiir die Verbraucher
und die Anbieter als auch fiir die staatlichen Stellen. Die staatlichen Stellen auf allen Ebenen miissen
die fir die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse geltenden Regeln festlegen. Auf européischer
Ebene muss angesichts der Verschiedenartigkeit der Situationen und der Sektoren noch bestimmt werden,
ob der beste Weg, um dies zu erreichen, in einem einheitlichen Legislativtext oder in einem spezifischen
sektorbezogenen Ansatz besteht. Diese Fragestellung ist auch in Threm Bericht enthalten.

Die vier genannten Prinzipien dienen als Richtschnur fiir das Handeln auf Gemeinschaftsebene. Dieses
Handeln ist im Wesentlichen pragmatischer Art. Wir sind dabei, sektorale Politiken auf der Ebene der
Europaischen Union fiir die Sektoren auszuarbeiten, wo der Bedarf deutlich spiirbar ist und wo sie einen
realen Mehrwert bringen konnen. Die Probleme eher horizontaler Art werden erortert, sobald sie
auftauchen.

Die Kommission war in diesem Bereich zusammen mit Threm Hause sowie mit dem Rat sehr aktiv, und
ich glaube sagen zu kdnnen, dass wir auf mehreren Gebieten gut vorangekommen sind. Wir haben die
Regeln fiir staatliche Beihilfen im Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse mit Hilfe
des Altmark-Pakets vereinfacht. Derzeit kontrollieren wir die Umsetzung der neuen Regeln im
offentlichen Auftragswesen, die im Januar in Kraft getreten sind. Wir haben umfassende Konsultationen
zur Frage der 6ffentlich-privaten Partnerschaften durchgefiihrt und fiir 2007 neue Initiativen angekiindigt.
Zu den offentlichen Verkehrsdienstleistungen konnten wir eine Einigung erzielen. Ferner haben wir
eine Mitteilung {iber Sozialdienstleistungen verabschiedet, und beginnen derzeit mit Konsultationen zu
den Gesundheitsdienstleistungen. Im Energiesektor haben wir mit umfassenden Konsultationen begonnen
und werden weitere Vorschldge vorlegen, und zwar nicht nur Mitteilungen, sondern auch — das mdchte
ich unterstreichen - Legislativvorschldge. Gegenwirtig sind wir dabei, den Regelungsrahmen fiir
elektronische Mitteilungen zu iiberarbeiten, und wollen bis Ende des Jahres eine neue Richtlinie zum
Thema Postdienstleistungen vorschlagen.

Diese in jiingster Zeit erzielten Fortschritte belegen, dass die Européische Union an die Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse mit Initiativgeist und Ambitionen herangeht. Sie verdeutlichen zugleich,
welch wichtige Rolle das Parlament und der Rat spielen. Nach der Annahme des Berichts Rapkay, den
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wir griindlich priifen werden, ist die Kommission entschlossen, weitere Schritte zu unternechmen. Wir
werden bis Ende des Jahres eine Mitteilung zu diesem Thema vorlegen.

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die wichtigste Botschaft, die ich [hrem Bericht entnommen
habe, ist ein zweifacher Aufruf zum Handeln, einerseits fiir mehr Rechtssicherheit hinsichtlich der fiir
die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse geltenden Regeln der Union und andererseits fiir die
Achtung der groBen Vielfalt der Sektoren und der Situationen in ganz Europa. Ich halte die Zeit fiir
gekommen, um den fiir die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in der Européischen Union
geltenden Regelungsrahmen zu konsolidieren. Das erwarten unsere Mitbiirger. Die Kommission wird
bei der Priifung dieser Frage bis Ende des Jahres Thren Bericht voll beriicksichtigen.

Gunnar Hokmark, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — (EN) Frau Prisidentin! In dieser Debatte gilt
es vor allen Dingen, eine Tatsache festzuhalten: Es gibt keinen besseren Weg zu hoher Qualitit, optimalen
Zugangsmoglichkeiten und niedrigen Preisen als ein breites Spektrum an Wettbewerb und
Unternehmertum am Wirtschaftsstandort Europa. Wir kennen alle die Ergebnisse und Erfolge in vielen
Bereichen, die noch vor 10 oder 20 Jahren als natiirliche Monopole im Bereich der Leistungen von
allgemeinem Interesse galten. Es gab Fortschritte in der Telekommunikation und im Flugverkehr, und
wir werden Fortschritte in neuen Bereichen sehen, da wir von Dienstleistungen reden, die ihrem Wesen
nach dynamisch und konvergent sind. Sie sind ein groBer und wichtiger Teil der kiinftigen
Wissensokonomie. Wir miissen uns 6ffnen und gleichzeitig die konkreten Losungen respektieren, die
jeder Mitgliedstaat fiir die Leistungen bendtigt, die er der Daseinsvorsorge zuordnet.

Ich mdochte in dieser Aussprache hervorheben, dass der Bericht weder eine Rahmenrichtlinie noch einen
sonstigen horizontalen Rahmen, sondern vielmehr Rechtsklarheit auf der Grundlage -eines
sektorbezogenen Konzepts sowie sektorspezifische Richtlinien einfordert, soweit sie vonndten sind.

Herr Barroso, Sie haben das Gesundheitswesen angesprochen. Riickblickend konnen wir feststellen,
dass der sektorspezifische Ansatz in den vergangenen Jahren recht erfolgreich war. Daher fordern wir
Rechtsklarheit auf der Grundlage cines sektorspezifischen Ansatzes, und wir sehen kiinftigen
sektorspezifischen Richtlinien erwartungsvoll entgegen. Wir verweisen darauf, dass die Vertrdge keine
Rechtsgrundlage fiir einen Vorschlag bieten, der in den Binnenmarkt, die Wettbewerbsvorschriften oder
das offentliche Auftragswesen eingreift. Wir mochten betonen, dass in diesem Bereich die Mitgliedstaaten
und der Grundsatz der Subsidiaritit respektiert werden miissen.

In den kommenden Jahrzehnten werden sich Perspektiven fiir immer mehr grenziiberschreitende
Aktivitdten in neuen Bereichen erdffnen. Meiner Meinung nach wird es phantastische Mdglichkeiten
fiir Patienten geben, in anderen Léndern eine bessere Gesundheitsversorgung zu erhalten, was auch der
europdischen Wirtschaft neue Impulse verleihen wird. Wir stimmen jedoch darin iiberein, dass der
Binnenmarkt genau wie die Subsidiaritét respektiert werden muss.

Ich hoffe, dass Sie, Herr Barroso, diesen Bericht lesen werden und die Notwendigkeit erkennen, dass
wir mit sektorspezifischen Richtlinien fortfahren sollten, um fiir Rechtsklarheit zu sorgen, die auch dem
Subsidiaritdtsprinzip Rechnung tragt.

Martin Schulz, im Namen der PSE-Fraktion. — Frau Prisidentin, meine Damen und Herren! Die
Sozialdemokratische Fraktion hat den Bericht meines Kollegen Rapkay und die Frage der Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse zu einem Kernstiick ihrer Arbeit in dieser Wahlperiode gemacht. Wir haben
eine aullerordentliche Leistung gewagt, als wir einen eigenen Richtlinienentwurf formuliert haben, der
im Wesentlichen die Elemente beinhaltete, die Bernhard Rapkay in seinen Bericht eingefiihrt hat. Ich
hatte die Ehre, sie IThnen, Herr Kommissionsprisident, und dem damaligen Ratspriasidenten, Herrn
Schiissel, zu iibergeben. Fiir uns ist in der Debatte um die Dienstleistungen — ich komme gleich auf
einige wesentliche, einzelne Elemente dieser Debatte — wichtig, dass wir eine Ausgleichsstrategie
zwischen den Notwendigkeiten des Binnenmarkts, die wir als Sozialdemokraten sehen und anerkennen,
aber auch dem Schutz der Biirgerinnen und Biirger durch Stirkung lokaler und regionaler Institutionen
bewerkstelligen, die im Rahmen der Dienstleistungserbringung immer noch die Besten sind, um das
Subsidiarititsprinzip aufrechtzuerhalten.

Flexibilitdt, wo notig, Schutz, wo mdglich — das ist eine wesentliche Botschaft, die von dieser Debatte
ausgehen muss. Dass nach all den Réten von Barcelona, von Laeken, von Nizza, nach all den Debatten,
die wir hatten, Sie Herr Kommissionsprésident heute hierher gekommen sind, um Ihre Meinung
vorzutragen, werten wir als ein Unterstreichen der Wichtigkeit dieser Debatte durch die Kommission.
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Wir sind Thnen dafiir dankbar. Das ist auch der Grund, warum ich als Vorsitzender unserer Fraktion in
dieser Diskussion das Wort ergreife.

Ich habe im Wesentlichen fiir unsere Fraktion zu unterstreichen, was Bernhard Rapkay als Berichterstatter
zu diesem Bericht gesagt hat. Lassen Sie mich aber zwei zusitzliche Bemerkungen machen: Ich habe
ganz aufmerksam dem Kollegen Hokmark zugehort. Es ist interessant, wenn ein iiberzeugter Liberaler
versucht, in dieser Frage die Kurve zu bekommen. Ja klar, wir alle sind fiir diesen Binnenmarkt, und
wir alle wollen, dass er die 6konomische Dynamik entfacht, die er entfachen kann. Hier teilen wir Thre
Auffassung. Aber es wird schon schwierig beim Subsidiaritétsprinzip, das die Liberalen sonst immer
vom Grundsatz her fordern. Wenn es aber dazu kommt, dass bestimmte soziale Standards, die
unverzichtbar sind, durch das Subsidiarititsprinzip gewéhrleistet werden konnen, dann ist dieses plotzlich
ein Hindernis. Das geht nicht!

Ich weil nicht, ob es erstrebenswert ist, dass alle Gesundheitsdienstleistungen tatsachlich dem freien
Markt unterworfen werden miissen. Ich weill auch nicht, ob wir in aller Ruhe zusehen miissen, bis der
letzte Kommunalfriedhof nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten betrieben wird. Ich glaube nicht,
dass das sinnvoll. Wir brauchen durchaus nach wie vor im Rahmen der Subsidiaritét durch die Starkung
der lokalen und regionalen Gebietskorperschaften die Moglichkeit, Dienstleistungen von hoher Qualitét,
aber mit unmittelbarem Bezug zu den Biirgerinnen und Biirgern und ihren Anforderungen sicherzustellen.
Das ist ein Kernstiick sozialdemokratischer Politik, das wir nicht aufgeben werden. Aber die Chance,
dass durch Flexibilisierung und Offnung gute Qualitit hereinkommen kann, dass lokale und regionale
Behorden sich des Binnenmarkts bedienen konnen, um in eigener, freier Entscheidung Flexibilitdt
durchsetzen zu konnen und gute und bezahlbare Dienstleistungen zu ermdglichen — das wollen wir
genauso. Beides ist moglich.

Wir haben sehr aufmerksam zugehért, Herr Prasident, als Sie gesagt haben, Sie wollten den Rechtsrahmen
insgesamt konsolidieren. Dass Sie die Notwendigkeit eines Rechtsrahmens anerkannt haben, ist ein
grofer Fortschritt. Und dass Sie jetzt konsolidieren wollen, spricht dafiir, dass Sie es in der Breite machen
wollen und nicht sektoral. Ich konnte mir vorstellen, dass wir uns auf dieser Ebene relativ schnell treffen
konnen.

Ich mochte fiir unsere Fraktion sagen, dass das, was wir hier unternommen haben — einen eigenen
Richtlinienentwurf zu schreiben — in der Kombination mit dem, was Bernhard Rapkay gesagt hat, und
den Ausfithrungen des Présidenten auch Sie, Frau Vizeprisidentin, davon liberzeugen wird, dass wir
auf einem guten Weg sind.

(Beifall)

Sophia in ‘t Veld, im Namen der ALDE-Fraktion. — (EN) Frau Prisidentin! Zunichst mdchte ich dem
Berichterstatter fiir seine hervorragende Arbeit danken. Auch wenn wir nicht immer einer Meinung
waren, zeigte er sehr viel Geduld und war sehr kooperativ, wofiir ich sehr dankbar bin.

Wir miissen unseren Standpunkt unbedingt ein fiir alle Mal deutlich machen. Ich finde es bedenklich,
dass der Bericht, den wir im Ausschuss angenommen haben, so unterschiedlich ausgelegt wird. Einerseits
gab es jubelnde Pressemitteilungen, wonach das Européische Parlament endlich eine Rahmenrichtlinie
verlange, wihrend andererseits vermeldet wurde, dass das Europdische Parlament die Rahmenrichtlinie
ein fuir alle Mal abgelehnt habe. Wir sollten uns abgewdhnen, schwammige Kompromisse zu schlie3en,
die sich unterschiedlich auslegen lassen.

Im Namen meiner Fraktion kann ich sagen, dass wir keine Rahmenrichtlinie wollen. Wir wollen keine
Standardlosung fiir Europa, weil wir ndmlich fiir Subsidiaritit sind. Was ist denn Subsidiaritit?
Subsidiaritdt heiflt, dass die einzelstaatlichen und lokalen Behorden ihre jeweiligen Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse festlegen sowie dariiber entscheiden kdnnen, wie sie zu gestalten und zu
finanzieren sind. Subsidiaritit heif3t nicht, die Marktgesetze automatisch au3er Kraft zu setzen. Daher
reden wir hier von zwei Formen von Subsidiaritét.

Die AuBerungen von Herrn Barroso, denen ich sehr genau zugehdrt habe, lassen wieder einmal einigen
Interpretationsspielraum zu. Ich mdchte seine Worte dahingehend interpretieren, dass auch er fiir
zielgerichtete und konkrete Losungen realer Probleme pléadiert. Ich mdchte dem Hohen Hause nédmlich
auch einen anderen Tipp geben: Was nicht kaputt ist, sollte man auch nicht reparieren! In diesem Fall
bendtigen wir keine Rechtsvorschriften, sondern Losungen fiir reale Probleme. Da ich selbst fiir eine
Kommune tétig war, sind mir die realen Probleme bekannt. Kommunen haben sehr legitime Anliegen.
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Trotzdem miissen wir auch das Vorhandensein protektionistischer Tendenzen zur Kenntnis nehmen.
Wir miissen hier das richtige Verhiltnis finden.

AuBerdem sollten wir die Debatte entideologisieren oder zumindest ehrlich sein und zugeben, dass es
hier auch um Ideologie geht. So mancher vertritt den begriindeten Standpunkt, dass die staatlichen
Behorden auch Dienstleister sein sollten. Ich stimme meinem Kollegen, Herrn Hokmark, zu, dass der
Markt hervorragende Dienstleistungen hervorbringen kann. Einige Sektoren wurden liberalisiert, was
jedoch nicht dazu fiihrte, dass mehr Menschen vom Zugang zu solchen Dienstleistungen ausgeschlossen
waren, sondern das genaue Gegenteil bewirkte: viele Dienstleistungen sind jetzt fiir viel mehr Menschen
erschwinglich, was ausgesprochen sozial ist.

Ein Markt ist kein Dschungel, er funktioniert nach Regeln, denn ohne Regeln gibt es keinen Markt.
Jeder Markt — selbst der kleinste Markt auf dem Marktplatz — verfiigt iiber Regeln, und dies gilt auch
fiir die soziale Marktwirtschaft, die wir hier in Europa haben. Wir miissen die Verschiedenartigkeit der
Mitgliedstaaten respektieren und ihnen die Entscheidung selbst iiberlassen, was sie unter ,,Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse® verstehen.

AbschlieBend sollten wir nicht versuchen festzuschreiben, welche Dienstleistungen von allgemeinem
oder von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse sind, da das Wort ,,wirtschaftlich“ sich nicht auf die
Art der eigentlichen Dienstleistung bezieht, sondern auf die Art und Weise, wie sie erbracht wird. Ein
Beispiel: Jeder weil}, dass Wasser von allgemeinem Interesse ist, aber es kann nach rein wirtschaftlichen
Gesichtspunkten zur Verfiigung gestellt werden. Daher diirfen wir uns nicht in einer iiberfliissigen
Debatte dariiber verlieren, was nun ,,von allgemeinem Interesse und was von ,allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse® ist. Unser alleiniges Interesse sollte hier unseren Biirgern und Verbrauchern
gelten.

Alain Lipietz, im Namen der Verts/ALE-Fraktion. — (FR) Frau Présidentin, Herr Président, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Der Redebeitrag von Kommissionsprasident Barroso hat mir sehr gut
gefallen. Ich schitzte seine Absichtserklarung zur Vorlage eines oder mehrerer Legislativtexte — auf
die Frage, ob es sich um einen oder mehrere handeln soll, werden wir gleich zuriickkommen — zur
Annahme im Mitentscheidungsverfahren sowie die vier von ihm genannten Prinzipien. Nach meinem
Dafiirhalten war es wichtig, an diese Prinzipien zu erinnern.

Der Ausschuss flir Wirtschaft und Wahrung hat unseren Vorschlag eines einfachen Verweises auf den
Wortlaut von Artikel 122 des Verfassungsvertrags und — was schlimmer ist — auch eines Verweises auf
den Wortlaut von Artikel 86 des aktuellen Vertrags abgelehnt. Dieser Artikel besagt, wie Sie in
Erinnerung gerufen haben, dass im Falle eines Konflikts zwischen dem Markt und den Erfordernissen
des oOffentlichen Dienstes letztere rechtlich und tatsachlich Vorrang haben miissen. Aus meiner Sicht
ist es unbedingt erforderlich, dass der Text des Parlaments erneut bekriftigt, was wir bereits im
Zusammenhang mit dem Verfassungsvertrag unterstrichen haben, nimlich den Wortlaut von Artikel 122,
und zumindest bestétigt, dass wir immer noch an Artikel 86 des aktuellen Vertrags glauben.

Wir mochten noch viel weiter gehen bei der Prazisierung dessen, was die bevorstehende Abstimmung
beinhaltet. In einem Punkt stimme ich mit Frau in't Veld {iberein, dass man ndmlich den sehr genau
kalkulierten diplomatischen Satz von Herrn Rapkay iiber die Notwendigkeit gesetzlicher Vorschriften
sowohl in dem einen wie in dem anderen Sinne interpretieren kann. Wir fordern Sie daher sowohl gemaf
dem Vertrag von Amsterdam wie auch der interinstitutionellen Vereinbarung auf, uns im Namen des
diesem Parlament zuerkannten legislativen Initiativrechts einen Richtlinienentwurf vorzulegen. Mit den
vier von Thnen genannten Prinzipien sind wir ebenfalls voll einverstanden.

Wir teilen nicht die Auffassung von Frau in't Veld in der Frage der Subsidiaritdt. Ich halte es fiir
ausgesprochen unangebracht, von strikter Subsidiaritdt zu sprechen, wéihrend doch in Ermangelung
einer speziellen Richtlinie zu den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse die Dienstleistungsrichtlinie
gelten muss. Wir haben erlebt, wie sich der Inhalt und der Anwendungsbereich der
Dienstleistungsrichtlinie Tag fiir Tag, Woche fiir Woche stdndig &nderten. Zu einem bestimmten
Zeitpunkt war der soziale Wohnungsbau einbezogen, dann wurde er ausgeklammert, um schlie8lich
wieder aufgenommen zu werden, allerdings nur teilweise. Man braucht nur den Text unseres Parlaments
mit dem Threr Kommission und dem des Rates zu vergleichen, um festzustellen, dass keine Einigung
zu den Dienstleistungen besteht, die von der Dienstleistungsrichtlinie abgedeckt werden. Wir brauchen
heute eine gesetzliche Regelung, um die Dinge klarzustellen.
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Francis Wurtz, im Namen der GUE/NGL-Fraktion. — (FR) Frau Préasidentin, Herr Kommissionsprasident!
Das allgemeine Interesse, das 6ffentliche Wohl, das Gemeinwohl, die 6ffentlichen Dienstleistungen
sind die wesentlichen Bezugspunkte, die - wie Sie, Herr Kommissionsprasident, ausfiihrten -, das
Herzstiick der Debatte iiber den Begriff des europdischen Sozialmodells bilden.

Wir beriihren hier den Alltag der Menschen, ihre Wahrnehmung der Zukunft und unsere Auffassung
von der Gesellschaft. Es geht um Grundwerte wie Gleichheit, Solidaritit, Demokratie. Es geht um zu
wichtige Herausforderungen, als dass man sich mit unscharfen Definitionen und faulen Kompromissen
begniigen konnte.

Meine Fraktion legt besonderes Gewicht auf drei Aspekte, die es klarzustellen gilt. Erstens, das Verhéltnis
zwischen den 6ffentlichen Dienstleistungen und den Regeln des Binnenmarktes, d. h. der Vorschriften
zu Wettbewerb, 6ffentlichem Auftragswesen, staatlichen Beihilfen, nicht zu vergessen die Vollmachten
der Kommission und des Gerichtshofs hinsichtlich der Uberwachung und der Sanktionierung angeblicher
VerstoBe.

Aus unserer Sicht brauchen wir eine vollkommen neue Rechtsgrundlage, die es den offentlichen
Dienstleistungen ermdglicht, in Europa auBlerhalb der marktbestimmten Logik zu existieren. Gewiss
besagt, wie Herr Barroso und Herr Lipietz in Erinnerung gerufen haben, der Vertrag, dass im Falle eines
Konflikts zwischen den Wettbewerbsregeln und den 6ffentlichen Vorsorgungsaufgaben letztere Vorrang
haben. Er erkennt auch an, dass die Staaten das Recht haben, das allgemeine Interesse zu definieren,
dass aber die Kommission und in letzter Instanz der Gerichtshof iiber die Grenzen einer solchen
Ausnahme entscheidet. So sah sich ein Land, das nicht gerade als antiliberal gilt — die Niederlande —
dem Vorwurf ausgesetzt, einen eindeutigen Fehler bei der 6ffentlichen Daseinsvorsorge begangen zu
haben, weil sich unter den Mietern der subventionierten Genossenschaften des sozialen Wohnungsbaus
Haushalte befanden, die nicht zu den sozial Benachteiligten gehorten. In Wahrheit fiihrt der
Ausnahmestatus faktisch zu 6ffentlichen Dienstleistungen, die immer weiter schrumpfen.

Das bringt mich zu einem weiteren Punkt, den es zu prézisieren gilt: Welche Ambition verfolgen wir
im Bereich der 6ffentlichen Dienstleistungen? Unserer Auffassung nach miissen diese Dienstleistungen
ganz einfach die Grundrechte gewéhrleisten, auf die jeder in diesem 21. Jahrhunderts gleichermaBen
Anspruch hat: Bildung, Gesundheitsfiirsorge, Wohnen, Kinderbetreuung, Information, Kultur, Verkehr,
Telekommunikation, Postdienste, Energie, Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung sowie
weitere unabdingbare Bediirfnisse wie der Zugang zu Krediten. Diese Sektoren miissen also Regeln der
sozialen Effizienz unterliegen, ohne dem Druck des Wettbewerbs ausgesetzt zu sein.

SchlieBlich verdient noch ein dritter Aspekt Erwadhnung: der Zusammenhang zwischen Subsidiaritét
und dem europdischen Einigungsprojekt. Wie hier gesagt wurde, gibt es von Land zu Land
unterschiedliche Erfahrungen hinsichtlich der Erbringung der offentlichen Dienstleistungen, der
Eigentumsstruktur und der Finanzierungsart. Diese Entscheidungen miissen mit all ihren Auswirkungen
in der souverdnen Entscheidung jedes Landes liegen.

Bedarf es also einer Rahmenrichtlinie oder nicht? In meiner Fraktion ist die Debatte hieriiber im Gange,
und ich wiirde sagen: Gehen wir es an! Die Kommission soll ein solches Instrument auf der Grundlage
der genannten Prinzipien vorbereiten. Man wird mir vorwerfen, das sei nicht vereinbar mit den Regeln
des Vertrags. Genau deshalb wollen wir sie ja dndern.

Ich schlage vor, Frau Présidentin, diese Frage ganz oben auf die Tagesordnung der angekiindigten
groflen Debatte iiber die Zukunft Europas zu setzen, und dann werden wir sehen, was die Européer
wirklich dariiber denken.

John Whittaker, im Namen der IND/DEM-Fraktion. — (EN) Frau Prasidentin! Der Wunsch, den Grad
der EU-Einmischung in die Erbringung offentlicher Dienstleistungen festlegen zu wollen, ist
nachvollziehbar. Fiir die Fiihrung eines Unternehmens oder einer 6ffentlichen Behorde ist es hilfreich,
die Regeln zu kennen, doch entsetzt es mich, dass dafiir die Unterscheidung zwischen Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem und nichtwirtschaftlichem Interesse maB3geblich sein soll. Natiirlich
sind alle Dienstleistungen im eigentlichen Sinne wirtschaftlich, da sie einen wirtschaftlichen Wert haben,
sonst wiirde man wahrscheinlich von deren Erbringung absehen. Ich befiirchte, dass eine solche Definition
lediglich noch mehr Verwirrung stiften und zu weniger Effizienz und groBerem Spielraum fiir
unterschiedlich auslegbare Entscheidungen des Européischen Gerichtshofs fithren wird.
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Grundsitzlich geht es darum, dass die einzelstaatlichen und lokalen Behorden die Verwaltungshoheit
iiber offentliche Dienstleistungen haben miissen, da sie von ihrem jeweiligen Staat bzw. von ihren
Wihlern finanziert werden. Doch wir streben hier einheitliche EU-Vorschriften fiir 6ffentliche
Dienstleistungen an. Hat hier jemand den immanenten Widerspruch erkannt? Herr Barroso hat ein
chrgeiziges Arbeitsprogramm fiir die Kommission dargelegt. Meine Meinung: Bitte rithren Sie nicht
daran. Uberlassen Sie das Ganze den Regierungen der Mitgliedstaaten.

Francoise Castex (PSE), Verfasserin der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir
internationalen Handel. — (FR) Frau Présidentin, Herr Préasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie
haben daran erinnert, Herr Prasident, dass jedes Land der Union seine eigene Geschichte und sein eigenes
Versténdnis von den 6ffentlichen Dienstleistungen hat. Das europdische Aufbauwerk muss unter Achtung
dieser Vielfalt fortgefiihrt werden, sich dabei jedoch auf gemeinsame Werte der sozialen Gerechtigkeit,
der Gleichheit und der Solidaritét stiitzen. Wir konnen einen gemeinsamen Rahmen fiir europiische
offentliche Dienstleistungen abstecken. Dieser darf nicht unter dem Blickwinkel des Wettbewerbs
festgelegt werden, denn wir wissen, dass der Nutzen, den die Gesellschaft aus den &ffentlichen
Dienstleistungen zieht, in Form von Bildung, Gesundheit, Sicherheit und Zusammenhalt zwischen den
Mitgliedstaaten und ihren Biirgern gemessen wird.

Wir werden, wie hier schon erwidhnt wurde, in Kiirze eine Richtlinie verabschieden, die den
Dienstleistungsmarkt auf Gemeinschaftsebene 6ffnen soll. Wir wissen, welchen Stellenwert dieser
Dienstleistungsmarkt in den WTO-Verhandlungen einnimmt. Auf Gemeinschaftsebene wie auf globaler
Ebene ist es dringend erforderlich, in der Lage zu sein, zwischen marktbestimmten und nicht
marktbestimmten Dienstleistungen zu unterschieden und fiir die Freiheit zur Erbringung der einen und
fiir die Regulierung der anderen zu sorgen. Diirfen denn Gesundheit, Bildung, sozialer Wohnungsbau,
aber auch die Wasserversorgung allein durch das Gesetz des Profits gesteuert werden? Natiirlich nicht!
Hier zéhlt nur ein Erfordernis: das allgemeine Interesse und der soziale Fortschritt fiir alle. Und der
einzige Garant fiir dieses allgemeine Interesse ist der Staat, ganz gleich auf welcher Ebene.

Unsere Mitbiirger fiirchten zu Recht, dass das européische Projekt durch die Liberalisierung und die
Globalisierung verwissert wird. Wir miissen ihren Forderungen nach Qualitét, Zugénglichkeit, sozialer
Verantwortung und Achtung der Umwelt gerecht werden. Welch bessere Garantie konnen wir unseren
besorgten Mitbiirgern bieten, Herr Kommissar, als einen europdischen Rechtsrahmen fiir die 6ffentlichen
Dienstleistungen?

Proinsias De Rossa (PSE), Verfasser der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir
Beschiftigung und soziale Angelegenheiten. — (EN) Frau Prasidentin! Ich mochte Herrn Rapkay fiir den
riesigen Arbeitsaufwand danken, den er in diesen Bericht gesteckt hat. Besonders begriifie ich, dass
Président Barroso am heutigen Vormittag bei diesem wichtigen Thema zugegen ist. Es ist ein Zeichen
dafiir, welche Bedeutung die Kommission diesem Thema beimisst.

Im Parlament besteht ein breiter Konsens iber die Rolle der Dienstleistungen von allgemeinem und von
wirtschaftlichem Interesse sowie deren Bedeutung. Teilweise besteht besonderes Interesse an Strategie-
und in einigen Féllen Taktikfragen. Man engagiert sich — auch auf Seiten der Kommission —, um
sicherzustellen, dass jegliche Rechtsvorschriften oder Schritte in dieser Richtung per Mitentscheidung
erfolgen. Das ist fiir die Glaubwiirdigkeit dessen, was wir auf diesem Gebiet unternehmen, sowie in
gleicher Weise fiir unsere Legitimitét bei den Biirgern auflerordentlich wichtig.

Ich befiirworte eine Rahmenrichtlinie. Dafiir entschied sich der Ausschuss fiir Beschiftigung und soziale
Angelegenheiten in seiner Stellungnahme zum Bericht. Vor zwei Wochen hat das Parlament jedoch
eine Rahmenrichtlinie abgelehnt. Ich hielte es fiir falsch, nochmals zu versuchen, sie durchzubringen.

Wir miissen einen gangbaren Weg finden, um weiter voranzukommen und zu gewahrleisten, dass wir
zu Klarheit und zur Bekraftigung des Grundsatzes gelangen, den Sie hier heute dargelegt haben: Wenn
es nimlich zu einem Konflikt zwischen dem Biirgerrecht auf 6ffentliche Leistungen und dem Markt
kommit, sollte dies in den Rechtsvorschriften geregelt sein. Wir sollten diese Frage nicht der fallweisen
Entscheidung von Gerichten iiberlassen, da es sonst zu ganz widerspriichlichen Ergebnissen kommen
wird. Deshalb befiirworte ich in diesem Zusammenhang eine Rahmenrichtlinie. Vielleicht ldsst sie sich
auf anderem Wege finden. Wir miissen danach suchen.

Ich begriile Thre Zusage, im Bereich der Sozialleistungen und des Gesundheitswesens tétig zu werden.
Das sind ebenfalls dringliche Aufgaben.
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Werner Langen (PPE-DE), Verfasser der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir Industrie,
Forschung und Energie. — Frau Préasidentin! Ich mochte den Beschluss des Ausschusses und nicht meine
eigene Meinung darstellen, obwohl beide in weiten Teilen libereinstimmen.

Der Ausschuss hat insgesamt mit groler Mehrheit 18 Punkte beschlossen, die im Wesentlichen auch in
den Bericht des Kollegen Rapkay eingegangen sind. In diesem Beschluss haben wir deshalb eine breite
Mehrheit gefunden, weil wir in der Lage waren, auf der Grundlage bisheriger EntschlieBungen des
Européischen Parlaments eine gemeinsame Strategie zu entwickeln.

Ich freue mich sehr, dass der Kommissionsprésident hier anwesend ist. Aber die Tatsache, dass gegen
Jahresende wieder eine neue Mitteilung kommt, befriedigt mich iiberhaupt nicht. Denn seit dem Jahr
2000 schlangeln wir uns von Mitteilung zu Mitteilung, von Interpretation zu Gipfeldokument, ohne
dass die notwendige Klarung der rechtlichen Unsicherheiten vollzogen wurde. Da muss die Kommission
iiber ihren Schatten springen, den Unwillen des Wettbewerbskommissars tiberwinden und endlich einige
Dinge kldren, die sonst vom Européischen Gerichtshof geklart werden miissen.

Das heifit nicht — und der Ausschuss fiir Industrie, Forschung und Energie hat das auch so gesagt —,
dass wir fiir eine Rahmenrichtlinie sind. Dafiir gibt es keine Rechtsgrundlage, auch nicht im
Verfassungsentwurf. Dass wir uns das Mitentscheidungsverfahren in moglichst vielen Bereichen
wiinschen, ist selbstverstiandlich. Aber wenn wir Beschliisse fassen sollen, die liber unsere Kompetenzen
hinausgehen, dann ist das nicht richtig.

Wir haben mehrere Grundsitze beschlossen, die mit dem iibereinstimmen, was hier auch vom
Kommissionsprasidenten gesagt wurde: den Grundsatz der Subsidiaritét, dass jede Ebene selbst
entscheiden muss, dass sie sich aber an Wettbewerbsregeln halten muss, dass Beihilfen transparent
gestaltet werden miissen und dass die Kommission eine Missbrauchsaufsicht hat.

In diesem Rahmen konnen wir heute auf der Grundlage des Berichts Rapkay eine gute Stellungnahme
mit einer Handlungsanweisung fiir die Kommission verabschieden. Jetzt muss nur noch die Kommission
etwas tun.

Jozsef Szajer (PPE-DE), Verfasser der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir Binnenmarkt
und Verbraucherschutz. — (HU) Frau Préasidentin, Herr Schulz hat sehr gute Augen, denn er sieht Dinge
in dieser EntschlieBung, die dort gar nicht stehen.

Ich mochte darauf hinweisen, dass der Ausschuss fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz dem Weif3buch,
das die Kommission dem Parlament vorgelegt hat, grof3tenteils zugestimmt hat. Wir haben in diesem
Zusammenhang auch dem Punkt zugestimmt, dass es keinen Bedarf an einer Rahmenrichtlinie auf
Gemeinschaftsebene gibt. Gleichzeitig sind bei diesen Fragen meines Erachtens drei wesentliche
grundlegende Prinzipien zu beachten.

Das erste und wichtigste Prinzip ist das der Subsidiaritdt. Wir haben in Europa eine groBe Vielfalt an
Systemen fiir die Erbringung 6ffentlicher Dienstleistungen. Aus dieser Vielfalt darf keine Uniformitét
werden. Folglich darf Europa, wenn es nicht die Zustindigkeit fiir die Erbringung offentlicher
Dienstleistungen iibernehmen will, diese auch nicht vereinheitlichen. Das heif3t, diese Fragen miissen
im Zustindigkeitsbereich der 6rtlichen Behorden bleiben.

Das zweite Prinzip ist die Frage eines schrittweisen Vorgehens. Die Europidische Union und die
Europédische Kommission bewegen sich in die richtige Richtung, wenn sie sich fiir eine stufenweise
Regulierung entscheiden, und damit komme ich zum dritten Punkt, der Frage eines sektorbezogenen
Vorgehens. Wir hatten bereits grolen Erfolg mit der Regulierung verschiedener Sektoren, u. a. auf dem
Gebiet der Telekommunikation. Wir sollten uns bemiihen, diesem Beispiel zu folgen und es kontinuierlich
zu iiberwachen.

Ich teile, ebenso wie unser Ausschuss, die Ansicht, dass natiirlich eine groflere Rechtssicherheit notwendig
ist. Und als Vertreter eines neuen Mitgliedstaats mochte ich ebenfalls sagen, dass die Européische Union
angesichts des Grundsatzes des gleichen Zugangs mit Hilfe der Harmonisierung und des Kohésionsfonds
eine gemeinsame Grundlage gewéhrleisten muss. Die Instrumente fiir die Durchsetzung des Wettbewerbs
und des Verbraucherschutzes sind in den neuen Mitgliedstaaten in vielen Féllen unzureichend. Sie
miissen dringend gestirkt werden, um in diesen Regionen fiir gleichen Zugang und Wettbewerb zu
sorgen.
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Meines Erachtens ist der Bericht iiber Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ein guter Bericht,
und ich glaube, dass Herr Rapkay und seine Kollegen ausgezeichnete Arbeit geleistet haben. Ich mochte
jedoch alle bitten, ihn nicht misszuverstehen und Dinge in diesem Bericht zu sehen, die es dort nicht
gibt. Das heif3t, wir kdnnen in diesem Zusammenhang nicht von einer Rahmenrichtlinie oder einer
Mitteilung zu einer Rahmenrichtlinie sprechen.

Es ist auch sehr wichtig, dass die Frage einer allgemeinen Dienstleistungsrichtlinie eng mit dieser Frage
verkniipft wird. Auch hier miissen wir die Dinge klar sehen. Die Dienstleistungsrichtlinie hat in vielen
Punkten den Rahmen festgelegt, innerhalb dessen wir in dieser Hinsicht arbeiten konnen.

Emanuel Jardim Fernandes (PSE), Verfasser der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir
Verkehr und Fremdenverkehr. — (PT) Herr Barroso, meine Damen und Herren! Als Verfasser der
Stellungnahme des Ausschusses fiir Verkehr und Fremdenverkehr zum Weillbuch zu Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse bin ich wie auch der Ausschuss dafiir, dass die Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie iiber Dienstleistungen im Binnenmarkt
vollkommen ausgeschlossen werden, um die ausschlieBliche Zustindigkeit jedes Mitgliedstaates bei
der Festlegung, Finanzierung, Bewertung und Kontrolle dieser Dienstleistungen zu wahren, wie dies
vom Parlament bestitigt wurde. Das fordert das Funktionieren des Binnenmarkts, die Solidaritit mit
den Biirgern und die Achtung der Zustindigkeit der nationalen, regionalen und lokalen Behorden.

Zweitens sind wir der Auffassung, dass die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse beschrieben
und bestimmt werden miissen und mit Blick auf die Rechtssicherheit eine klare Unterscheidung zwischen
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und Dienstleistungen von allgemeinem
nichtwirtschaftlichem Interesse zu treffen ist. Drittens sollten fiir die Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und die Dienstleistungen
von allgemeinem nichtwirtschaftlichem Interesse Rahmenvorschriften beschlossen werden, ein
allgemeiner Rechtsrahmen, wie Herr Barroso sagte, oder eine Rahmenrichtlinie, je nach dem, was man
vorzieht. Notwendig ist die Festlegung von Mindestanforderungen, die von diesen Tatigkeiten zu erfiillen
sind, sowie von allgemeinen Kriterien fiir die Arbeitsweise, Organisation, Bewertung und Kontrolle
durch die Mitgliedstaaten und die nationalen, regionalen und lokalen Behorden.

Die Tatsache, dass diese Rechtsvorschriften die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse einbeziehen, schlief3t nicht aus, dass es besondere Vorschriften zu bestimmten Sektoren wie
dem Verkehrssektor geben kann. Im GroBen und Ganzen enthélt der Bericht Rapkay die von uns
vertretenen Vorstellungen und deshalb unterstiitze ich ihn und stimme ihm zu, auch wenn ich fiir einige
notwendige Anderungsantriige stimmen konnte.

Abschlieend, Frau Priasidentin, muss ich mein Bedauern dariiber zum Ausdruck bringen, dass es keinen
Hinweis auf die Regionen in duflerster Randlage gibt, denn Dienstleistungen von allgemeinem Interesse,
die es dort heute nicht gibt und dies es vielleicht niemals geben wird, sind in diesen Regionen einfach
unabdingbar. Ich hoffe, dass die Kommission und ihr Prisident nicht nur dem Bericht, sondern auch
den von mir hier genannten Punkten Beachtung schenken.

Markus Pieper (PPE-DE), Verfasser der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir regionale
Entwicklung. — Frau Prisidentin, Herr Kommissionsprisident, liebe Kollegen! Offentlicher
Personennahverkehr, Abfallwirtschaft, soziale Dienste, Wasserversorgung — wir sind uns alle einig,
dass das in der Kompetenz der Regionen liegt. Ich begrii3e, dass der Bericht Rapkay dies vom Grundsatz
her dhnlich sieht; der Bericht hat die Stellungnahme des Ausschusses fiir regionale Entwicklung in
vielen Punkten berticksichtigt.

Wir fordern ein Bekenntnis zur Subsidiaritdt, wir fordern aber auch mehr Rechtssicherheit, da, wo
Konflikte der Daseinsvorsorge mit dem europédischen Wettbewerbsrecht bestehen: im Beihilferecht,
beim Thema PPP, bei sozialen Diensten, auch bei der Definition von Begriffen.

Unter Daseinsvorsorge versteht ein Franzose etwas anderes als ein Pole, ein Schwede oder ein Deutscher.
Deshalb darf es auch keine einheitliche europdische Rahmenrichtlinie fiir Dienste von 6ffentlichem
Interesse geben, so wie die Sozialisten das wollen. Wir wollen keine einheitlichen EU-Standards. Es
macht keinen Sinn, etwa den Regionen Griechenlands oder Tschechiens vorzuschreiben, was sie unter
Dienstleistungen von 6ffentlichem Interesse zu verstehen haben. Leider hat die Linke im Parlament
mehrere Textstellen im Bericht durchgesetzt, die indirekt auf eine solche Rahmenrichtlinie hinzielen
konnten. Da frage ich mich schon, was Sie eigentlich wollen. Wollen Sie durch eine iibergeordnete
Rahmenrichtlinie die schon bestehenden Rechtsunsicherheiten noch weiter komplizieren? Oder wollen
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Sie durch die Hintertiir das européische Wettbewerbsrecht aushebeln und so den Regionen Europas Ihre
sozialistischen Vorstellungen der 6ffentlichen Daseinsvorsorge aufzwingen? In beiden Féllen sagen wir
ganz klar Nein. Dort, wo Rechtsunsicherheiten bestehen, miissen wir sie Thema fiir Thema und Branche
fiir Branche ausrdaumen.

Das bedeutet auch weiter viel Arbeit. Ich bin mir aber sicher, dass nur der sektorbezogene Ansatz dem
europdischen Gedanken der Subsidiaritit im gemeinsamen Binnenmarkt auch gerecht werden kann.
Europa darf hier keine Qualitéts- und Kostenkriterien vorschreiben. Die Definition, die Finanzierung
und die Organisation der Daseinsvorsorge miissen in der Verantwortung der Regionen bleiben, denn
die Regionen tragen dafiir auch die politische Verantwortung.

Robert Goebbels (PSE). — Frau Présidentin! Ich wollte fragen, ob der Ausschuss fiir regionale
Entwicklung fest in EVP-Hand ist, denn das, was wir von Herrn Pieper gehort haben, war ein reiner
EVP-Standpunkt und nicht der Standpunkt des Ausschusses fiir regionale Entwicklung.

Die Prisidentin. Sicherlich werden wir in der zweiten Hélfte der Legislaturperiode noch einmal dariiber
nachdenken missen, dass die Berichterstatter fiir federfiihrende Ausschiisse und auch die Berichterstatter
flir die Ausschiisse, die eine Stellungnahme abgeben, das tun, was Herr Langen gerade gesagt hat: Egal
aus welcher Fraktion sie kommen, sie geben die Meinung und die Abstimmung des Ausschusses wieder.
Ich bin davon iiberzeugt, dass das heute alle getan haben. Wer das anzweifelt, kann ja die Berichte noch
einmal durchlesen. Ich als Aulenstehende, die nicht so eng mit der Materie vertraut ist, habe mich zwar
bei einigen Beitrigen auch gewundert, aber wir werden uns das sicherlich in der nichsten
Legislaturperiode — vielleicht im Rahmen einer Parlamentsreform — noch einmal ansehen konnen.

Als Letzte hat jetzt Frau Stauner die Mdglichkeit, den Standpunkt des Ausschusses darzustellen.

Gabriele Stauner (PPE-DE), Verfasserin der Stellungnahme des mitberatenden Rechtsausschusses.
— Frau Prisidentin, Herr Kommissionsprasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Obwohl seit Maastricht
im EG-Vertrag verankert, fiihrt das Subsidiaritétsprinzip gleichwohl ein Schattendasein. Subsidiaritét
hat aber immer zu gelten, es sei denn, die ausschlieBliche Zustindigkeit liegt auf der europiischen
Ebene.

Bei den Dienstleistungen, von denen heute die Rede ist, ist dies unstreitig nicht der Fall. Also wére jede
europdische Regelung in diesem Bereich eindeutig ein VerstoB gegen das Subsidiaritétsprinzip. Es wére
ferner ein Verstol gegen die rechtsstaatlichen Prinzipien von Erforderlichkeit und VerhéltnismaBigkeit,
wenn in gewachsene und funktionierende Strukturen in den Mitgliedstaaten eingegriffen wiirde.

Wenn es aber schon keine Zustindigkeiten fiir die EU gibt, kann es auch keine Definition dieser
Dienstleistungen durch Europa geben. Definieren kann hier also allein der nationale bzw. regionale
Gesetzgeber. Abgesehen davon enthiillen allein schon die im Weillbuch angestellten Definitionsversuche
—meines Erachtens allesamt gekiinstelt und krampfig — das Defizit an Praktikabilitét und Biirgernéhe.

Keine Lissabon- oder sonstige Strategie vermag eine Rechtsgrundlage zu ersetzen. Das gilt genauso fiir
Handlungsmaximen und Ziele wie Wettbewerb sowie wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt.

Deshalb kann das Ergebnis unserer Diskussion nur lauten: Hinde weg von einer europdischen Regelung
fiir Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, weil es eben keine européische Rechtsgrundlage dafiir
gibt! Ich bitte, der Stellungnahme des Rechtsausschusses fiir ein biirgernahes, verstdndliches und
nachvollziehbares Europa zu folgen.

Marianne Thyssen (PPE-DE). — (NL) Frau Prisidentin, Herr Kommissionsprisident! Bekanntlich
gelangen wir in diesem Haus, wenn wir Entscheidungen treffen, die eine Marktkorrektur zum Ziel haben
oder eine solche Wirkung entfalten, unweigerlich in politisch sensibles Fahrwasser. Und wenn wir in
konkreten Situationen die Grundsitze der Subsidiaritdt und VerhaltnismaBigkeit anwenden wollen, dann
tritt nicht selten eben diese Sensibilitét ein, und ideologische Voreingenommenheit ist nie weit davon
entfernt. Trotz allem hat es Herr Rapkay vermocht, einen ausgewogenen Bericht zu verfassen, zu dem
ich ihn aufrichtig begliickwiinschen méchte.

Es stimmt mich froh zu wissen, dass zuallererst herausgestellt wird, wie wichtig die Verfligbarkeit von
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ist und dass zweitens der Gemeinsame Standpunkt zur
Dienstleistungsrichtlinie insofern bestétigt wird, als es ndmlich den Mitgliedstaaten obliegt zu bestimmen,
was Dienstleistungen von allgemeinem Interesse sind. Drittens begriile ich, dass die Frage der
Rechtssicherheit an zentraler Stelle steht.
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Mir bereiten die zweideutigen Formulierungen des Berichterstatters, wie es einige hier nennen, keine
Probleme. Ich wiirde den Ansatz cher als klug, wenn nicht gar diplomatisch, bezeichnen, aber auf jeden
Fall kann er uns auf unserer Suche nach Losungen weiterhelfen. Eine Rahmenrichtlinie fordern wir
nicht ausdriicklich. Die sektoralen Unterschiede werden in diesem Bericht anerkannt. Wenn dieser
Bericht angenommen wird, demonstrieren wir klar und deutlich, dass wir dem Inhalt mehr Bedeutung
beimessen als der Diskussion iiber die Form. Und eben darum sollte es uns doch schlieBlich gehen.

Lassen Sie uns daher nah an Herrn Rapkays Bericht bleiben, denn die Kommission weill dann, wo eine
breite Parlamentsmehrheit liegt und wo es noch Unterschiede gibt. Dann konnen wir in Erwartung
dessen, was sich aus der Mitteilung der Kommission ergibt, Schritte in Richtung eines ausgewogenen
Ansatzes setzen, den die Biirger von uns erwarten diirfen.

Harlem Désir (PSE). — (FR) Frau Présidentin, Herr Kommissionsprésident! Ich halte die Zeit fiir eine
rechtliche und politische Klarstellung in dieser Frage der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
flir gekommen.

In politischer Hinsicht, weil die Debatte iiber die 6ffentlichen Dienstleistungen die europdische Debatte
beherrschte, die Debatte iiber den Verfassungsvertrag vergiftete und durch den urspriinglichen Vorschlag
fiir eine Richtlinie iiber Dienstleistungen im Binnenmarkt negativ beeinflusst wurde, da dieser eine
breite Palette von sozialen Dienstleistungen und Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse mit einbezog.

Das Misstrauen, das durch das Risiko einer Infragestellung der 6ffentlichen Dienstleistungen aufgrund
des Handelns der Kommission oder des Eingreifens der Europdischen Union geweckt wurde, sitzt tief.
Es ist in vielerlei Hinsicht begriindet — u. a. durch das gestorte Gleichgewicht zwischen den Regeln des
Binnenmarktes und der Wahrung des allgemeinen Interesses, sowie durch die Auswirkungen bestimmter
sektorbezogener Richtlinien, die nicht die versprochenen oder erwarteten Ergebnisse erbracht haben.
Ich denke da beispiclsweise an die Entwicklung der Preise im Energiesektor oder an einige begriindete
Befiirchtungen im Postsektor.

Auch in rechtlicher Hinsicht ist eine Klarstellung erforderlich. Sie haben das ja vorhin selbst unterstrichen,
Herr Kommissionsprisident, als sie die Liste der Gesetzesinitiativen nannten, die in jiingster Zeit von
der Kommission ergriffen wurden, um die Auslegung des Rechts und der Vertrdge im Hinblick auf
offentliche Beihilfen, die Regelung der staatlichen Beihilfen, des Personenreiseverkehrs, der Finanzierung
und der Ausgleichszahlungen usw. zu stabilisieren.

Ich glaube daher, dass man heute keinen Gegensatz zwischen der Notwendigkeit sektorbezogener
Initiativen auf der einen und eines horizontalen Rahmens auf der anderen Seite konstruieren darf. Wir
brauchen sektorbezogene Initiativen — das haben Sie auch gesagt — beispielsweise im Bereich der
Gesundheitsdienstleistungen oder der sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, und wir
brauchen ebenfalls sektoriibergreifende Initiativen. Warum? Weil, wie Sie ausfiihrten, eines unserer
Grundprinzipien in der Achtung des Rechts jedes Mitgliedstaates und seiner lokalen Korperschaften
besteht, selbst zu definieren, was sie unter Dienstleistungen von allgemeinem Interesse bzw.
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse verstehen. Diese Begriffe sind ja von
einem Mitgliedstaat zum anderen unterschiedlich. Die Organisations- und Finanzierungsmodalitdten,
aber auch die Konturen, die Abgrenzung der dffentlichen Dienstleistungen sind von Land zu Land,
manchmal sogar von Region zu Region und von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich.

In Ermangelung gesetzlicher Vorschriften fallt es dem Gerichtshof und manchmal der Kommission zu,
die Vertrdge zu interpretieren. Diese Interpretation fiihrte zu einer inkonstanten und fluktuierenden
Rechtsprechung, die Rechtsunsicherheit fiir die lokalen Korperschaften, fiir die Erbringer und die Nutzer
zur Folge hatte. Sie 16ste auch die Furcht aus, dass die Aufgaben von allgemeinem Interesse durch eine
Art Vorherrschaft der Interessen des Binnenmarktes, des Wettbewerbs oder privater Betreiber in Frage
gestellt werden konnten. Aus diesem Grunde haben wir diesen fiir eine Fraktion des Europdischen
Parlaments etwas ungewdohnlichen Schritt unternommen, symbolisch, aber auch in politischer Absicht
eine Initiative fiir die Abfassung einer sektoriibergreifenden Rahmenrichtlinie vorzuschlagen, die die
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse aufrechterhalten soll.

Wir wollten deutlich machen, dass, wenn der politische Wille vorhanden ist, eine Grundlage in den
Vertrdgen gefunden und eine Richtlinie erarbeiten werden kann, die den Fragen, mit denen wir
konfrontiert sind, gerecht wird. Von diesem Standpunkt aus mochte ich Frau in't Veld Folgendes
antworten: Ich glaube, dass wir, um die Subsidiaritét zu schiitzen, genau diesen Rechtsrahmen brauchen,
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und das haben wir mit diesem Entwurf fiir eine Rahmenrichtlinie deutlich gemacht. Ich ersuche Frau
in't Veld, sich mit dieser Initiative vertraut zu machen, die darauf abzielt, die 6ffentlichen Dienstleistungen
und die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu definieren und abzusichern und ihre Nachhaltigkeit
Zu garantieren.

Ich glaube, jetzt ist der Gesetzgeber gefordert, die Regeln festzulegen. Es ist normal, dass das Européische
Parlament als Vertreter der Biirger und die nationalen Regierungen als Vertreter der Mitgliedstaaten in
einer Offentlichen Debatte offen feststellen kdnnen miissen, wie Artikel 86 auszulegen ist, wo der
Binnenmarkt und der Wettbewerb ihre Grenzen haben, um das allgemeine Interesse zu wahren. Die
offentlichen Dienstleistungen bilden, wie Sie, Herr Kommissionsprésident, sagten, das Herzstiick des
europdischen Sozialmodells. Die Biirger legen Wert auf diese Leistungen, weil sie nicht nur zur
Lebensqualitit, zum Zugang zu den Grundrechten, zur wirtschaftlichen und sozialen und territorialen
Kohision, sondern auch zur Wettbewerbsfahigkeit unseres Kontinents und seiner Territorien beitragen.

Es ist daher heute ein rechtliches, aber auch ein politisches Gebot, unter Beweis zu stellen, dass die
Union nicht der Feind der 6ffentlichen Dienstleistungen ist, sie sie nicht behindern will, sondern dass
sie im Gegenteil bemiiht ist, sie zu bewahren, zu fordern und weiterzuentwickeln.

VORSITZ: MARIO MAURO
Vizeprdsident

Bernard Lehideux (ALDE). — (FR) Herr Prasident, Herr Kommissionsprésident! In der Aussprache
iiber das Sozialmodell habe ich unterstrichen, dass unsere Mitbiirger sich ein Europa wiinschen, das
ihren dringenden und konkreten Anliegen gerecht wird. Zu diesen Anliegen gehort die Garantie des
Fortbestehens und der Qualitit der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse. Heute ist der Rechtsstatus
dieser Dienstleistungen in Europa viel zu unsicher. Es ist doch nicht gesund, dass die vorrangigen
Dienstleistungen flir den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaften ausschlieflich von der
Rechtsprechung des Gerichtshofs abhéngen. Die Richter haben, wie jeder von uns weif3, niemals so viel
Macht wie im Falle des Versagens der Politik. Wir miissen also auf Gemeinschaftsebene einen
Rechtsrahmen erarbeiten, der die Modalititen und die Ziele fiir die Organisation der Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse festlegt.

Herr Kommissionsprésident, wenn nicht alle {iberzeugt sind, so spricht das doch nicht dagegen, die
Dinge zu prézisieren. Ich gehdre zu denen, die an die Kommission appellieren, so bald wie mdglich
eine Rahmenrichtlinie iiber die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse vorzuschlagen. Und gestatten
Sie mir, denen, die dagegen sind und die die Losung des sektoralen Ansatzes vertreten, offen und ehrlich
zu antworten. Das ist keine Alternative. Das ist ein Tduschungsmanover. Unsere Mitbiirger sind doch
nicht blind. Sie begreifen sehr wohl, dass die Bevorzugung dieses Ansatzes in Wahrheit darauf hinausliefe,
die Herstellung der Rechtssicherheit, die sie sich fiir die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
und besonders die sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse wiinschen, hinauszuzdgern.

Zudem ist doch klar, dass ein Rahmeninstrument nicht ausschlie3t, den Besonderheiten bestimmter
Sektoren Rechnung zu tragen, ganz im Gegenteil. Einen Rahmen festzulegen, bedeutet doch keinesfalls
Uniformisierung. Herr Président, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir diirfen uns unserer
Verantwortung nicht entzichen. Uns erwartet ein Gesetzgebungsprojekt, das beweisen wird, dass die
Union der beste Garant fiir ein hohes Niveau der Solidaritdt und des sozialen Zusammenhalts ist.

(Beifall)

Pierre Jonckheer (Verts/ALE). — (FR) Herr Président, Herr Kommissionsprisident! Lassen Sie mich
meiner Freude und meiner Dankbarkeit dariiber Ausdruck geben, dass Sie, Herr Barroso, bei dieser
Sitzung zugegen sind.

Seit Jahren diskutieren wir iiber européische sektoriibergreifende Rechtsvorschriften im Bereich der
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. Das Européische Parlament hat sich in
den Jahren 2001 und 2004 fiir derartige Rechtsvorschriften ausgesprochen, und die Europiische
Kommission — es handelte sich im Ubrigen um die Kommission Prodi — kam dem nicht nach, wobei
sie das juristische Argument anfiihrte, es fehle eine Rechtsgrundlage, und das politische Argument, es
gebe im Rat nicht die erforderliche politische Mehrheit, um voranzukommen. Zu diesem letzten Punkt
deutet die Bezugnahme auf Artikel 322 des Entwurfs des Verfassungsvertrags zumindest unbestreitbar
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darauf hin, dass innerhalb des Europdischen Rates politische Einmiitigkeit dariiber bestand,
voranzukommen.

Heute liegt uns ein Vorschlag fiir eine Richtlinie iiber den Dienstleistungsbinnenmarkt vor, der teilweise
die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse abdeckt. Zahlreiche Experten sagen
voraus, dass diese Richtlinie nicht verhindern wird, dass unzéhlige Klagen beim Gerichtshof eingehen
werden und dass sie die Realisierung des Ziels einer groBeren Rechtssicherheit auf dem Gebiet des
Dienstleistungsbinnenmarktes behindern wird.

Heute liegt uns, wie andere Kollegen bereits sagten, auch eine EntschlieBung des Europdischen Parlaments
vor, iiber die morgen abgestimmt werden soll, die jedoch einen Riickzieher im Vergleich zu den
EntschlieBungen von 2001 und 2004 darstellt. Aus diesem Grunde haben wir einige Anderungsantriige
eingebracht, die die Dinge klarstellen sollen.

Die wahre politische Neuerung besteht jedoch, wie mir scheint, darin, dass auf3er der sozialdemokratischen
Fraktion, die einen Vorschlag fiir eine Rahmenrichtlinie bei Rechtsexperten in Auftrag gegeben hat,
auch der Europdische Gewerkschaftsbund einen Textvorschlag eingereicht hat. Verschiedene Verbande
— ich denke dabei insbesondere an das Europdische Verbindungskomitee ,,Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse®, dem diese Fragen vom Inhalt her vertraut sind — haben ebenfalls Vorschlage
mit rechtlichem Charakter ausgearbeitet, die Folgendes aussagen: Ja, ein Vorschlag fiir eine
Rahmenrichtlinie ist denkbar, der im Ubrigen mit den vier Grundsitzen im Einklang stehen muss, die
Sie in Threm einfiihrenden Beitrag genannt haben.

Deshalb fordern wir Sie, Herr Kommissionsprasident, auf der Grundlage von Artikel 192 des derzeitigen
Vertrages unumwunden auf, voranzugehen und sich nicht damit zu begniigen, uns in einigen Monaten
in Form eines neuen Konsultationspapiers oder eines neuen Weilbuchs eine Antwort zu geben.

AbschlieBend mochte ich mich auf eine eher politische Ebene begeben. Ich meine, wir sollten nicht die
reale oder virtuelle Sorge einer Reihe unserer Biirger unterschitzen, die das Gefiihl haben, dass ein
krasses Missverhiltnis zwischen der Umsetzung des Wettbewerbsrechts, das in seinen allgemeinen
Bestimmungen ein horizontales Recht ist, und dem Schutz der Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse besteht. Und, wie einige Kolleginnen und Kollegen feststellten, Herr Président, besteht die
Bedeutung einer Rahmenrichtlinie fiir den Rat und fiir das Europédische Parlament darin, dass sie ihnen
die Moglichkeit gibt, der Kommission und letztlich dem Gerichtshof zu sagen, welche allgemeinen
Bestimmungen sie sich fiir die europdischen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse wiinschen.
Darin sehe ich iibrigens den politischen Sinn dieser ganzen Debatte. Ich wiirde mir andere politische
Mehrheiten wiinschen, aber sie sind augenblicklich eben nicht anders.

Sahra Wagenknecht (GUE/NGL). — Herr Prasident, werte Kolleginnen und Kollegen! Seit tiber einem
Jahrzehnt wird in Europa riide und riicksichtslos liberalisiert. Elementare Leistungen, wie die Versorgung
mit Energie, weite Teile des Verkehrs, aber auch Bildung, Gesundheit, Wohnungen und Krankenhauser
werden den Spielregeln von Markt und Profit iiberantwortet, teils direkt unter der Agide von Briisseler
Liberalisierungsvorschriften, teils unter dem Druck des Europdischen Gerichtshofs, teils auch aus
Eigeninitiative neoliberaler Regierungen — angeblich, weil dadurch Arbeitsplitze entstehen, angeblich,
weil mehr Wettbewerb den Konsumenten niedrigere Preise bringen wiirde, angeblich, weil private
Investoren effizienter wirtschaften wiirden. Die Liberalisierungsbilanz des vergangenen Jahrzehnts ist
eine klare Widerlegung dieser neoliberalen Liigen. Hunderttausende Arbeitsplétze sind allein im Bereich
Energie und Post vernichtet worden. Wer noch Arbeit hat, arbeitet iiberwiegend zu schlechteren
Konditionen. Das kann man als Steigerung von Effizienz preisen. Man kann es allerdings auch als
forcierte Ausbeutung beim Namen nennen. Die Konsumenten haben von den sinkenden Kosten selten
profitiert. In Deutschland etwa war Strom noch nie so teuer wie heute.

Dass der Bericht des Sozialdemokraten Rapkay diese Bilanz zum Erfolg verklart und nach weiteren
sektoralen Liberalisierungen ruft, ist ignorant gegeniiber den gemachten Erfahrungen und riicksichtslos
gegeniiber jenen, die die Folgen auszubaden haben.

Wer fordert, Daseinsvorsorge den Regeln des Binnenmarktes zu unterwerfen, der will Gesundheit,
Bildung und Mobilitit zu einer kduflichen Ware machen, die sich nur noch Gutbetuchte leisten kdnnen,
denn kapitalistische Mérkte decken nicht Bedarf. Sie orientieren sich immer nur an jenem Bereich der
Nachfrage, der zahlungskréftig ist, denn nur damit lassen sich Profite machen. Von einem solchen
Europa mogen die Reichen und die Konzerne traumen. Die Linke hat andere Traume! Wir werden nicht
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aufhoren, gemeinsam mit den sozialen Bewegungen in Europa diesem entfesselten Kapitalismus unseren
Widerstand entgegenzusetzen.

Jens-Peter Bonde (IND/DEM). — (DA) Herr Prasident! Wir hatten in meiner Kindheit keine gelehrten
Biicher zuhause. Ich komme aus einer Familie von Bauern und Handwerkern. Dank kompetenter Lehrer
an meiner staatlichen Schule und der kostenlosen Ausleihe von Biichern aus einer gut ausgestatteten
offentlichen Biicherei konnte ich mir die Welt der Biicher erschlieBen. In diesem Bericht werden die
Buchausleihe, Bildung, Fiirsorge, Pflege, Wasser, Sicherheit, Krankenhausbehandlung und die
Sozialfiirsorge als Dienstleistungen von allgemeinem Interesse bezeichnet, und zwar im Gegensatz zu
den spezifischeren Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse wie der Friseurbesuch
oder der Kauf eines Hauses. Zéhne, Brillen und Koérperpflege nehmen eine Zwischenstellung ein. Der
Gerichtshof hat mit zahlreichen Urteilen fiir viele Dienstleistungen einen Binnenmarkt geschaffen. Den
Kern der repréasentativen Regierungsform bildet der Gedanke, dass die Biirger nicht nur — wie auf einem
Markt - mit ihrem Geldbeutel abstimmen, sondern mit ihrer Stimme auch entscheiden, tiber welche Art
von Einrichtungen eine Gesellschaft verfiigen soll. Wollen wir private Krankenhduser und teure
Arztrechnungen; wollen wir fiir das Ausleihen von Biichern bezahlen; sollten die Preise fiir die
offentlichen Verkehrsmittel gesenkt werden; sollten alte Damen im Pflegeheim Anspruch auf eine
Waschung pro Tag haben; sollten unsere Kinder billige Vorschulen besuchen oder Anspruch auf die
Erziehung durch ausgebildete Lehrer haben? Die Junibewegung unterstiitzt den Binnenmarkt fiir Waren
und Dienstleistungen, wir lehnen eine nationale Diskriminierung ab, aber wir wollen den Wéhlern in
jedem Mitgliedstaat die Moglichkeit geben, die Grenzen zwischen Markt und Gesellschaft zu definieren
und tiber Qualitédt und Leistungen sowie Verbraucherrechte selbst zu bestimmen.

Auflerdem wollen wir das dénische Zustimmungsmodell schiitzen, bei dem Loéhne und
Arbeitsbedingungen vertraglich vereinbart und dann respektiert werden, wie auch unser Sozialmodell,
bei dem wir hohe Steuern zahlen, um soziale Biirgerrechte fiir alle zu gewéhrleisten. Das ist ein Fall,
bei dem die reprisentative Regierungsform in der Lage sein sollte, den Markt so zu kontrollieren, so
dass auch jene, die nicht mit einem silbernen Loffel im Mund geboren werden, Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse in Anspruch nehmen koénnen. Wir mochten auch kiinftig mit Grundtvig singen,
dass wir in einem Land, in dem ,,wenige zuviel und noch weniger zu wenig* haben, viel erreicht haben.

Leopold Jézef Rutowicz (NI). — (PL) Herr Président! Das Weillbuch der Kommission zu
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ist fiir die Schaffung eines gemeinsamen Marktes auf jeden
Fall erforderlich. Diese Dienstleistungen und die Art ihrer Erbringung sollten kiinftig genauer definiert
werden. Wir sollten bedenken, dass die Erbringung dieser Dienstleistungen derzeit zu einem grof3en
Teil auf Losungen beruht, die in einzelnen Mitgliedstaaten und durch einzelstaatliche Gesetzgeber
erarbeitet wurden. Wir kénnen diese Dienstleistungen erst dann in gemeinsame européische Regelungen
aufnehmen, wenn wir das Dienstleistungssystem in der Europdischen Union verbessert haben. Im
Rahmen weiterer MaBBnahmen ist der Rechtsstatus von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und
von MafBnahmen zum Schutz der Verbraucherinteressen zu prizisieren.

Herr Rapkay beschreibt in seinem Bericht, fiir den ich ihm danken mochte, sehr klar die aktuelle rechtliche
Lage und die noch bestehenden Reserven. Wir miissen diesen Bericht nutzen.

Alexander Radwan (PPE-DE). — Herr Président, Herr Kommissionsprésident! Wir diskutieren heute
iiber einen Bereich mit einem breiten Spektrum. Herr Schulz hat den kommunalen Friedhof wieder
angedacht und angeregt. Kommunale Strukturen kénnen aber auch Konzerngrofe erreichen; dies ist die
gesamte Bandbreite. Ob diese groflen Strukturen immer richtig sind, ist fraglich.

Warum diskutieren wir eigentlich wirklich? Weil wir auf der einen Seite das Thema der Marktregeln
haben und auf der anderen die Frage der Subsidiaritdt. Das kann sich durchaus beilen, und was am
Ende herauskommt, ist nicht immer stringent. Ich bin ein starker Anhanger der Subsidiaritét, der Regeln
vor Ort. Die einheitliche Definition in einem Europa der moglicherweise 27 — wenn wir die heutige
Entscheidung vorwegnehmen — ergibt einen Einheitsbrei, den ich ablehne. Aber Europa muss sich
immer fragen: Was bringt das européische Handeln mehr, was niitzt dem Biirger in diesem Bereich?
Warum diskutieren wir heute so eingehend die Rahmenrichtlinie, wo der Berichterstatter selber sagt,
dass sein Bericht keine Rahmenrichtlinie in diesem Bereich fordert. Bei manchen Rednern habe ich den
Eindruck, sie unternehmen schlicht und ergreifend den Versuch, iiber diese Diskussion und in
Kombination mit der Dienstleistungsrichtlinie wettbewerbsfreie Regionen zu schaffen, die davon
ausgenommen werden. Die Gefahr ist neben der Abschaffung der Marktregeln, dass wir zu einem



16

Verhandlungen des Européischen Parlaments

26-09-2006

europdischen Daseinsvorsorgebegriff kommen, zu einem Einheitsbrei fiir Europa. Das kann nicht das
Ziel sein, weil Europa dafiir zu heterogen ist.

Was aber die Biirger, die Kommunen und die Kommunalpolitiker zu Recht einfordern, ist
Rechtssicherheit. Sie wollen wissen, was moglich ist und was nicht. Da herrscht gro3e Konfusion. Ich
nehme meine Geburtsstadt Miinchen als Beispiel. Da werden zurzeit in eine Gesellschaft vier grofie
Krankenhiuser eingebracht, und man weill nicht, was man der Kommission vorlegen muss und was
nicht. Hier ist die Kommission gefordert, gemeinsam mit dem Parlament — weil das, was auch unsere
Fraktion sehr stort, ist, dass die Kommission sich ein Stiick weit ,, Willkiir behilt, nach dem Motto,
man entscheidet immer gerade wie man es fiir richtig hilt, und spricht es nicht mit den legitimierten
Beauftragten, den legitimierten Wéhlern ab. Entscheidend im letzten Punkt ist — und da sind diese
Diskussionen hier eigentlich iiberfillig —: Der Biirger muss verstehen, warum das, was wir tun, gut
fiir ihn ist. Das ist nicht immer der Fall, gerade in diesem Bereich. Da kommt das, was wir hier machen,
zu Hause ganz anders an. Das wére eine Aufgabe fiir die Kommunikationsstrategie.

Robert Goebbels (PSE). — (FR) Herr Prasident, werte Kolleginnen und Kollegen! Artikel 5 des Vertrags
zur Griindung der Européischen Gemeinschaft besagt, ich zitiere: ,,Die MaBnahmen der Gemeinschaft
gehen nicht tiber das fiir die Erreichung der Ziele dieses Vertrags erforderliche Maf} hinaus®. Das nennt
man Subsidiaritétsprinzip, dessen Bedeutung gerade von Kommissionsprasident Barroso unterstrichen
wurde.

Ohne jeden Zweifel erfordert jedoch das gemeinsame Ziel des sozialen Zusammenhalts ein konsequentes
politisches Handeln, um allen Biirgern 6ffentliche Dienstleistungen von hoher Qualitdt anzubieten. Die
Gemeinden, die Gebietskorperschaften stehen den Biirgern am nichsten. Die Kommunalpolitiker sind
am besten in der Lage einzuschétzen, welche Dienstleistungen fiir das Wohlergehen ihrer Biirger und
vor allem der Schwéchsten unter ihnen erforderlich sind.

Logischerweise hat sich die Union jahrzehntelang nicht mit diesen 6ffentlichen Dienstleistungen befasst.
Aber mit der Umsetzung des groflen Binnenmarktes klagten immer mehr private Wettbewerber gegen
die Stadte und Gemeinden. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs brachte nicht immer eine gliickliche
Losung, sie war manchmal sogar widerspriichlich. Zur Entlastung des Gerichtshofs muss allerdings
gesagt werden, dass der Begriff der 6ffentlichen Dienstleistung nicht leicht abzugrenzen ist.

Es gibt deutliche Unterschiede zwischen den nationalen Praktiken in den 25 Mitgliedstaaten.
Kommissionsprasident Barroso hat gerade die Notwendigkeit unterstrichen, die Verschiedenartigkeit
der nationalen, regionalen und lokalen Situationen zu respektieren. Aus diesem Grunde kédmpft die
Sozialdemokratische Fraktion seit Jahren fiir einen klaren Rechtsrahmen, der die Entfaltung der
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ermdglicht.

Das ist alles, was die Sozialdemokratische Fraktion im Europdischen Parlament will. Wir wollen die
grofitmdgliche Sicherheit fiir alle Erbringer universeller 6ffentlicher Dienstleistungen. Die Luxemburger
Richter diirfen nicht zu Schiedsrichtern iiber die Qualitdt der anzubietenden 6ffentlichen Dienstleistungen
werden. Nach den Worten von Kommissionsprésident Barroso machen diese 7 % des europdischen BIP
und 5 % der Arbeitsplétze aus, wodurch ihre Effizienz unterstrichen wird. Es ist an den Wahlern, an
den Biirgern, dariiber zu entscheiden, welche universellen Dienstleistungen sie wollen. Der ehemalige
Kommissar Lord Cockfield, der zusammen mit Kommissionsprisident Jacques Delors zu den Schopfern
des Binnenmarktes gehorte, pflegte zu sagen:

(EN) ,,Die Kommission muss die Regierungen dabei unterstiitzen, Steuergelder zu sparen.*

(FR) Er hatte Unrecht. Nicht die Kommission hat iiber die Verwendung der 6ffentlichen Gelder zu
entscheiden, sondern letztlich der Steuerzahler selbst. Der souverdne Wihler muss entscheiden, ob seine
Gemeinde oder seine Region sein Geld gut anlegt oder nicht. Das nennt man Demokratie.

Diejenigen, die den ungeziigelten freien Markt befiirworten, werden mir entgegenhalten, dass die
Vertrdge die Kommission verpflichten, gegen staatliche Beihilfen vorzugehen, die den Wettbewerb
verfélschen, doch Artikel 87 des Vertrags besagt eindeutig, dass diese Beihilfen nur verboten sind, ich
zitiere, ,,soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen*. Nun kann man aber schwerlich
behaupten, dass lokal durch offentliche Korperschaften erbrachte 6ffentliche Dienstleistungen den
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen.

Herr Prisident, Sie haben uns gerade die Vorlage einer Mitteilung bis zum Jahresende angekiindigt. Ich
teile die Auffassung meines Kollegen von der EVP, Werner Langen, dass wir allzu viele Texte erlebt
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haben, die zwar gut gemacht waren, aber keine realen politischen Folgen hatten. Ich bitte Sie, Herr
Kommissionsprésident, legen Sie uns einen oder so viele Legislativvorschldge vor, wie Sie wollen, aber
gestatten Sie endlich dem Parlament, seine Arbeit als Mitgesetzgeber in einem Bereich zu tun, der nach
Thren eigenen Worten das Herzstiick des européischen Sozialmodells bildet.

Danuté Budreikaité (ALDE). — (LT) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Wir diskutieren heute
iber das Weillbuch zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, das die Europédische Kommission
vor {iber zwei Jahren verdffentlicht hat. Es ist bedauerlich, dass die Liberalisierung des
Dienstleistungsmarktes bisher wirklich zu wiinschen iibrig lie}. Das Wei3buch bietet lediglich eine sehr
abstrakte Definition der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und der Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. Der Begriff der 6ffentlichen Dienstleistungen wird tiberhaupt
nicht definiert und folglich im Weilbuch auch nicht verwendet, das stattdessen von
,Gemeinwohlverpflichtungen® spricht, die sich auf Luft-, Schienen- und Stralenverkehr sowie den
Energiesektor erstrecken, welche auch als Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
ausgewiesen werden. Daher ist es schwierig zu verstehen, woriiber wir eigentlich sprechen, wéahrend
man sich vom Weilbuch in erster Linie den Entwurf eines Rechtsaktes versprach, der die Durchsetzung
einer der wichtigsten Freiheiten des europdischen Binnenmarktes, des freien Dienstleistungsverkehrs,
regulieren und ermoglichen sollte.

Die Situation in Bezug auf die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse &hnelt der der
Dienstleistungsrichtlinie, die sich urspriinglich auf Dienstleistungen von wirtschaftlichem und
allgemeinem Interesse erstrecken sollte und von der derzeit — unter Beriicksichtigung einer Reihe von
Ausnahmen - Verkehrs- und Postdienstleistungen ausgeschlossen sind und wobei die Strom-, Gas- und
Wasserversorgung vom Ursprungsprinzip ausgenommen sind. Folglich kann man bei den meisten
Dienstleistungen in der EU kaum davon sprechen, dass sie sich im Einklang mit den
Binnenmarktgrundsétzen Wettbewerbsfihigkeit, Vertretung der Verbraucherinteressen und freier
Dienstleistungsverkehr befinden. Der Marktprotektionismus schrinkt die Wettbewerbsfahigkeit nicht
nur ein, sondern verhindert jetzt und in Zukunft, dass die Verbraucher zum rechten Zeitpunkt Zugang
zu Dienstleistungen in angemessener Qualitit haben. Das wird deutlich, wenn man die verschiedenen
Léander der Europidischen Union bereist.

Was die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse betrifft, so sollten sie in erster Linie eindeutig
definiert werden, um jegliche ,,freie Interpretationen® einzelner Mitgliedstaaten zum Schutz der Mirkte
zu verhindern. Es ist notwendig, einen Rechtsakt zur Regelung derartiger Dienstleistungen zu erarbeiten,
der den Grundsatz der Subsidiaritit beriicksichtigt und die Dienstleistungsmarkte fiir den Wettbewerb
zum Wohle der Biirger eines jeden Landes und zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der EU
Offnet. Ich gebe zu, dass die regionale und lokale Ordnungspolitik bei der Erbringung von
Dienstleistungen eine wichtige Rolle spielt; doch viel zu oft dient sie lediglich als Vorwand fiir
Marktprotektionismus. Dabei sind Dienstleistungen im Grunde das ,,gro3e Geschaft®.

Elisabeth Schroedter (Verts/ALE). — Herr Président! Die Leistungen der Daseinsvorsorge sind das
Herzstiick des Sozialmodells Europa. Das haben Sie als ersten Satz gesagt, Herr Barroso. Im gleichen
Zuge preisen Sie jedoch die Effizienz des Marktes und nicht die Solidaritét, den allgemeinen Zugang
und das Grundrecht als Primat fiir solche Leistungen.

Die Biirgerinnen und Biirger erwarten jedoch von der Européischen Union Klarheit, dass ihnen die fiir
ihr Leben notwendigen Dienstleistungen als Grundversorgung garantiert sind, und zwar universell, d. h.
unabhéngig von ihrem sozialen Status und ihrem Wohnort. Wir kdnnen das Vertrauen der Menschen
nur gewinnen, wenn die Leistungen der Daseinsvorsorge einen grundsétzlichen Schutz vor den
Marktinteressen genief3en und nicht mit ihnen verbunden werden. Wenn Sie die Daseinsvorsorge mit
der Effizienz des Marktes verbinden, Herr Barroso, wollen Sie das Herzstiick des européischen
Sozialmodells aufldsen. Sie frohlocken iiber die Forderungen in diesem Haus nach dem sektoriellen
Ansatz, der Thnen alle Macht zu einer Liberalisierung der Grundversorgung gibt. Die jiingsten Beispiele
in Threr Mitteilung zu sozialen Diensten sind hier sehr deutlich. Dort werden soziale Grundleistungen
als Wirtschaftstétigkeit umdefiniert. Sie interpretieren die Definition von europdischen Gerichtsurteilen
um.

Auch Thre Vorschlige zu den Gesundheitsdiensten, wo die Patientenmobilitit gegeniiber der
Grundversorgung Vorrang haben soll, sprechen eine eigene Sprache. Es zeigt sich darin, dass es eine
[llusion ist zu glauben, dass der Markt die Grundrechte garantieren kann. Der Schutz fiir diese Leistungen
der Daseinsvorsorge kann nur durch eine klare Rahmenrichtlinie gewahrleistet werden, welche die
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Leistungen, die der Grundversorgung dienen sollen, nicht unter die Regeln des europdischen
Wettbewerbsrechts stellt. Es handelt sich dabei um Leistungen, die selbstversténdlich staatliche Zuschiisse
garantiert bekommen diirfen und deren Aufgabe es ist, Grundversorgung zu garantieren und nicht,
Marktinteressen als Prioritdt zu haben. Die Leistungen der Daseinsvorsorge, welche wirtschaftlichen
Charakter haben, konnen ebenfalls der Grundversorgung dienen. Auch dort muss der universelle Zugang
zu ihnen vor den Marktinteressen stehen.

Insofern muss eine solche Rahmenrichtlinie ein Pendant zur Dienstleistungsrichtlinie darstellen, um
eben diesen Schutz zu garantieren. Das ist unter den derzeitigen Gesichtspunkten der einzige Weg, eine
Losung zu finden, denn wir haben die Dienstleistungen ja bereits durch die Dienstleistungsrichtlinie
auf dem Markt. Insofern ist dies eine Scheindiskussion von der rechten Seite, die glaubt, dass man
einfach nur zuriickblicken kann und dass der sektorielle Ansatz oder die Nichtdefinition auf européischer
Ebene eine Losung ist.

Kartika Tamara Liotard (GUE/NGL). — (NL) Herr Président! Als Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse von dem Geltungsbereich der umstrittenen Dienstleistungsrichtlinie ausgenommen wurden,
witterten wir den Sieg. Der oOffentliche Sektor sollte von Bolkestein verschont bleiben, aber
moglicherweise war das nur ein Pyrrhussieg. Die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse werden
schlieBlich erst jetzt definiert. In der Auseinandersetzung um eine Richtlinie fiir derartige Dienstleistungen
muss geklirt werden, was zu dem Bereich des Marktes gehort und vor allem auch, wer am besten dartiber
entscheiden kann.

Unsere Auslegung von allgemeinem Interesse werden wir mit allen Mitteln gegen Liberalisierung und
die Krifte des Marktes auf solchen Gebieten wie Bildung, Gesundheitswesen und Kultur verteidigen:
wir haben Erfahrung damit und reichlich genug davon! Wenn Bereiche liberalisiert werden, die genau
genommen nicht zum Markt, sondern zur Gesellschaft gehoren, wirkt Europa auf uns wie eine Raupe
Nimmersatt, die bei jeder sich bietenden Gelegenheit mit beiden Hénden zugreift.

Letzteres ist bereits in dem neuerlichen Angriff der Kommission auf die Pflege zu sehen. Unserer
Auffassung nach wird diese Richtlinie vor allem zu einem Instrument, mit dem sich Biirger, Schiiler,
Patienten und Verbraucher gegen diese Raupe Nimmersatt der dauernd liberalisierenden Union wehren
konnen. Die Richtlinie muss verdeutlichen, dass die Mitgliedstaaten und ihre Biirger dariiber befinden,
was Dienstleistungen von allgemeinem Interesse sind, und dabei riickt die Politik wieder ndher an den
Biirger, wo sie auch hingehort.

Johannes Blokland (IND/DEM). — (NL) Herr Prisident! Im 19. Jahrhundert iibernahm der Staat
zahlreiche Aufgaben wie Bildung, Zugang zur Gesundheitsfiirsorge und Regulierung der Arbeitszeiten,
die urspriinglich nicht in seinen Zusténdigkeitsbereich fielen. Das war als Reaktion auf das Scheitern
des Marktes notwendig und ist es immer noch, sobald der Markt versagt.

Der Unterschied zwischen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ist theoretischer Natur. Diese Unterscheidung dient daher dazu,
Dienstleistungen freizugeben und ein Eingreifen des Staates zu begrenzen. Die Einmischung des Staates
zu ziigeln, ist in Bereichen ein lobenswertes Ziel, in denen von den Biirgern Selbststandigkeit und
Verantwortung erwartet werden darf. Diese Unterscheidung sollte jedoch nicht darauf hinauslaufen,
dass der Zugang fiir die Biirger eingeschriankt wird.

Ich pladiere daher fiir Zuriickhaltung bei der Offnung des Marktes fiir Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse. Der Gesellschaft ist mit einem Staat gedient, der den Schwachen Gerechtigkeit
widerfahren l4sst und Zugang zu den Dienstleistungen gewéhrleistet, die im Alltag unerlésslich sind.

Othmar Karas (PPE-DE). — Herr Prasident, Herr Kommissionsprésident, meine lieben Kolleginnen
und Kollegen! Ich meine, dass wir in dieser Debatte zu viel Schatten boxen und zu wenig Respekt vor
dem Recht und dem Biirger haben.

Nehmen wir unser eigenes Recht ernst! Wir schreiben im Verfassungsvertrag, dass die Europdische
Union in Vielfalt geeint ist. Ausdruck dieser Vielfalt ist auch die vielfaltige Gestaltung der
Daseinsvorsorge. Geeint sind wir im Binnenmarkt. Konstituieren wir nicht zwischen der Vielfalt und
dem Binnenmarkt einen zwingenden Widerspruch!

Zweitens: Wir sind fur die soziale Marktwirtschaft, fiir uns ist der Markt nicht Selbstzweck. Der Markt
hat soziale Verantwortung, Nachhaltigkeit. Es ist eine Frage der politischen Verantwortung, wo die
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Grenzen des Marktes jeweils liegen. Wo der Markt nicht alle Gemeinwohlaufgaben erfiillen bzw.
garantieren kann, dort muss die Daseinsvorsorge ihre Aufgabe erfiillen diirfen. Sie steht nicht im
Widerspruch zum Markt. Auch viele Einrichtungen der Daseinsvorsorge stehen im Wettbewerb
zueinander und erfiillen die Marktkriterien.

Drittens: Wir bekennen uns zur Subsidiaritit. Die Subsidiaritdt steht nicht im Widerspruch zur
Europiischen Union. Sie ist ein Wesenselement des Ordnungsmodells in der Europdischen Union. Wir
haben in der Dienstleistungsrichtlinie die Dienste im allgemeinen Interesse ausgenommen, weil wir sie
subsididr definieren. Und jetzt debattieren wir, ob diese Frage nur 16sbar ist durch die Entscheidung:
Rahmenrichtlinie Ja oder Nein. Wir sind dafiir, dass die soziale Sicherheit, die Versorgungssicherheit
und Qualitit zu erschwinglichen Preisen fiir die Biirger gewéhrleistet werden konnen. Und dafiir, dass
die Politik Verantwortung trigt zwischen Markt und privat. Wir brauchen eine neue Partnerschaft
zwischen Staat und privat; sie driickt sich in der Daseinsvorsorge aus.

Bernadette Vergnaud (PSE). — (FR) Herr Président, Herr Kommissionsprasident, werte Kolleginnen
und Kollegen! Lassen Sie mich unseren Berichterstatter, Bernard Rapkay, der dazu beigetragen hat,
diese Debatte tiber die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse wieder in Gang zu setzen, zu seiner
Arbeit begliickwiinschen. Ich pflichte ihm voll und ganz bei, wenn er vorschliagt, mehr Rechtssicherheit
fiir die sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu schaffen. Dies gilt auch fiir die Vorschldge
zur Bereitstellung von preisgiinstigen Dienstleistungen hoher Qualitit auf dem gesamten Territorium
unter Achtung des sozialen Gleichgewichts und bei nachhaltiger Gewahrleistung der
Versorgungssicherheit.

Sehr viel skeptischer bin ich hingegen, wenn es darum geht, die Kommission um Erlduterungen zur
Anwendung der Wettbewerbs- und Binnenmarktregeln auf die 6ffentlichen Dienstleistungen zu ersuchen.
Herr Barroso, dessen Anwesenheit in diesem Saal ich begriiSen mdchte, hat uns gerade den angeblichen
Nutzen dieses Wettbewerbs fiir die Verbraucher bestatigt.

Wie der Berichterstatter Ihnen in Erinnerung gerufen hat, ist die Finanzierung und die Verwaltung der
offentlichen Dienstsleistungen, wenn sie keinen exakten Rechtsrahmen besitzen, abhéngig von den
ungewissen Umsténden, die der Rolle der Kommission und des Gerichtshofs geschuldet sind, welche
nach eignem Gutdiinken den Hut des Richters, des Gesetzgebers oder der Exekutive aufsetzen.

Seit mindestens 15 Jahren fordert das Parlament die Kommission auf, gesetzgeberisch tétig zu werden.
Was haben wir erreicht? Die Kommission schldgt uns eine Alternative zwischen einer einfachen
Mitteilung zur Starkung der Rechtssicherheit dieser Dienstleistungen und einer Vielzahl sektorbezogener
Richtlinien vor.

Was mich betrifft, so wiirde ich eine Rahmenrichtlinie wiinschen. Einen Rechtsrahmen, der ein positives
Statut fiir die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse schafft und nicht nur Ausnahmeregelungen.
Ein Statut, das von den Regeln des Wettbewerbsmarktes eingehalten werden miisste. Die wesentlichen
Bereiche wie Bildung, Gesundheit, Wasser diirfen nicht liberalisiert werden, und man muss den
gemischten Situationen, wo Soziales, Wirtschaft und Okologie sich {iberschneiden, Rechnung tragen.

Die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse stirken die Bindungen der Biirger an Europa. Sie sind
ein wesentliches Element der Solidaritit und tragen zur Verwirklichung sozialer Rechte bei. Ich will
kein Europa, wo das europdische Modell nur auf steuerlicher und sozialer Konkurrenz zwischen den
Territorien beruht. Mit dieser Rahmenrichtlinie wiinsche ich, dass Europa mehr wird als nur ein Markt,
eine Gesellschaft, in der alle 6ffentlichen Dienstleistungen als wesentlicher Faktor des sozialen und
territorialen Zusammenhalts garantiert sind.

Ian Hudghton (Verts/ALE). — (EN) Herr Prisident, vor meiner Wahl in dieses Parlament stand ich
einer schottischen Kommunalbehdrde vor, die — wie ich wohl feststellen darf — im Hinblick auf das
Preis-Leistungsverhéltnis und die Erfiillung lokaler Anforderungen an die Bereitstellung 6ffentlicher
Dienstleistungen im County Angus duferst erfolgreich war.

Damals wie heute bestand das vornehmste Anliegen der lokalen Behoérden darin, das Recht auf
kommunale Selbstverwaltung zu verteidigen. Es ist daher unbedingt notwendig, bei neuen EU-Initiativen
keinen Raum fiir Unklarheit zu lassen. Wenn es um wichtige Leistungen der Daseinsvorsorge geht,
diirfen wir uns nicht mit verschwommenen Formulierungen zufriedengeben. Der Grundsatz der
kommunalen Selbstverwaltung darf nicht angetastet werden. Lassen Sie uns klar unterscheiden zwischen
Privatunternehmen, die dem EU-Wettbewerbsrecht unterstehen, und dem 6ffentlichen Dienst. Kommunale
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Dienstleistungen, die gemeinniitziger Art sind und keine oder nur geringe grenziiberschreitende Wirkung
haben, sollten unbelastet von EU-Wettbewerbsvorschriften zur Verfligung gestellt werden.

Die Festlegung von Normen fiir Leistungen der Daseinsvorsorge sollte ebenfalls auf lokaler Ebene
erfolgen. Einige kommunale Behorden stehen der Notwendigkeit neuer EU-Rechtsvorschriften skeptisch
gegeniiber. Wenn wir eine Rahmenrichtlinie haben wollen, sollte diese meiner Ansicht nach den
kommunalen Behorden hieb- und stichfeste Garantien bieten, dass sie ihre 6ffentlichen Dienstleistungen
nach ihren Vorstellungen gestalten, organisieren und finanzieren kdnnen.

Mir ist klar, dass die freie Wirtschaft aus dem Wegfall von Hemmnissen fiir die kommerzielle Erbringung
von Dienstleistungen erheblichen wirtschaftlichen Nutzen ziehen wiirde, doch sollten wir die 6ffentliche
Meinung nicht noch stirker gegen uns aufbringen, indem wir die Bereitstellung wichtiger lokaler
offentlicher Dienstleistungen behindern oder gar untergraben.

Roberto Musacchio (GUE/NGL). — (IT) Herr Président, meine Damen und Herren! Wenn etwas fiir
die Existenz eines europdischen Sozialmodells kennzeichnend ist, dann sind das die Dienstleistungen,
die gewéhrleistet werden miissen, weil sie Elemente des Biirgerrechts sind. Wir sind aufgefordert, uns
dazu zu duBern, ob und inwiefern es Dienstleistungen von allgemeinem Interesse geben muss, die allen
Biirgern zustehen.

Nach der Bolkestein-Richtlinie entstand eine gewisse Verwirrung in Bezug auf den Unterschied zwischen
kommerziellen und allgemeinen Dienstleistungen. Deshalb miissen wir nun kldren, was einerseits in
den Bereich des Marktes und was andererseits unter die Rechte féllt. Zu diesem Zweck haben wir in
zahlreichen Anderungsantriigen Vorschlige des EGB iibernommen, denen zufolge alle Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse, einschlieBlich derjenigen wirtschaftlicher Art, d. h. jener, fiir die die
europdischen Biirger direkt oder indirekt bezahlen — folglich nahezu alle Dienstleistungen —, in die
offentliche, die staatliche Hand gehdren und auf den Grundsitzen der Universalitét, der Zugénglichkeit,
der Einklagbarkeit und der Qualitdt beruhen miissen. Anders formuliert, sie miissen Dienstleistungen
und keine Ware sein, d. h. sie miissen Europa und nicht Nordamerika verkorpern.

Wir fordern Sie alle dazu auf, diesen Anderungsantriigen, die den Standpunkt der Gewerkschaften
aufgreifen, Thre Zustimmung zu geben. Wir bitten Sie auch, ihnen zuzustimmen, um zu kldren, worin
das Ziel einer eventuellen Rahmenrichtlinie besteht, bzw. zu begreifen, was Europa iiber sein Sozialmodell
denkt und was es seinen Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
wirtschaftlicher oder nichtwirtschaftlicher Natur vorzuschlagen hat.

Patrick Louis (IND/DEM). — (FR) Herr Kommissionsprasident Barroso, Herr Prasident, werte
Kolleginnen und Kollegen! Dieser Bericht beruft sich zu Recht auf das Subsidiarititsprinzip als
Rechtsgrundlage fiir die Fragen im Zusammenhang mit den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse.
Die Definition dieses Prinzips ist allerdings verschwommen. Wir sind von einem Unterstiitzungsprinzip
zu einem Delegationsprinzip libergegangen. Demzufolge kann die Definition der Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse nur auf Kosten der nationalen Besonderheiten und Erfordernisse erfolgen.

Es sei nochmals gesagt, wir kdnnen nur bedauern, dass die unmissverstindliche Warnung, die Sie seitens
des franzosischen und des niederldndischen Volkes erhalten haben, auf soviel Missachtung gestof3en
ist. Ich mochte daran erinnern, dass die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse die Europiische
Union nur unter dem sehr umstrittenen Blickwinkel des Wettbewerbs betreffen. Hier wird die Freiheit
der Staaten groblichst verletzt, die Aufgaben zu definieren, die sie gemél den Wiinschen ihrer Volker
im Rahmen von o6ffentlichen Dienstleistungen durchfiihren wollen.

Nein, es ist nicht Sache von Léndern, die historisch gesehen keine Kultur der 6ffentlichen Dienstleistungen
besitzen, jene, die eine solche Kultur haben, daran zu hindern, iiber solche Dienstleistungen zu verfiigen,
wenn sie dies fiir gerechtfertigt halten. Wenn Sie das Subsidiaritdtsprinzip im eigentlichen Sinne
respektieren wiirden, dann wiirden Sie zugeben, dass die 6ffentlichen Dienstleistungen, die fiir das
Leben unserer Gesellschaften wesentlich sind, so biirgernah wie moglich im nationalen Rahmen definiert,
organisiert und verwaltet werden miissen.

Aus unserer Sicht ist nur eine starke 6ffentliche Macht in der Lage, eine Zukunft zu sichern, die nicht
allein an der Dreimonatsrentabilitdt der Aktien gemessen wird, sondern in jahrzehntelangen Leistungen
auf dem Gebiet der Bildung, der Gesundheit, des Verkehrs, der Energie, des Umweltschutzes.

(Der Prdsident fordert den Redner auf, zum Schluss zu kommen.)
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Die einzige Regel, die wir brauchen, ist die der Souverénitét, was bedeutet, dass jeder Staat frei tiber
seine Offentlichen Dienstleistungen entscheiden konnen muss und dass gemeinwirtschaftliche
Aufgabenstellungen Vorrang vor dem gemeinschaftlichen Wettbewerbsrecht haben.

Malcolm Harbour (PPE-DE). — (EN) Herr Président! Ich mdchte, um mich meinem Kollegen Othmar
Karas anzuschlieen, diese Debatte wieder auf den eigentlichen Ausgangspunkt zuriickfithren, ndmlich
unsere Biirger, die die 6ffentlichen Dienstleistungen nutzen. Wir wissen, dass diese 6ffentlichen Dienste
oftmals nicht gut und effektiv genug sind und zu deutlich {iberhohten Kosten bereitgestellt werden.

Herr Barroso, liber dessen heutige Anwesenheit wir uns sehr freuen, hat in seinen Grundsétzen zur
Forderung eines hochwertigen 6ffentlichen Dienstes auf etwas sehr Wichtiges verwiesen. Er erwéhnte
einen entscheidenden Faktor, ndmlich die neuen technischen Mdglichkeiten zur Umgestaltung des
Leistungsangebots und zur Gestaltung neuer Modelle fiir die Organisation und Leistungserbringung.
Genau dariiber sollten wir uns unterhalten. Wir sollten tiber die Vielfalt nachdenken, die die besten
Kopfe, die beste Technik, die besten Leute und die besten Manager bei der Erbringung dieser
Dienstleistungen vereint.

Jedoch drehte sich unsere Aussprache, vor allem auf einer Seite des Hauses, vornehmlich um
Organisationsmodelle und Protektionismus. Da die Dienstleistungsrichtlinie nun dank unserer
Bemiihungen unter Dach und Fach ist, konnen wir uns verstérkt mit der Erbringung von Dienstleistungen
beschéftigen. Im Bereich offentliches Auftragswesen haben wir nach den jiingsten Anhoérungen in
unserem Ausschuss einiges zu tun. Gleiches gilt fiir das Wettbewerbsrecht. Wenn beides in Herrn
Barrosos Konsolidierungskonzept einbezogen wird, dann geht das in Ordnung. Was wir nicht wollen
ist eine Richtlinie, wie sie uns jetzt prasentiert wird, denn sie ist rein politischer Natur. Die Redebeitrége
sprachen Binde. Frau Schroedter sagte, dass sie vor Liberalisierung schiitzen wiirde. Genau darum geht
es, Herr Barroso! Halten Sie sich da heraus und sagen Sie uns heute, dass Sie sie von Ihrer Agenda
streichen. Ich habe meinen Ausschuss befragt, welche Probleme unserer Biirger mit dieser Richtlinie
gelost werden sollen, und keine Antwort erhalten. Wenn jene Linken uns eine umfassende Analyse
dieser Probleme présentieren, dann konnten wir uns damit auseinandersetzen, aber wir haben heute
weitaus Wichtigeres zu tun, als {iber ihre politische Erklarung zu debattieren.

(Beifall)

Ieke van den Burg (PSE). — (EN) Herr Prisident! Als Koordinator der PSE-Abgeordneten im Ausschuss
fiir Wirtschaft und Wéhrung habe ich darum gebeten, als Letzter von der PSE-Fraktion sprechen zu
diirfen, speziell um mit einigen Vorurteilen und Missverstdndnissen im Zusammenhang mit dieser
Aussprache aufrdumen zu konnen.

Zunachst mochte ich Herrn Barroso fiir seine Rede danken und betonen, dass wir in der PSE-Fraktion
seine vier Grundsitze absolut verstehen sowie auch seine Meinung, dass es notwendig ist, groflere
Rechtssicherheit fiir die Dienstleister zu schaffen, ob sie nun 6ffentlich oder privat oder irgendwo
dazwischen titig sind, fiir die Mitgliedstaaten und die dezentralen Staatsorgane sowie fiir die Biirger.
Wie Herr Harbour zu Recht bemerkte, ist dies der Dreh- und Angelpunkt.

Meiner Meinung nach hat Herr Barroso den von Herrn Rapkay im Namen des Ausschusses fiir Wirtschaft
und Wéhrung erstellten Bericht, der im Ausschuss mit groer Mehrheit angenommen wurde, richtig
verstanden. Wir haben keinem bestimmten Rechtsinstrument den Vorzug gegeben, sondern klargestellt,
dass legislative Initiativen vonnoten sind und ein umfassender politischer Entscheidungsprozess stattfinden
muss, an dem sich das Parlament und der Rat in vollem Umfang beteiligen. Der richtige Weg zur
Behandlung dieser politischen Fragen heillt Mitentscheidung, und das ist die Botschaft dieses Berichts.
Im Bericht wird nicht ausschlieBlich horizontalen oder sektorspezifischen Instrumenten das Wort geredet,
vielmehr wird diese Frage offengelassen, sodass beide Ansétze parallel zur Anwendung kommen koénnen.

Aus den Aussprachen ist klar ersichtlich, dass es unterschiedliche Praferenzen gibt, dass jedoch auch
zahlreiche Vorurteile {iber die von uns favorisierten Losungsansitze bestehen. In meiner Fraktion stand
ich einer Gruppe von Rechtsexperten vor, die einen Text abfasste. Ich habe leider den Eindruck, dass
viele diesen Text nicht gelesen haben, denn hétte Herr Harbour ihn gelesen, wire ihm bewusst geworden,
dass es sich nicht um ein politisches Programm handelt, sondern eindeutig um einen Versuch, im Interesse
der Biirger Europas die Markt- und Wettbewerbsregeln, das Subsidiaritatsprinzip, das wir fiir die lokalen
Behorden sichern wollen, die Qualititsaspekte und die Bedeutung des o6ffentlichen Dienstes, die
Leistungen der Daseinsvorsorge und die Leistungen von wirtschaftlichem Interesse unter einen Hut zu
bringen. Dabei geht es nicht um Ideologie, sondern um einen konkreten Versuch, diese Faktoren
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miteinander in Einklang zu bringen. Der Entwurf steht nun zur Diskussion, und wir hoffen auf rege
Beteiligung. Jedoch ist nun die Kommission an der Reihe, konkrete Vorschldge vorzulegen. Dann
koénnen wir uns den Fragen des legislativen Verfahrens und den Formulierungen zuwenden.

Mit Blick auf die Abstimmung iiber diesen Bericht mochte ich nochmals sagen, dass in der Frage iiber
die bevorzugten Instrumente noch immer keine Einigkeit herrscht. Es liegen nunmehr Anderungsantriige
von beiden Seiten vor, also von der ALDE-Fraktion und der VERTS/ALE-Fraktion, um dartiber erneut
eine Entscheidung zu erzwingen. Das halte ich fiir unklug. Ich schlieBe mich vollstindig der Auffassung
Frau Thyssens an, dass es sinnvoller wére, uns an die bereits geschlossene Vereinbarung zu halten und
diese Frage offenzulassen. Die Entscheidung trifft die Kommission, und wenn einer dieser
Anderungsantrige durchkommt, dann wird das lediglich dazu fiihren, dass der ganze Bericht zu Fall
kommt. Das wire dulerst schade, denn wir sind uns alle dariiber einig, dass Herr Rapkay und der
Ausschuss fiir Wirtschaft und Wahrung einen guten Bericht vorgelegt haben.

Jifi Mastalka (GUE/NGL). — (CS) Ich mochte Herrn Rapkay fiir seinen Bericht danken. Ich muss
sagen, dass ich, nachdem ich mich eingehend mit dieser Thematik befasst und die ausfiihrliche Debatte
dazu verfolgt habe, den Gedanken der Erarbeitung einer allgemeinen Richtlinie zu Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse nachdriicklich befiirworte. Ich begriile die Vorlage dieser
Richtlinie, die die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse als eine der Grundséulen des europdischen
Sozialmodells garantieren wird. Die Richtlinie diirfte mit einer Rechtsgrundlage, die auf allgemeinen
Grundsitzen wie gleichen Zugangsmoglichkeiten, einer hohen Qualitét der Leistungen, erschwinglichen
Preisen, Universalitit und Sicherheit beruht, auch Rechtssicherheit schaffen. Es muss das richtige Maf}
gefunden werden zwischen dem Markt auf der einen Seite und den fiir 6ffentliche Dienstleistungen
zustindigen 6ffentlichen Behorden auf der anderen. Der Bericht wirft allerdings auch neue Fragen auf:
Wird es uns wirklich gelingen, die Rahmenrichtlinie mit geniigend Substanz auszustatten, um die
vorstehend erwéhnten Grundsétze aufrechtzuerhalten? Wird die Richtlinie Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse wirklich schiitzen?

Karsten Friedrich Hoppenstedt (PPE-DE). — Herr Président, Herr Kommissionsprésident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zunéchst mein Dank an den Berichterstatter fiir die gute Zusammenarbeit
im Wirtschaftsausschuss. Ich hoffe, dass diese gute Zusammenarbeit auch bis zum morgigen Tag anhlt.
Ich habe auch dafiir zu danken, dass die Bedeutung dieses Berichts als Weichenstellung fiir die Zukunft
der kommunalen Daseinsvorsorge oder, anders gesagt, fiir die Zukunft der Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse dargestellt wird. Die Lange der Debatte macht dies auch klar.

Wer viele Jahre im kommunalen und regionalen Politikfeld titig war, weil3, dass die Politik fiir die
Biirger vor der eigenen Haustiir beginnt und das kommunale Selbstverwaltungsrecht und damit die
Zustindigkeit der lokalen Behorden trotz vielfiltiger européischer Strukturen auch unter dem Aspekt
der Subsidiaritit unangetastet bleiben muss. Daraus ergibt sich, dass Kommunen einen wichtigen Beitrag
zur Definition und zur Organisation der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse leisten miissen.
Dazu gehort essenziell, alle guten Wege einzuschlagen, um diese Dienste moglichst kostengiinstig fiir
den Biirger anzubieten. Das bedeutet natiirlich auch, dass 6ffentliche und private Anbieter gemeinsam
als Partner einbezogen werden miissen.

Wir sollten weiterhin alle Beteiligten aufrufen, einen Weg zu beschreiten, bei dem das begrenzte
Markthandeln im kommunalen Umfeld nicht zwingend der Prozedur aller europdischen Regeln
unterworfen wird, um die Kommunen nicht von diesem fiir Biirger positiven Weg der 6ffentlich-privaten
Partnerschaften abzubringen. Was wir brauchen, ist Rechtssicherheit, die die Kreativitit der Kommunen
bei der Erfiillung ihrer Dienste fordert, sie nicht biirokratisch iiberfrachtet und langfristige Planung
erlaubt. Kreativitdit und ein auf Rechtssicherheit basierendes, garantiertes kommunales
Selbstverwaltungsrecht konnen entscheidende Impulse fiir den kommunalen Beitrag zum européischen
Wirtschaftswachstum liefern.

Corien Wortmann-Kool (PPE-DE). — (NL) Herr Président! In dem Text des EntschlieBungsantrags
wird die rechte Balance in Bezug auf die Freiheit gefunden, die die Mitgliedstaaten in Bezug auf die
Organisation und Definition ihrer offentlichen Funktionen einerseits und die Einhaltung der
Binnenmarktregeln andererseits auch kiinftig behalten sollten. Europa muss sein Augenmerk —und auch
daran lasst der Text des EntschlieBungsantrags keinen Zweifel zu — auf die rechtliche Klarung und einen
sektoralen Ansatz richten, wo Doppeldeutigkeit Probleme schafft.
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Wir fordern Rechtssicherheit, Rechtssicherheit bedeutet jedoch nicht Einschrankung des Wettbewerbs
und Protektionismus. Wir fordern auch deshalb Rechtssicherheit, um lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften zu helfen. Gleichwohl sollten wir uns wohl bewusst sein, dass eben diese lokalen
Gebietskorperschaften ihre Entscheidungsfreiheit behalten wollen und keine zusitzlich von oben
auferlegten Vorschriften wiinschen.

Vor allem miissen wir der Vielfalt Raum bieten und diirfen wir diese Vielfalt nicht in einen horizontalen
Rechtsrahmen zwéngen. Die Dynamik muss fiir ein schlagkréftiges Europa erhalten bleiben. Président
Barroso, ich weif3 Thr personliches Erscheinen anlésslich dieser Aussprache sehr zu schitzen. Wir fordern
von Thnen Klarheit. Selbige konnen Sie jedoch auch von uns erwarten. Die Fraktion der Européischen
Volkspartei (Christdemokraten) und europdischer Demokraten wird den Anderungsantrag der
Sozialdemokraten, in dem ein Rahmengesetz gefordert wird, daher nicht befiirworten.

Frau van den Burg erwihnte die Vorurteile und Missverstdndnisse im Zusammenhang mit den Absichten
der Sozialdemokratischen Fraktion im Européischen Parlament. Ihr Fraktionsvorsitzender, Herr Schulz,
gibt diesen Vorurteilen jedoch selbst Nahrung, indem er erklért, die sozialen Standards, Qualititsstandards
und die Qualitdt der Dienstleistungen miissten auf der Ebene der Gemeinschaft gewahrleistet werden.
Das fiihrt zu weit, und deshalb werde ich gegen ein Rahmengesetz und damit gegen einen horizontalen
Rechtsrahmen stimmen.

Malgorzata Handzlik (PPE-DE). — (PL) Herr Prisident! Ich mdchte dem Berichterstatter zu seinem
ausgezeichneten Bericht gratulieren und ihm fiir seine groBe Verhandlungs- und Diskussionsbereitschaft
danken. Es ist dem Herangehen des Berichterstatters zu danken, dass dieser Bericht einen ausgewogenen
Kompromiss verschiedener politischer Alternativen darstellt. Der Bericht ist ein wichtiger Schritt auf
dem Weg zur Definition des Rechtsstatus von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse.

Es sollte unterstrichen werden, dass unter dem Gesichtspunkt der EU-Gesetzgebung eine Rahmenrichtlinie
fiir Dienstleistungen von allgemeinem Interesse nicht notwendig ist. Diese Dienstleistungen sollten im
Zusammenhang mit den jeweiligen Sektoren und nicht auf allgemeiner Grundlage behandelt werden.
Wir sollten den Mitgliedstaaten gestatten, im Einklang mit ihren regionalen Merkmalen zu definieren,
was ihrer Ansicht nach Dienstleistungen von allgemeinem Interesse sind. Dieses Recht darf von den
Mitgliedstaaten jedoch nicht zur Verletzung des Vertrags missbraucht werden, und zwar vor allem im
Hinblick auf den freien Wettbewerb, staatliche Beihilfen oder das 6ffentliche Auftragswesen.

Folglich sollten die Mitgliedstaaten die Moglichkeit haben, Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
auf ihrem jeweiligen Territorium zu definieren, sie sollten jedoch nicht in der Lage sein, dieses Recht
zu missbrauchen, was héufig zu passieren scheint. Dienstleistungen von allgemeinem Interesse werden
oftmals als Argument benutzt, um 6ffentliche Interessen vor den Binnenmarktprinzipien zu schiitzen.
Meines Erachtens wiirde eine Rahmenrichtlinie weder eine zufrieden stellende Losung fiir die européische
Wirtschaft noch fiir die Verbraucher, also die Biirger Europas, darstellen. Wir sollten zur Losung des
Problems einen sektoralen Ansatz wihlen.

Zita Plestinska (PPE-DE). — (SK) Die Globalisierung konfrontiert uns mit offeneren Markten, mehr
Wettbewerb und einem noch groferen Innovationstempo. All das erfordert mehr Flexibilitdt und
Anpassungsfahigkeit. Als Teil des Sozialmodells bediirfen auch die 6ffentlichen Dienstleistungen der
staindigen Anpassung an neue Entwicklungen im Bereich der Globalisierung, an demokratische
Verdnderungen und an den wissenschaftlichen Fortschritt.

Das Europiische Parlament hat die Dienstleistungsrichtlinie in erster Lesung angenommen und ihren
Geltungsbereich definiert. Die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse wurden
in den Geltungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie aufgenommen. Der gebilligte Verordnungsentwurf
gilt nicht fiir Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, Gesundheitsdienstleistungen und
Verkehrsdienste. In den 25 Mitgliedstaaten der Européischen Union haben sich die dem Gemeinwohl
dienenden Dienstleistungen in einer Weise entwickelt, die die ganz unterschiedlichen regionalen
Traditionen widerspiegeln. Daher mdchte ich betonen, dass das Subsidiaritdtsprinzip unbedingt
eingehalten werden muss. In Ubereinstimmung mit diesem Prinzip entscheidet jeder einzelne Mitgliedstaat
selbst, welche Dienstleistungen durch 6ffentliche Einrichtungen erbracht und welche liberalisiert werden
sollen.

In der Slowakei haben die von der Offentlichkeit gew#hlten und kontrollierten lokalen und regionalen
Behorden beziiglich der Erbringung von Leistungen fiir das Gemeinwohl gute Arbeit geleistet und sind
auch weiterhin in der Lage, bei solchen Dienstleistungen Mitentscheidungsrechte, Verbraucherschutz
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und Gemeinwohl zu gewiahrleisten. Die zustidndigen Offentlichen Behorden sollten mit geeigneten
Instrumenten ausgestattet werden, mit denen sie in der Lage sind, den Wettbewerb anzukurbeln und
den Schutz der Verbraucher zu sichern. Die Befugnisse der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Uberwachung
der effizienten Erfiillung der offentlichen Politikziele wie Erschwinglichkeit der Preise und hohe
Qualitétsstandards miissen gestirkt werden.

Ausgehend davon bin ich tiberzeugt, dass es nicht notwendig ist, der Européischen Union zusétzliche
Befugnisse im Bereich der fiir das Gemeinwohl erbrachten Dienstleistungen zu erteilen. Mein Standpunkt
ist klar: Es gibt keine Rechtsgrundlage fiir eine Rahmenrichtlinie zu Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse. AbschlieBend mochte ich dem Berichterstatter, Herrn Rapkay, fiir seine Arbeit danken.

Andreas Schwab (PPE-DE). — Herr Prasident, Herr Kommissionsprésident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zunéchst einmal mochte ich den Kolleginnen und Kollegen, die an der Erarbeitung dieses
Themas maf3geblich mitgewirkt haben, herzlich danken. Das ist zum einen der Kollege Széjer aus dem
Ausschuss flir Binnenmarkt und Verbraucherschutz, der Kollege Rapkay als Hauptberichterstatter des
Parlaments und unser Schattenberichterstatter Hokmark.

Herr Kommissionsprésident, was Sie heute Morgen hier gesagt haben, empfand ich als eine sehr addquate
Antwort auf das Anliegen, das die PSE-Fraktion mit ihrem Entwurf fiir eine Rahmenrichtlinie ins
Parlament eingebracht hat. Wir sind zwar der Auffassung und bleiben dies auch, dass wir diese
Rahmenrichtlinie nicht brauchen, aber in dieser Rahmenrichtlinie sind drei Bereiche angesprochen, in
denen es einen Widerspruch gibt zwischen den Interessen der unteren, der kommunalen Ebene auf der
einen Seite und den Interessen eines effektiven europédischen Binnenmarktes auf der anderen Seite. Da
muss man bei aller Geradlinigkeit, die im Européischen Parlament fiir den Binnenmarkt verlangt werden
kann, doch darauf hinweisen, dass bestimmte Belange, sei es im Bereich des Vergaberechts, sei es im
Bereich des Wettbewerbs- oder Beihilferechts fiir die Kommunen nicht unbedingt per se schlecht sind.
Man muss vielmehr die Notwendigkeit sehen, in diesen Bereichen mehr Rechtssicherheit zu schaffen.
Ob dies in der Form einer Mitteilung, die Sie in Aussicht gestellt haben, ausreichend geldst werden
kann, muss abgewartet werden. In jedem Fall aber glaube ich, dass eine Mitteilung die adédquatere
Herangehensweise an das Problem ist als das, was eine Rahmenrichtlinie gebracht hitte.

Denn — Kollege Radwan hat es bereits angesprochen — das Dilemma zwischen Markt und Subsidiaritét
miissen wir viel starker aus der Sicht des Biirgers betrachten. Auch das europédische Sozialmodell — ich
frage mich immer, wie man sich standig auf das européische Sozialmodell berufen kann, ohne irgendetwas
Konkretes dazu zu sagen — mdchte einen Biirger, einen Verbraucher, der iiberall in Europa eine moglichst
giinstige Leistung angeboten bekommt. Da hat Kollege Hudghton durchaus Recht, wenn er die
schottischen Kommunen lobt, die zu sehr giinstigen, marktgerechten Preisen ihre Leistungen anbieten
konnten. Wenn sie das auch in Zukunft tun sollen, muss man ihnen dafiir entsprechende Rechtssicherheit
geben. Doch das bedeutet eben nicht, dass der Markt an dieser Stelle ausgehebelt werden darf.

Alexander Stubb (PPE-DE). — (EN) Herr Prisident! Ich mdchte auf drei Punkte eingehen.

Erstens denke ich, dass sich die Dienstleistungen dem Wettbewerb 6ffnen sollten. Deshalb sind wir
hier, und deshalb gibt es européische Integration. Es ist offensichtlich, dass die Mitgliedstaaten ihre
sozialen Sicherungssysteme ohne Unterstiitzung von Seiten des Privatsektors nicht aufrechterhalten
konnen. Die ganze Debatte dreht sich um konkrete 6ffentliche Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse. Das gab es in einem Nachbarland meines Heimatlandes Finnland, ndmlich der fritheren
Sowjetunion. Die Vorstellung, dass Dienstleistungen der Daseinsvorsorge ausschlieflich vom 6ffentlichen
Sektor erbracht werden kdnnen, ist absurd. Daher bin ich fiir die Férderung von offentlich-privaten
Partnerschaften, denn wir sollten aus der Diskussion iiber die Dienstleistungsrichtlinie etwas gelernt
haben.

Mein zweiter Punkt lautet denn also: keine Rahmenrichtlinie! Dafiir gibt es keine Grundlage. Ich mdchte
nicht, dass die Kommission irgendetwas vorlegt, auch keinen konsolidierten Text. Diese Angelegenheit
ist Sache der Mitgliedstaaten. Das Ganze bringt tiberhaupt nichts. Sehen Sie sich die Fakten an: In der
Studie der Kommission wird klar herausgearbeitet, dass es immense Unterschiede gibt zwischen dem,
was beispielsweise wir in Finnland unter einer Leistung von allgemeinem Interesse verstehen und dem,
was man in Frankreich darunter versteht. Diese Aussprache dient lediglich der Verschleierung von
Monopolen und Protektionismus. Fiir mich ist das absolut europafeindlich.

Abschliefend mochte ich unterstiitzen, was mein polnischer Kollege, Herr Handzlik, zum Ausdruck
gebracht hat. Worin besteht die richtige Losung? Klar ist, dass wir einen sektorspezifischen Ansatz
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brauchen. Wir miissen uns jeden einzelnen Sektor anschauen, auf Zusammenarbeit setzen und klare
Prioritdten festlegen: Gesundheitswesen, Postdienste, Wasser- und Gasversorgung usw., aber ohne
Richtlinie. Davon sollten wir die Finger lassen.

Roselyne Bachelot-Narquin (PPE-DE). — (FR) Herr Président, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Sie, Herr Kommissionsprasident, haben zur Recht an die vier grundlegenden Prinzipien erinnert, von
denen wir uns bei unseren Uberlegungen iiber die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse leiten
lassen sollten. Paradoxerweise konnte man meinen, Sie hétten die Debatte dariiber neu eréffnet, ob wir
eine Rahmenrichtlinie zu den Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse brauchen
oder ob Entscheidung iiber sektorale Initiativen fiir Dienstleistungen im Sozial- oder Gesundheitsbereich
angebracht wéren.

Die Abstimmung iiber die Dienstleistungsrichtlinie hatte die Linien zugunsten der zweiten Losung
verschoben, denn die wahre Grenze verlauft nicht zwischen den Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem und nichtwirtschaftlichem Interesse, sondern - innerhalb der Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse - zwischen den Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen und
den tibrigen Dienstleistungen. Diese Entwicklung wurde verstéirkt durch die griindliche und juristisch
sorgfiltige Arbeit des Berichterstatters Rapkay und unseres Kollegen Gunnar Hokmark, die eine rechtliche
Briicke zwischen der Dienstleistungsrichtlinie und den sektoralen Instrumenten geschlagen haben.

Eine Rahmenrichtlinie iiber die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse bringt
drei Schwierigkeiten mit sich. Erstens bietet der EG-Vertrag keine Rechtsgrundlage, wie vielfach gesagt
wurde. Zweitens wire diese Richtlinie unvereinbar mit dem Anwendungsbereich der
Dienstleistungsrichtlinie, wie er in erster Lesung am 29. Mai beschlossen wurde. SchlieBlich wird sie
in keiner Weise dem von den Akteuren geforderten Bediirfnis nach Rechtssicherheit gerecht und geféhrdet
zugleich die von den Staaten und den Gebietskdrperschaften geforderte Subsidiaritét.

Unabhéngig von dem gewéhlten Instrument und den ideologischen Kriterien, von denen wir uns leiten
lassen, liegt das Wesentliche woanders. Es kommt darauf an, die Arbeit der rechtlichen Klarstellung
im Bereich der sozialen und Gesundheitsdienstleistungen von allgemeinem Interesse fortzusetzen. Das
ist, Herr Kommissionsprésident, das Problem, das sich den Akteuren vor Ort konkret stellt.

Eoin Ryan (UEN). — (EN) Herr Prisident! Diese Aussprache ist hochst aufschlussreich. Wie Sie wissen,
hat die Kommission ein Weilbuch zu dieser Frage veroffentlicht mit der Empfehlung, eine
Rahmenrichtlinie fir die Leistungen der Daseinsvorsorge zu erstellen. Allerdings gehe ich mit diesem
Ansatz nicht konform, ich wére fiir Vorschriften, die konkrete Wirtschaftssektoren regeln. Gewiss wiirde
ich die Idee grundsitzlich beflirworten, doch denke ich, dass eine allumfassende Richtlinie grof3e
Verwirrung in der Debatte stiften wiirde, insbesondere in den Mitgliedstaaten. Es konnte zu hysterischen
Reaktionen kommen, wenn die Bevolkerung nicht genau versteht, worum es geht. Daher denke ich,
dass wir viel konkreter verfahren, uns die Richtlinie Sektor fiir Sektor ansehen und die einzelnen
Dienstleister durchgehen sollten. Wir versuchen hier, die Dienstleistungen fiir die europdischen Biirger
zu verbessern, damit sie die Vorschldge genau verstehen. Dann brauchen die Verbraucher keine Angst
zu haben, dass eine europdische Richtlinie daherkommt und die bestehenden Dienste in ihrem Land
privatisiert oder aushdhlt. Es ist sehr wichtig, hier fiir Klarheit zu sorgen, damit die Biirger die Vorschldge
von Kommission oder Parlament problemlos nachvollziehen kdnnen.

Die EU ist zustdndig fiir Bereiche wie Telekommunikation, Transport und Energie, doch ist sie nach
den EU-Vertrégen nicht dazu befugt, allgemeine Rechtsvorschriften zur Erbringung von Sozialleistungen,
zum Gesundheits- und Bildungswesen in den einzelnen Mitgliedstaaten zu erlassen. Die Debatte lauft
darauf hinaus, welche Befugnisse den EU-Institutionen zukommen und welche den Mitgliedstaaten.
Wir sollten in dieser Frage sehr vorsichtig sein.

Es verwundert mich, dass manche Abgeordnete dagegen sind und gleichzeitig eine Steuerharmonisierung
zwischen den Mitgliedstaaten befiirworten. Meines Erachtens steht dies im Widerspruch zu dem, was
sie im Verlauf dieser Aussprache geduf3ert haben. Ich halte nichts von Steuerharmonisierung. Ich meine,
dass die Mitgliedstaaten selbst iiber ihr Steuersystem entscheiden sollten. Das wiirde den Wettbewerb
in der Union fordern.

Jean-Claude Martinez (NI). — (FR) Herr Prasident, Herr Kommissionsprésident Barroso, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Schule, Gesundheit, Postdienste, Wasser, Verkehrswesen sind das Herzstiick
des Lebens in der Gesellschaft. Was fiir die Erbringung der fiir die Allgemeinheit bestimmten
Dienstleistungen erforderlich ist, ist ein 6ffentlich-rechtliches System.
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In Europa haben Lénder wie Frankreich diese solidarische Form der Verwaltung der gemeinsamen Teile
des gesamtgesellschaftlichen Eigentums entwickelt. Und gerade zu dem Zeitpunkt, da diese intelligente
Technik, Dienstleistungen generell, ja universell verfiigbar zu machen, kithne Lsungen fiir die globalen
Probleme des Wassers, der Grundarzneimittel, der Bildung und aller gemeinsamen Dimensionen des
weltweiten Miteigentums inspirieren konnte, gerade zu diesem Zeitpunkt beschrankt die Kommission
dieses Instrument fiir die Lenkung der menschlichen Gesellschaft oder zerstort es gar.

Diese Unsinnigkeit, die darin besteht, etwas zu zerstdren, was seit einem Jahrhundert funktionierte, hat
ihre Ursache in dem Glauben, der Markt sei grof3, das Wissen sei sein Prophet und man miisse alle
Dienstleistungen privatisieren, wie es die WTO will, einschlieBlich des Hilfsdienstes fiir die Sitzungen
in diesem Hause, den wir im Europdischen Parlament in Form eines sozialen Squats organisiert haben,
wo 300 Personen ohne Sozialversicherungspapiere arbeiten.

Herr Barroso, abgesehen von den technischen Problemen, die unsere Kollegen ausgefiihrt haben, wie
beispielsweise vorhin Harlem Désir, geht es um ein kulturelles Problem, ein Problem der Entscheidung.
Entweder organisieren wir die menschlichen Gesellschaften nach dem Gesetz des Marktes, dem Gesetz
des Dschungels, oder wir organisieren sie nach dem Gesetz der Vernunft.

Herr Barroso, wollen Sie weiterhin mit dem Schrei ,,Markt, Markt*“ von Liane zu Liane, vom IWF zur
WTO, springen oder wollen Sie sich lieber in Ruhe hinsetzen und die der Vernunft zugénglichen
Probleme auf verniinftige Weise kldren?

José Manuel Barroso, Prisident der Kommission. (FR) Lassen Sie mich Ihnen zundchst sagen, Herr
Prasident, meine Damen und Herren Abgeordneten, dass ich diese Debatte sehr geschétzt habe. Ich fand
sie wirklich sehr interessant und glaube, dass sie von grolem Nutzen sein wird. Wir haben unsere Zeit
nicht verschwendet, und ich habe mir auf diese Weise eine konkretere Vorstellung von Thren Gefiihlen,
aber auch von den Schwierigkeiten bei der weiteren Bearbeitung dieser Frage machen kdnnen.

Die Debatte hat bestétigt, wie viel Widerspriichlichkeiten noch bestehen, die einige von Ihnen
angesprochen haben. Der Bericht Rapkay ist zweifellos ein kluger und intelligenter Bericht, der versucht,
ein Gleichgewicht herzustellen. Aber wahr ist auch, dass er gewisse Fragen nicht vollstindig beantwortet.
Daran konnen Sie ersehen, welche Schwierigkeiten die Kommission iiber Jahre damit hatte, das Thema
abzugrenzen und prizisere Definitionen zu finden. Die Materie ist nun einmal kompliziert. Das miissen
wir anerkennen. Selbst wenn man sie in einem gegebenen zeitlich-ortlichen Rahmen betrachtet, ist die
Frage hochst schwierig, denn es geht darum, Prinzipien miteinander zu vereinbaren, die vielfach
gegensitzlich erscheinen. Das gilt fiir die Grundsétze des Binnenmarktes und des Wettbewerbs, die fiir
unsere Gemeinschaft wesentlich sind, die in den Vertragen verankert sind und die die Kommission —
wie ich ganz klar sagen mochte - unbedingt respektieren muss, ebenso wie die Grundsitze der Intervention
des Staates und des allgemeinen Interesses.

Wenn die Frage an sich bereits schwierig ist, so erweist sie sich als noch komplizierter, wenn man sie
in den sich stindig wandelnden Kontext von Raum und Zeit einordnet. Die Zeit ist — wie einige von
Ihnen unterstrichen haben — in stindigem Wandel begriffen, was sich in strukturellen Verdnderungen
in unseren Mirkten, zunehmendem Druck der internationalen Konkurrenz und bedeutenden
technologischen Verdnderungen zeigt. Aber auch rdumlich gesehen gibt es in unseren Mitgliedstaaten
eine groBe Vielfalt; so konnen grofle Unterschiede in den Interventionsebenen, seien sie nationaler,
regionaler oder auch lokaler Art, auftreten. Die Frage ist also duflerst komplex und daraus erklart sich,
dass es so schwierig, ja unmdglich ist, eine einheitliche Antwort nach dem Grundsatz ,,One size fits all
zu geben.

HeiB3t das, dass auf europdischer Ebene nichts zu tun ist? Damit wére ich nicht einverstanden. Im
Gegenteil; aber wie miissen wir da vorgehen? Zunéchst einmal miissen wir betrachten, was nicht getan
werden darf. Ich glaube, hier gibt es zwei extreme Ansétze, die es unbedingt zu vermeiden gilt. Der
erste besteht darin zu sagen: ,,Europa hat nichts mit den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
zu tun. Das geht euch nichts an“. Das ist falsch, denn Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
betreffen auch uns, weil sie das Herzstiick unseres Gesellschaftsmodells bilden und weil wir sie bewahren
wollen. Europa hat daher also ein Wort mitzureden.

Der andere radikale Ansatz besteht darin zu sagen: ,,Reglementiert ruhig, denn das gibt uns die
Moglichkeit — und das wurde in aller Offenheit gesagt —, uns gegen den Inhalt der Vertrage zu wenden®,
weil man meint, die Sicht der Vertrige gehe eher in Richtung Liberalisierung, doch jetzt sei es an der
Zeit, diese in Frage zu stellen, indem man Vorschriften gegen die Regeln des Binnenmarktes, gegen
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die Wettbewerbsregeln erldsst. Das kdnnen wir nicht akzeptieren. Der Binnenmarkt ist unsere Stérke.
Er gehort zu den groen Errungenschaften der européischen Einigung.

Wenn wir nun diese beiden extremen Positionen ausklammern, das heil3t die des absoluten Minimums
an europdischem FEingreifen und die eines moglichst hohen Malles an Intervention, um die
Marktauswirkungen auszugleichen, was konnen wir dann tun? Mir scheint, nachdem ich diese Debatte
verfolgt habe, dass die von mir eingangs genannten Prinzipien, die {ibrigens auch im Bericht Rapkay
genannt werden, uns die Losung aufzeigen. Ich mache Thnen also folgenden Vorschlag, meine Damen
und Herren. Anstatt uns in einer theologischen Debatte iiber den Nutzen oder Unsinn einer
Rahmenrichtlinie zu verlieren, zu der es — wie die Diskussion gezeigt hat — keinen Konsens gibt, sollten
wir uns lieber auf die Substanz konzentrieren, was dem Wunsch der Mehrheit des Parlaments zu
entsprechen scheint. Worin besteht Einigkeit? In der Frage der Subsidiaritit, die wir alle fiir
wiinschenswert halten. Ich glaube, hier muss man die nationale und die lokale Ebene respektieren. In
allen Fragen, bei denen ein offensichtlicher Widerspruch festzustellen ist, muss die Vereinbarkeit
zwischen dem Binnenmarkt und dem 6ffentlichen Interesse gesichert werden.

Im Ubrigen — und das ist meiner Meinung nach vielleicht der wichtigste Punkt -, besteht noch die Frage,
welches die wesentlichen Merkmale der 6ffentlichen Dienstleistungen sind. Wir wollen alle, dass sie
eine hohe Qualitdt und ein gutes Preis-Leistungs-Verhiltnis aufweisen und dass sie fiir jedermann
zugénglich sind. Man kann also den Grundsatz der Modernisierung der 6ffentlichen Dienstleistungen
akzeptieren, ohne jedoch diese wesentlichen Faktoren zu vergessen. Schlielich sei noch die
Notwendigkeit einer hdheren Rechtssicherheit genannt.

Nachdem ich mit verschiedenen Gruppen zusammengetroffen bin und die Redebeitrdge von Herrn
Rapkay und Frau Thyssen sowie vielen anderen gehort habe, glaube ich sagen zu kdnnen, wenn wir
uns in diesen vier Punkten einig sind, dann besteht ein grundlegender Konsens in dieser Frage und die
Maoglichkeit eines Kompromisses zeichnet sich ab. Aus meiner Sicht ist es moglich, bei gleichzeitiger
Wahrung unserer Prinzipien, die unser europdisches Modell ausmachen, ndmlich die des Binnenmarktes,
der Achtung der Wettbewerbsregeln und der Verteidigung des Allgemeinwohls, in dieser Angelegenheit
voranzukommen. Die Mitteilung, die wir vorlegen wollen, wird in diese Richtung gehen, und ich glaube,
dass die heutige Debatte und meine Prasenz in diesem Haus uns dabei helfen werden, unsere Gedanken
weiter zu préazisieren. Wir werden etwas vorschlagen, das den Beweis liefert, dass wir in unseren
Uberlegungen und, wie ich hoffe, auch in unseren Entscheidungen auf einem so wichtigen Gebiet, das
ein zentrales Anliegen Europas und unserer Mitbiirger ist, vorangekommen sind.

(Beifall)

Robert Goebbels (PSE). — (FR) Herr Président, ich glaube, wir sind alle mehr oder weniger einverstanden
mit den Worten von Kommissionsprésident Barroso. Er kiindigt uns eine Mitteilung an. Wir erwarten
diese voller Ungeduld. Kann der Kommissionsprasident uns aber sagen, ob er seine Dienststellen
auffordern wird, auch Legislativtexte vorzuschlagen, damit das Parlament endlich als Mitgesetzgeber
dariiber beraten kann?

José Manuel Barroso, Prdsident der Kommission. (FR) Herr Prasident! Was ich im derzeitigen Stadium,
nachdem ich die Meinungen aller Seiten gehort habe, sagen kann, ist Folgendes.

Wir werden, wie ich angekiindigt habe, bis Ende des Jahres eine Mitteilung vorlegen, die weiter als die
vorangegangenen Uberlegungen gehen wird.

Was die Legislativtexte betrifft, so hat die Debatte meiner Meinung nach deutlich gemacht, dass wir
von einem Konsens iiber eine Rahmenrichtlinie noch weit entfernt sind. Allerdings wird es fiir
verschiedene Sektoren natiirlich Gesetzesinitiativen geben. Ich meine auch, dass wir dariiber nachdenken
miissen, und ich werde auch zusammen mit meinen Dienststellen dariiber nachdenken — die Kommission
ist ja nicht einfach nur eine Ansammlung von Dienststellen, das Kollegium und der Président haben
auch Ideen —, was man auf allgemeinerer Ebene tun kann. Ich kann derzeit unserem Vorschlag nicht
vorgreifen, aber — und da antizipiere ich, ohne die Kommission zu binden, denn dies ist eine Frage, die
ich selbst dem Kollegium vorlegen muss — ich habe nach der Debatte den Eindruck dass es mdglich
sein konnte, einen Ansatz zu wihlen, der auf den hier genannten Grundsitze basiert und gleichzeitig
die von Thnen vielfach angesprochenen Notwendigkeit berilicksichtigt, jetzt eine Spaltung dieses Hauses
und Europas in der Frage zu vermeiden, ob Rechtsvorschriften sinnvoll sind oder nicht, vor allem wenn
es um das Subsidiarititsprinzip geht.
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Das halte ich fiir moglich, und ich méchte mit einer politischen Bemerkung schlieen. Ich wende mich
an Sie als iiberzeugte Européder. Wenn wir in dieser Frage vorankommen wollen, miissen wir unbedingt
eine Polarisierung vermeiden, wie wir sie zur Dienstleistungsrichtlinie erlebt haben. Ich meine, wir
brauchen einen dhnlichen Ansatz in dieser Frage, wie ihn das Parlament und den Institutionen in Form
eines positiven politischen Ausgleichs zu jener Richtlinie zu finden vermocht haben. Wenn wir in eine
Spaltung zwischen zwei extremen Positionen geraten — Ja oder Nein zu globalen Rechtsvorschriften in
dieser Frage —, dann werden wir meiner Meinung nach auf eine Konfrontation zusteuern, die nicht im
Gesamtinteresse Europas wére, wie wir es verstehen.

Konzentrieren wir uns daher auf die Substanz. Im Ubrigen enthilt der Bericht Rapkay geniigend Stoff,
zu dem Einmiitigkeit besteht. Dann werden wir eine Losung beziiglich des Entscheidungsinstrumentariums
finden.

Der Prisident. — Die Aussprache ist geschlossen.

Die Abstimmung findet am Mittwoch um 12.00 Uhr statt.

4. Gemeinschaftsprogramm fiir Beschiftigung und soziale Solidaritit —
PROGRESS (Aussprache)

Der Prisident. — Als nédchster Punkt folgt die Empfehlung fiir die zweite Lesung des Ausschusses fiir
Beschiftigung und soziale Angelegenheiten betreffend den Gemeinsamen Standpunkt des Rates im
Hinblick auf die Annahme des Beschlusses des Européischen Parlaments und des Rates iiber ein
Gemeinschaftsprogramm fiir Beschiftigung und soziale Solidaritdt - PROGRESS (06282/3/2006 -
C6-0272/2006 - 2004/0158(COD)) (Berichterstatterin: Karin Jons) (A6-0300/2006).

Karin Jons (PSE), Berichterstatterin. — Herr Prasident, Herr Kommissar, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Was lange wihrt, wird endlich gut. Wir werden heute das grofSte Beschiftigungs- und
sozialpolitische Aktionsprogramm der Européischen Union verabschieden, das es je gab. PROGRESS
steht, wie sein Name schon sagt, fiir Fortschritt und fiir soziale Solidaritdt. Deshalb war es unserem
Haus wichtig, dass PROGRESS auch wie geplant rechtzeitig Anfang Januar 2007 anlduft. Genau das
werden wir nun, nachdem der Rat sich auf uns zu bewegt hat, mit dieser Abstimmung sicherstellen
konnen.

Mein Dank gilt daher allen, die daran mitgewirkt haben, dass PROGRESS nun zu dem geworden ist,
was es ist. Namlich zu einem wirklich umfassenden und vor allem auch finanziell gut ausgestatteten
strategischen Instrument, das in der Tat mehr Nachhaltigkeit im Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Armut
und soziale Ausgrenzung bewirken kann.

An dieser Stelle sei aber auch noch einmal ein Dankeschon an unsere Haushalter aus allen Fraktionen
gerichtet, die im Trilog Unmdgliches moglich gemacht haben und fiir PROGRESS eine Mittelerh6hung
von fast 20% in diesen schwierigen Verhandlungen herausgeschlagen haben.

Immer wieder wurde in der Vergangenheit beklagt, dass die bisherigen Mehrjahresprogramme — das
heiit die Programme zum Arbeitsmarkt, zur sozialen Integration, zur Antidiskriminierung und zur
Chancengleichheit — nicht ausreichen wiirden, um unsere sozialpolitische Agenda wie vorgesehen
auch wirklich umsetzen zu kénnen, um also wirklich zu einem rascheren Austausch iiber bewahrte
Politikansétze, Konzepte und MaBnahmen unter den Mitgliedstaaten zu kommen und um gemeinsam
weitere Indikatoren und zielfithrendere MaBBnahmen zu entwickeln.

Vielmehr — so war man sich einig — bediirfe es hierzu eines anders organisierten und besser
strukturierten Austausches und einer stringenteren Kooperation. Genau hier setzt PROGRESS an. Es
fiihrt also nicht nur die bisherigen Programme zusammen, sondern verbessert die Kooperationsstrukturen
und bindet alle Ebenen der Politikgestaltung mit ein. Dazu gehdrt zum Beispiel, dass die Netzwerkarbeit
und das gegenseitige Voneinanderlernen auch auf grenziiberschreitender, nationaler, aber auch auf
regionaler und lokaler Ebene und eben nicht nur auf europdischer Ebene gefordert werden.

Ich bin sehr froh dariiber, dass wir Kommission und Rat letztlich davon {iberzeugen konnten, auch in
Zukunft den transnationalen Erfahrungsaustausch zu fordern, denn wo, wenn nicht hier, bekommen wir
den immer wieder von uns eingeforderten europdischen Mehrwert? Um aber endlich die Ergebnisse
von Studien und Analysen, die gewonnenen Erfahrungen, die best practice rascher zu verbreiten, werden
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wir in Zukunft auch ein Forum bekommen, dessen Aufgabe die Evaluierung und Umsetzung der
sozialpolitischen Agenda sein wird, und das dariiber hinaus in die Weiterentwicklung von Strategien
und in die Festlegung neuer Prioritidten mit einbezogen wird.

Ganz wichtig ist es mir ferner, dass es uns gelungen ist, die Rolle der Sozialpartner und der
Nichtregierungsorganisationen gegeniiber dem urspriinglichen Vorschlag der Kommission erheblich
zu stérken. Sie sind jetzt auch in die konstruktive Begleitung und in die Weiterentwicklung der Strategien
eingebunden und in ihrer Arbeit nicht auf die bloBe Verfolgung der europdischen Ziele beschrinkt.

Wir haben aber auch unseren eigenen Einfluss als Parlament gestarkt. Wir sind sowohl an der Umsetzung
als auch an der Evaluierung voll beteiligt. Erstmals werden die Umsetzungsberichte der Kommission
auch uns zugeleitet und nicht nur dem Programmausschuss.

Ein ganz besonderer Dank geht zum Schluss an Sie, Herr Kommissar Spidla. Ohne Ihre Unterstiitzung
wire es uns namlich nicht gelungen, den Begriff des gender mainstreaming, der eigentlich mehr als nur
ein Begriff ist, derart gut in allen Sprachfassungen zu verankern, wie dies nun geschehen ist.

Vladimir Spidla, Mitglied der Kommission. (CS) Herr Prisident, meine Damen und Herren! Die im
Juni erzielte Einigung iiber die finanzielle Vorausschau liel auf einen ziigigen und erfolgreichen
Abschluss der Verhandlungen iiber das Gemeinschaftsprogramm fiir Beschaftigung und soziale Solidaritét
— Progress hoffen, das das wichtigste politische Instrument zur Férderung der Erreichung der ehrgeizigen
Ziele ist, die sich die Union im Rahmen der Lissabon-Strategie gestellt hat. Das hat sich in der Realitét
gezeigt. Sie bereiten heute die Ankiindigung des Beschlusses vor, der diesem Programm zugrunde liegt.

Ich mochte die Gelegenheit nutzen und vor allem den Mitgliedern des Ausschusses fiir Beschiftigung
und soziale Angelegenheiten fiir ihre hervorragende Arbeit und ihre Miihe wéhrend des gesamten
Verhandlungsprozesses danken. Mein besonders herzlicher Dank gilt Frau Jons, der Berichterstatterin
des Parlaments in dieser Angelegenheit, sowie allen Schattenberichterstattern, ohne die es nicht moglich
gewesen wire, das Verfahren zu einem so positiven Abschluss zu bringen.

Im vorliegenden Text werden Begriffe verwendet, die auf der zwischen den Institutionen erzielten
Einigung beruhen. Die vom Parlament 2005 aufgeworfenen Fragen, als es sich in erster Lesung mit
dem Vorschlag befasste, wurden beriicksichtigt. Die Verteilung der Haushaltmittel auf die verschiedenen
Politikbereiche unseres Programms entspricht Ihren Erwartungen. Wir haben Ihrem Wunsch entsprochen
und der Gleichstellung der Geschlechter mehr Raum gegebenen. Das trifft auch auf die soziale Integration
und den Sozialschutz zu. Das Parlament wird jedes Jahr in die Abstimmung iiber die flir die Durchfiihrung
der im Programm vorgesehenen Aktionen benétigten Mittel einbezogen werden. In diesem Punkt sind
sich das Parlament und die Kommission einig. Beide Institutionen sind der Ansicht, dass dieses Verfahren
vollkommen transparent zu erfolgen hat. Ich stelle mit Freude fest, dass sich der Rat diesem Ansatz
endlich angeschlossen hat und damit dazu beitrug, dass die Verhandlungen rasch zum Abschluss gebracht
werden konnten.

Abschliefend mochte ich den Abgeordneten des Parlaments danken, die mit ihrer Miithe und
Entschlossenheit zu diesem ausgezeichneten Ergebnis beigetragen haben.

Robert Atkins (PPE-DE). — (EN) Herr Prisident! Konnen Sie uns erkldren oder triftige Griinde dafiir
nennen, warum die Abstimmungsstunde einfach auf 11.40 Uhr verschoben wurde, obwohl sie urspriinglich
fiir 11.30 Uhr angesetzt war? Es bestand keine Notwendigkeit, mit dieser Aussprache erst so spét zu
beginnen. Einmal mehr stellt die Parlamentsverwaltung das Wohl des Vorsitzes iiber die Interessen der
Abgeordneten. Das ist nicht richtig.

Der Prisident. Da wir mit der Abstimmungsstunde in Verzug geraten sind, wird die Aussprache im
Anschluss daran fortgesetzt.

Jan Andersson, im Namen der PSE-Fraktion. — (SV) Ich mochte diese Aussprache nicht unnétig
verlangern. Zuallererst mochte ich einen besonderen Dank an die Kollegin Jons richten, die sich in
hervorragender Weise um das Programm PROGRESS verdient gemacht hat. Thre Arbeit hat es uns
ermdglicht, rasch zu einer Losung zu kommen, die im Gegensatz zum letzten Mal sehr schnell umgesetzt
werden kann. PROGRESS ist ein wichtiges und kombiniertes Programm, das sich mit Beschéftigung,
sozialen Fragen und Gleichstellung befasst und sich gegen Diskriminierung wendet. Wir haben dieses
Konzept eines gemeinsamen Programms befiirwortet. Eine der Losungen bestand darin, dass wir uns
hier im Européischen Parlament dafiir einsetzen, im Rahmen der Finanzperspektive mehr Mittel fiir das
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Programm vorzusehen, denn es geht hier um das soziale Europa, das wir so oft im Munde fiihren. Die
Vereinbarung iiber eine hdhere Mittelausstattung des Programms PROGRESS hat auch die Vereinbarung
iiber das Programm als Ganzes erleichtert. Es gab einige Differenzen zu Fragen der Gleichstellung und
der sozialen Integration, die aber inzwischen {iberwunden werden konnten. Diese Teile des Programms
haben zusitzliche Mittel erhalten, um Gleichstellung, soziale Integration und den sozialen Schutz zu
verbessern. Das wurde nicht auf Kosten anderer Aspekte erreicht, sondern mit Mitteln aus der Reserve.
Dies ist in meinen Augen eine sehr gute Losung, und ich glaube, PROGRESS wird eine grof3e Rolle
beim Ausbau des sozialen Europas der Zukunft spielen. Lassen Sie mich der Kollegin Jons noch einmal
fiir ihre ausgezeichnete Arbeit danken!

Da es Zeit fiir die Abstimmungsstunde ist, wird die Aussprache an dieser Stelle unterbrochen und um
21.00 Uhr wieder aufgenommen.

VORSITZ: LUIGI COCILOVO
Vizeprisident

5. Abstimmungsstunde

Der Priasident. — Als nachster Punkt folgt die Abstimmungsstunde.

(Abstimmungsergebnisse und sonstige Einzelheiten der Abstimmung: siehe Protokoll.)
5.1. Wohnungswesen und Regionalpolitik (Abstimmung)
5.2. Wohnungswesen und Regionalpolitik (Abstimmung)

5.3. Antrag auf Schutz der Immunitiit und der Vorrechte von Janis Sakellariou
(Abstimmung)

5.4. Medien und Entwicklung (Abstimmung)

5.5. Initiativen zur Forderung der Einbeziehung der europiischen Dimension in
die Lehrpline (Abstimmung)
Vor der Abstimmung:

Christopher Beazley (PPE-DE), Berichterstatter. — (EN) Herr Prisident! Ich mochte ganz kurz eine
Textstelle in Ziffer 1 kldren. Diese Ziffer schlieBt mit folgenden Worten, die sich auf die Sekundarschiiler
beziehen: ,,...um auf ihre Rolle als kiinftige Biirger und Mitglieder der Europaischen Union vorbereitet
zu sein®. Ich schlage vor, das Wort , kiinftige™ zu 16schen, sodass der Satz heifit: ,,...um auf ihre Rolle
als Biirger und Mitglieder der Europdischen Union vorbereitet zu sein®.

(Der miindliche Anderungsantrag wird angenommen.)
5.6. Luftqualitit und saubere Luft fiir Europa (Abstimmung)

(Die Sitzung wird um 11.55 Uhr unterbrochen und um 12.00 Uhr wieder aufgenommen.)

VORSITZ: JOSEP BORRELL FONTELLES
Prdsident

6. Feierliche Sitzung - Liberia

Der Prisident. Frau Prisidentin! Das Europdische Parlament hat die Freude, Sie zu seiner Plenarsitzung
zu begriilen, und es ist mir eine Ehre, die erste Frau, die zur Présidentin eines afrikanischen Landes
gewihlt wurde, sowie die Minister und Parlamentarier in Threr Begleitung willkommen zu heif3en.
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(Beifall)

Meine Kolleginnen und Kollegen im Européischen Parlament mdchte ich darauf hinweisen, dass sich
in der Delegation der Présidentin mehr Parlamentarier als Minister befinden.

Ich mochte dieses Haus auch daran erinnern, dass Sie 1979, vor nunmehr 27 Jahren, als erste Frau das
Finanzressort in IThrem Land ibernahmen.

Leider durchlebte Thr Land im darauffolgenden Jahr einen Staatsstreich: 1980 begann in Liberia ein
Vierteljahrhundert, das von Gewalt gekennzeichnet war, von einem 14 Jahre wihrenden Biirgerkrieg,
von einer systematischen Pliinderung der Ressourcen des Landes und einer massiven Verletzung der
Menschenrechte der Bevolkerung.

Die Bilanz dieses grausamen und langen Krieges — der so lange dauerte wie friiher die Religionskriege
in Europa — kdnnte nicht tragischer sein: 250 000 Menschenleben in einem Land mit drei Millionen
Einwohnern — nahezu 10 % der Bevdlkerung. Eine Million Menschen mussten ihr Zuhause verlassen
— einige von ihnen kehren jetzt zuriick —, und sehr viele Frauen wurden vergewaltigt — {iber 25 000.
Wihrend dieser Zeit ,,lebten* drei Viertel der Bevolkerung — wenn man es leben nennen kann — von
weniger als einem Dollar pro Tag, und bis zu 85 % der Bevodlkerung war ohne Beschéftigung. Mit
anderen Worten, es existierte keine Wirtschaft in dem Sinne, wie wir sie in den entwickelten westlichen
Gesellschaften verstehen.

Frau Prisidentin, unter diesen Umsténden ist es fiir einen Politiker sicherlich keine leichte Aufgabe, die
Fiihrung eines Landes zu iibernehmen.

Unser Parlament freut sich tiber die Rolle, die die Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten
(ECOWAYS) in den Friedensgesprachen von 2002 gespielt hat, die dann zu den Prasidentschaftswahlen
flihrten, aus denen Sie im November letzten Jahres als Siegerin hervorgingen.

Das Européische Parlament entsandte Beobachter zu diesen Wahlen, und der Leiter der Delegation,
Herr van den Berg, verwies in seinem Bericht deutlich darauf, dass die Wahlen trotz einiger kleiner
Zwischenfille entsprechend den fiir sie geltenden Regeln verlaufen waren.

Deshalb begriilen wir Sie heute als Symbol der Rechtsstaatlichkeit, des Friedens, der Demokratie, der
Rechte der Frauen und des Kampfes gegen Korruption und Straflosigkeit.

Wenn Sie die Biographie der Prisidentin Liberias lesen, werden Sie sehen, wie oft sie von ihren Amtern
zurlickgetreten ist, weil sie nicht damit einverstanden war, wie die Regierungen mit dem Problem der
Korruption in ihrem Land umgingen.

Sie werden sich auch erinnern, dass ich im April letzten Jahres hier im Plenum Gelegenheit hatte, meine
Genugtuung tiber die Verhaftung und Ausweisung von Charles Taylor zum Ausdruck zu bringen, die
das Europdische Parlament in mehreren EntschlieBungen gefordert hatte und die schlieflich auf
Anordnung der Présidentin in die Tat umgesetzt wurde. Dies bedeutet einen Fortschritt in der weltweiten
Bekédmpfung der Straflosigkeit fiir Kriegsverbrecher. Eine solche Entwicklung begriilen wir, das mchte
ich heute in Threr Anwesenheit unterstreichen.

Nach so vielem Leid wollen wir Ihnen unsere Unterstiitzung anbieten.

Es ist gut, dass die Waffen nicht mehr sprechen. Doch sobald sie schweigen, beginnt die Aufgabe des
Wiederaufbaus des Landes — eine Aufgabe, die fiir die Fernsehkameras nicht so interessant ist —, und
es besteht die Gefahr, dass das Land nun, nach der Einstellung der Kémpfe, in Vergessenheit gerit.

Es wire nicht das erste Mal, dass zwar der Frieden erreicht ist, die Gesellschaft aber nicht den Weg zur
Versohnung und die Wirtschaft nicht den Weg zur Entwicklung findet. Bei der Bewéltigung dieser
Herausforderung, Frau Prisidentin, werden Sie erkennen, dass Europa bereit ist, hnen zu helfen, damit
Liberia auch kiinftig das Sinnbild der Freiheit sein kann, das es bei seiner Entstehung war.

Wir hoffen und wiinschen, dass Sie fiir alle Menschen Thres Landes eine hoffnungsvolle Zukunft gestalten
und damit ein Fanal fiir ganz Afrika setzen konnen.

Frau Prisidentin, Sie haben das Wort.

(Beifall)
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Ellen Johnson Sirleaf, Prdsidentin der Republik Liberia. (EN) Herr Prasident, sehr verehrte
Abgeordnete! Es erfiillt mich und meine Delegation mit tiefer Dankbarkeit, heute an Threr feierlichen
Sitzung teilnehmen zu diirfen. Im Namen der Regierung und des Volkes von Liberia mochte ich Thnen,
verehrte Abgeordnete, und iiber Sie den Regierungen und Volkern Threr Lander herzliche Griile und
Gliickwiinsche iibermitteln. Es ist mir eine gro3e Ehre, heute zu Thnen sprechen zu diirfen.

Vor kaum acht Monaten wurde uns, nachdem wir bei den demokratischen Wahlen im Jahr 2005 als
Sieger hervorgegangen waren, die volle Verantwortung fiir den Wiederaufbau Liberias nach dem Konflikt
iibertragen. Wir stellten uns der Verantwortung, wohl um die grolen Herausforderungen wissend, vor
denen unser Land nach vierzehn Jahren Biirgerkrieg und Zerstérung steht. Der Schaden und die negativen
Folgen sind enorm und haben noch mehr Armut {iber das ganze Land gebracht. Heute liegt das
Pro-Kopf-BIP bei 163 US-Dollar (2005), was gegeniiber dem BIP, das wir vor Beginn der 80er Jahre
in der Vorkriegszeit hatten, einen Riickgang um 90 % darstellt. Das ist eine Folge der Sanktionen und
der Einschnitte in Produktionssektoren wie der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und dem Bergbau.

Auch der Anteil der Ausfuhren ging in dhnlichem MaBe zuriick; er sank im selben Zeitraum um mehr
als 95 %. Unsere riesige Auslandsverschuldung, die auf 3,7 Milliarden US-Dollar geschétzt wird,
entspricht 800 % des BIP und 3000 % der Ausfuhrerlose, wihrend die Inlandsverschuldung und die
Lohnzahlungsriickstande auf 700 Millionen Dollar geschédtzt werden. Unser Haushalt, der erst vor
kurzem angenommen wurde und 129 Millionen US-Dollar umfasst, entspricht — obwohl er gegeniiber
dem vorangehenden Haushaltsjahr um mehr als 50 % erhéht wurde — weniger als 30 % des Haushalts
von vor zwanzig Jahren.

Als wir unser Amt antraten, gab es weder Strom noch Wasser. Schulen und Krankenhéuser lagen in
Schutt und Asche, Stralen waren unpassierbar. Die Regierungsorgane waren vollig zusammengebrochen
und es herrschte eine ausufernde Korruption. HIV- und Aids-Félle hatten enorm zugenommen. Nur
wenige Kinder gingen zur Schule und viele starben an heilbaren Krankheiten. Heue leben weit mehr
als drei Viertel der Liberianer unterhalb der Armutsgrenze von 1 US-Dollar pro Tag. Eine tiberwiltigende
Mehrheit dieser Menschen, hauptsichlich die jungen Leute, ist entweder arbeitslos oder arbeitet im
informellen Sektor.

Dennoch kann ich Thnen sagen, dass das liberianische Volk sehr widerstandsféhig ist. Denn trotz allem,
was sie erleiden mussten, vertrauen die liberianischen Menschen auf einen neuen Anfang. Sie zéhlen
darauf, dass ich mit meiner Regierung Lebensbedingungen schaffen werde, die die Verwirklichung
ihrer Trdume garantieren.

Sie haben keine abgehobenen Trdume. Sie wollen nur die einfachen Dinge, die die meisten Menschen
fiir selbstverstdndlich halten: ein Leben in Frieden, eine gute Bildung und die Fahigkeit, fiir die Familie
zu sorgen. Die Tradume der Liberianer sind nicht unrealistisch.

Doch die Zeit driangt. Wie Sie alle wissen, ist in Gesellschaften nach Konflikten die Gefahr eines erneuten
Krieges grof3, wenn die Regierung und die internationale Gemeinschaft in den entscheidenden Momenten
nicht in der Lage sind, wirksame Anstrengungen zu unternechmen und diese iiber die Zeit
aufrechtzuerhalten.

Liberia befindet sich heute in einem dieser entscheidenden Momente. Unsere Anstrengungen, denen
sich unsere Partner in den nichsten Monaten, im kommenden Jahr und spéter anschlieBen werden,
bestimmen den kiinftigen Kurs unseres Volkes. Wenn wir bei der Einleitung der notwendigen politischen
Verdnderungen und Reformen zu lange zdgern oder wenn unsere internationalen Partner mit Threr
Unterstiitzung zu lange warten, dann kdnnten wir die beste Chance verspielen, die Liberia innerhalb
einer Generation geboten wurde, um den Konflikt dauerhaft zu beenden und die Grundlage fiir Wachstum
und Wohlstand zu schaffen. Wir konnen es uns nicht leisten, dies zuzulassen.

(Beifall)

Wir miissen die potenziellen Friichte von Liberias schwer errungenem Frieden schnell sichern und dem
wirtschaftlichen und finanziellen Ausbluten ein Ende setzen. Wir miissen die tiefen Wunden, die Liberia
durch den Biirgerkrieg zugefiigt wurden, heilen und die nationale Regierungsfihigkeit fordern, aber
gleichzeitig miissen wir auch neue Mafinahmen ergreifen und strukturelle Reformen durchfiihren. Unsere
Herangehensweise muss auf den Grundprinzipien von Demokratie, Rechenschaftspflicht, freier
Marktwirtschaft, verantwortungsvollem Regieren, Wahrung der Menschenrechte und gerechter Verteilung
unserer natiirlichen Ressourcen beruhen.
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Was miissen wir also nun, da alles gesagt und getan ist, zuerst in Angriff nehmen? Strategien zur
Armutsbekdmpfung sind das Wichtigste, um zu verhindern, dass der Konflikt neu entflammt, und um
die Grundlage fiir eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen. Wir griinden unsere Strategie auf vier
Saulen im Bereich Wiederaufbau und Entwicklung.

Die erste Saule ist die Erhohung der Sicherheit und die Stabilisierung des Friedens in unserem Land.
Ohne Frieden und Sicherheit kann es keine Entwicklung und keinen Wohlstand geben. Wir miissen
unsere Anstrengungen bei der Ausbildung unserer Armee verdoppeln, nicht nur in Sicherheitsfragen,
sondern auch im Bereich der Rechenschaftspflicht gegeniiber unserem Volk. Unsere Sicherheitskréfte
waren iiber die Jahre recht korrupt und haben zum groflen Teil nicht richtig funktioniert. Sie genossen
nicht das Vertrauen der Bevdlkerung und wurden eingesetzt, um die Bevolkerung zu terrorisieren und
in politische Prozesse einzugreifen, ohne sich an die vorgeschriebenen Verfahren oder das geltende
Recht zu halten. Wir wollen das dndern. Wir miissen eine klare nationale Strategie entwickeln, die dem
allméhlichen Riickzug der Friedenstruppen der Vereinten Nationen Rechnung tragt.

Wir haben diesen Prozess bereits eingeleitet. Wir haben die Demobilisierung von Angehdrigen unserer
Streitkréfte abgeschlossen und sind jetzt dabei, eine neue Armee aus 2 000 Soldaten zusammenzustellen
und diese entsprechend auszubilden und technisch auszustatten. Mit der tatkréftigen Unterstiitzung von
UN-Einrichtungen und anderen Partnern konnten wir seit unserer Amtseinfithrung die Riickkehr von
70 000 Fliichtlingen und 50 000 Binnenvertriebenen ermdglichen. Unsere Polizei und die anderen
Sicherheitsorgane werden gerade umstrukturiert und ausgebildet. Es ist wichtig, Wege zu finden, um
sie in Form von produktiven Aufgaben wiedereinzugliedern.

Zweitens miissen wir unsere Wirtschaft wieder beleben. Wir miissen uns vor allem auf die Landwirtschaft
konzentrieren und in diesem Bereich sowohl fiir den Eigenbedarf als auch fiir den Export anbauen,
wobei der Schwerpunkt auf der Reaktivierung unserer traditionellen Kautschukindustrie liegt. Wir
erwarten aulerdem ein schnelles Wachstum unserer Forstwirtschaft, des Bergbaus und anderer auf
Bodenschitzen basierender Industriezweige, wobei dieses Wachstum auf Politiken aufbaut, die die
Schaffung eines Klimas zum Ziel haben, das zur Investition in Bereichen ermutigt, in denen Liberia
international wettbewerbsfahig ist. Diese Aktivitdten werden Arbeitsplatze schaffen und so die 80 %
Arbeitslosigkeit in Angriff nehmen, von der insbesondere unsere jungen Menschen betroffen sind.

Zu diesem Zweck haben wir alle nicht regelkonformen Konzessionsvereinbarungen im Bereich der
Forstwirtschaft gestrichen und sind nun gerade dabei, einen neuen Konzessionsrahmen fiir unsere
Produkte aus natiirlichen Ressourcen zu erarbeiten, um ein starkes Wachstum dieser Bereiche zu
gewihrleisten. Bei der Erzielung von Einnahmen, die der Regierung zustehen, vertreten wir eine harte
Haltung, und die Einnahmen sind bereits um mehr als 20 % gestiegen. Wir haben uns mit dem
Internationalen Wahrungsfonds auf ein Personaliiberwachungsprogramm geeinigt, und nach allem, was
man hort, haben wir in diesem Bereich bis jetzt gute Arbeit geleistet. Wir sind gerade dabei, unsere
vorldufige Strategie zur Verringerung der Armut abzuschlieBen, in der die wichtigsten Schritte fiir den
Zeitraum von Juli 2006 bis Dezember 2007 definiert werden. Diese Strategie baut auf unserem
150-Tage-Aktionsplan auf, mit dem 70 % der von uns angestrebten Ergebnisse erreicht wurden.

Das dritte Element unserer Vision ist die Verbesserung der demokratischen Regierungsfiihrung. Die
iibermiBige Konzentration von Macht und ein geschlossenes politisches System forderten die Korruption,
schrankten den Zugang zu Entscheidungsprozessen ein, begrenzten die Moglichkeiten fiir die Beteiligung
der Zivilgesellschaft an den Regierungsprozessen und ndhrten mit der Zeit ethnische und
Klassenfeindschaften und -rivalitdten. Mithilfe von Gesetzesdnderungen und politischen Verdnderungen
arbeiten wir daran, alles, was Demokratie und Entwicklung behinderte, zu korrigieren.

Wir sind entschlossen, die Korruption zu bekdmpfen, die die Struktur unserer nationalen Einheit und
unserer Gesellschaft zerstért hat. Wir befinden uns auf gutem Wege, eine wirksame
Antikorruptionsstrategie und einen flankierenden Rechts- und Regulierungsrahmen zu entwickeln. Unser
unzulédngliches Rechtssystem wird gerade reformiert und gestérkt. Wir arbeiten auf eine Dezentralisierung
der Entscheidungsprozesse und auf die Zuweisung ausreichender Mittel fiir Kreis- und Stadtréte hin,
um die von ihnen selbst aufgelegten Programme und Projekte zu unterstiitzen. Vor allem wollen wir es
den Menschen — und insbesondere den Armen und Benachteiligten —ermdglichen, am
Entwicklungsprozess teilzunehmen.

(Beifall)
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Die vierte und letzte Sdule unserer Agenda ist die Wiederbelebung unserer sozialen und physischen
Infrastruktur. Im Mittelpunkt von Erneuerung und Verséhnung steht die Bildung. Unsere Vision von
Bildung fiir alle — ob jung oder alt — erfordert, dass wir die Politik der Grundschulbildung fiir alle
vollstindig umsetzen und in den Gemeinden des gesamten Landes Alphabetisierungsprogramme
einfithren, insbesondere fiir unsere so widerstandsfahigen Marktfrauen.

(Beifall)

Uns ist bewusst, dass sich bei einer Analphabetenrate von 70 % keine Nation entwickeln kann. Wir
miissen uns insbesondere um unsere kriegsgeschéadigte Jugend kiimmern, indem wir ihnen die Chance
geben, Schulen zu besuchen und an Ausbildungsprogrammen teilzunehmen.

Des Weiteren miissen wir unsere Gesundheitseinrichtungen sanieren, die teilweise oder vollstandig
zerstort wurden. Lediglich 10 % unserer Bevolkerung hat heute Zugang zu Gesundheitsfiirsorge. Diesen
Anteil miissen wir mittelfristig auf mindestens 50 % erhéhen. Wir miissen das zunehmende
HIV-/AIDS-Problem in Angriff nehmen und Malaria, Parasiten, Untererndhrung und andere Krankheiten
bekdmpfen, an denen so viele unserer Kinder sterben.

Unsere Straflen befinden sich in einem schrecklichen Zustand. Ohne ein verniinftiges Stralennetz wird
es so gut wie unmoglich sein, fiir dauerhafte Sicherheit zu sorgen, zu neuer Wirtschaftstatigkeit zu
ermutigen und die lokale Verwaltung zu stirken. Wir miissen zudem andere Teile der Infrastruktur im
Sozialbereich verbessern, z. B. die Wasserversorgung und die sanitdren Einrichtungen. Dass wir im Juli
dieses Jahres zum ersten Mal seit fiinfzehn Jahren Teile unserer Hauptstadt Monrovia mit Strom und
Wasser versorgen konnten, erachten wir als eine unserer grofiten Errungenschaften.

(Beifall)

Wir sind stolz darauf, dass wir innerhalb von sechs Monaten das erreicht haben, was andere Regierungen
vor uns in so vielen Jahren nicht geschafft haben. Wir mochten der Europdischen Kommission und
damit der Européischen Union fiir all das danken, was sie fiir uns in dieser ersten Zeit getan hat. Doch
all das ist lediglich ein Anfang.

Wir haben es uns zum Ziel gesetzt, die liberianische Regierung wieder arbeitsfihig zu machen und dem
liberianischen Volk noch bessere Dienste zu leisten. Die damit verbundenen Herausforderungen sind
so tiberwiltigend und die Bediirfnisse und Erwartungen unserer Menschen so enorm, dass unsere
Regierung nicht in der Lage ist, diese Probleme in zufrieden stellendem Maf3e allein zu 16sen. Es ist
dringend erforderlich, starke strategische Partnerschaften zu schmieden und aufzubauen. In diesem
Zusammenhang mdchte ich die Gelegenheit nutzen, um unsere gro3e Wertschétzung fiir die anhaltende
Unterstiitzung auszudriicken, die wir tiber die Jahre sowohl von der Européischen Union als Gemeinschaft
als auch von den einzelnen Mitgliedstaaten erhalten haben.

(Beifall)

Die Regierung und das Volk Liberias wissen diese gemeinsame Unterstiitzung zu schétzen, und wir
setzen alles daran, diese Mittel fiir die Erholung, den Wiederaufbau und die Entwicklung unseres Landes
zu verwenden. Mit grolem Interesse verfolgen wir die laufenden Reformen im Bereich der
Entwicklungshilfe, die die Européische Union den afrikanischen Staaten gewéhrt, sowie den neuen
Europaischen Konsens tiber die Entwicklungspolitik, der die Beseitigung der Armut zum Ziel hat. Wir
mochten gemeinsam mit unseren Kollegen am Abschluss der laufenden Verhandlungen iiber das
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen arbeiten. Dabei tragen wir der Notwendigkeit Rechnung, bei der
Austarierung der Entwicklungsprioritéten, wie sie in solchen Partnerschaftsabkommen normalerweise
definiert werden, zu einem Konsens zu gelangen. Ferner werden sich die geplanten Européischen
Entwicklungstage zweifellos positiv auf den Inhalt und die Ergebnisse [hrer Partnerschaft mit unseren
Landern auswirken. Wir begriilen diese innovative Initiative und freuen uns auf positive Ergebnisse.

Zusammenfassend konnen wir sagen, dass uns der Start gelungen ist. Dafiir sind wir dem liberianischen
Volk und der internationalen Gemeinschaft — einschlieBlich der Européischen Union und der Européischen
Kommission, die in dieser Hinsicht wichtige Partner fiir uns sind — dankbar. Doch das ist erst der Anfang.
In den kommenden Monaten werden wir uns mit der konkreten Planung unserer Partnerschaftskonferenz
beschéftigen, die im ersten Quartal des kommenden Jahres stattfinden wird, und wir werden uns der
Entwicklung unserer mittelfristigen Armutsbekdmpfungs- und Wachstumsstrategie widmen. Wir werden
unseren guten Start im Haushaltsprozess weiterfiihren und innerhalb des GEMAP-Rahmens angemessene
Steuerregelungen annehmen.
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Es kommt jedoch darauf an, dass die Liberianer in den kommenden Monaten stetige, konkrete Fortschritte
erkennen. Ich mochte alle unsere Partner bitten, in den ndchsten Wochen eng mit uns
zusammenzuarbeiten, damit wir gewéhrleisten konnen, dass die vielen fiir die bevorstehende Trockenzeit
geplanten Projekte rechtzeitig umgesetzt werden. Wir konnen es uns nicht leisten, Zeit zu vergeuden,
und viele Projekte miissen schneller finanziert und umgesetzt werden. Wir mochten Sie iiber die
Europdische Kommission konkret um Thre Unterstiitzung fiir dieses Ziel bitten.

Ferner mdchte ich sicherstellen, dass beim Ubergang von unseren auslaufenden Soforthilfeprogrammen
zu den anlaufenden léngerfristigen Entwicklungsprogrammen keine Unterstiitzungsliicken entstehen.
In zu vielen Lindern verliuft dieser Ubergang nicht reibungslos, sodass der entscheidende Schwung
verloren gehen kann.

Und zu guter Letzt mochte ich gewéhrleisten, dass die Anstrengungen der Regierung und ihrer Partner
vollstdndig synchronisiert und harmonisiert werden. Um uns auf die Partnerschaftskonferenz bestmoglich
vorzubereiten, miissen wir sichern, dass die Partner die wichtigsten Initiativen unterstiitzen, dass es
keine unangebrachten Uberschneidungen bzw. Doppelarbeit gibt und dass wir sowohl mit einer guten
Planung als auch mit einer schnellen und wirksamen Umsetzung gewiss sein kdnnen, dass wir diesen
entscheidenden Moment in der Geschichte Liberias nutzen, um den Konflikt zu beenden und den Prozess
von Wiederaufbau und Entwicklung voranzutreiben.

Wir freuen uns, dass unsere Nation reich gesegnet ist. Liberia ist kein armes Land, sondern ein Land,
das schlecht regiert wurde. Das wollen wir dndern; wir wollen die Ziele verfolgen, die uns aus der Krise
der Vergangenheit zu den Chancen der Gegenwart fithren. Als Volk ist es unser erklértes Ziel, aus der
Asche einer alten, turbulenten Vergangenheit ein neues Liberia erschaffen, das einer hoffnungs- und
verheiungsvollen Zukunft entgegensieht. Wir engagieren uns fiir strategische Partnerschaften, die auf
gegenseitigem Respekt griinden und von denen alle Seiten profitieren. Wir danken Ihnen allen fiir die
Unterstiitzung, die Sie sowohl auf gemeinschaftlicher als auch auf bilateraler Ebene bisher geleistet
haben. Wir danken Thnen, Herr Prasident Borrell Fontelles, fiir die Mdglichkeit, heute hier sein zu
diirfen, und wir freuen uns darauf, mit jedem einzelnen Threr Lander in den kommenden Monaten und
in der Zukunft zusammenzuarbeiten. Vielen Dank.

(Die Mitglieder des Parlaments erheben sich und spenden lang anhaltenden Beifall)
Der Prisident. Frau Prisidentin! Ich mochte Thnen nur kurz fiir [hre Rede danken.

Ich bin sicher, dass IThre Anwesenheit hier im Europdischen Parlament und die Worte, die Sie an uns
gerichtet haben, dazu beitragen werden, dass sich Europa der Probleme Ihres Landes bewusst wird und
sich fiir die Entwicklung Afrikas engagiert.

Wir alle wissen, wie grof3 im Moment die Sorge in Europa iiber die Zuwanderung aus Afrika ist und
dass wir nur durch die Losung der von Thnen beschriebenen Probleme in der Lage sein werden, die
Kooperationsbeziehungen, von denen Sie heute sprachen, zu gestalten.

Vielen Dank, Frau Présidentin.

(Beifall)
(Die feierliche Sitzung wird um 12.30 Uhr geschlossen.)

7. Abstimmungsstunde (Fortsetzung)

Der Prisident. Wir setzen jetzt die Abstimmungsstunde fort.
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7.1. Entlastung 2004: Einzelplan I - Europiisches Parlament (Abstimmung)

VORSITZ: LUIGI COCILOVO
Vizeprdsident

7.2. Europiische Qualititscharta fiir Mobilitit (Bildung und Ausbildung)
(Abstimmung)

7.3. Schliisselkompetenzen fiir lebenslanges Lernen (Abstimmung)
7.4. Thematische Strategie zur Luftreinhaltung (Abstimmung)

7.5. Thematische Strategie fiir die stiidtische Umwelt (Abstimmung)

Vor der Abstimmung:

Gyula Hegyi (PSE), Berichterstatter. — (EN) Herr Prasident! Ich beantrage, {iber die folgenden beiden
Anderungsantrige — Anderungsantrag 3 (Ziffer 7) und Anderungsantrag 4 (Ziffer 25) — namentlich
abstimmen zu lassen, da diese Anderungsantriige im absoluten Gegensatz zum Sinn meines Berichts
stehen.

Renate Sommer (PPE-DE). — Herr Prisident! Ich halte es aus grundsitzlichen Uberlegungen heraus
fiir falsch, direkt vor der Abstimmung pl6tzlich namentliche Abstimmungen zu fordern. Wir haben
keine Angst, unseren Namen darunter zu setzen. Aber aus grundsétzlichen Erwdgungen heraus halte
ich das fiir nicht richtig, denn das ist ein Prizedenzfall.

(Der Antrag wird nicht gebilligt.)

7.6. Schaffung eines européiischen Qualifikationsrahmens (Abstimmung)
Der Prisident. — Damit ist die Abstimmungsstunde beendet.

8. Stimmerklirungen

- Bericht Mavrommatis (A6-0264/2006)

Jean-Pierre Audy (PPE-DE), schriftlich. — (FR) Ich habe fiir den ausgezeichneten Bericht von Herrn
Mavrommatis zu dem wichtigen Thema der Beziehungen zwischen Medien und Entwicklung gestimmt.
Die Meinungs- und Informationsfreiheit, die in Artikel 19 der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte
der Vereinten Nationen von 1948 verankert ist, gilt als ein Grundrecht. Die Freiheit der Medien ist
wesentlich fiir eine verantwortungsvolle Verwaltung 6ffentlicher oder privater Einrichtungen und tragt
zur Erreichung der Millenniumsziele fiir die Entwicklung bei, mit denen bis 2015 eine sichere Welt
ohne Armut geschaffen werden soll.

Die Freiheit der Medien ist eine Bedingung fiir den Zugang zu Wissen und Transparenz, und dies muss
vollig unabhéngig geschehen. Sie leistet einen groen Beitrag zur Bekampfung von Unwissenheit, dieser
alten GeiBlel der Menschheit, und verhindert Korruption. Auch wenn ich bedauere, dass die Frage der
Verantwortung von Verfassern, Tragern, Nutzern und Verbreitern von Information nicht aufgenommen
wurde, begriifie ich den wertvollen Beitrag dieses Berichts zu Freiheit, Frieden und Demokratie in der
Welt.

Héléne Goudin und Nils Lundgren (IND/DEM), schriftlich. (SV) Der Berichterstatter beschéftigt sich
in seinem Bericht mit der wichtigen Rolle der Medien fiir die Entwicklung eines Landes. Fiir die
Demokratie sind die freie Meinungsduflerung und die Pressefreiheit unerldsslich. Fiir ein gutes
Funktionieren der Gesellschaft ist aber auch ein guter Zugang aller gesellschaftlichen Gruppen zu den
Medien erforderlich.
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Allerdings enthilt der Bericht auch einige Aspekte, die wir entschieden ablehnen. Wir bleiben natiirlich
bei unserem Standpunkt, dass iiber Beihilfen nicht auf européischer Ebene entschieden werden sollte.
Das ist Sache der Mitgliedstaaten. Ebenso wenig sollte die EU Informationskampagnen in den
Mitgliedstaaten durchfiihren.

Insgesamt halten wir den Bericht inhaltlich jedoch fiir gut und haben daher bei der heutigen Abstimmung
dafiir gestimmt.

Daniel Stroz (GUE/NGL), schriftlich. (CS) Ich mochte eine Anmerkung zum Bericht Mavrommatis
machen, iiber den wir ohne vorherige Aussprache abgestimmt haben. Obwohl er eine Reihe unbestreitbar
interessanter Gedanken und Schlussfolgerungen enthélt, weist der Bericht {iber weite Strecken leere
und iiberfliissige Phrasen auf, die nicht nur keinerlei Bezug zu den tatsdchlichen Ereignissen in den
EU-Mitgliedstaaten haben, sondern auch keinen Beitrag zur Losung der Probleme leisten, mit denen
sich die Union in diesem Bereich befassen sollte.

Ich méchte zudem unterstreichen, dass es in einigen Mitgliedstaaten keine Medien gibt, die man auch
nur ansatzweise als unabhéngig oder professionell bezeichnen konnte. Die Medien in diesem Léndern
sind keinesfalls ,,ein entscheidender und wesentlicher Prozess fiir die menschliche Entwicklung®, um
den Bericht zu zitieren. In der Tschechischen Republik beispielsweise sind die Medien nichts weiter
als Komponenten des Marktes und eindeutig ein Instrument der politischen Manipulation, das zur
Desinformation der Offentlichkeit eingesetzt wird. Es ist kein Geheimnis, dass die wichtigsten Medien
in der Tschechischen Republik auslédndischen Konzernen gehdren und dass ein deutscher Verlag die
regionale Presse besitzt.

Kennzeichnend fiir diese Situation ist, dass vor allem linke Ansichten an den Rand gedréingt, ganze
Teile der Bevolkerung wie Kriminelle und Ausgestolene behandelt werden und Journalisten zu
Lohnarbeitern verkommen, die gezwungen sind, die politische Plattform des Herausgebers blind zu
respektieren und zu vertreten. Fiir Herausgeber gelten keinerlei Restriktionen in Bezug auf die
Konzentration medialer Macht.

Die leeren Lippenbekenntnisse zu Ethik und Menschlichkeit sind eindeutig vollkommen naiv, und sie
ignorieren die wahren Probleme, denen sich der Mediensektor in der EU gegentibersieht.

- Bericht Beazley (A6-0267/2006)

Tomas Zatloukal (PPE-DE). — (CS) Ich habe den Bericht Beazley zur Unterstiitzung von Initiativen
zur Forderung der Einbeziehung der europdischen Dimension in nationale Lehrpléne befiirwortet. Klar
ist, das die Vermittlung der europdischen Geschichte, des gemeinsamen kulturellen Erbes und der
aktuellen europdischen Ereignisse Hand in Hand mit der Entwicklung anderer Bereiche wie der Forderung
der Mehrsprachigkeit gehen miissen. Ich begriile die Tatsache, dass Herr Beazley das Bildungsportal
European Schoolnet und dessen Aktivititen erwéhnt hat. Ich mochte zudem auf das eTwinning-Projekt
verweisen, bei dem es um die Zusammenarbeit von Bildungseinrichtungen aus verschiedenen
europdischen Lindern im Rahmen gemeinsamer Projekte geht. Uber 17 000 europiische Schulen nehmen
bereits am eTwinning teil. Dieser Initiativbericht diirfte den Mitgliedstaaten helfen, europdische Themen
in ihr Bildungssystem einzubeziehen.

Jean-Pierre Audy (PPE-DE), schrifilich. — (FR) Ich habe fiir den ausgezeichneten Bericht von Herrn
Beazley zu den Initiativen fiir geeignete Mallnahmen gestimmt, mit denen die Einbeziehung der
europdischen Dimension in die Lehrplane gefordert werden soll. Im Zusammenhang mit dem européischen
Aufbauwerk weil} jeder, wie entscheidend es ist, den Biirgern, insbesondere jungen Menschen, die
europdische Kultur nahe zu bringen,. Dies ist eine Voraussetzung fiir den Erfolg des européischen
Einigungswerks im Hinblick auf die Schaffung einer humanistischen Zivilisation. Neben dem Erwerb
von Fremdsprachen sollten die Geschichte und Geografie der Europédischen Union zusammen mit den
Kiinsten und der Unionsbiirgerschaft Disziplinen sein, deren europdische Dimension hervorgehoben
wird. Ich stimme vorbehaltlos den Vorschliagen dieses Berichts zu, insbesondere in Bezug auf die
Mitwirkung der Lehrer an der Einbeziehung der européischen Dimension in den Unterricht. Meines
Erachtens sollte es ein dhnliches Vorgehen fiir die Hochschulen und das lebenslange Lernen geben.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL), schriftlich. (PT) Da es im Hinblick auf die Einbezichung der europdischen
Dimension in die Bildung Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten und innerhalb dieser Staaten gibt
und Sprachen von wesentlicher Bedeutung sind, weshalb die Programme COMENIUS und LINGUA
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mit mehr Gemeinschaftshilfen ausgestattet werden sollten, sind wir nicht der Meinung, dass es eine
einheitliche Sicht auf die so genannte europdische Geschichte und die Werte gibt.

Jedes Land hat seine Besonderheiten und jedes Volk seine Geschichte. Diese kann, je nach Blickwinkel,
unterschiedlich gesehen werden.

Wir sind der Uberzeugung dass der Reichtum Europas aus der Vielfalt seiner Kulturen und seiner
Sprachen resultiert, und dass dies erhalten werden muss. Jegliche Vereinheitlichung ist zu vermeiden.

Dementsprechend sind wir gegen jedweden Versuch der Vereinheitlichung und haben uns der Stimme
enthalten, obwohl der Bericht, der an frithere Berichte und bestehende Gemeinschaftsprogramme
ankniipft, eine Reihe positiver Punkte in Bezug auf sprachliche und andere Fahigkeiten herausstellt.

Héléne Goudin und Nils Lundgren (IND/DEM), schriftlich. (SV) Die Juniliste hat im Européischen
Parlament in der Vergangenheit bereits zum Ausdruck gebracht — und tut dies hiermit erneut —, dass
allein die Mitgliedstaaten fiir die Organisation des Unterrichts und den Inhalt der Bildungssysteme
zustdndig sind. Das Europdische Parlament hat schon mehrfach erklirt, dass es u. a. beabsichtigt, sich
mit dem Sprachunterricht sowie der Anpassung der Bildungssysteme an Bereiche wie neue Technologien
und Digitalisierung zu befassen. Nun soll also die europédische Dimension ihren Weg in die Lehrplane
finden.

Wie aber soll die europédische Dimension in der gemeinsamen Geschichte und dem kulturellen Erbe
Europas definiert werden? Und durch wen?

Wir miissen nach dem Subsidiaritétsprinzip handeln. Es ist Sache der Mitgliedstaaten, in ihren Lehrpldnen
fiir Demokratie und Toleranz in Europa einzutreten und dies ihren Biirgerinnen und Biirgern zu vermitteln.
Diese Dinge diirfen nicht auf Gemeinschaftsebene geregelt werden.

Aus diesem Grunde haben wir gegen den Bericht gestimmt.

Timothy Kirkhope (PPE-DE), schriftlich. (EN) Ziel dieses Initiativberichts ist es nicht, sich in die
einzelstaatlichen Zustindigkeiten im Bereich Bildung einzumischen, sondern es soll im Wesentlichen
klargestellt werden, worum es sich bei der ,,europdischen Dimension® handelt.

Es gibt eine Reihe von Programmen fiir den Austausch von Lehrern und fiir Studenten wie das Programm
ERASMUS/SOKRATES. Im Vereinigten Konigreich wissen allerdings nur sehr wenige Studenten von
der Existenz dieser Moglichkeiten, und unser Land bleibt beziiglich des Studentenaustauschs hinter
anderen Lindern zuriick.

Seit die Labour-Regierung beschlossen hat, dass Fremdsprachen an den Sekundarschulen nicht mehr
als Pflichtfach unterrichtet werden miissen, ist die Zahl der Schiiler, die die Facher Franzosisch und
Deutsch belegen, allein in diesem Jahr um 14 % gesunken.

Aufgrund der zweideutigen Formulierung des miindlichen Anderungsantrags waren die britischen
konservativen Abgeordneten nicht in der Lage, diesen Bericht in seiner Gesamtheit zu akzeptieren.

Bairbre de Briin und Mary Lou McDonald (GUE/NGL), schriftlich. (EN) Unsere Unterstiitzung fiir
den Bericht Beazley ist Ausdruck unseres Wunsches nach konsequenter Forderung des
Fremdsprachenunterrichts, um die Schiiler zu einer Kultur der Mehrsprachigkeit in unseren
Bildungssystemen in Irland zu erziehen. Wir sind ferner der Ansicht, dass alle Biirger Zugang zu
ausfiihrlichen und unvoreingenommenen Informationen iiber die Europdische Union und deren
Auswirkungen auf ihr Leben haben sollten.

Die Befiirwortung von Herrn Beazleys Bericht (A6-0267/2006) tiber die Einbeziechung der européischen
Dimension in die Lehrplidne durch Sinn Féin sollte nicht als ein Bekenntnis zu einer verstirkten Rolle
der Europdischen Union in den Bildungssystemen der Mitgliedstaaten verstanden werden. Fir die
Bildung sind die Mitgliedstaaten verantwortlich, und so sollte es auch bleiben.

Luis Queiré (PPE-DE), schrifilich. (PT) Es ist leicht moglich, dass die Aussprache iiber die europdische
Dimension in den Schulen von niemandem bemerkt wird. Trotzdem handelt es sich um eine Aussprache,
in der es um grundsitzliche Fragen geht.
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Wir sollten uns stets vor Augen halten, dass die Beschliisse, die wir im Bereich Bildung fassen, einen
entscheidenden Einfluss auf die zukiinftigen Generationen, ihr Leben und ihr Verstdndnis von der Welt
haben werden.

Deshalb halte ich die Darlegungen von Herrn Beazley zu den Sprachkompetenzen fiir duflerst wichtig
und mdchte noch einmal wiederholen, dass mit dem Europidischen Indikator fiir Sprachenkompetenz
nicht ein falscher Eindruck erweckt werden darf, denn die Forderung des Erlernens auf wenige
europdischen Sprachen zu begrenzen, wiirde sich als kontraproduktiv erweisen.

Auch die librigen europdischen Sprachen miissen auflerhalb Europas verbreitet werden, weil sich damit
eine Fundgrube an Wissen erschlie3t, das von ganz Europa gefordert werden muss.

Wir sollten dem Beispiel von Léndern wie Osterreich, Spanien, Portugal und Slowenien folgen. Die
europdische Dimension im Bildungssystem belegt dort einen festen Platz im Bildungswesen, und die
Menschen werden ermutigt, européische Sprachen zu erlernen.

Die europidische Dimension darf in den Schulen nicht vernachlissigt werden, vor allem wenn wir an
den Platz Europas in der Welt, die neuen Herausforderungen im Zusammenhang mit dem
Wirtschaftswachstum und die Ziele der Politik der Zusammenarbeit mit der {ibrigen Welt denken.

Alyn Smith (Verts/ALE), schriftlich. (EN) Ich begliickwiinsche den Berichterstatter zu seiner Initiative.
Fiir die Bildung sind die Mitgliedstaaten zustéindig, und dabei muss es auch bleiben. Wir in Schottland
verfligen sogar schon seit Jahrhunderten iiber ein unabhéngiges Bildungssystem. Unser Berichterstatter
stellt jedoch zu Recht fest, dass unsere Kinder bei Schulabschluss oftmals nur mangelhaft auf ihre Rolle
als kiinftige Biirger vorbereitet sind und héufig nur wenig iiber die EU oder andere Regierungen und
deren Arbeit fiir sie wissen. Die in diesem Bericht vorgestellten Maflnahmen geben den Lehrern EU-weit
interessante Hausaufgaben auf.

Geoffrey Van Orden (PPE-DE), schriftlich. (EN) Obwohl ich Initiativen unterstiitze, die das Studium
von Fremdsprachen und den Erwerb von Wissen iiber die Kultur und Geschichte vieler européischer
Léander fordern und eine echte Debatte iiber das Wesen der EU, einschlieBlich ihrer zahlreichen
elementaren Mingel, anregen, lehne ich MaBinahmen konsequent ab, die darauf ausgerichtet sind, zur
Unterstiitzung des EU-Projekts der politischen Integration zu erziehen, und die eine kiinstliche
Unionsbiirgerschaft schaffen sollen. Der Bericht bringt diese verschiedenen Aspekte durcheinander.
Deshalb habe ich mich der Stimme enthalten.

- Bericht Krahmer (A6-0234/2006)

Richard Seeber (PPE-DE). — Herr Prisident! Saubere Luft ist wohl fiir uns alle ein zentrales Thema.
Wir haben auch zu bedenken, dass die Folgekosten einer schlechten Luft in Europa sicher hoher sind
als die Implementierungskosten fir unsere Wirtschaft. Die Ausnahmen und die
Verlangerungsmoglichkeiten, die im Kompromisstext enthalten sind, sind aber zu kompliziert und wohl
auch sehr schwer administrierbar. Deshalb hat die sterreichische OVP-Delegation diese Kompromisse
grofteils abgelehnt. Sie sind auch vor dem Hintergrund einer better regulation zu sehen. Genau diesem
Anspruch geniigen sie eben nicht. Daher war das Paket insgesamt grofteils abzulehnen. Der
Ratsstandpunkt ware uns lieber.

Joseph Muscat (PSE). — (M7) Ich habe bei der Abstimmung iiber die Berichte Krahmer und Corbey
fiir eine bessere Luftqualitdt und strengere Kontrollen in diesem Bereich gestimmt. Ich habe mich bei
meiner Entscheidung vor allem davon leiten lassen, wie die Biirger Maltas und Gozos derzeit von den
Behorden des Landes behandelt werden. Nicht nur werden europdische Normen nicht respektiert, sondern
die Biirger erhalten nicht einmal die Informationen, auf die sie ein Recht haben, wenn sie ihre Gesundheit
und die Umwelt schiitzen sollen. Ich mochte Thnen ein konkretes Beispiel geben: Die Behorden haben
erst nach einer Intervention meinerseits offentlich eingerdumt, dass in Bezug auf Emissionen die
Kraftwerke des Landes europdische Richtlinien verletzen. Hinzu kommt, dass Geréte zur Messung der
von den Kraftwerken Marsa und Delimara verursachten Verschmutzung seit Monaten aufler Betrieb
sind, nachdem sie Meldungen zufolge vom Blitz getroffen worden waren. Die maltesische Tageszeitung
“L-Orizzont” vermeldete gestern, dass wir noch immer keine angemessenen Maflnahmen ergreifen, da
die neuen Gerate noch nicht einmal gekauft worden sind. Das ist nicht akzeptabel, und die zustédndigen
Behorden und die Europédische Kommission haben die Pflicht, diese Verletzung genauer zu verfolgen.

Jean-Pierre Audy (PPE-DE), schriftlich. — (FR) Ich habe fiir den Bericht von Herrn Krahmer zum
Entwurf einer legislativen EntschlieBung in erster Lesung {iber den Vorschlag fiir eine Richtlinie des
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Europaischen Parlaments und des Rates iiber die Luftqualitdt und saubere Luft in Europa gestimmt.
Dieser Richtlinienvorschlag wird fiinf verschiedene Rechtsinstrumente ersetzen und zu einer besseren
Rechtsetzung beitragen, und das ist ein sehr begriiBenswerter Schritt. Die Bekdmpfung der
Luftverschmutzung ist eine Pflicht, die wir den kiinftigen Generationen schuldig sind. Angesichts der
jingsten Entwicklungen in der Forschung und beim Gesundheitswesen ist es selbstverstiandlich, dass
die geltenden Rechtsvorschriften iiberpriift und vereinfacht werden. Wir miissen die Bemiihungen der
Fahrzeughersteller und Speditionsbetriebe begriiien, die Bestimmungen angewendet haben, die strikt
genug sind, um den vor uns stehenden Herausforderungen zu begegnen; darunter nicht zuletzt die
Gesundheit unserer Mitbiirger. Wir miissen sicherstellen, dass die Mitgliedstaaten die Bestimmungen
umsetzen und strikt anwenden.

Jens-Peter Bonde (IND/DEM), schrifilich. (DA) Wir befiirworten gemeinsame Mindestnormen fiir
die Reinhaltung der Luft. Die Richtlinie hat mit Artikel 175 und 176, denen zufolge die Mitgliedstaaten
verstirkte Schutzmalinahmen beibehalten oder ergreifen kdnnen, eine ausreichend solide Rechtsgrundlage.
In Artikel 176 heil3it es aber auch, dass derartige SchutzmafBnahmen der Kommission notifiziert werden
und mit den Vertrdgen vereinbar sein miissen. Die Grenzwerte fiir die Luftverschmutzung kdnnten sich
im Widerspruch zum Binnenmarkt befinden, und aus diesem Grund sind wir nicht der Ansicht, dass
eine Richtlinie mit Artikel 175 und 176 als Rechtsgrundlage eine ausreichende Garantie dafiir bietet,
dass die Mitgliedstaaten tatsdchlich in der Lage sind, verstirkte Schutzmafinahmen beizubehalten oder
zu ergreifen.

Trotzdem stimmen wir fiir den Bericht, da wir gemeinsame Mindestvorschriften fiir wiinschenswert
halten, und deshalb werden wir zur zweiten Lesung im Parlament Vorschlage fiir eine Rechtsgrundlage
vorlegen, die das Recht der Mitgliedstaaten auf strengere SchutzmafBnahmen sichert und klarstellt, dass
sie dieses Recht haben.

Anne Ferreira (PSE), schrifilich. — (FR) Saubere Luft fiir die Biirger, ihre Gesundheit und ihre
Lebensqualitit ist ein begriiBenswertes Ziel.

Leider wird der Bericht, den wir gerade angenommen haben, dem nicht gerecht.

Dieser Text hélt sich nicht an die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation und lésst es an der
gebotenen Dringlichkeit fehlen.

PM2,5 sind die feinsten und geféhrlichsten Partikel fiir den Organismus, daher sollte der Grenzwert
nicht mehr als 12 Mikrogramm betragen.

Ferner tragen die Umsetzungsfristen, die bis 2015 angesetzt sind, nicht dem Ernst des Problems Rechnung,
und es ist nicht hinzunehmen, dass es auch Befreiungen geben soll.

Ich bedauere ferner, dass diese erste Lesung das unmittelbare Ergebnis eines Kompromisses zwischen
den Fraktionen war, der die ordnungsgeméBe Arbeit des Parlaments verhindert und uns in eine Position
gebracht hat, die weit hinter unseren politischen Zielen zuriickliegt.

Und schlieBlich spiegelt dieser Bericht nicht die Ambitionen wider, die wir doch im Umweltbereich
deutlich zum Ausdruck gebracht haben, sowohl auf internationaler Ebene als auch gegeniiber den
europdischen Biirgern.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL), schriftlich. (PT) Der hohe Grad der Luftverschmutzung insbesondere
in den stidtischen Gebieten und Ballungszentren in der EU ist fiir zahlreiche Atemwegserkrankungen
und schwerwiegende Schidigungen der Okosysteme mitverantwortlich. Besonders gefihrdet sind Kinder,
dltere Menschen und Menschen, die in den bevolkerungsreichsten Stidten oder an Verkehrswegen
wohnen.

Bereits im urspriinglichen Vorschlag der Kommission stellten die vorgeschlagenen Grenzwerte einen
Riickschritt in Bezug auf die Festlegungen von 1999, d. h. Richtlinie 1999/30/EG, dar. Besonders
hervorzuheben sind die Grenzwerte fiir Feinstaub (PM2,5), die sehr hoch und hoher als die von der
Weltgesundheitsorganisation vorgeschlagenen sind.

Bedauerlicherweise wurden die von der GUE/NGL-Fraktion eingebrachten Vorschlige in der Aussprache
im Europdischen Parlament abgelehnt.
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So ist die Tragweite des soeben angenommenen Dokuments begrenzt, obwohl es positive Vorschldge
enthélt, die auf ein gewisses Gleichgewicht bei der Verschmutzung gerichtet sind, auch wenn dies in
verwisserter Form geschieht. Deshalb haben wir uns der Stimme enthalten.

Robert Goebbels (PSE), schrifilich. — (FR) Ich habe mich bei der Abstimmung iiber den Bericht
Krahmer der Stimme enthalten. Dessen Hauptteile sind fiir den normalen Sterblichen unverstindlich,
auch fiir den Gesetzgeber, der die Gesetze erlassen soll. Wenn sich das Parlament fiir die Luftqualitét
einsetzen will, sollte es sich damit zufrieden geben, die wichtigen Grundsitze und den allgemeinen
Rahmen festzulegen, und es den Sachverstindigen iiberlassen, die Grenzwerte festzusetzen.

Vasco Graga Moura (PPE-DE), schriftlich. (PT) Die Luftqualitt ist ein entscheidender Faktor fiir die
Gesundheit und die Lebensqualitét der europdischen Biirger.

Dem vorliegenden Vorschlag kommt daher hochste Bedeutung zu. Im Rahmen der MaBnahmen zur
Vereinfachung der Umweltschutzvorschriften werden flinf der bisherigen Vorschriften zur Luftqualitét
in einer Richtlinie vereint. Uberdies werden ehrgeizigere Ziele, als sie in den bestehenden
Rechtsvorschriften aufgefiihrt sind, festgelegt.

Deshalb unterstiitzen wir die Einfithrung neuer Vorgaben fiir die PM 10 und insbesondere die Festlegung
von Zielwerten fiir die PM2,5, die fiir die menschliche Gesundheit fiir am schidlichsten angesehen
werden, fiir die es aber auf europiischer Ebene Vorschriften erst noch festzulegen gilt.

Wir haben einige Anderungsantriige eingereicht, in denen u. a. folgende MaBnahmen vorgesehen sind:
Uberpriifung der Richtlinie nach jeweils fiinf Jahren im Interesse der Ubernahme neuester
wissenschaftlicher Kenntnisse, Luftqualititsgarantien, Ausschluss bestimmter Gebiete, die wir fiir
irrelevant halten, da die Exposition der Bevolkerung dort gering ist oder die Umwelt ordnungsgeméf
kontrolliert wird, und Vereinfachung der Messkriterien an den Straflen.

Die portugiesischen Mitglieder des EP der Sozialdemokratischen Fraktion im Europédischen Parlament
unterstiitzen den Bericht Krahmer mit den oben genannten Anderungen.

Sebastiano (Nello) Musumeci (UEN), schriftlich. — (IT) Die hohe Anzahl von Atemwegserkrankungen
und Todesféllen aufgrund des hohen Luftverschmutzungsgrads zeigen, wie dringend und notwendig
eine weitere Rechtsetzungsmalinahme der Gemeinschaft im Bereich des Gesundheitsschutzes ist, um
die fiir den Menschen schéddlichen Emissionen stdrker zu begrenzen.

Die auBergewohnlich hohen Prozentsitze angeborener Missbildungen in einigen Industrieregionen der
Europiischen Union sind besonders beunruhigend.

Der Fall der petrochemischen Anlagen auf Sizilien ist bezeichnend: Von 13 000 zwischen 1992 und
2002 geborenen Babys wiesen etwa 1 000 Missbildungen des Herzkreislaufapparates, der GliedmaBen
und des Verdauungstrakts auf, wiahrend die Sterblichkeitsrate bei Jungen mit Magentumoren um 57 %
hdéher ist als der italienische Landesdurchschnitt.

Auch in einigen Stadtgebieten wie in der Stadt Messina, die Tag und Nacht den Fahrzeugverkehr von
Sizilien zum europédischen Festland und in umgekehrter Richtung aufnimmt, ist die Lage inzwischen
unhaltbar.

Die Zustimmung der Fraktion Union fiir das Europa der Nationen zum Bericht Krahmer ist ein weiterer
Ansporn, den Kampf gegen die Luftverschmutzung in Europa in den kommenden Jahren zu verstarken.

Frédérique Ries (ALDE), schrifilich. — (FR) Luftverschmutzung ist ein wesentliches Problem fiir die
offentliche Gesundheit. So wird beispielsweise angenommen, dass Feinpartikel, die bei einigen
Tatigkeiten des Menschen freigesetzt werden, die Lebenserwartung der Europier um etwa neun Monate
verkiirzen. Allein in Belgien verursachen Partikel, die vor allem von Dieselmotoren freigesetzt werden,
den vorzeitigen Tod von fast 13 000 Menschen jahrlich. Alle diese Atemwegserkrankungen kénnen
vermieden werden, und der Gesetzgeber sollte daher eine einfache Botschaft aussenden: saubere Luft
fiir Europa bedeutet notwendigerweise strenge Umweltschutzbestimmungen.

Diese Botschaft hat das Europédische Parlament heute mit der Annahme des Berichts Krahmer zur
CAFE-Richtlinie allerdings nicht verkiindet. Ich bedauere, dass es meinen Kollegen bei einer fiir die
Offentlichkeit so wichtigen Frage — den Auswirkungen von Luftverschmutzung auf die Gesundheit -
an Ehrgeiz gemangelt hat, und sie vor allem versucht haben, bestimmte Industriesektoren nicht vor den
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Kopfzu stolen. Ich habe dennoch die Hoffnung, dass das Europidische Parlament dies in zweiter Lesung
korrigieren wird, es sich offener fiir die Argumente von Umweltschutzfachleuten zeigt und vermeidet,
Normen festzulegen, die weniger strikt sind als die heute geltenden. Durch diese Abstimmung war
Kalifornien noch nie so weit weg!

Bart Staes (Verts/ALE), schriftlich. (NL) Es ist hochst skandalds, dass das Parlament heute die geltenden
Rechtsvorschriften liber die Luftqualitdt erheblich verwéssert. Erstmals vertritt das Parlament sogar
einen schwicheren Standpunkt als der Rat. Trotz allem ist wissenschaftlich hinreichend erwiesen, dass
Luftverschmutzung durch Feinstaub etwa 3,6 Millionen Lebensjahre kostet, was jéhrlich 348 000
frithzeitigen Todesfdllen entspricht.

Bis 2020 kostet Europa die Luftverschmutzung durch Ozon und Feinstaub pro Jahr 189 bis 609 Milliarden
Euro! Der Standpunkt des Parlaments ist erheblich weniger ambitioniert als die Empfehlungen der
Weltgesundheitsorganisation, und diese Niveaus haben sich in GroBstddten und Industrieldndern als
machbar erwiesen. Schlimmer noch, das Parlament raumt den Mitgliedstaaten die Moglichkeit ein, die
Zahl der Kalendertage, an denen der Grenzwert fiir PM10 pro Kalenderjahr iiberschritten wird, von 35
auf 55 Tage auszudehnen, was einer Vogel-Straul3-Politik gleichkommt. Die USA, die schon seit 1997
einen Jahresgrenzwert von 15 pg/m? fiir PM2,5 ausgeben, beweisen, dass ein strengerer Ansatz moglich
ist. Dieser Grenzwert muss spatestens bis 2010 erreicht werden. Der Bundesstaat Kalifornien geht
iibrigens noch weiter. Dort gilt seit 2003 ein Grenzwert von 12 pg/m?*. Das Européische Parlament hélt
an seiner Zusage von 20 pg/m? fest, die bis ... 2015 zu erreichen sind! Wenn der Rat kein hinreichendes
Gegengewicht gegen diese Schwichung bietet, kommt die Kommission nicht umhin, den Vorschlag
zuriickzuziehen.

- Bericht Ferber (A6-0280/2006)

Richard James Ashworth (PPE-DE), schriftlich. (EN) Die britischen konservativen Abgeordneten
nehmen die Feststellung des Rechnungshofs, dass beziiglich der Integritdt der EU-Konten Fortschritte
erzielt wurden, erfreut zur Kenntnis. Nicht erfreut sind wir jedoch iiber die Feststellung der
Rechnungspriifer, dass die Uberwachungs- und Kontrollsysteme nach wie vor Schwéchen aufweisen,
und wir schlieen uns der Ansicht des Berichterstatters an, dass diese Schwéchen dringend behoben
werden miissen.

Was das Anmieten der Parlamentsgebdude durch das Europdische Parlament von der Stadt Stral3burg
betrifft, so bestitigen und billigen wir die Aussage des Berichts, dass sich die entsprechende Behorde
des Parlaments ordnungsgemif verhalten habe, dass es aber die Stadt StraBburg an Aufrichtigkeit
mangeln lasse. Wir sind jedoch der Meinung, dass die Nutzung von zwei Sitzen durch das Europdische
Parlament eine schlechte Verwendung der européischen Steuergelder darstellt und kdnnen daher einem
Kauf der Parlamentsgebdude in StraBburg nicht zustimmen.

Aus diesem Grund haben sich die britischen konservativen Abgeordneten bei der Endabstimmung iiber
den Bericht Ferber der Stimme enthalten.

Robert Goebbels (PSE), schrifilich. — (FR) Ich habe fiir die Entlastung gestimmt, mich aber bei der
EntschlieBung enthalten, weil der Ausschuss fiir Haushaltskontrolle darauf besteht, echte Probleme mit
falschen in einen Topf zu werfen. Das Parlament kann nicht einfach durch die Annahme einer
EntschlieBung einen Sitz dndern, der vertraglich festgelegt ist.

Bei der Frage der gezahlten Mieten und des Kaufpreises der Gebédude in Stra3burg hat der Ausschuss
fiir Haushaltskontrolle alles falsch verstanden. In einer Marktwirtschaft kann man nicht von einer
gerechten Miete sprechen, weil alle Mieten und alle Kaufpreise zwischen Eigentiimer und Mieter bzw.
Kaufer ausgehandelt werden. Auch wenn das Verhalten Straburgs als unhoflich betrachtet werden
kann, gab es keine Rechtswidrigkeit oder Veruntreuung. Genau dies haben einige Abgeordnete und
bestimmte Medien jedoch behauptet, offensichtlich ohne den Schatten eines Beweises. Ich mdchte mich
von diesen zweifelhaften Menschen distanzieren.

Héléne Goudin und Nils Lundgren (IND/DEM), schriftlich. (SV) Nach Ansicht der Juniliste sollte
dem Présidenten fiir das Haushaltsjahr 2004 keine Entlastung erteilt werden, und zwar hauptséchlich
aus folgenden zwei Griinden:

Erstens triagt die Verwaltung des Européischen Parlaments unserer Ansicht nach eine ebenso grofie
Verantwortung dafiir, dass jahrelang zu hohe Gebdudemieten in StraBburg gezahlt wurden, wie die Stadt
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Straburg selbst. Das hat die Steuerzahler der EU erhebliche Summen gekostet. Das Parlament sollte
in diesem Fall die zuviel gezahlten Mieten konsequent zuriickfordern. Da es zum gegenwértigen Zeitpunkt
noch keine Informationen iiber die Hohe der Mehrzahlungen (siehe Ziffer 19, fiinfter Gedankenstrich
im Berichtsentwurf) gibt, sind wir unseres Erachtens noch nicht zum Kern dieser Angelegenheit
vorgedrungen.

Zweitens sind wir der Meinung, dass das Européische Parlament als Institution nicht fiir die Unterdeckung
in der zusétzlichen Ruhegehaltsregelung der Abgeordneten verantwortlich gemacht werden sollte. Die
Pensionsrechte der Abgeordneten miissen an das Anlageergebnis des Pensionsfonds gekoppelt werden.
So funktioniert das fiir die Biirgerinnen und Biirger in der EU, und die Abgeordneten des Europdischen
Parlaments diirfen in dieser Hinsicht keine Privilegien haben.

Silvana Koch-Mehrin (ALDE), schrifilich. Die Abstimmung iiber den Bericht zur Entlastung 2004
(Europdisches Parlament) wurde verschoben, um die Vorfille bei der Vermietung der StraBburg-Gebiude
aufzukldren. Danach hat das Européische Parlament Mehrzahlungen von bis zu 60 Millionen Euro an
die Stadt StraBburg entrichtet. Eine Entschédigung fiir die dem Européischen Parlament entstandenen
Verluste ist ausgeschlossen.

Zudem wurden Mingel an Aufrichtigkeit, Transparenz und Entschlossenheit festgestellt. Trotz dieser
Fakten soll der Kauf der StraBburg-Gebéude beschlossen werden. Die FDP im Europaparlament ist der
Auffassung, dass es falsch ist, dass das Européische Parlament die Gebdude in StraBBburg kauft. Eine
langfristige Bindung des Europédischen Parlaments an Stra8burg ist nicht zu verantworten.

Deswegen haben wir die entsprechenden Antrige abgelehnt. Die FDP befiirwortet die Ansiedlung des
Européischen Instituts fiir Technologie in Straburg und setzt sich fiir einen einzigen Sitz des Parlaments
in Briissel ein.

Kartika Tamara Liotard und Erik Meijer (GUE/NGL), schriftlich. (NL) In diesem Bericht geht es
um mehr als um die Entlastung fiir die Rechnungsfiihrung im Haushaltsjahr 2004. Ohne Anderungsantrag
9 ermichtigt er das Prasidium dieses Parlaments auch dazu, die Reserve fiir den Kauf von Gebduden in
Straflburg zu verwenden.

Wir haben nichts gegen die Berechnung, der zufolge sich der Kauf langfristig vorteilhafter erweist als
die Fortfiihrung des Mietvertrags. Ginge es allein darum, wiirden wir dafiir stimmen. Was noch wichtiger
ist, der Kauf wird wesentlichen Anteil daran haben, dass wir auf Dauer unsere monatlichen Tagungen
in Straf3burg fortsetzen diirfen.

Diese schlagen pro Jahr mit 200 000 000 Euro oder mehr zu Buche. Das niederlédndische Parlament hat
sich im September 1999 einstimmig dagegen ausgesprochen, dass das Européische Parlament weiterhin
in zwei verschiedenen Stidten tagt. Demzufolge wurden die niederlédndischen Vertreter in simtlichen
EU-Organen angewiesen, diese Praxis so bald als moglich zu stoppen. Darin spiegelt sich wider, was
die Medien und die Offentlichkeit in den Niederlanden seit Jahren dariiber denken.

Der Kauf der Straburger Gebaude gilt in den Niederlanden als einer der wichtigsten Beschliisse dieses
Parlaments, trotzdem kommt dieser Punkt, der in dieser Kauferméchtigung versteckt ist, tiberhaupt nicht
mehr gesondert auf die Agenda. Deshalb stimmen wir dagegen.

Astrid Lulling (PPE-DE), schriftlich. — (FR) Der grofite Verdienst des Berichts Ferber besteht darin,
einen Streit beendet zu haben, der schon viel zu lange dauerte. Daher stimme ich fiir die Entlastung.

Ich bin jedoch iiber eine Reihe von Aussagen dieses Berichts nicht gliicklich. Zwar steht fest, dass der
Stadt Straburg keine Rechtswidrigkeit vorzuwerfen ist, doch der Vorwurf der Unhoflichkeit ist fiir
einige Mitglieder eine duBerst willkommene Entschuldigung, die einfach die Gelegenheit nutzen wollen,
die Frage des Sitzes erneut aufzuwerfen.

Ich habe die Frage der Gebdude in allen ihren Einzelheiten mitverfolgt und mir ist klar, dass hier eine
bose Absicht bestimmend war. Wenn das Européische Parlament, dessen Mitglieder {iber eine komplexe
rechtliche Vereinbarung nicht angemessen informiert waren, erklért, es sei iiber die Untervermietung
der Gebdude nicht im Bilde gewesen, so ist dies schlichtweg nicht wahr. Die Stadt Straburg hatte
niemals die Absicht, dieses Parlament zu ,,schropfen®.

Zudem ist der vorgeschlagene Kauf der drei Gebdude eine gute Nachricht fiir die europédischen
Steuerzahler.
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Ich stelle mit Bedauern fest, dass die Pensionskasse der Mitglieder in ungerechtfertigter Weise angegriffen
wurde, nach dem Prinzip ,,Verleumde so viel Du willst, es wird immer etwas iibrig bleiben.*

Cecilia Malmstrom und Anders Wijkman (PPE-DE), schriftlich. (SV) Heute haben wir fiir den
Bericht Ferber betreffend die Entlastung zur Ausfiihrung des Gesamthaushaltsplans der Européischen
Union fiir das Haushaltsjahr 2004 gestimmt. Es konnten im Zusammenhang mit den Mieten fiir zwei
der vom Europaischen Parlament in Stra3burg genutzten Gebdude keine rechtswidrigen Handlungen
nachgewiesen werden. Gleichzeitig kann wohl davon ausgegangen werden, dass der in der
Haushaltsordnung festgelegte Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung nicht vollauf
befolgt worden ist.

Der Kauf dieser Gebdude ist, von einem streng wirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet, langfristig
ein gutes Geschift. Dennoch meinen wir, dass es in der gegenwirtigen Situation wiinschenswert wire,
eine solche Entscheidung aufzuschieben, zumal der doppelte Sitz des Parlaments stark umstritten ist.
Eine Million Unionsbiirgerinnen und -biirger haben die Biirgerinitiative unterschrieben, die den
Reisezirkus zwischen Briissel und StraBburg beenden soll. Wir unterstiitzen riickhaltlos die Forderung
nach einem einzigen Sitz des Parlaments, und zwar in Briissel.

Der Bericht behandelt auch weitere wichtige Fragen wie die Vergiitung der Abgeordneten, die
Sekretariatszulage sowie die freiwillige Ruhegehaltsregelung. Wir sind der freiwilligen
Ruhegehaltsregelung nicht beigetreten, denn es ist unserer Ansicht nach unzumutbar fiir die europdischen
Steuerzahler, einen Pensionsfonds mitzufinanzieren, unabhingig davon, ob er Gewinn abwirft oder
nicht.

Véronique Mathieu (PPE-DE), schriftlich. — (FR) Wir konnen iiber die Unterzeichnung der
Rahmenvereinbarung nur froh sein, die es dem Parlament ermdglicht, die Gebdude WIC, SDM und
IPE3 fiir die Summe von 143 125 Millionen Euro definitiv zu erwerben. Dennoch wird es schwer sein,
mit dieser Vereinbarung die Zweifel zu zerstreuen und den Vertrauensverlust auszugleichen, durch den
die Beziehungen zwischen Stralburg und dem Parlament beschiadigt wurden.

Daraus sind mehrere Lehren zu ziehen. Erstens darf es keine Immobiliengeschéfte geben, an denen
mehrere Akteure beteiligt sind, denn dies fiihrt zu hochst komplizierten rechtlichen und finanziellen
Absprachen, die gegen den Grundsatz der Transparenz versto3en. Ferner sollte die Immobilienpolitik
des Parlaments und aller europdischen Institutionen sorgfiltig iiberpriift und eine europdische
Gebéudebehorde mit klar festgelegten Aufgaben und Befugnissen eingerichtet werden.

Was die derzeitige Diskussion iiber einen einzigen Sitz betrifft, sollte betont werden, dass der
diesbeziigliche Bezugsrahmen weiterhin das Protokoll 12 zum Vertrag von Amsterdam und das Parlament
daher fiir diese Frage nicht zusténdig ist.

Und schlieBlich halte ich es fiir entscheidend, dass die Verwendung der Sekretariatszulage transparenter
ist und vor allem, dass umgehend ein Statut fiir unser Personal vorgeschlagen wird, um die
Arbeitsbedingungen und Fragen der Besteuerung und der Sozialversicherung zu regeln. Das soziale
Europa beginnt bei uns.

Luis Queiro (PPE-DE), schriftlich. (PT) Die Festlegung des Sitzes der Institutionen ist keine Frage
rein geografischer, logistischer oder Okonomischer Natur. Wenn die Wahl fiir den Sitz einer
Gemeinschaftsinstitution auf eine bestimmte Stadt fallt, so spielen dabei vllig zu Recht auch politische
Faktoren eine Rolle. Daraus resultiert jedoch nicht, dass jedwede politische Entscheidung sachdienlich
ist, unabhéngig von den ihr zugrunde liegenden wirtschaftlichen oder logistischen Griinden.

Im Fall des Europiischen Parlaments hatte die Wahl Stra3burgs einen historischen Grund; dies ist jedoch
heute im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit und Praktizierbarkeit nicht langer forderlich. Auch wenn dies
nicht die zur Diskussion stehende Frage ist, sollten wir sie nicht auler Acht lassen.

Man hitte erwarten konnen, dass die Stadt StraBburg alles Erdenkliche tut, um die Errichtung des
Parlamentssitzes in der Stadt zu unterstiitzen und dass sie, wie es bei guter Gastfreundschaft unter diesen
Umstédnden iiblich ist, einen Teil der Kosten iibernommen hatte. Wie sich die Lage jetzt darstellt - bzw.
wie vermutet wird, dass sie sich darstellt, weil die zustindigen Behorden keinerlei Beitrag zur
vollstindigen Aufklirung leisten -, ist es so, dass die Ansiedlung des Parlaments in Stralburg als reines
Immobiliengeschift gesehen wird, mit dem die Stadtverwaltung Gewinne erwirtschaftet, die ihr nicht
zustehen. Die Tatsache, dass es an gutem Willen, Gastfreundschaft und Fairness mangelt, sollte von
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uns auf das Schérfste verurteilt und bei eventuellen Entscheidungen iiber den Arbeitsort des Parlaments
berticksichtigt werden.

Alyn Smith (Verts/ALE), schriftlich. (EN) Ich habe gegen den Vorschlag, das Européische Institut fiir
Technologie in Straburg anzusiedeln, gestimmt, weil ich das fiir keine kluge Idee halte. Die Kommission
halt an thren EIT-Vorschldgen fest, die auch ernsthaft gepriift werden sollten. Sie sollten uns aber nicht
als Vorwand zur Losung unseres eigenen Dilemmas in Bezug auf die Aufgabe unseres Sitzes in Stralburg
dienen. Das Parlament sollte einen Standort haben, und zwar in Briissel, und die Idee zur Griindung
eines EIT sollte weiterentwickelt werden. Es handelt sich hierbei um zwei voneinander unabhingige
Probleme, und es ist unverantwortlich, sie in dieser Weise miteinander zu verkniipfen.

Catherine Stihler (PSE), schrifilich. (EN) Die Petition mit einer Million Unterschriften fiir nur einen
Sitz des Européischen Parlaments in Briissel ist zu begriiien. Da es sich hier um das einzige Parlament
weltweit handelt, dass nicht {iber seinen Sitz entscheiden kann, muss der Ministerrat diese Situation ein
fiir alle Mal kldren. Die Biirger Europas haben gesprochen. Thre Stimme muss Gehor finden. Das
Europaische Parlament muss einen Sitz haben, und zwar in Briissel.

Ich mochte eine Anmerkung zu einer anderen Angelegenheit machen und hiermit offiziell erkléren,
dass ich die zweite Ruhegehaltsregelung ablehne. Da Anderungsantrag 5 abgelehnt wurde, kann ich
den Bericht nicht befiirworten und muss gegen ihn stimmen.

Jeffrey Titford (IND/DEM), schriftlich. (EN) In Anbetracht dessen, dass der Bericht das Parlament
,,als das reprasentative demokratische Organ in der Europdischen Union* bezeichnet, sollte allen deutlich
vor Augen gefiihrt werden, wie wenig es diese Bezeichnung verdient.

Wir haben in dieser Institution keine Debatten, sondern streng kontrollierte und orchestrierte Redezeiten
ohne die Moglichkeit zur Erwiderung. Wir tun nur so als ob in diesem Abklatsch von einem Parlament.

Es kann kein besseres Beispiel dafiir geben als die Petition mit einer Million Unterschriften, in der die
Beendigung dieser vollkommen sinnlosen und mit grotesk hohen Kosten verbundenen monatlichen
Pilgerfahrt nach Stralburg gefordert wird. Das Parlament ignoriert die instdndige Bitte der Biirger, die
wir angeblich vertreten, und zieht allen Ernstes den Kauf dieser Gebdude in Betracht, um diese
absonderliche Situation damit dauerhaft festzuschreiben.

Dass im vorliegenden Bericht die Aufrichtigkeit der Stadt Stra3burg angezweifelt wird, das ist ja schon
und gut. Tatsache ist, dass sich die Stadt die fiir sie bestmdgliche Losung gesichert hat. Das Parlament
hat brav unterschrieben, ohne auch nur die Bedingungen zu priifen oder zu versuchen, giinstigere
Bedingungen auszuhandeln. Mit anderen Worten, man hat uns ausgenutzt!

Helga Triipel (Verts/ALE), schriftlich. Wir haben heute dem Bericht Ferber zugestimmt, obwohl er
eine Grundlage fiir den Kauf der Parlamentsgebdude in Straburg bildet. Unsere Zustimmung stellt aber
keine Vorfestlegung auf den Sitz des Européischen Parlaments dar. Mit mehr als einer Million weiteren
Européderinnen und Europdern haben wir die Initiative OneSeat.eu unterstiitzt. Zusammen mit den
Biirgerinnen und Biirgern werden wir uns auch weiterhin dafiir einsetzen, die Tatigkeiten des Parlaments
von Straflburg nach Briissel zu verlagern.

Lars Wohlin (IND/DEM), schriftlich. (SV) Es gibt gute Griinde, einige der Handlungen des Européischen
Parlaments zu kritisieren. Dennoch konnten keine ungesetzlichen Aktivitdten nachgewiesen werden.

Die freiwilligen Ruhegehaltsregelungen fiir die Abgeordneten des Europdischen Parlaments sind eine
Form der Zusatzrentenversicherung iiber die Abgeordnetenpensionen hinaus. Nach diesem System
bezahlen die européischen Steuerzahler 2/3 aller Beitrdge (gegenwiértig 2 088 Euro monatlich fiir jeden
Abgeordneten, der diese Zusatzversorgung gewéhlt hat). Das restliche Drittel wurde bisher aus der
Sekretariatszulage der Abgeordneten bezahlt, obwohl der Européische Rechnungshof diese Regelung
bereits 1999 kritisiert hat und der Ansicht war, dass die Zahlungen voll und ganz privat erfolgen miissten,
um Anschuldigungen {iiber die ,,Verwendung offentlicher Mittel fiir private Pensionsversicherungen®
zu vermeiden. Diese Anmerkung mag an sich seltsam erscheinen, da das System so konstruiert ist, dass
zwei Drittel aller Einzahlungen aus dem EU-Haushalt kommen. Meines Erachtens sollte das gesamte
System schnellstméglich abgewickelt werden.

Ferner habe ich fiir die Anderungsantrige gestimmt, mit denen der Kauf des Parlamentsgebdudes in
StraBburg durch das Europidische Parlament verhindert werden soll. Kurzfristig wiirde ein Kauf zwar
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finanzielle Einsparungen mit sich bringen, aber das Ziel miisste dann sein, den Kauf mit dem Verkauf
des Parlamentsgebaudes in Briissel zu finanzieren. Das Wichtigste ist, dass der Sitz der EU auf einen
Ort beschrankt wird.

- Bericht Prets (A6-0255/2006)

Andreas Molzer (NI). — Herr Préasident! Auslandsstudien, aber auch Fernlehrkurse erfreuen sich nicht
zuletzt auch dank millionenschwerer EU-Forderungen steigender Beliebtheit. Von diesem Trend
profitieren einerseits die Studierenden selbst, die neben der fachlichen Qualifikation auch ihre
personlichen Fahigkeiten weiterentwickeln konnen. Aber auch heimische Universititen verzeichnen
umgekehrt einen steigenden Anteil auslédndischer Studenten. Erstaunlich ist jedoch meines Erachtens,
dass beispielsweise in Osterreich trotz geringer Akademikerquote der Anteil an den Arbeitslosen sehr
hoch ist. Uberlegenswert wiire in diesem Zusammenhang, verstirkt Auslandspraktika zu fordern, aber
auch die Moglichkeiten berufsbegleitender Ausbildungen sowie von Fernlehrgéingen zu erweitern.
Deshalb habe ich fiir den Bericht Prets gestimmt.

Tomas Zatloukal (PPE-DE). — (CS) Ich habe den Bericht iiber die transnationale Mobilitdt wegen der
Auswirkungen unterstiitzt, die diese Mobilitit auf die Fahigkeiten und Kompetenzen der Studenten hat
und weil sie eine wichtige Voraussetzung fiir die Anwendung dieser Fahigkeiten und Kompetenzen am
Arbeitsplatz ist. Ich begriile die Tatsache, dass in den Bericht Grundsétze aufgenommen wurden, die
bei ordnungsgemifler Anwendung zu einer Steigerung der Effektivitit simtlicher MaBnahmen im
Rahmen der organisierten Mobilitdt im Bereich Bildung beitragen werden. Der Europass vermittelt
Bildungseinrichtungen und Arbeitgebern ein transparentes Bild von der Qualitit der von Studenten
absolvierten Praktika und Spezialpraktika sowie der dabei gemachten Fortschritte. Der Bericht ist ein
willkommener Beitrag zur weiteren Forderung der allgemeinen und beruflichen Bildung.

Christopher Beazley (PPE-DE), schriftlich. (EN) Die britische konservative Delegation der Fraktion
der Europdischen Volkspartei (Christdemokraten) und européischer Demokraten wird in Anbetracht
der Bedeutung des Berichts von Frau Prets zur transnationalen Mobilitét innerhalb der Gemeinschaft
zu Bildungs- und Ausbildungszwecken fiir diesen Bericht stimmen.

Die Delegation bleibt jedoch bei ihrer Ablehnung der Formulierung ,,politische Integration® in
Anderungsantrag 3 zu Erwigung 1 a (neu), da damit implizit von einer konstitutionellen Losung in der
EU ausgegangen wird, was nicht der aktuellen Situation entspricht und die nicht die Zustimmung der
25 Mitgliedstaaten hat.

Edite Estrela (PSE), schriftlich. (PT) Ich habe fiir den Bericht Prets (A6-0255/2006) {iber die Européische
Qualitétscharta fiir Mobilitdt gestimmt, da ich mich sehr fiir die Annahme von Mallnahmen einsetze,
die zu einer signifikanten Erhohung der Mobilitét als Bestandteil der Unionsbiirgerschaft fithren.

Die Européische Qualitdtscharta fiir Mobilitét sollte dazu beitragen, das allgemeine Qualitétsniveau der
europdischen Mobilitdt zu erhohen, die Anrechnung von Bildungszeiten sowohl schulischer als auch
beruflicher =~ Art und die Anerkennung von  Abschliissen, Qualifikationen  und
sozialversicherungsrechtlichen Anspriichen weiterzuentwickeln und gegenseitiges Vertrauen aufzubauen,
damit die Zusammenarbeit zwischen den Behorden, Organisationen und allen an Mobilitdt Interessierten
verbessert und verstérkt wird.

Héléne Goudin und Nils Lundgren (IND/DEM), schriftlich. (SV) Die Juniliste ist ein groBer
Befiirworter einer stirkeren Mobilitdt in Europa, insbesondere im Bildungs- und Ausbildungsbereich.
Man sollte jedoch immer wachsam sein, wenn sich die Biirokratie einer guten Sache beméchtigt. Wir
stimmen fiir den Kompromiss, wenden uns aber gegen Anderungsantrag 47. Hier wird folgender Zusatz
eingefiigt: ,,Die Charta muss in den jeweiligen Sprachen der Empfinger von den Behorden,
Organisationen oder anderen Akteuren der Herkunfts- und Aufnahmelédnder, die mit Mobilitét zu tun
haben, allen Studierenden und Auszubildenden iiberreicht werden und ist als grundlegendes
Referenzdokument zu behandeln.*

Unseres Erachtens obliegt es den einzelnen Mitgliedstaaten, die Aufgaben zu erfiillen, zu denen sie sich
verpflichtet haben.

Sérgio Marques (PPE-DE), schriftlich. (PT) Ich begliickwiinsche Frau Prets zu dem sachdienlichen
Bericht iiber den Vorschlag fiir eine Empfehlung des Europdischen Parlaments und des Rates zur
transnationalen Mobilitét innerhalb der Gemeinschaft zu Bildungs- und Ausbildungszwecken: Europdische
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Qualitiitscharta fiir Mobilitiit, den ich unterstiitze, insbesondere in Bezug auf die Anderungsantriige, mit
denen die staatlichen Behdrden Europas aufgefordert werden, unterstiitzende MaBnahmen zur
Verbesserung der Mobilitdt in Europa zu ergreifen und die Mobilitdt von Forschern, Studierenden und
Lehrkréften in der EU zu erleichtern.

Mobilitdt zu Bildungs- und Ausbildungszwecken wird vor allem zur Herausbildung des
Zugehorigkeitsgefiihls zu Europa und folglich zur Entstehung eines europdischen Bewusstseins beitragen.
Sie gibt der Unionsbiirgerschaft und der Errichtung einer Gesellschaft, die auf Wissen, Innovation und
Unternehmergeist beruht, neuen Auftrieb.

José Albino Silva Peneda (PPE-DE), schrifilich. (PT) Wenn die européischen Biirger ein Projekt der
EU annehmen, so ist das ein Zeichen seines Erfolgs. Das war und ist offenkundig der Fall bei den
Programmen, die die Mobilitét der Studierenden fordern. Die Zustimmung ist derart grof3, dass bereits
von einer ,,Erasmus-Generation‘ die Rede ist, die von Jahr zu Jahr anwéchst.

Diese Erfolge geben uns Hoffnung, an eine Unionsbiirgerschaft glauben zu konnen.

Die politische Initiative der Europdischen Union wurde jedoch rasch von dem Erfolg der
Gemeinschaftsprogramme in den Schatten gestellt. Nun muss der Riickstand aufgeholt werden, und mit
entsprechenden Maflnahmen sind die letzten verbliebenen (gesetzlichen, administrativen und finanziellen)
Hindernisse zu beseitigen, damit aus der Mobilitét zu Bildungs- und Ausbildungszwecken ein moglichst
grof3er Nutzen entsteht.

Ich begriiflie diesen Bericht, da er fiir die Annahme der Europiischen Qualititscharta fiir Mobilitét ist
und die Betonung nicht nur auf die Erhéhung der Mobilitdt gerichtet ist, sondern auch auf eine
Qualitdtsverbesserung und damit auf eine umfassende Entwicklung der Humanressourcen.

Zweifelsohne trigt jede Verbesserung der Mobilitdt zu Bildungs- und Ausbildungszwecken zur Erreichung
einer wissensbasierten Wirtschaft, zur Schaffung von Arbeitspldtzen und zur nachhaltigen Entwicklung
als Kernstiicke der Lissabon-Strategie bei.

- Bericht Triipel (A6-0262/2006)

Andreas Molzer (NI). — Herr Prisident! Ich habe mich beim Bericht Triipel der Stimme enthalten, weil
der Erwerb so genannter Schliisselkompetenzen Grundkenntnisse wie Lesen, Schreiben, Rechnen und
logisches, kritisches Denken voraussetzt. Wie die Pisa-Studie offenbart, haben wir jedoch in diesem
Bereich bereits Méngel zu verzeichnen. Dabei verursacht ein hoher Anteil an Auslidndern in den
Schulklassen gravierende Probleme beim Lernen dieser Grundkenntnisse.

Wenn wir nicht bald fiir Obergrenzen beim Auslédnderanteil im Unterricht sorgen, dann werden die
betroffenen Klassen weiterhin nicht nur unter vorprogrammierten Konflikten zwischen den verschiedenen
Gruppierungen und Kulturen leiden, sondern auch immer mehr die Maoglichkeit verlieren,
Schliisselkompetenzen zu erwerben.

Jean-Pierre Audy (PPE-DE), schriftlich. — (FR) Ich habe fiir den Bericht von Frau Triipel iiber den
Vorschlag fiir eine Empfehlung in erster Lesung des Europdischen Parlaments und des Rates zu
Schliisselkompetenzen fiir lebenslanges Lernen gestimmt. Es ist entscheidend fiir die europdischen
Biirger, dass sie durch Ausbildung eine verniinftige Garantie fiir ihre Beschéftigungsfihigkeit in der
wissensbasierten Gesellschaft bekommen, wie sie durch die Lissabon-Strategie definiert ist. Ich stelle
mit Zufriedenheit fest, dass der Unternehmensgeist eine der acht Schliisselkompetenzen ist, iber die
alle Europder verfliigen konnen sollten. Jeder sollte sich bewusst sein, dass Qualifikationen zwar
notwendig sind, aber heute nicht mehr geniigen und ,,Unternehmergeist™ vermittelt werden sollte. Dies
wird ein betrachtlicher Gewinn fiir diejenigen sein, die ihn als Ergebnis der Umsetzung dieser Empfehlung
durch die Mitgliedstaaten erwerben.

Christopher Beazley (PPE-DE), schriftlich. (EN) Die britische konservative Delegation der Fraktion
der Europédischen Volkspartei (Christdemokraten) und européischer Demokraten wird in Anbetracht
der Bedeutung des Berichts von Frau Triipel zu Schliisselkompetenzen fiir ein lebenslanges Lernen fiir
diesen Bericht stimmen.

Unabhéngig von ihrer Unterstilitzung fiir den Bericht insgesamt ist die Delegation unter Bezugnahme
auf Anderungsantrag 1 zu Erwiigung 4 nicht der Meinung, dass die Aufstellung von Beschiftigungsquoten
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ein wirksames Mittel zur Erhohung der Beschéftigungsraten darstellt, sondern ist sich bewusst, dass
mit diesem Anderungsantrag lediglich der Standpunkt des Europdischen Rates wiederholt wird.

Sérgio Marques (PPE-DE), schrifilich. (PT) Ich begliickwiinsche Frau Triipel zu dem Bericht {iber
den Vorschlag fiir eine Empfehlung des Européischen Parlaments und des Rates zu Schliisselkompetenzen
fiir lebenslanges Lernen, den ich unterstiitze, insbesondere in Bezug auf die Notwendigkeit der Starkung
der Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung.

Dariiber hinaus halte ich es in diesem Zusammenhang fiir &ulerst wichtig, den europidischen Biirgern
die Instrumente anzubieten, die sie fiir die Anpassung an einen von der wissensbasierten Gesellschaft
gepréigten Arbeitsmarkt bendtigen.

Zita Plestinska (PPE-DE), schrifilich. (SK) Die Globalisierung stellt die EU zunehmend vor neue
Herausforderungen. Deshalb ist es erforderlich, dass alle europédischen Biirger ihr Wissen und ihre
Fahigkeiten wie auch ihre allgemeineren Kompetenzen sowohl im privaten und gesellschaftlichen Leben
als auch im Berufsleben stindig verbessern. Der Zugang zu Schliisselkompetenzen, die die Grundlage
fiir die personliche Entfaltung, soziale Integration, aktive Biirgerschaft und Beschiftigung bilden, wird
diktiert von der Entwicklung der wissensbasierten Gesellschaft im Kontext des Lissabon-Prozesses und
steht in Verbindung mit der Teilnahme am Arbeitsmarkt.

Aus diesem Grund habe ich fiir den Bericht Triipel einschlielich der Empfehlungen der Kommission
gestimmt, weil er ein européisches Referenzinstrument fiir Schliisselkompetenzen darstellt und erldutert,
wie der Zugang zu diesen Kompetenzen mit Hilfe des lebenslangen Lernens fiir alle europdischen Biirger
gewihrleistet werden kann. Dieses Dokument leistet einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Ziele
der Lissabon-Strategie fiir Wachstum und Beschiftigung und insbesondere zur Umsetzung des
Arbeitsprogramms ,,Allgemeine und berufliche Bildung 2010

José Albino Silva Peneda (PPE-DE), schriftlich. (PT) Da ich aus einem Land komme, in dem
Analphabetentum und Langzeitarbeitslosigkeit nach wie vor hoch sind und in dem zirka 50 % der
Schiiler nicht die Sekundarschule beenden, habe ich diesen Bericht unterstiitzt, der das lebenslange
Lernen zu einer Prioritét bei der Reformierung des Arbeitsmarktes erklért.

Der Druck der Globalisierung und der neuen Technologien hat offenkundig gezeigt, dass es an einer
Reihe von Schliisselkompetenzen fehlt, wodurch die Anpassung der Beschiftigten an die immer flexibler
werdenden Arbeitsmérkte erschwert wird.

Mit der Annahme eines européischen Referenzrahmens haben wir es dadurch, dass die allgemeine und
berufliche Bildung unterstiitzt wird, mit der jungen Menschen fiir den Eintritt in das Erwerbsleben
Schliisselkompetenzen vermittelt werden, einerseits mit einer vorgelagerten Mafinahme und durch die
Entwicklung und Aktualisierung der Schliisselkompetenzen der Beschéftigten mithilfe des lebenslangen
Lernens andererseits mit einer nachgelagerten Mafinahme zu tun. Somit geht es sowohl um den Erwerb
von Kompetenzen als auch um deren Ausbau und spétere Aktualisierung.

Diese Initiative reiht sich ein in die Linie der mit der Lissabon-Strategie verfolgten Ziele und setzt auf
Wachstum und Beschiftigung. Sie wird von der neuen Generation der Gemeinschaftsprogramme
(2007-2013) wie dem ESF finanziert, bei dem lebenslanges Lernen zu den Schwerpunkten gehort.

Ich unterstiitze diesen Bericht, weil er fiir eine moderne Sozialpolitik eintritt und den neuen Realititen
der Gesellschaft, in der wir leben und arbeiten, Rechnung trégt.

- Bericht Corbey (A6-0235/2006)

Richard Seeber (PPE-DE). — Herr Président! Ich befiirworte die Strategie, die von der Berichterstatterin
ausgearbeitet wurde, sehr, beméngele aber zwei Punkte: Erstens enthilt die Strategie fiir eine saubere
Luft in Europa keine verbindlichen Ziele — das sollte sie aber. Zweitens: Die Gemeinschaft sollte den
Mitgliedstaaten und Regionen die Wahl iiberlassen, wie sie diese Ziele erreichen. Durch sehr viele
gemeinschaftsrechtliche Vorgaben wird diese Wahlmoglichkeit eingeschréinkt. Denken wir insbesondere
an die Wegekostenrichtlinie, die Bemautungen von schweren Stralenfahrzeugen in Gebieten nicht
erlaubt, in denen sehr starke Umwelt- und Luftbelastungen vorherrschen.

Héléne Goudin und Nils Lundgren (IND/DEM), schriftlich. (SV) Die Berichterstatterin behandelt in
ihrem Bericht die thematische Strategie der Kommission zur Luftreinhaltung.
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Nach Ansicht der Juniliste sind grenziiberschreitende Umweltprobleme eine auf Gemeinschaftsebene
zu behandelnde Frage. Die Luftverschmutzung ist ein Beispiel fiir derartige Probleme.

In Ziffer 25 werden das Europdische Parlament sowie Kommission und Rat aufgefordert, eine
interinstitutionelle Vereinbarung zu verabschieden, in der sie ihr Engagement fiir die Reduktionsziele
zum Ausdruck bringen. Natiirlich ist die Juniliste auch an einer besseren Gesetzgebung interessiert,
aber wir halten es fiir problematisch, wenn sich die Legislative und die Exekutive bereits im Vorfeld
iiber die zukiinftig geltenden Regelungen einigen. Darum haben wir bei der heutigen Abstimmung gegen
den Bericht gestimmt.

- Bericht Hegyi (A6-0233/2006)

Péter Olajos (PPE-DE). — (HU) Herr Prasident, zwei Drittel der Bevolkerung meines Landes, Ungarn,
leben in Stédten. Sie sind den von Industrie und Verkehr verursachten Umweltbelastungen am stérksten
ausgesetzt. Dies ist an sich schon ein hinreichender Grund fiir uns, besondere Anstrengungen fiir die
Verbesserung der stiddtischen Umwelt zu unternehmen.

Die Lage in Budapest ist besonders schlecht, und daher hielt ich es fiir wichtig, diesen Bericht zu
unterstiitzen, auch wenn ich ihn in einigen Punkten ablehne. Herr Hegyi will EU-Normen in mehreren
Bereichen, fiir die ausschlieBlich die Mitgliedstaaten bzw. lokale Behdrden zustdndig sind. Ich verstehe
seine Griinde, denn wie ich lebt er in Budapest, wo in den letzten Jahren nichts unternommen wurde,
um die Qualitdt der Umwelt zu verbessern.

EU-Auflagen konnen in der Tat wichtige Anreize geben, und ihre Einhaltung muss strikt tiberwacht
werden. Wir kdnnen jedoch von der EU nicht erwarten, die Umweltprobleme der européischen Stadte
mit Normen zu 16sen, die detaillierte, zielgerichtete Programme vorgeben. Dies ist Aufgabe der lokalen
Gebietskorperschaften, und Stra3burg und Briissel konnen ihr Scheitern nicht kompensieren.

Edite Estrela (PSE), schriftlich. (PT) Ich habe fiir den Bericht Hegyi (A6-0233/2006) iiber die
thematische Strategie fiir die stddtische Umwelt gestimmt, weil die Umweltvertraglichkeit der Stadte
in Europa durch den Abbau von Biirokratie, die Erhéhung der Effizienz bei der Umsetzung der
Umweltpolitik und eine langfristige umweltpolitische Planung verbessert werden muss.

Etwa 80 % der europdischen Bevolkerung leben in Stidten, jedoch wird ihren Bediirfnissen und Interessen
in den Fonds, Vorhaben, Initiativen und Strategien der Union nicht immer in angemessenem Malfle
Rechnung getragen. Um also die Lebensqualitdt der Stadtbewohner Europas zu verbessern, muss im
Gemeinschaftsrecht mit der Annahme von Plénen fiir nachhaltiges Stadtmanagement und nachhaltigen
Stadtverkehr ein weiterer Schritt getan werden.

Ilda Figueiredo (GUE/NGL), schriftlich. (PT) Der heute im Parlament angenommene Bericht enthélt
positive Punkte, die wir unterstiitzen, wie die Forderung umweltfreundlicherer Verkehrsmittel, die
Forderung der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel, Verringerung der Bebauungsdichte, Ausweitung
der Griinflichen in Stadtgebieten, Sanierung verfallener Gebdude und insbesondere historischer
Stadtzentren sowie Verbesserung des Umweltschutzes bei Gebduden durch Dammung und den Einsatz
erneuerbarer Energien.

Wichtig ist auch, wie im Bericht dargelegt wird, die Férderung des gemeinschaftsweiten Austauschs
vorbildlicher Verfahrensweisen in Bezug auf die Strategie und die Pldne fiir ein nachhaltiges
Stadtmanagement sowie die wachsende Einbeziechung der Biirger in die dffentlichen Aussprachen
wéhrend ihrer Erarbeitung.

Das alles setzt jedoch auch eine grofere finanzielle Unterstiitzung durch die Gemeinschaft voraus, was
bedauerlicherweise nicht der Fall ist. Im Gegenteil, die Européische Union legt immer neue Pflichten
und Anforderungen fest, ohne ausreichend Finanzmittel bereitzustellen. Das kann zu einer Verstirkung
der Ungleichheiten zwischen den reichsten Lé&ndern und Regionen und Gebieten mit
Entwicklungsriickstand fiihren.

Luis Queiré (PPE-DE), schrifilich. (PT) Da Erreichbarkeit einer der Schliisselfaktoren ist, von dem
die Nachhaltigkeit der Entwicklung abhéngt, steht der Verkehr im Mittelpunkt jedweder Diskussion
iber die Stadtepolitik.

Da es zahlreiche Vorstellungen iiber die Losung der mit der Umwelt und der Verkehrsiiberbelastung
verbundenen Probleme, unter denen unsere Stédte leiden, gibt, miissen wir uns meiner Meinung nach
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mit den Folgen fiir die 6ffentliche Gesundheit und die Lebensqualitit im Sinne der soziodkonomischen
Dynamik beschéftigen.

Der Gedanke der Pline fiir nachhaltigen stddtischen Verkehr ist zweifelsohne wichtig, jedoch darf nicht
iibersehen werden, dass dieses Instrument flexibel und entsprechend den spezifischen Merkmalen jeder
Stadt eingesetzt werden muss.

Die Nutzung umweltfreundlicher Verkehrstrager und -technologien stellt auch einen Schliisselfaktor
dar, um ein saubereres Umfeld zu schaffen. Dies wird sich jedoch nur durchsetzen, wenn kommunale
und nationale Behdrden Erfahrungen und vorbildliche Verfahrensweisen austauschen.

Fir mich steht deshalb fest, dass fiir einen integrierten Ansatz der Stddtepolitik 6ffentlich-private
Partnerschaften gefordert und die Gemeinschaftsinstrumente, die es bereits zur Unterstiitzung der
Stadtepolitiken gibt, gefordert werden miissen.

Nur mit MaBnahmen, die der konkreten Situation jedes Mitgliedstaates entsprechen, konnen wir die
nachhaltige Zukunft unserer Stidte und das harmonische Wachstum unserer Gesellschaften sicherstellen.

Carl Schlyter (Verts/ALE), schriftlich. (SV) Ich stimme fiir den Bericht, obwohl er einige negative
Punkte enthélt, wie z. B. die Griinflichen pro Einwohner und die Unterbindung von iiberméBigem Larm
aus Musikanlagen in Haushalten, was eindeutig lokale Fragen sind, die auch auf lokaler Ebene geregelt
werden sollten. Aber die positiven Aspekte wie Verkehrsiiberlastungsgebiihren, Reduzierung des privaten
Pkw-Verkehrs und lokale Nachhaltigkeitspline iiberwiegen jedoch, und die biirgerlichen Regierungen
konnen in diesen Fragen sicherlich einen Anstof seitens der EU vertragen.

Allerdings sollte der Inhalt des Berichts seinen Charakter einer Empfehlung beibehalten und nicht zu
einer umfassenden Gesetzgebung fiihren.

Renate Sommer (PPE-DE), schrifilich. Als Schattenberichterstatterin der EVP-ED-Fraktion zu dem
Bericht {iber die thematische Strategie fiir die stadtische Umwelt habe ich heute die Mitglieder meiner
Fraktion aufgefordert, sich in der Schlussabstimmung der Stimme zu enthalten.

Der Bericht versucht, das Subsidiaritétsprinzip zu brechen.

Gleichwohl hielt ich eine strikte Ablehnung des Berichts fiir nicht gerechtfertigt, da der {iberwiegende
Inhalt bereits existierende Regelungen beschreibt, zum Erfahrungsaustausch zwischen den Stidten
aufruft und lediglich die Erstellung von Leitlinien durch die Europdische Kommission fordert. Die
Verbesserung der stadtischen Umwelt durch derartige Mallnahmen ist gerade in den neuen Mitgliedstaaten
unverzichtbar.

Gabriele Stauner (PPE-DE), schrifilich. Bei der Abstimmung iiber den Bericht iiber die thematische
Strategie fiir die stddtische Umwelt habe ich mich der Stimme enthalten.

Der Bericht versucht, das Subsidiaritétsprinzip zu brechen.

Gleichwohl hielt ich eine strikte Ablehnung des Berichts fiir nicht gerechtfertigt, da der iberwiegende
Inhalt bereits existierende Regelungen beschreibt, zum Erfahrungsaustausch zwischen den Stddten
aufruft und lediglich die Erstellung von Leitlinien durch die Europdische Kommission fordert. Die
Verbesserung der stadtischen Umwelt durch derartige MaBinahmen ist gerade in den neuen Mitgliedstaaten
unverzichtbar.

Thomas Ulmer (PPE-DE), schriftlich. Ich lehne den Bericht ab. Es geht nicht darum, die Arbeit des
geschitzten Kollegen Hegy gering zu schétzen, es geht darum, dass hier die Subsidiaritdt missachtet
wird und sich somit die EU mit ihren Institutionen in nationale Angelegenheiten einmischt. Das halte
ich fiir nicht gerechtfertigt. Dieses Vorgehen, dass sich Europa immer in das tégliche Leben der Biirger
einmischt, auch wenn es nicht notig wére, ist einer der entscheidenden Punkte fiir die
Europaverdrossenheit.

- Bericht Thomas Mann (A6-0248/2006)

Ilda Figueiredo (GUE/NGL), schriftlich. (PT) Die Anerkennung von Qualifikationen zwischen den
einzelnen Mitgliedstaaten der Europdischen Union ist fiir diejenigen, die sich in anderen Léndern
niederlassen wollen, wichtig. Deswegen kann der Européische Qualifikationsrahmen von Vorteil sein.
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Begriilenswert ist auch, dass es abgelehnt wurde, Vorgaben zu den Bildungswegen oder fiir die Dauer
und den Ort der Ausbildung zu machen. Ebenso begriilen wir, dass die Organisation und Validierung
des lebenslangen Lernens in die Zustdndigkeit der Mitgliedstaaten fallen und der EQR nicht einfach in
diesen Bereich eingreifen kann.

Unsere Aufmerksamkeit muss sich trotzdem auf die Art und Weise, wie dieser Europiische
Qualifikationsrahmen entwickelt wird, auf seine Grundlagen und auf die Ziele richten, die wir damit
erreichen wollen.

In dieser Hinsicht enthilt der Bericht einige Widerspriiche, beispielsweise den Versuch, den EQR in
den so genannten Bologna-Prozess und die so genannte Lissabon-Strategie einzubinden, die, wie wir
wissen, im Wesentlichen darauf gerichtet ist, den Interessen der Wirtschafts- und Finanzgruppen
entgegenzukommen. Deshalb haben wir uns der Stimme enthalten.

José Albino Silva Peneda (PPE-DE), schriftlich. (PT) Ich unterstiitze diesen Bericht, da ich fest
iiberzeugt davon bin, dass die Entwicklung eines Européischen Qualifikationsrahmens (EQR) zu mehr
Beschiftigung und zur geografischen Mobilitédt der Arbeitnehmer in der Europdischen Union beitragt.

Ich bin fiir diesen europdischen Ansatz, da man sich damit den neuen Herausforderungen der
wissensbasierten Gesellschaft direkt stellt und eine Antwort auf die neuen Erfordernisse des européischen
Arbeitsmarkts zu geben versucht. Die Griinde fiir den EQR liegen ja gerade darin, dass im Einklang
mit den Zielen der Lissabon-Strategic die Wettbewerbsfahigkeit der europdischen Wirtschaft und der
soziale Zusammenhalt gefordert werden sollen.

Ich begriiBe wirmstens Initiativen, die dazu beitragen, ein besonderes Augenmerk auf die Befahigung
der Biirger zu lenken, einen Arbeitsplatz zu finden, indem die berufliche Mobilitit durch die
Anerkennung, Vergleichbarkeit und Ubertragbarkeit von Berufsqualifikationen im Gemeinschaftsraum
gefordert wird.

Ich bedauere jedoch, dass diese Initiative nicht in ausreichendem Mafle von der Realitdt des
Arbeitsmarktes ausgeht und die Bedeutung der beruflichen Bildung durch die vorrangige Betonung der
akademischen Ausbildung vernachléssigt wird.

9. Berichtigungen des Stimmverhaltens und beabsichtigtes Stimmverhalten: siehe
Protokoll

(Die Sitzung wird um 13.05 Uhr unterbrochen und um 15.00 Uhr wieder aufgenommen.)

VORSITZ: JOSEP BORRELL FONTELLES
Prdisident

10. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Sitzung: siehe Protokoll

11. Beitritt von Bulgarien und Ruménien

Der Prisident. Als nichster Punkt folgt die Mitteilung der Kommission zum Beitritt von Bulgarien
und Ruménien.

José Manuel Barroso, Prdsident der Kommission. (EN) Herr Prasident! Die Kommission hat gerade
den Abschlussbericht iiber den Beitritt von Ruménien und Bulgarien zur EU angenommen. Wir sind
zu dem Schluss gekommen, dass beide Lander in der Lage sind, ab 1.Januar 2007 die mit der
Mitgliedschaft in der Europdischen Union verbundenen Rechte und Pflichten zu iibernehmen.

(Beifall)

Der Beitritt von Bulgarien und Ruménien markiert eine grof3e historische Leistung: die Vollendung der
flinften Erweiterung der Europdischen Union, die einen weiteren Schritt auf dem Weg zur
Wiedervereinigung unserer europdischen Familie darstellt.
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Ich mochte die Gelegenheit nutzen und die Biirger und Behdrden von Bulgarien und Ruménien zu ihren
Anstrengungen begliickwiinschen, die sie unternommen haben, um die Bedingungen fiir den Beitritt
zur Europdischen Union zu erfiillen. Ich mdchte auch Thnen, verehrte Abgeordnete, fiir die konstruktive
Rolle danken, die das Parlament dabei gespielt hat. Das Europaische Parlament hat sich stets konsequent
fiir die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Vorziige der Erweiterung eingesetzt. Dank Threr
Unterstiitzung sind Frieden, Stabilitdt und Wohlstand in Europa auf dem Vormarsch.

So wie ihre Vorgéngerinnen war auch die jiingste Erweiterung ein grofer Erfolg. Dabei hat sich bestitigt,
dass die Erweiterung der Union bei sorgfiltiger Vorbereitung und Durchfithrung sowohl fiir die alten
als auch die neuen Mitgliedstaaten von Vorteil ist. Die Erweiterung kurbelt das Wirtschaftswachstum
an, fordert den sozialen Zusammenhalt und stérkt die Rolle und den Einfluss der Européischen Union
in der Welt.

Die Bereitschaft Bulgariens und Ruméniens ist ein direktes Resultat der kontinuierlichen Fortschritte,
die beide Linder im Verlaufe der letzten Jahre und insbesondere seit unserem letzten Bericht im Mai
verbuchen konnten. Die Kommission nimmt ihre Verantwortung als Hiiterin der Vertridge sehr ernst.
Unsere vordringliche Aufgabe besteht darin, das Funktionieren der Europdischen Union zu sichern.
Diese Bestitigung des Beitrittstermins 2007 fiir Bulgarien und Ruménien beruht auf einer strengen,
fairen und objektiven Einschédtzung, zu der sich Kommissar Rehn nachher ausfiihrlich &uern wird.

Indem Bulgarien und Ruménien die von uns im Mai hervorgehobenen Bereiche in Angriff genommen
haben, haben sie die richtige Antwort auf unsere strengen Bedingungen gefunden und dabei betréachtliche
Fortschritte erzielt. Der heutige Bericht verweist aber auch auf Bereiche, in denen beide Lénder die
Reformbemiihungen bis zum Beitritt und danach aufrechterhalten und weitere Fortschritte machen
miissen. Die Kommission hat eine Reihe von Vorschldgen fiir beitrittsbegleitende Maf3inahmen erarbeitet.

Insbesondere wird die Kommission einen Mechanismus fiir die Zusammenarbeit und die Priifung von
Fortschritten in den Bereichen Justizreform sowie Bekdmpfung der Korruption und der organisierten
Kriminalitét einrichten. Der Mechanismus wird spezifische Vorgaben enthalten, die zu erfiillen sind.
Die Kommission wird dem Parlament und dem Rat regelméBig tiber die erzielten Fortschritte Bericht
erstatten. Sie wird erforderlichenfalls die im Beitrittsvertrag vereinbarten Schutzmafinahmen anwenden.

Der Kommission stehen weitere BegleitmaBBnahmen zur Verfiigung, die das ordnungsgemifle
Funktionieren der Union bis zum Beitritt der beiden Lander und danach gewahrleisten werden. Das
Regelwerk der Europdischen Union sieht ein umfangreiches Malnahmenpaket vor, das es uns ermdglicht,
gegen potenzielle Risiken in neuen und alten Mitgliedstaaten vorzugehen und Probleme wie die
Lebensmittelsicherheit oder die Verwaltung européischer Steuergelder zu thematisieren.

Die strenge Anwendung dieser Begleitmafinahmen unterstreicht die Bedeutung, die wir der Konditionalitat
wihrend der Beitrittsvorbereitungen dieser Lander beigemessen haben. Wir sind deshalb der festen
Uberzeugung, dass der Beitritt auch in diesem Fall reibungslos und in einer Weise vonstatten gehen
wird, die die Funktionsweise der Europdischen Union starken und nicht gefdhrden wird.

Es muss unbedingt gewédhrleistet werden, dass die Union auch nach der Erweiterung noch in der Lage
ist, effizient zu funktionieren. Ich mochte die Gelegenheit nutzen und Thnen meinen Standpunkt zu
kiinftigen Erweiterungen darlegen. Meines Erachtens sollte nach Abschluss der fiinften Erweiterung,
also nach dem Beitritt von Ruminien und Bulgarien, und vor jeder weiteren Erweiterung eine Kldrung
der institutionellen Frage erfolgen. Damit stellen wir sicher, dass unsere erweiterte Union auch kiinftig
effizient und harmonisch funktioniert. Unabhingig davon sieht der Vertrag von Nizza ohnehin vor, dass
wir nach dem Beitritt des 27. Mitgliedstaates unsere institutionelle Struktur entsprechend angleichen.
Die Schlussfolgerungen des Europdischen Rates von Juni haben den Weg fiir die Losung der
institutionellen Frage vorgezeichnet, und ich hoffe, dass wir bis Ende 2008 das Ziel erreicht haben
werden. Wenn wir uns an diesen Zeitplan halten, werden wir unsere Verpflichtungen gegeniiber den
Liandern, denen wir Beitrittsmoglichkeiten erdffnet haben, einhalten und unser strategisches Ziel der
Starkung des Friedens, der Demokratie und des Wohlstands auf unserem Kontinent erreichen.

Wir freuen uns auf den Beitritt von Ruménien und Bulgarien 2007 zur Européischen Union, der eine
historische Leistung darstellt. Ich erwarte, dass beide Lander einen entschlossenen Beitrag zum Prozess
der europdischen Integration leisten.

(Beifall)
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Olli Rehn, Mitglied der Kommission. (EN) Herr Prasident! Ich mochte mich den von Préasident Barroso
an Bulgarien und Ruménien gerichteten Gliickwiinschen anlésslich von deren groBartiger historischer
Leistung anschlieBen. In den letzten Monaten haben beide Lénder nachgewiesen, dass sie iiber die
Voraussetzungen fiir den Beitritt zur Européischen Union verfiigen. Der Schliissel zu diesem Erfolg
waren das engagierte Bemiihen seitens Bulgariens und Ruminiens in Verbindung mit der konsequenten
Forderung und Unterstiitzung durch die Union. Ich méchte mich ferner den Dankesworten Président
Barrosos an das Europiische Parlament fiir dessen kontinuierliche Unterstiitzung fiir den schrittweisen
und behutsam durchgefiihrten Beitrittsprozess anschlieBen.

Die Bewertung durch die Kommission beruht auf einem noch strengeren System der Konditionalitét,
also der Einforderung der eingegangenen Verpflichtungen, als in der Vergangenheit. Vor allem in den
letzten zwei Jahren haben Ruménien und Bulgarien die Auflagen sehr konsequent erfiillt. Das hatte eine
bemerkenswerte Transformation zur Folge, wobei die Reformen in mehreren Sektoren in den letzten
drei bis vier Monaten ihren Hohepunkt erreicht haben. Die von uns im Mai erarbeitete Strategie hat sich
folglich fiir Europa, Bulgarien und Ruménien bewahrt.

Im Mittelpunkt des heutigen Berichts stehen die Bereiche, bei denen im Mai weitere Fortschritte
erforderlich waren. Der Grofiteil der ruménischen und bulgarischen Vorbereitungen war zu diesem
Zeitpunkt bereits abgeschlossen.

Zu den politischen Kriterien wére festzustellen, dass Bulgarien die Reform des Gerichtswesens fortgesetzt
hat. So wurde beispielsweise der Rechtsrahmen durch die Verabschiedung von Vorschriften verbessert,
die objektive Verfahren fiir die Ernennung und Evaluierung von Richtern vorsehen, was fiir die
Unabhéngigkeit der Gerichte von groBer Bedeutung ist. Die laufenden Vorbereitungen fiir eine
diesbeziigliche Verfassungsreform sind ebenfalls zu begrii3en.

Im Ergebnis der Mafinahmen zur Korruptionsbekdmpfung miissen jetzt noch mehr Beamte ihre
Vermogensverhiltnisse offenlegen, und es wurden Inspektionen zur internen Betrugsbekdmpfung
gebildet. Der Staatsanwalt beantragt nach wie vor vorausschauend die Authebung der Immunitit von
Parlamentsabgeordneten.

Zur Bekdmpfung des organisierten Verbrechens wurden mehr Spezialisten eingestellt, und es konnten
mehrere erfolgreiche Aktionen gegen kriminelle Netzwerke verbucht werden. Die Zahl der erfolgreichen
Strafverfolgungen ist jedoch nach wie vor gering, und die Umsetzungsbilanz in diesem Bereich muss
verbessert werden.

Ruménien hat weitere Fortschritte bei der Reformierung seines Justizsystems erzielt und kann auf
positive und greifbare Ergebnisse verweisen, die sich in einer einheitlicheren Rechtsauslegung und
-anwendung und der Aufstockung des Personals in diesem Bereich niederschlagen.

Im Kampf gegen die Korruption konnten konkrete und spiirbare Erfolge verbucht werden. Die
strafrechtliche Verantwortlichkeit wurde auf juristische Personen ausgedehnt, und es wurden strengere
Vorschriften fiir die Finanzierung politischer Parteien erlassen. Das hatte weitere neutrale Ermittlungen
und Anklageerhebungen in Korruptionsféllen auf hochster Ebene zur Folge.

Der Bericht umreif3t eine begrenzte Anzahl von Bereichen, in denen bis zum Beitritt und in der Zeit
danach weitere Fortschritte erforderlich sind. Folglich sieht der Bericht Begleitmalinahmen vor, die die
Kommission nach dem Beitritt ergreifen wird, sofern die verbleibenden Probleme nicht ausgerdumt
werden.

Die Kommission wird einen Mechanismus fiir die Zusammenarbeit und die Priifung von Fortschritten
in den Bereichen Justizreform sowie Bekdmpfung der Korruption und der organisierten Kriminalitit
einrichten. Wie Président Barroso sagte, werden zu diesem Zweck spezifische Vorgaben aufgestellt
werden, die sich nach den konkreten Bedingungen im jeweiligen Land richten. Der Mechanismus
gestattet der Kommission, die Lander bei der konsequenten und energischen Fortsetzung der Reformen
zu unterstiitzen und zu priifen, ob die erwarteten Fortschritte auch tatsachlich erzielt werden.

Ferner wird die Kommission sowohl Bulgarien als auch Ruménien bitten, halbjéhrlich iiber Fortschritte
bei der Erfiillung dieser konkreten Vorgaben zu berichten, bis die Vorgaben erfiillt sind. Der erste
Bericht ist bis Ende Mérz 2007 vorzulegen. Wir werden dann dem Européischen Parlament und dem
Rat bis Juni Bericht erstatten. Sollten die Vorgaben nicht angemessen eingehalten werden, wird die
Kommission die im Beitrittsvertrag vorgesehenen SchutzmaBnahmen anwenden. Der Bericht unterstreicht
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zudem, dass die EU-Vorschriften die erforderlichen Garantien fiir die ordnungsgeméfe Verwaltung der
gemeinschaftlichen Agrar- und Strukturfonds enthalten.

Die neue Strukturfondsverordnung sieht Mechanismen vor, die eine ordnungsgeméfle Verwendung
dieser Mittel gewéhrleisten, bei denen es sich ja um europiische Steuergelder handelt. Die Zahlungen
konnen unterbrochen, ausgesetzt oder gestrichen werden, falls die Kommission Fille von
UnregelmiBigkeiten oder Betrug, einschlieBlich von Korruptionspraktiken, feststellt. Zusétzlich zu
diesen Mafinahmen zum Schutz von EU-Geldern kénnen finanzielle Korrekturen vorgenommen werden,
sollten bei den regelmiBigen Finanzkontrollen einzelne oder systematische UnregelméBigkeiten
festgestellt werden.

Es besteht noch immer die Gefahr, dass die Vorbereitungen fiir die Verwaltung der Agrarfonds nicht
rechtzeitig bis zum Beitritt abgeschlossen werden konnen. Als Vorsichtsmafinahme haben wir spezielle
Bestimmungen beschlossen, um die ordnungsgeméfle Verwaltung dieser Fonds in Bulgarien und
Ruménien zu gewéhrleisten.

Das gibt beiden Landern Zeit, um die Vorbereitungen 2007 abzuschlieBen. Tun sie dies nicht, kann die
Kommission entsprechende Zahlungen 2007 kiirzen. Natiirlich hoffen wir, dass wir diesen Mechanismus,
der als Anreiz fiir Bulgarien und Ruménien gedacht ist, nicht in Anspruch nehmen miissen.

Die dritte SchutzmaBnahme betrifft die Lebensmittelsicherheit. Derzeit sind einige MaBnahmen als
Schutz vor Tierkrankheiten in Kraft. Sie werden auch nach dem Beitritt in Kraft bleiben. Gegebenenfalls
miissen nach dem Beitritt Beschrédnkungen fiir die Verwendung bestimmter tierischer Nebenprodukte
verhingt werden. Lebensmitteleinrichtungen im Milch-, Fleisch- und Fischsektor, die die Auflagen
nicht erfiillen, werden keinen Zugang zum Binnenmarkt erhalten. Sie werden aber die Mdglichkeit
haben, mit spezieller Kennzeichnung fiir den jeweils nationalen Markt zu produzieren. Nach drei Jahren
miissen sie den EU-Anforderungen geniigen oder schliefen.

Ich habe die ausreichenden Garantien erldutert, die der gemeinsame Besitzstand und der Beitrittsvertrag
bieten. Daher bin ich iiberzeugt davon, dass Bulgarien und Ruménien die Union bereichern werden,
ohne das ordnungsgeméBe Funktionieren von EU-Politiken und —Institutionen zu beeintrachtigen. Die
Interessen der EU und unserer Biirger konnen gesichert und das Geld der europiischen Steuerzahler
geschiitzt werden.

Insgesamt verdienen Bulgarien und Ruménien unsere Anerkennung fiir ihre umfassenden Bemiihungen
bei der Angleichung ihrer Gesetzgebung und Verwaltung an die Gesetze und Vorschriften der
Europaischen Union und fiir die dabei erzielten Ergebnisse. Aus unserem Bericht auf der Grundlage
der erzielten Fortschritte geht hervor, dass beide Lander die Voraussetzungen fiir den Beitritt zur Union
2007 erfiillen. Die vorgeschlagenen Begleitmainahmen werden die Kontinuitidt und Unumkehrbarkeit
der Reformen in den beiden Landern gewéhrleisten.

Ich gehe davon aus, dass wir im Hinblick auf eine rasche und erfolgreiche Ratifizierung des
Beitrittsvertrags in den verbleibenden Mitgliedstaaten auf [hre Unterstiitzung z&hlen kdnnen. Bulgarien
und Ruménien haben bemerkenswerte Anstrengungen unternommen, um der Europdischen Union
beizutreten, und sie verdienen unsere Gliickwiinsche und ein sehr herzliches Willkommen.

(Beifall)

Paula Lehtomiiki, amtierende Ratsprdsidentin. (FI) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Bulgarien
und Ruménien sind ein wesentlicher Bestandteil der fiinften Erweiterung der Europdischen Union. Es
ist allgemein bekannt, dass wir anstreben, beide Lander am 1. Januar 2007 als Mitgliedstaaten zu
begriiflen. In dieser Hinsicht konnen wir die Mitteilung der Kommission mit Genugtuung begriifien.

Wihrend des gesamten Erweiterungsprozesses sind die Ansichten des Europdischen Parlaments
hinsichtlich des Standes der Vorbereitung von Bulgarien und Rumaénien fiir ihren Beitritt zur Union
berticksichtigt worden. Im Namen der Ratsprasidentschaft mochte ich dem Européischen Parlament fiir
seine umfassende Zuarbeit in Bezug auf den Beitritt beider Lander zur Union danken.

Die Européische Union hat die Fortschritte genau verfolgt, die diese Lénder bei der letztendlichen
Durchfiihrung von Reformen und der Einhaltung ihrer im Beitrittsvertrag verankerten Verpflichtungen
erreicht haben. Der Europiische Rat vom Juni hat Bulgarien und Rumaénien fiir ihre jiingsten Reformen
gelobt, gleichzeitig aber an beide Lénder appelliert, noch stérkere Anstrengungen zu unternehmen, um
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die noch vorhandenen Probleme umfassend und unverziiglich zu l6sen, wie es im jlingsten
Fortschrittsbericht der Kommission vom Mai heif3t.

Die finnische Ratsprésidentschaft hat beide Léander ermutigt, sich der ungeldsten Probleme anzunehmen.
Dazu gehoren insbesondere die Reform des Justizwesens, die Bekdmpfung der organisierten Kriminalitét
und der Korruption sowie Verwaltungsinitiativen in verschiedenen Schliisselbereichen. Die Sitzungen
des Assoziationsrates boten Gelegenheit zur Bewertung der Fortschritte in Bezug auf den
gemeinschaftlichen Besitzstand und haben deutlich gemacht, dass die notwendigen Reformen endlich
beschlossen und unverziiglich umgesetzt werden miissen. Die Sitzungen der gemischten parlamentarischen
Ausschiisse haben bei dieser Arbeit ebenfalls eine maB3gebliche Rolle gespielt.

Der Ratsvorsitz nimmt die Empfehlungen im Bericht der Kommission zur Kenntnis. Wir mochten
Bulgarien und Ruménien zu ihren Anstrengungen zur Erfiillung der Beitrittsvorgaben gratulieren.
Nunmehr sollten diese Lander sich rasch allen noch offenen Problemen zuwenden, und ich weil3, dass
sie damit bereits begonnen haben.

Der Rat nimmt die Pldne der Kommission zur Kenntnis, Schutzmafinahmen und verstirkte Kontrollen
auf der Grundlage der Artikel 37 und 38 des Beitrittsvertrags einzufiihren, falls auf diesen Gebieten
keine ausreichenden Fortschritte erzielt werden.

Vom Rat werden nunmehr eine genaue Priifung der Mitteilung und Empfehlungen der Kommission
sowie eine umfassende Bewertung der wichtigsten Fragen durchgefiihrt. Dabei wird der Rat natiirlich
auch die vom Europidischen Parlament geduflerten Ansichten beriicksichtigen.

Gegenwirtig lauft die eigentliche Ratifizierung des Beitrittsvertrags, und wir vertrauen darauf, dass sie
rechtzeitig abgeschlossen wird.

Herr Prisident! Auch wenn die zukiinftige Erweiterung der Union mehr mit dem néchsten
Tagesordnungspunkt zu tun hat, mochte ich darauf verweisen, dass der Européische Rat im Juni 2006
bekriftigt hat, dass er zu seinen eingegangenen Verpflichtungen steht. Die finnische Ratsprésidentschaft
wird auf der Grundlage dieser Beschliisse handeln.

(Beifall)

Hans-Gert Poettering, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — Herr Prasident, Herr Kommissionsprasident,
Herr Kommissar Rehn, Frau Ratsprésidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die EVP-ED-Fraktion
begriift den Vorschlag der Kommission, dass Bulgarien und Ruménien zum 1. Januar 2007 der
Europaischen Union beitreten. Bulgarien und Ruménien sind zwei grofle européische Kulturnationen,
und sie werden mit dem Beitritt Mitglied unserer europdischen Familie. Wir haben in unserer Fraktion
— wie die anderen Fraktionen auch — bereits nationale Abgeordnete aus Bulgarien und Ruménien. Die
Bulgaren werden vertreten durch Maria Cappone, die Ruménen durch Marian-Jean Marinescu, und wir
haben in den letzten Monaten eine gute Zusammenarbeit entwickelt.

Ich mochte fiir die EVP-ED-Fraktion sowohl Bulgarien als auch Ruménien, den Regierungen, aber
insbesondere den Menschen in beiden Landern Anerkennung aussprechen fiir die grole Anstrengung,
die sie in den Jahren seit dem Niedergang des Kommunismus unternommen haben. Denn wenn ein
Land vierzig, fiinfzig Jahre lang vom Kommunismus beherrscht wurde, wenn es keinen Rechtsstaat,
keine am Rechtsstaat orientierte Verwaltung und keine unabhéngigen Richter gab — wenn man all dies
in Betracht zieht, dann weifl man, welch gewaltige Leistung diese beiden Volker — wie die anderen
fritheren kommunistischen Lander — unternehmen mussten. Wenn wir aus der so genannten alten
Europaischen Union kritisch auf diese Lander schauen, wiirde ich mir manchmal wiinschen, dass wir
uns an die gewaltige Leistung der Menschen in diesen Léndern erinnern und dies auch einmal
anerkennend zum Ausdruck bringen.

(Beifall)

Alles in allem sehen wir diesen Vorschlag, den Sie unterbreiten, Herr Kommissionsprasident und Herr
Kommissar Rehn —ich mochte Thnen, Herr Kommissar Rehn, auch ausdriicklich fiir Ihr wirklich ehrliches
Bemiihen in den letzten Jahren herzlich danken — als einen ausgewogenen Vorschlag an: Einerseits ist
die Mitgliedschaft zum 1. Januar 2007 vorgesehen, andererseits diirfen wir aber auch nicht die Augen
davor verschlieen, dass es noch viel Arbeit zu tun gibt. Es wire unverantwortlich, nicht nur den
Menschen in der bisherigen Europdischen Union gegeniiber, sondern auch gegeniiber Bulgarien und
Ruménien, all die Arbeit, die dort noch geleistet werden muss, zu verschweigen.
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Sowohl beim Kommissionsprésidenten als auch bei Kommissar Rehn war die Rede davon, dass es bei
der Verwendung der europdischen Gelder noch grofle Defizite gibt, dass die Gefahr der Korruption
besteht, dass wir bei der Bekdmpfung der organisierten Kriminalitét, bei der inneren Sicherheit noch
groB3e Defizite vorfinden. Herr Kommissar Rehn hat ja ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die
Umsetzung der Strafverfolgung noch duflerst mangelhaft erfolgt. Das heif3t, die Gesetze sind zwar da,
aber sie miissen auch angewandt werden. Auch muss es, wenn schwere Gesetzesverstofle vorliegen,
eine Ahndung durch die Gerichte geben, und die Verantwortlichen miissen zur Rechenschaft gezogen
werden. Dies wird unter anderem auch dadurch im Auge behalten, dass beide Lander im Abstand von
sechs Monaten einen Bericht iiber den Fortschritt vorlegen miissen.

Herr Kommissar Rehn hat, wie ich finde, sehr klug davon gesprochen, dass die so genannten
Schutzklauseln — man konnte ja auch Ubergangsbestimmungen sagen — hoffentlich keine Anwendung
finden miissen. Ob sie Anwendung finden, hiangt davon ab, wie die Reformschritte unternommen werden.
Wenn die Reformschritte, die auch nach dem 1. Januar 2007 mit aller Kraft weitergefiihrt werden
miissen, nicht unternommen werden, dann wiirden diese Schutzklauseln in Kraft treten. Dies miissen
wir immer mit beriicksichtigen.

Ich mochte den Menschen in Bulgarien und Ruménien sagen: Bei aller Freude iiber den Beitritt — Sie
treten am 1. Januar 2007 nicht einer Européischen Union bei, die sozusagen das Paradies auf Erden ist!
Wir haben ja bei anderen Léndern erlebt, dass, wenn sie einmal Mitglied der Europdischen Union waren,
die Begeisterung deutlich nachgelassen hat. Nun muss man nicht fiir Europa begeistert sein. Aber man
sollte sich immer zu diesem Europa bekennen, und wir miissen das gemeinsame Bewusstsein haben,
dass wir als Europdische Union nur in einer handlungsféhigen und auf gemeinsamen Werten beruhenden
Européischen Union eine gemeinsame Zukunft im 21. Jahrhundert haben. Ich hoffe, dass in diesen
beiden Landern, die nun beitreten, in Bulgarien und Ruménien, aber auch in den anderen Landern der
Européischen Union dieses Bewusstsein niemals verloren geht.

Der Kommissionsprasident hat zu Recht von der institutionellen Festigung der Européischen Union
gesprochen, die jeder Erweiterung vorangehen soll. Ich sage fiir den EVP-Teil unserer Fraktion:
Institutionelle Festigung: ja! Aber wir sind dabei ehrgeizig. Wir wollen, dass die Prinzipien und die
Substanz des Verfassungsvertrags einschlieB3lich seiner Werte rechtliche und damit politische Wirklichkeit
werden. Das ist die grole Agenda in den vor uns liegenden Monaten und Jahren. Lassen Sie uns
gemeinsam dafiir arbeiten! In diesem Sinne heiflen wir Bulgarien und Ruménien herzlich willkommen!

(Beifall)

Martin Schulz, im Namen der PSE-Fraktion. — Herr Prisident, meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wenn mich die Leute in meinem Wahlkreis fragen, warum ich dem Beitritt
von Bulgarien und Ruménien zustimme, obwohl es doch so viele Probleme gibt, obwohl die letzte
Erweiterung noch nicht verkraftet ist, obwohl wir die Verfassung nicht haben, obwohl so viele Probleme
in den Léndern selbst ungelost sind, versuche ich nicht, eine Antwort zu geben, indem ich auf das eine
oder andere Problem hinweise. Das ist die Aufgabe von Herrn Kommissar Rehn, und das hat er heute
getan. Es gibt in Bulgarien und Ruménien noch die eine oder andere Sache, die geklédrt werden muss.
Es gibt das eine oder andere Problem, das beschrieben werden muss, wo sich die Regierungen um die
Losung bemiihen miissen und das Volk davon iiberzeugen miissen, dass man Reformen durchfiihren
muss. Das wird alles gemacht und ist auch alles notwendig. Die Defizite miissen behoben werden.

Aber heute ist in diesem Haus nicht die Stunde, {iber das eine oder andere Problem zu reden. Wenn
Bulgarien und Rumaénien am 1. Januar 2007 der Europédischen Union beitreten, dann geht in Europa ein
Einigungswerk weiter, das in der Welt seinesgleichen sucht. Unsere GroBvéter und Grofmiitter waren
stolz auf das westeuropdische Einigungswerk. Warum sind wir eigentlich nicht stolz auf das
gesamteuropdische Einigungswerk, das wir heute mit dieser Debatte weiterfiihren? Bulgarien und
Ruminien gehoéren zu Europa, und ich finde es richtig, was Herr Poettering gesagt hat: Sie sollen uns
willkommen sein. Ich sage fiir meine Fraktion: Ja, sie sind uns willkommen.

(Beifall)

Es geht um nichts Geringeres als darum, dass eine gegen die historische Entwicklung unseres Kontinents
gestellte Teilung, die nach dem Zweiten Weltkrieg bittere Wirklichkeit wurde, beendet wurde und
beendet wird. Ich bin im Westen Europas geboren. Ich bin in einem Land geboren, das geteilt war und
das in einen Freudentaumel geriet, als es seine Einheit wiederherstellen konnte. Zu Recht, die Deutschen
hatten es verdient.
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Aber was die Deutschen verdient hatten, hat der ganze Kontinent verdient. Die Ménner und Frauen, die
gegen die kommunistische Diktatur in Bulgarien und Ruménien gekdmpft hatten, das Volk, das in den
letzten sechzehn Jahren in Bulgarien und Ruménien einen Transformationsprozess durchmachen musste,
der hérter war als die Belastungen, mit denen die Menschen in Westeuropa in den letzten Jahren
konfrontiert waren. All das verdient, belohnt zu werden, indem die Europédische Union diese beiden
Staaten aufnimmt. Welches Problem wiirde denn einfacher, wenn sie drauflen blieben? Welche Sorge,
die wir haben, wiirde denn leichter gelost, wenn sie nicht aufgenommen wiirden? Nichts wiirde besser,
wenn wir sie draufien lieBen! Im Gegenteil: Die Unsicherheit in den Léndern und in der ganzen
Schwarzmeerregion wiirde zunehmen, wenn wir sie nicht aufndhmen. Deshalb ist es auch ein Akt der
Vernunft, sie aufzunehmen.

Alles, was in der Europédischen Geschichte erreicht worden ist, was erstritten werden musste, ist gegen
Skepsis erstritten worden. Ich bin ziemlich sicher: Als 1950/51/52 die Staatsoberhidupter und
Regierungschefs in Belgien, Luxemburg, den Niederlanden und Frankreich ihren Volkern gesagt haben,
dass sie die Deutschen in die damalige Europdische Gemeinschaft, die Montanunion, aufnehmen miissten,
erhielten sie auch keine stechenden Ovationen. Es gab jede Menge Leute, die sagten: Die Deutschen
haben gerade zweimal unser Land zerstort, und jetzt sollen wir sie aufnehmen? Jetzt sollen sie Geld
von uns kriegen? Aber die Staats- und Regierungschefs waren fest davon iiberzeugt, dass die Integration
Deutschlands in die Européische Gemeinschaft Frieden und wirtschaftliches Wachstum bringt und dass
die Integration den Hass und die Feindschaft {iberwinden hilft. Das ist gelungen!

Nichts anderes tun wir auch jetzt. Wir stehen in jedem Land vor einer Bevolkerung, die fragt: Ubernehmt
ihr euch nicht? Gebt ihr dort nicht zu viel Geld aus? Kostet das nicht zu viel? Ist das nicht alles zu
unsicher? Unsere Antwort kann doch nur sein: Unser Ziel ist die Steigerung der Wirtschaftskraft und
des sozialen Zusammenhalts, der Export der Integration von Kultur und Vélkern als friedensstiftendes
Projekt. Was im alten Europa nach innen verwirklicht wurde, jetzt in die Lander auszudehnen, die bis
dato nicht davon profitieren konnten. Das alles geschieht nicht, indem man die Unterschrift unter den
Vertrag setzt, sondern das muss erkdmpft und erarbeitet werden. Aber man muss damit beginnen. Dazu
gehort der Mut, gegen viele Skepsis und gegen viele Widerstéinde zu sagen, dass die européische Einigung
im Westen wie im Osten der richtige Schritt war, weil diese Einigung Frieden, wirtschaftliches Wachstum
und auch im Binnenmarkt mehr Raum fiir wirtschaftliche Entwicklung schafft. Jedes Land, das wir
aufnehmen, ist fiir den europdischen Binnenmarkt eine Bereicherung. Es schafft sozialen Zusammenbhalt,
und es schafft die Grofle, die Europa als 6konomischer Raum braucht, um im interkontinentalen
Wettbewerb auf Dauer iiberlebensfahig zu sein.

In der Summe kann man an vielen kleinen Dingen herumnérgeln: Dies geschieht noch nicht richtig, da
ist noch eine Reform notwendig, hier muss die Verwaltung reformiert werden, da die Justiz, die Polizei,
die Landwirtschaft. Das alles ist richtig und muss alles gemacht werden. Es dndert aber nichts an der
Tatsache, dass wir Ruménien und Bulgarien aufnehmen sollten, weil wir sie brauchen.

(Beifall)

Graham Watson, im Namen der ALDE-Fraktion. — (EN) Herr Prasident! Es gibt ein ruménisches
Sprichwort, das lautet: Unde-s doi puterea creste. Es bedeutet, dass man gemeinsam stark ist. Ruménien
und Bulgarien haben erkannt, dass sie in der Europdischen Union stérker sind, und die Européische
Union wird mit Ruménien und Bulgarien stérker sein.

Die Grofe spielt durchaus eine Rolle. Je mehr Lander innerhalb unserer Union unsere Werte vertreten
und verantwortungsbewusste Staatsfiilhrung und Demokratie praktizieren, umso besser werden wir in
der Lage sein, diese Werte angesichts der supranationalen Herausforderungen, denen wir uns in der
heutigen Welt gegeniibersehen, iiber die Grenzen der Union hinaus zu propagieren. Ich verneige mich
vor den Menschen in Ruménien und Bulgarien. Ich verneige mich vor ihren Regierungen, in denen
Liberale und Demokraten stolz in verantwortungsvollen Positionen mitarbeiten. Ich verneige mich vor
allem vor Meglena Kuneva und Anca Boagiu, die im Auftrag ihrer Lander die ausfiihrlichen
Verhandlungen fiihrten und zwei Schwénen glichen, die scheinbar ruhig tiber das Wasser glitten, aber
unter der Oberflache keine Sekunde stillstanden.

Ich mochte der Europdischen Kommission und insbesondere Kommissar Rehn dafiir danken, dass sie
sich einer schwierigen Aufgabe phantasievoll angenommen haben, die vom finnischen Ratsvorsitz
angemessen zum Abschluss gebracht wurde.
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Uns allen ist klar, dass noch nicht alle Probleme gelost sind. Die Europdische Union ist angesichts eines
sich stindig weiterentwickelnden gemeinsamen Besitzstandes ein bewegliches Ziel. Auch Ruménien
und Bulgarien entwickeln sich stindig weiter. Wir wissen, dass Demokratien bisweilen durch ein
Krisenmanagement geleitet werden: Haufig werden Probleme solange nicht gel6st, bis sie gelost werden
miissen. Wir rdumen ein, dass es bei der Handhabung 6ffentlicher Angelegenheiten nur einen gewissen
Spielraum gibt. Ferner ist uns klar, dass so wie bei fritheren Erweiterungen Ubergangszeiten und
Schutzklauseln erforderlich sind.

Ich fordere die Regierungen und die Biirger beider Linder auf, ihre Reformen fortzusetzen, aber
diejenigen, die Zweifel am erforderlichen Stand der Beitrittsvorbereitungen hegen, frage ich, wire es
fiir sie oder fiir uns besser, wenn sie nicht beitreten wiirden. Sollten wir ,,Nein* sagen oder ,,Noch nicht“?
Wie der amerikanische Kommentator Mencken einst sagte, gibt es fiir jedes komplizierte Problem eine
Antwort, die klar, einfach und falsch ist. Die beiden Léander nicht aufzunehmen wire die falsche Antwort.

Es freut mich jedoch, dass die Kommission in ihrem Bericht fordert, dass noch mehr getan werden
muss, um Verbrechen zu bekdmpfen und um die Lage der Roma in beiden Beitrittsldndern zu verbessern.
Rechtsstaatlichkeit und soziale Integration bilden das Fundament unserer Union. Die Regierungen beider
Lénder miissen groflere Anstrengungen unternehmen, und die Kommission muss diese Anstrengungen
in unserem Namen tiberwachen.

Die Gesundheit einer Gesellschaft hdangt nicht so sehr von ihrem Besitz ab, sondern davon, welche
Richtung sie eingeschlagen hat, und ich glaube, beide Lander haben die richtige Richtung eingeschlagen.
Um aus einer Hymne auf St. Kyrill und St. Methodius zu zitieren: ,,Schreite voran, oh wieder erstandenes
Volk, schreite in Deine Zukunft, gestalte Dein ruhmreiches Schicksal...* Gestalte es mit uns.

In Ruménien und Bulgarien ist noch viel zu tun, damit die Europdische Union Realitit werden kann.
Wir errichten die Europdische Union zusammen. Sie wird nie nur von oben nach unten errichtet. Sie
muss von der Basis aufwérts aufgebaut werden. Das hat der ruménische Schriftsteller Adrian Marino
recht treffend in folgende Worte gefasst: ,,Sa aducem Europa, din nou, la noi acasa” — Wir miissen
Europa in unsere Héuser holen.

Aber auch in der Europidischen Union ist noch einiges zu tun, um unsere Biirger davon zu iiberzeugen,
dass die flir den ruménischen und bulgarischen Beitritt anfallenden Kosten unterm Strich nicht zu einem
Negativsaldo fiihren. Wir miissen ihnen analog zum Bericht von Herrn Spidla klarmachen, dass Lander,
die neue Lénder als Partner begriilen, wirtschaftlich profitieren. Wir miissen deutlich machen, dass die
Investoren dorthin ziehen, wo die Lohnkosten niedrig sind, wenn wir den niedrigen Lohnkosten nicht
gestatten, dorthin zu kommen, wo investiert wird. Von der Aufnahme neuer Lander wie Ruménien und
Bulgarien in die Européische Union hat jeder etwas. Wir alle werden zu den Gewinnern zihlen.

Einige fragen, ob dies die letzte Erweiterung sein wird. Meines Erachtens miissen unsere Mitgliedstaaten
die konstitutionellen Probleme der EU kléren, bevor weitere Lander aufgenommen werden kénnen. Ich
hoffe, dass der Kommissionsprisident das gemeint hat, als er sagte, dass dies moglicherweise die letzte
Erweiterung sei. Wir sind es unseren Biirgern und den Biirgern dieser beiden kiinftigen Mitgliedstaaten
schuldig, dass wir die Verfassungsfrage kldren, bevor wir weitere Lander aufnehmen. Wir sollten
Ruménien und Bulgarien heute willkommen heiflen, und zwar nicht im Geiste des Triumphes, sondern
im Geiste der Zufriedenheit mit den vollbrachten Leistungen.

(Beifall)

Daniel Cohn-Bendit, im Namen der Verts/ALE-Fraktion. — (FR) Herr Prisident, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich habe in diesem Parlament selten eine so heuchlerische Debatte wie die heutige erlebt.

Erstens hat dieses Parlament sowieso nichts mehr zu sagen. Wir haben letztes Jahr beschlossen, ,,Ja*
zu sagen. Nun konnen Sie zu mir sagen: ,,Sie haben uns 150 Seiten geliefert.” Ich kann Thnen versichern,
dass Sie mit den 100 Seiten, die wir hier vor uns haben, letztes Jahr ,,Nein* gesagt hétten, aber Sie
miissen heute ,,Ja” sagen, weil Sie in jedem Fall , Ja* gesagt haben. Diesem Parlament sind daher die
Hiande gebunden, und es ist froh dariiber. Bravo, jetzt sind Sie am Zuge!

Zweitens hat Herr Barroso gerade etwas Ungewdhnliches gesagt: ,,Vor jeder kiinftigen Erweiterung
sollte es eine Reform der Institutionen geben!“ Wir haben das gesagt, als wir noch zu zehnt waren! Wir
sagten es, als wir fiinfzehn waren! Wir sagten es zu siebzehnt, wir sagten es zu 25, wir sagen es zu 27,
und ich bin sicher, wenn es 30, 35, 40 oder gar 45 Mitgliedstaaten sind, werden wir sagen, dass es das
letzte Mal ist, und wir werden alle tot sein, und es wird das letzte Mal sein, nédchstes Jahr in Jerusalem.
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Mir reicht es! Ich habe genug davon, solche Liigen zu horen, denn wie konnten Sie mit den Argumenten
von Herrn Schultz, mit den poetischen Argumenten von Herrn Watson ,,Nein* zu den Balkanldndern
sagen? Sie haben tiber Frieden gesprochen, aber es ist offensichtlich, dass die Balkanldnder eine Zukunft
in der Europdischen Union haben, es ist klar, dass Ruménien und Bulgarien eine Zukunft in der
Europdischen Union haben. Sie miissen Europder werden. Das Problem ist nur, wie! Zu welchen
Bedingungen, wie rasch und auf welche Weise? Mit Poesie kann man keine Tagespolitik gestalten,
leider nicht, und ich bitte Sie heute um eine Sache: ernsthaft zu sein. Ich sage Thnen allen Ernstes, wére
dies ein Bericht zur Tiirkei gewesen, hitten Sie alle ,,Nein“ gesagt!

Die Argumente zu Frieden, Zukunft, Markt, meiner GroBmutter, meinem Grof3vater wéren die gleichen
gewesen, aber nein ..., denn Sie haben ein sehr einfaches ideologisches Apriori, das richtig ist: Die
Europiische Union muss erweitert werden. Es gibt eine Trichterwirkung. Die Kommission und der Rat
beschlielen, der Rat beschlieft, die Kommission folgt, das Parlament ist der Jasager, dann kommt der
Trichter, und es rutscht und rutscht und rutscht und lduft hinein. Und niemand kann mehr etwas tun,
denn bei einer Trichterwirkung kann man nichts mehr authalten ... und Sie haben keine Mdoglichkeit,
politische Probleme anzusprechen.

Lesen Sie nur: Was die Medien betrifft, so sind Bedingungen einer gerechten Behandlung nicht
gewdhrleistet, aber das macht nichts, das kommt schon noch. In einem Fall ist die Justiz nicht unabhéngig,
aber das macht nichts, das wird schon noch. Die Mechanismen fiir den Minderheitenschutz bestehen
noch nicht, aber das macht nichts, das kommt schon noch. Wann und wie wird es kommen? Woher
wollen Sie wissen, dass es kommt? Tatsache ist, dass wir Probleme haben.

Dariiber hinaus ist der Rat im Hinblick auf die Einwanderungsprobleme unféhig, die Zustimmung zur
Justiz- und Rechtspolitik zu bekommen, sie im Rahmen des ersten Pfeilers zu bekommen. Einstimmigkeit
ist nicht erforderlich. Wenn wir erst 27 sind, wird es viel einfacher sein! Sie werden sehen, es wird viel
einfacher sein, alles einstimmig anzunehmen.

Und die deutsche Regierung verspricht uns, dass alles durch die Verfassung geregelt wird. Aber wie?
Wie wollen Sie erreichen, dass diese Verfassung in den 27 Mitgliedstaaten angenommen wird? Niemand
weil} das, absolut niemand; aber Sie werden sehen, was Sie sechen werden.

Ich fiir meinen Teil glaube, dass wir Heuchler sind. Ja, Ruminien und Bulgarien haben eine europiische
Perspektive. Ja, die Balkanldnder, aber wir, wir sind unfahig, aus Europa ein echtes Europa zu machen,
und das schlimmste ist, und damit schliee ich, dass wir uns mit der Erweiterung, wie wir sie durchfiihren,
in Richtung einer Renationalisierung im Denken der Staaten, in der Politik und bei den Praktiken
bewegen. Sie haben das beim letzten Rat gesehen. Ich sage Thnen, wir sind machtlos, aber als Parlament
sind wir stolz darauf!

(Beifall)

Erik Meijer, im Namen der GUE/NGL-Fraktion.— (NL) Herr Préasident! Im Jahr 2004 wurden Ruménien
und Bulgarien fiir den Beitritt weniger bereit befunden als die zehn Staaten, die damals beitraten. Es
bestand kein Zweifel daran, dass sie mit einer gewissen Verzogerung eine gleichwertige Behandlung
erfahren wiirden. Die Konfoderale Fraktion der Vereinigten Européischen Linken/Nordische Griine
Linke hat sie in ihrem Bestreben stets unterstiitzt, indem sie sich von dem Prinzip hat leiten lassen, dass
diese Lander nicht an erster Stelle nach Privatisierungen, Einsparungen, guten Beziehungen zu
international agierenden GroBunternehmen oder ihrer Mitgliedschaft in der NATO beurteilt werden
sollten. Stattdessen stellen wir die Menschenrechte, verantwortliches demokratisches Regierungshandeln
und eine ambitionierte Umweltpolitik in den Mittelpunkt.

2005 habe ich im Grunde fiir den kiinftigen Beitritt Bulgariens und Rumaéniens gestimmt. Damals blieb
jedoch die Frage offen, wann und wie diese Erweiterung effektiv vonstatten gehen kdnne. Dieses
Parlament hat sich hinsichtlich Ruméniens das Recht auf Aussetzung ausbedungen, fiir Bulgarien
hingegen wurde die Anwendung dieser Option voll und ganz dem Rat {iberlassen. Das geschah zu einem
Zeitpunkt, als die Defizite in Ruménien die grofite Sorge bereiteten und erwartet wurde, Bulgarien wiirde
das geringste Problem darstellen. Seitdem bietet gerade Bulgarien Anlass zu wachsender Beunruhigung.

In beiden Léndern ist die Situation fiir die Bevolkerungsgruppe der Roma schlechter als in den anderen
neu beigetretenen Landern. In einigen Féllen wurden die Orte, in denen sie seit langem lebten, fiir illegal
erklért, und sie wurden vertrieben. Die Menschen, die der ungarischen Minderheit in Ruménien oder
der tiirkischen Minderheit in Bulgarien angehdren, sehen sich ebenfalls mit Problemen konfrontiert,
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wenn auch in geringerem Maf3e als in jiingster Vergangenheit. Der Staat benachteiligt diese Menschen
nicht mehr zielgerichtet, sondern es herrscht eine Laxheit gegeniiber der Diskriminierung, die
Ultranationalisten gegeniiber diesen Gruppen praktizieren. Auch der Antisemitismus ist nach wie vor
nicht verschwunden.

In fritheren Debatten zu diesem Thema hat meine Fraktion Verbesserungsvorschlige unterbreitet, unter
anderem anlésslich der illegalen Zahlungen, die von EU-Einwohnern tiirkischer Herkunft bei der
Durchreise durch Ruménien gefordert werden. Bedauerlicherweise hat das Parlament unsere Forderungen
mehrheitlich nicht befiirwortet. Bei dem Bergbauprojekt in Rosia Montana hingegen hat eine Mehrheit
ihre Besorgnis wegen der Verwendung geféhrlicher toxischer Stoffe zum Ausdruck gebracht. In einer
am 23. September von Ruménien ver6ffentlichten Mitteilung heif3t es, eine Umweltvertraglichkeitsstudie
sei auf den Weg gebracht und mit dem Nachbarland Ungarn werde iiber das Risiko beraten, dass giftige
Abwisser dorthin flieen kdnnten. Ein Abschlussergebnis liegt bislang nicht vor, weshalb wir es leider
nicht in das abschlieBende Urteil dieses Parlaments am 11. Oktober iiber die Mitgliedschaft Ruméniens
einflieBen lassen konnen.

Meine Fraktion befiirchtet, dass nach dem Beitritt noch eine Menge Probleme zu 16sen sind und dass
im Falle von Pannen eine weitere Erweiterung der Europdischen Union unter der Bevdlkerung der
derzeitigen Mitgliedstaaten immer umstrittener wird. Dennoch sieht es nach den vorbereitenden
Diskussionen danach aus, als wiirde meine Fraktion mehrheitlich fiir einen Beitritt zum 1. Januar 2007
stimmen. Als entscheidendes Argument ist anzufiihren, dass zuvor auch andere Mitgliedstaaten trotz
ungeldster Probleme beigetreten sind und eine Verschiebung um ein Jahr keine signifikanten
Verbesserungen zeitigen wird.

AbschlieBBend sollte ich Thnen mitteilen, dass sich die Sozialistische Partei der Niederlande, der ich
angehore, im niederlédndischen Parlament gemeinsam mit den Christdemokraten aufgrund der Fiille von
Problemen gegen das Beitrittsdatum 2007 ausgesprochen hat. Unserer Meinung nach miissen noch eine
Fiille von Problemen aus der Welt geschafft werden, aber die eigentliche Abstimmung findet am
11. Oktober statt.

Brian Crowley, im Namen der UEN-Fraktion. — (EN) Herr Prasident! Ich mdchte Prasident Barroso,
Kommissar Rehn sowie Frau Lehtomaéki als amtierende Ratsprésidentin willkommen hei3en und mich
meinen Kollegen anschlieBen, die die sehr verniinftige Entscheidung zur Aufnahme von Bulgarien und
Ruménien am 1. Januar 2007 begriif3t haben.

Was diese beiden Lander trotz aller Schwierigkeiten in den letzten zwolf bis dreizehn Jahren erreicht
haben, ist phdnomenal: ein Umschwung in Bezug auf Kultur und Einstellung, die Bereitschaft, sich zu
engagieren, Offenheit und Transparenz. Allein die vollige Verdnderung der Gesetzgebung und ihre
Abstimmung auf den gemeinsamen Besitzstand stellt ein Unterfangen dar, das keiner der derzeitigen
Mitgliedstaaten in derart kurzer Zeit bewéltigen konnte.

Wir konnen iiber die theoretische Bedeutung dieser Erweiterung und die abstrakten und politischen
Argumente diskutieren. Aber das wichtigste Argument besteht darin, dass 7,5 Millionen Menschen in
Bulgarien und 22 Millionen Menschen in Ruménien die gleichen Chancen erhalten, die jeder von uns
in der Européischen Union schon hat und die wir erhalten haben, als wir in schwécheren oder kleineren
Léndern oder drmeren Volkswirtschaften mit weniger entwickelten Rechtssystemen oder Wirtschafts-
und Bildungssystemen lebten.

Natiirlich bleibt noch viel zu tun. Reformen bleiben an der Tagesordnung; stindige Wachsamkeit ist
notwendig als Schutz vor den allgegenwirtigen Versuchen, das offentliche Leben zu stdren, zu
unterbrechen oder zu unterminieren. Dafiir gibt es die Schutzklauseln. Doch erst einmal sollten wir das
bisher Erreichte feiern.

Ich habe nur eine kleine Anfrage, und zwar betrifft sie die Probleme, die es in beiden Landern noch
immer in Bezug auf ausgesetzte und verwaiste Kinder sowie behinderte Kinder und Jugendliche gibt.
Thnen werden noch immer nicht der Schutz und die Unterstiitzung und Unabhéingigkeit zuteil, die sie
brauchen.

Vor vielen Jahren sagte ein groferer Ire, als ich es bin, einmal, dass niemand das Recht habe, sich dem
Vormarsch eines Volkes in den Weg zu stellen. Wir haben kein Recht, uns der Wiedervereinigung
Europas zur Korrektur der in der Vergangenheit gemachten Fehler in den Weg zu stellen. Wie alle guten
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Familien sollten wir diejenigen Mitglieder unserer Familie, die nach mehr streben, ermutigen, gemeinsame
Ideale, Ziele und Standards zu verfolgen.

Wir sollten Ruménien und Bulgarien willkommen heiflen, ihre offiziellen Vertreter, Regierungen und
Biirger zu dem bisher Erreichten begliickwiinschen, der von ihnen durchlebten Schrecken gedenken
und uns der hellen Zukunft zuwenden, die vor ihnen und vor uns liegt.

(Beifall)

Vladimir Zelezny, im Namen der IND/DEM-Fraktion. — (CS) Herr Prisident! Diejenigen unter uns
aus ehemals kommunistischen Landern, die jetzt Mitglieder der Union sind, sehen sich mit der Art von
Versuchung konfrontiert, der die urspriinglichen, alten, fortgeschrittenen — wie immer man sie nennen
mag — westlichen Lander nur allzu oft nicht widerstehen konnten. Wir befinden uns innerhalb der Festung
und konnen von oben herab auf die Neuankommlinge blicken, die versuchen, sich ihren Traum zu
erfiillen und in die EU-Burg zu gelangen. Wir schauen sie uns genau an und halten ihnen Vortrige. Zum
Gliick liegen unsere ja recht unmittelbaren Erfahrungen in der Tschechischen Republik in Bezug auf
die erniedrigende und herablassende Behandlung und die stindige Flut von sinnlosen neuen Bedingungen
und Quoten sowie einseitigen Restriktionen noch nicht lange zuriick. Aus diesem Grund kénnen wir
unsere Solidaritdt mit beiden Landern zum Ausdruck bringen. Auflerdem wissen wir, dass viele der
Probleme in Bulgarien und Ruménien nicht von ihnen verschuldet wurden, sondern das Ergebnis eines
halben Jahrhunderts sind, in dem man sie so wie uns an der natiirlichen Entwicklung gehindert und
ihnen die Marktwirtschaft und eine représentative Demokratie vorenthalten hat. Wie wir wurden sie
durch die Entscheidung der Nachkriegsmichte der falschen Halfte Europas zugeschlagen, und die
Menschen in beiden Landern gingen unter der kommunistischen Diktatur durch die Hélle.

Wir denken, dass es uns in der Tschechischen Republik deshalb gelungen ist, der Versuchung zu
widerstehen, diesen Lidndern noch mehr demiitigende Restriktionen in Bezug auf Freiziigigkeit,
Beschiftigung und Dienstleistungen aufzuerlegen. Genau das ist es, wonach die protektionistischen
westlichen EU-Mitgliedstaaten streben. Ich denke, dass unsere Beziehungen zu ihnen dieselben sein
werden, die wir von den 15 westlichen Landern erwarteten, als wir die volle EU-Mitgliedschaft erlangten.
Wir sind noch immer Mitgliedstaaten zweiter Klasse, und ich meine, dass wir aus diesem Grunde die
beiden neuen Lander nicht zu Mitgliedstaaten dritter Klasse machen werden. Vor allem deshalb nicht,
weil die EU Rumaénien und Bulgarien, zwei Lander mit européischer Kultur und européischen Traditionen
und Werten, Vortrage halt, aber gleichzeitig im Hinblick auf den Beitritt der Tiirkei ein gefdhrliches
Spiel spielt. So verschlieB3t sie die Augen vor der Haltung der Tiirkei in Bezug auf Minderheiten, die
Demokratie, den Glaubenspluralismus, die Rechte der Frau und ihre eigene grausame Geschichte. Ich
glaube, dass Ruménien und Bulgarien, diese beiden duBlerst europdischen Lander, schon bald als
Vollmitglieder der EU zu uns gehdren werden.

Irena Belohorska (NI). — (SK) Ich freue mich sehr dariiber, dass die ruménische und die bulgarische
Regierung einerseits und die Europdische Union andererseits nach konstruktiven Verhandlungen iiber
die Bedingungen fiir den Beitritt Bulgariens und Ruméniens zur EU einen Konsens erzielt haben.

Als Europaabgeordnete der Slowakei, eines Landes, das der EU erst vor zwei Jahren beigetreten ist,
freut es mich, dass Ruménien und Bulgarien am 1. Januar 2007 Mitglieder der Européischen Union
werden, und ich unterstiitzte ihren Beitritt von ganzem Herzen. Ich wiinsche mir ferner, dass niemand
in der Union diese beiden neuen Mitgliedstaaten als nicht gleichwertig betrachten wird und dass sich
ihre leistungsfahige Wirtschaft und demokratischen Institutionen auch kiinftig solide entwickeln werden.

Beziiglich der in Verbindung mit diesen Lindern mehrfach angesprochenen Méngel mochte ich ein
Schlaglicht auf das neue ruménische Gesetz werfen, das internationale Adoptionen verbietet.
Internationale Adoptionen sind sowohl ein globales als auch ein ethisches Problem. Der Handel mit
Kindern, der in der irrigen Annahme geschieht, dies sei im Interesse der Kinder, ist in der Européischen
Union inakzeptabel. Ein Staat, der seine eigenen Kinder, die ja sein Potenzial fiir die Zukunft darstellen,
verkauft, spielt der organisierten internationalen Kriminalitét in die Hénde. Ein solcher Staat muss seine
Prioritdten iiberpriifen, und zwar nicht nur auf dem Papier, sondern in der Realitét. Er sollte sehr genau
iiber die Moglichkeiten zur Erreichung dieser Ziele nachdenken. Der Verkauf von Kindern stellt eine
kontraproduktive Verschwendung der Ressourcen eines Landes dar und hat nichts mit Unterstiitzung
von Familien zu tun.

Als Vollmitglied der Europédischen Union mit allen aus einer solchen Mitgliedschaft resultierenden
Rechten sollte Ruménien in der Lage sein, sich, wie der ruménische Premierminister letzte Woche sagte,
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von der Wiege bis zur Bahre um seine Biirger zu kiimmern. Es ist notwendig, die Sozialarbeit zu
verbessern und qualifiziertes Fachpersonal fiir die Beratung auf dem Gebiet der Adoption in Ruménien
auszubilden. AuBlerdem sollten Adoptionen innerhalb des Landes vereinfacht werden.

Trotz mehrerer bekannter Probleme im Zusammenhang mit der Umsetzung dieses Gesetzes stellt seine
Inkraftsetzung meines Erachtens einen sehr zu begriiBenden Schritt in die richtige Richtung dar. Man
kann zweifellos davon ausgehen, dass dieses Gesetz die Anforderungen an europdische Rechtsvorschriften
voll und ganz erfiillt.

Unsere ruménischen und bulgarischen Freunde sind uns hier herzlich willkommen!

VORSITZ: ANTONIOS TRAKATELLIS
Vizeprisident

Elmar Brok (PPE-DE). — Herr Prisident, Herr Kommissionsprasident, Herr Kommissar, Frau
Ratsprisidentin! Fiir den Ausschuss fiir auswirtige Angelegenheiten geht langsam eine lange Periode
der Diskussion um diese beiden Lénder zu Ende, die wir von Beginn an als Mitglieder der Européischen
Union begriilen wollten. Wir sollten uns daran erinnern, dass wir bei vielen Beitritten Sorgen hatten
und sich alle diese Beitritte nachtréglich als politisch und 6konomisch gelungen erwiesen haben. Sie
sind zu einer Win-Win-Situation geworden. Hier gibt es auch eine Reihe von Ubergangsregeln zugunsten
beider Seiten, damit die Mitgliedschaft aus der Sicht der Européischen Union ohne grof3e Kontroversen
vonstatten geht, beispielsweise dass die Grenzkontrollen fiir Personen noch nicht aufgehoben werden,
weil es sich bei diesen Landern noch nicht um Schengen-Lénder handelt, oder auch was die Freiziigigkeit
flir Arbeitnehmer angeht.

Aber bei allem Begriilen miissen wir klarstellen, dass jede Erweiterung nur funktioniert, wenn auch
die Regeln eingehalten werden. Es ist von grofler Bedeutung, wenn die Kommission heute erklart, sie
habe einen Benchmarking-Prozess und einen Monitoring-Prozess, mit denen die Fragen des
Rechtssystems, der Korruption, der Geldwésche und der organisierten Kriminalitdt gelost werden
konnten. Dann werden wir abwarten miissen, ob sie im Notfall wirklich angewandt werden. Das Gleiche
gilt fiir die rechtlichen Voraussetzungen und Kontrollen bei den Struktur- und Agrarfonds wie auch fiir
die Offnung der Mirkte fiir Lebensmittel.

Die Kommission trdgt heute ein hohes Mal} an Verantwortung. Denn nur, wenn es funktioniert und sie
ihre Mechanismen auch glaubwiirdig einsetzt, wird die Zukunft der Europdischen Union gesichert sein,
und nur dann kénnen wir auch in Zukunft {iber Erweiterungen nachdenken. Es ist auBlerordentlich
wichtig, dass wir die Lander willkommen heiflen, dass aber auch beide Seiten die Regeln einhalten,
damit uns nicht durch das Nichteinhalten von Regeln am Ende des Tages grofe Probleme entstehen.
Deswegen werde ich mit groBer Aufmerksamkeit beobachten, wie die Kommission die Mdglichkeiten,
die sie heute genannt hat, in der Praxis nutzen wird.

Eine letzte Bemerkung: Der Verfassungsvertrag wurde erstellt fiir die Union der 25 bzw. der 27 am
Ende dieser Erweiterungsrunde mit den Léndern, die so unséglich unter dem Kommunismus gelitten
haben. Aber die Européische Union wird in dieser Welt nicht durch Gréf3e eine Rolle spielen, sondern
nur durch innere Stirke. AuBere GroBe ist kein Ausdruck von Stirke. Deswegen ist gerade in dieser
Stunde daran zu erinnern, dass wir als Europdische Union unsere Hausaufgaben noch nicht gemacht
haben.

Geoffrey Van Orden (PPE-DE), Berichterstatter. — (EN) Herr Prasident! Kommissar Rehn und die
Mitarbeiter der GD Erweiterung, insbesondere Timo Summa und Frau Bridget Czarnota, verdienen
unseren Dank fiir die sehr professionelle und engagierte Arbeit, die sie in den vergangenen Monaten
und Jahren in Bezug auf Bulgarien geleistet haben. Es steht auer Zweifel, dass Ruménien und Bulgarien
in einer Weise unter die Lupe genommen wurden, die in der Geschichte der EU wahrscheinlich einmalig
ist. Das hat nicht nur etwas mit den betreffenden Lindern zu tun, sondern ist auch Ausdruck der
zunehmenden Skepsis bestimmter politischer Kreise in Bezug auf die Erweiterung. Das ist bedauerlich.
Ich hege die Hoffnung, dass die Erweiterung ein Vehikel fiir Reformen und Verdnderungen in der
Europdischen Union ist.

Ich begriiflie von Herzen die Bestitigung der Kommission, dass Bulgarien am 1. Januar 2007 der EU
beitreten wird. Eine Aufschiebung wére nicht sinnvoll gewesen. Gleichzeitig machen wir uns beziiglich
des Umfangs der noch zu leistenden Arbeit nichts vor. Die Reformen in Bulgarien miissen fortgesetzt
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werden, und zwar nicht nur fiir den EU-Beitritt, sondern um des Landes und seiner Menschen willen.
Das Schliisselwort heilit jetzt ,, Transparenz® in jedem Sektor, ob im 6ffentlichen Auftragswesen, bei
der Ernennung von Mandatstragern und Richtern oder in Bezug auf die Griinde, weshalb eine bestimmte
Untersuchung plotzlich eingestellt wird. Die Menschen miissen Vertrauen in die Tatigkeit der Behorden
haben und davon iiberzeugt sein, dass sich diese fiir sie und ihre Interessen einsetzen.

Natiirlich ist die Umsetzung vieler MaBnahmen durch die bulgarischen Behdrden noch nicht
abgeschlossen. Besonders begriilie ich die jiingste Ankiindigung, dass man den ehemaligen
niederldndischen Generalstaatsanwalt zur Unterstiitzung des ausgezeichneten bulgarischen
Generalstaatsanwalts gewinnen konnte, und ich wiirde andere Lander auffordern, &hnliche Hilfsangebote
zu unterbreiten.

Was die Migration von Arbeitskriften betrifft, so haben viele unserer Lander und nicht zuletzt das
Vereinigte Konigreich in den letzten zehn und mehr Jahren die Folgen einer verfehlten und katastrophalen
Einwanderungspolitik, die im Wesentlichen wenig mit der Europdischen Union zu tun hatte, zu spiiren
bekommen. Es ist bedauerlich, dass Ruménien und Bulgarien jetzt moglicherweise die Leidtragenden
dieser Entwicklung sein werden.

Die Uberwindung der Folgen der 50-jihrigen kommunistischen Herrschaft war und ist fiir Bulgarien
eine riesige Aufgabe. Jetzt verfiigt das Land iiber eine stabile Demokratie, eine aufstrebende Wirtschaft,
ein Wirtschaftswachstum von 5 % und ausléndische Direktinvestitionen in Rekordhohe. Es hat sich zu
einem Faktor der regionalen Stabilitit entwickelt und leistet einen Beitrag zur NATO. Gliickwunsch,
Bulgarien — und herzlich willkommen!

(Beifall)

Jan Marinus Wiersma (PSE), stellvertretender Berichterstatter. — (NL) Herr Prasident! Ich spreche
im Namen von Herrn Moscovici, unserem Berichterstatter fiir Ruménien, der leider zu dieser wichtigen
Stunde nicht zugegen sein kann. Zunéchst darf ich beide Lander herzlich zu den Schlussfolgerungen
begliickwiinschen, die die Kommission heute zu dem Beitrittsdatum Ruméniens und Bulgariens présentiert
hat. Beide Lénder, insbesondere Rumaénien, heile ich herzlich willkommen. Nach allem, was geschehen
ist, der Geschichte dieses Landes, 50 Jahre Diktatur, 15 Jahre harter Arbeit, wird es jetzt von der
Européischen Union in Form der Mitgliedschaft belohnt.

Meine Fraktion hat den Beitritt beider Lander, Bulgariens und Ruméniens, stets und stindig beflirwortet.
Mehrere Regierungen, nicht nur die derzeitige, sondern auch vorherige, haben es mdglich gemacht,
dass sich in Ruménien die Dynamik entfaltete, die wiederum zu der Schlussfolgerung der Kommission
gefiihrt hat. Das ist eine enorme Leistung beider Lander und ein historischer Tag in Sofia und in Bukarest,
in Bulgarien und Ruménien.

Zudem freue ich mich iiber die Bemerkung des Kommissionsprésidenten, dass aufgrund der permanenten
Fortschritte beider Lander jetzt beschlossen werden kann, von der Option der Aussetzung nicht Gebrauch
zu machen, sondern einfach am 1. Januar nédchsten Jahres zu beginnen. Die Kommission hat dargelegt,
sie verfiige iliber hinreichende Moglichkeiten der Zusammenarbeit mit diesen beiden neuen
Mitgliedstaaten, um sicherzustellen, dass noch ungeldste Probleme in den néichsten Jahren in einem
Prozess der Uberpriifung und Zusammenarbeit zwischen ihr und ihnen gewissenhaft behoben werden.
All das geschieht auf der Grundlage klarer und konkret formulierter Zielsetzungen, zu denen sich sowohl
die Kommission als auch die beiden Regierungen verpflichten. Der Vertrag bietet der Kommission
umfangreiche Garantien, so dass sie den Schutz der Interessen der EU in diesem Prozess gewéhrleisten
kann. Die Aussetzung um ein Jahr hitte wahrscheinlich bedeutet, dass beide Seiten keine Anstrengungen
mehr unternehmen und dies zu einer Art automatischer Mitgliedschaft gefiihrt hdtte. Nunmehr werden
die Fortschritte und die Dynamik, die in beiden Léndern herrscht, dazu genutzt, sich gewissenhaft mit
den unerledigten Dingen des Beitrittsprozesses zu befassen und die Schreibtische so bald als mdglich
zu rdumen.

Kurzum, mein Dank und meine Gliickwiinsche gelten der Kommission, Kommissar Rehn fiir all die
von ihm in den vergangenen Jahren geleistete Arbeit, und nochmals meine Gratulation an Ruménien
und Bulgarien.

Der Prisident. — Die Aussprache ist geschlossen.

Die Abstimmung findet am Donnerstag statt.
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12. Fortschritte der Tiirkei auf dem Weg zum Beitritt (Aussprache)

Der Prisident. — Als néchster Punkt folgt der Bericht von Camiel Eurlings im Namen des Ausschusses
fiir auswirtige Angelegenheiten iiber die Fortschritte der Tiirkei auf dem Weg zum Beitritt
(2006/2118(INI)) (A6-0269/2006).

Camiel Eurlings (PPE-DE), Berichterstatter. — (EN) Herr Prasident! Unsere abschlieSende Aussprache
zu diesem Bericht iiber die Tiirkei findet zu einem besonderen Zeitpunkt statt. Dieser Bericht geht dem
Fortschrittsbericht der Europdischen Kommission voraus und bietet daher die einzigartige Gelegenheit,
den Standpunkt der Européischen Kommission zu beeinflussen und zu bereichern.

Das bedeutet jedoch nicht, dass die Kommission stark beeinflusst werden miisste, denn der Bericht, wie
ich ihn dem Ausschuss fiir auswartige Angelegenheiten vorgestellt habe und wie ich ihn heute hier in
dieser Sitzung vorlege, wurde in sehr guter Zusammenarbeit mit der Europdischen Kommission und
mit Kommissar Rehn selbst erarbeitet. Ich denke dabei auch an Herrn Rehns Worte, mit denen er den
Bericht, als ich ihn im Ausschuss fiir auswértige Angelegenheiten vorlegte, eindeutig begriifite.

Der Ausschuss fiir auswartige Angelegenheiten nahm den Bericht mit der groen Mehrheit von 54 zu
sechs Stimmen an. Der Bericht wurde als fair, aber streng beschrieben: fair, weil er auf Tatsachen beruht
und konstruktiv ist; streng, weil es leider Grund zur Kritik oder zumindest zu einem starken Anstof3
durch das Parlament gibt.

Der Bericht kommt insgesamt zu dem Schluss, dass wir als Europdisches Parlament die Verlangsamung
des Reformprozesses bedauern. Wir hatten bei Aufnahme der Verhandlungen im Jahre 2004, als wir
eine Entscheidung trafen, erwartet, dass die beeindruckenden Reformen der Jahre 2002-2004 fortgesetzt
werden wiirden. Leider haben sie sich verlangsamt. Das heif3t nicht, dass gar nichts passiert wére. Ich
spreche den tiirkischen Politikern meine Anerkennung fiir ihr neuntes Paket legislativer Reformen und
die zahlreichen Vorschlédge aus, die das Parlament angenommen hat. Ich spreche den tiirkischen Beamten
ferner meine Anerkennung fiir ihre professionelle Arbeit im Rahmen der Verhandlungen aus, dank der
es moglich war, das erste Kapital vorldufig abzuschlieen.

Wieso gibt es dann Kritik? Weil wir uns generell mehr Fortschritte in Bezug auf weitere politische
Reformen gewiinscht hitten. Ich mochte einige besonders wichtige Bereiche herausgreifen. Erstens ein
Wort zur Meinungsfreiheit. Hier haben wir als Parlament bereits einige Teile des neuen Strafgesetzbuches
kritisiert. Obwohl es einen grofen Fortschritt darstellt, hegen wir in Bezug auf einige Artikel —
insbesondere Artikel 301 — Zweifel. Einige Personen wurden freigesprochen, doch die erneute Bestétigung
des Urteils gegen Herrn Hrant Dink beweist, dass, wie der berithmte Journalist Ali Birand sehr deutlich
feststellte, Artikel 301 abgeéndert oder aufgehoben werden muss. Ich bitte die tiirkische Regierung und
das tiirkische Volk, dies einzusehen. Das ist wichtig fiir die Freiheit des tiirkischen Volkes, und es ist
wichtig fiir das Ansehen der Tiirkei in Europa und dariiber hinaus.

Zweitens ist in Bezug auf die Religionsfreiheit noch viel zu tun. Ich war vor einigen Wochen in der
Tiirkei. Bis vor kurzem wurden Kldster und Kirchen enteignet, und das neue Gesetz iiber Stiftungen
reicht, wie der Kommissar sagte, nicht aus. Das muss also bitte authdren. Geben Sie das Eigentum an
die religiosen Minderheiten zuriick und dndern Sie das Gesetz iiber Stiftungen, so dass die Minderheiten
zumindest eine angemessene Entschddigung erhalten, wenn sie schon ihr Eigentum nicht zuriickerhalten
konnen.

Auch die Ausbildung des Klerus muss wieder aufgenommen werden. Seit 1971 sind die Seminare
geschlossen, und fiir ein Land, das europiisch sein will, ist es sehr wichtig, dass es in der Tiirkei ebenso
einfach sein sollte, eine christliche Kirche zu bauen, wie es in der iibrigen Europdischen Union ist, eine
tiirkische Moschee zu errichten.

Wir sagten, dass diese Reformen Prioritét haben sollten, denn das entspricht dem européischen Geist.
Darum haben wir als Parlament gebeten, und die Tiirkei hat sich in der iiberarbeiteten
Beitrittspartnerschaft verpflichtet, die kurzfristigen Priorititen bis Ende 2007 zu erfiillen, und dann
haben wir als Parlament die Tiirkei gebeten, zu ihrem Wort zu stehen.

Das dritte Problem, das uns Sorge bereitet, ist die Lage im Siidosten des Landes. Wir verurteilen
entschieden die PKK und jegliche terroristische Aktivitdten. Wir verurteilen sie ganz entschieden — fiir
Terrorismus kann es niemals eine Entschuldigung geben; aber gleichzeitig bitten wir die Tiirkei, sich
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um friedliche Gesprachspartner zu bemiihen, nach einer politischen Losung zu suchen und in die soziale
und wirtschaftliche Entwicklung des Siidostens zu investieren.

Mein letzter Punkt betrifft Zypern. Zu Beginn der Verhandlungen war vereinbart worden, dass keine
offizielle Anerkennung Zyperns durch die Tiirkei stattfinden wiirde, dass es aber zur Normalisierung
der Beziehungen ein Ankara-Protokoll geben wiirde. Das Protokoll wurde unterzeichnet. Der Rat hat
um seine Umsetzung bis Ende 2006 gebeten, und es ist nun eine Frage der Glaubwiirdigkeit — auch der
Glaubwiirdigkeit unserer Institutionen -, dass die Tiirkei ihre Zusagen einhilt und das Protokoll bis
Ende 2006 umsetzt. Als Parlament machen wir zudem sehr deutlich, dass wir an groBeren Anstrengungen
im Norden der Insel in Bezug auf die Regelung des Handels interessiert sind. Ich mdchte wiederholen,
dass die Tiirkei nicht einfach Verpflichtungen abgeben kann. Sie muss ihre Versprechen auch halten.

Noch einen allerletzten Punkt, und ich werde versuchen, mich kurz zu fassen. Die grole Mehrheit im
Ausschuss hat der Grundlinie des Berichts zugestimmt, und ich danke den Abgeordneten dafiir, denn
damit setzen wir ein wichtiges Signal. Der Anderungsantrag zum Vélkermord an den Armeniern hat
allerdings Unbehagen ausgeldst. Gestatten Sie mir, meinen Standpunkt in zwei Sdtzen klarzustellen. In
Ziffer 50 des Berichts habe ich als Berichterstatter versucht, einen Standpunkt zu vertreten, der sowohl
konsequent als auch realistisch ist. Darin heif3t es, dass die Anerkennung des Vdlkermords an sich zwar
formal kein Kriterium darstellt, dass es aber fiir ein Land, das sich auf dem Weg zum EU-Beitritt befindet,
unerldsslich ist, sich seiner Vergangenheit zu stellen. Deshalb setzen wir uns fiir entsprechende
Ausschiisse und Untersuchungen sowie eine offene Diskussion ein. Meines Erachtens ist dieser Ansatz
konsequent, aber fair und tiber jede Kritik erhaben.

Ich weiB, dass mit dem Anderungsantrag von Frau de Keyser auch ein anderer Wortlaut angenommen
wurde. Natiirlich liegt die Entscheidung bei jedem einzelnen Abgeordneten, aber wenn Sie mich fragen,
dann ist der Wortlaut von Ziffer 50 der bessere, derjenige, der uns am weitesten voranbringt.

Ich habe meine Redezeit iiberzogen. Ich mdchte mich bei den Abgeordneten nochmals fiir ihre bisherige
Unterstiitzung bedanken. Als Berichterstatter zum Beitritt der Tiirkei mdchte ich feststellen, dass ich
hoffe, dass dieses Signal — ein strenges, aber faires Signal — von den tiirkischen Politikern und der
tiirkischen Offentlichkeit als Ansporn zur Wiederankurbelung des Reformprozesses, zur konsequenten
Unterstiitzung der Beflirworter dieses Prozesses verstanden wird, damit ich als Berichterstatter in meinem
nichsten Bericht eine positivere Bilanz als heute ziehen kann.

(Beifall)

Paula Lehtomiki, amtierende Ratsprisidentin. (FI) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Im
Namen der finnischen Présidentschaft mochte ich dem Européischen Parlament und insbesondere Herrn
Eurlings fiir diesen umfassenden Bericht iiber die Fortschritte der Tiirkei auf dem Weg zum Beitritt
danken.

Jede Aussprache ist eine gute Moglichkeit fiir uns, mehr iiber den Beitrittsprozess der Tiirkei zu erfahren,
die Biirgerinnen und Biirger der EU-Mitgliedstaaten und der Tiirkei zu einer aktiven Beteiligung an
diesem Prozess zu inspirieren und die tiirkische Regierung bei ihren Beitrittszielen zu unterstiitzen.
Finnland, das gegenwirtig den Ratsvorsitz innehat, wird natiirlich die vom Européischen Parlament
vorgebrachten Standpunkte beriicksichtigen.

Anfang November wird die Kommission ihren jahrlichen Fortschrittsbericht iiber die
Beitrittsverhandlungen mit der Tiirkei vorlegen, der vom Europédischen Rat sorgfiltig gepriift werden
wird. In der heutigen Aussprache mochte ich besonders auf einige Punkte in diesen Verhandlungen
eingehen.

Der Ratsvorsitz teilt die Sorge des Europdischen Parlaments hinsichtlich des Reformprozesses in der
Tiirkei. Das Land muss die Umsetzung politischer Reformen sowie den Reformprozess im Allgemeinen
beschleunigen. Eine vollstindige und effektive Umsetzung ist von entscheidender Bedeutung dafiir,
dass die Reformen dauerhaft und anhaltend sind. Wir brauchen konkrete Ergebnisse.

Ebenso wie das Parlament sind wir besorgt iiber die langsamen Fortschritte der Tiirkei auf zentralen
Gebieten wie den Grundfreiheiten und den Menschenrechten. Obwohl sich die Situation in der Tiirkei
im Vergleich zu vor fiinf Jahren verbessert hat, muss das Land mit konkreten Reformen fortfahren,
insbesondere bei der Meinungsfreiheit, der Religionsfreiheit, den kulturellen Rechten, den Rechten der
Frau und der Bekdmpfung von Folter und Misshandlungen. Die meisten dieser Fragen finden sich als
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Prioritdten in der liberarbeiteten Beitrittspartnerschaft wieder, was die Tiirkei verpflichtet, unverziiglich
entsprechende Maflnahmen einzuleiten.

Gegenwirtig erwartet der Ratsvorsitz die Annahme des neunten Pakets legislativer Reformen in der
Tiirkei, das Antworten auf einige der eben von mir genannten Probleme geben soll. Die neuen Gesetze
miissen voll und ganz den EU-Normen entsprechen.

Der Rat erwartet von der Tiirkei sofortige MaBnahmen, insbesondere im Hinblick auf die Freiheit der
MeinungsdufBerung, um zukiinftig die Art von gerichtlichen Schritten zu verhindern, die gegenwirtig
gegen Personen unternommen werden, die gewaltlos ihre Ansichten zum Ausdruck gebracht haben.
Was die Religionsfreiheit betrifft, erwarten wir die sofortige Umsetzung von den europdischen Normen
entsprechenden Rechtsvorschriften zu den Rechten der nichtislamischen Minderheiten.

Ebenso wie das Parlament sind auch wir iiber die Situation im Siidosten der Tiirkei beunruhigt. Die
Ratsprésidentschaft hat die jiingsten Bombenanschldge an verschiedenen Orten der Tiirkei verurteilt
und betrachtet sie als sinnlose Akte des Terrorismus, die unter keinen Umsténden zu rechtfertigen sind.
Dies ist eine behdrdeniibergreifende Angelegenheit, die wir als Teil des Reformprozesses aufmerksam
verfolgen. Die Tiirkei muss schnellstens ein umfassendes Konzept zur Uberwindung der regionalen
Ungleichheiten entwickeln. Dabei sollte das Ziel darin bestehen, bessere Bedingungen fiir alle
Biirgerinnen und Biirger der Tiirkei, einschlieBlich der Kurden, zu schaffen und das wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Potenzial des Landes zu stdrken.

Neben den Kopenhagener Kriterien werden bei der Bewertung des Standes der Tiirkei im Beitrittsprozess
auch die Anforderungen des Verhandlungsrahmens berticksichtigt, einschlieBlich der Umsetzung des
Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara. Fortschritte in diesem Bereich sind von grundlegender
Bedeutung fiir die Weiterfithrung der Gespréche. Die Tiirkei muss das Protokoll voll und ganz auf alle
Mitgliedstaaten der Europdischen Union anwenden und die Hindernisse fiir den freien Warenverkehr,
einschlieBlich Transporteinschrankungen, beseitigen. Die Aufnahme von grundlegend mit dieser Frage
verbundenen Gesprachen hingt davon ab, wie die Tiirkei ihren vertraglichen Verpflichtungen gegeniiber
den Mitgliedstaaten nachkommt. Sollte sie dies versdumen, hétte das einen erheblichen Einfluss auf die
Fortfiihrung der Gespriche.

Die Fortschritte werden im Hinblick auf alle in der Erklarung der Europdischen Gemeinschaft und der
Mitgliedstaaten vom 21. September 2005 enthaltenen wesentlichen Fragen iiberwacht.

Zur Erfiillung der Normen der Europidischen Union und der Anforderungen fiir eine EU-Mitgliedschaft
sind Unternehmergeist und Entschlossenheit gefragt. Diese Entschlossenheit ist aber nicht nur seitens
des Beitrittskandidaten gefordert, sondern auch seitens der Union selbst. Daher mochte ich sehr deutlich
sagen, dass der Beitrittsprozess der Tiirkei von groBer Bedeutung fiir uns ist und dass die finnische
Présidentschaft alles in ihren Kréften Stehende tun wird, um Fortschritte bei den Verhandlungen zu
ermdglichen.

Die Union unterstiitzt die Tiirkei in ihren Beitrittsbestrebungen, aber Fortschritte bei den
Beitrittsverhandlungen sind offenkundig in hohem Maf3e vom Agieren der Tiirkei selbst abhéngig. Der
Beitrittsprozess wird in dem Umfang weitergefiihrt, in dem die Tiirkei ihren Reformprozess fortsetzt
und ihre entsprechenden Verpflichtungen erfiillt.

Olli Rehn, Mitglied der Kommission. (FI) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es tut mir leid,
aber ich muss Sie heute — was bei mir hochst selten vorkommt — mitten in dieser Aussprache verlassen,
daich um 16.00 Uhr, also in 10 Minuten, an einer Pressekonferenz mit dem Prasidenten der Europdischen
Kommission, Herrn Barroso, teilnehmen muss. Gleich danach fliegen wir beide nach Sofia und Bukarest,
um die beiden zukiinftigen Mitgliedstaaten Bulgarien und Ruménien iiber die heutige Entscheidung
sowie den Inhalt der Aussprache des Parlaments zu informieren. Ich bedauere, dass ich auf zwei
Hochzeiten gleichzeitig tanzen muss, aber die letzte Aussprache hat etwas ldnger gedauert als geplant
und ich habe leider keine Wahl.

(EN) Herr Président! In der vorangegangenen Aussprache gab Frau Lehtoméki eine Erklérung im Namen
des Rates zur Zukunft der Erweiterung ab. So wie Président Barroso begriie auch ich diese Erklarung
und verweise nochmals auf die diesbeziiglichen Verpflichtungen der Kommission und unsere Politik
einer konsolidierten Erweiterungsagenda, die sich auf Siidosteuropa aufler Bulgarien und Ruménien
erstreckt. Sie erstreckt sich auf die Tiirkei und Kroatien sowie die anderen Lénder des westlichen Balkans.
Mit neuen Verpflichtungen sind wir vorsichtig, aber wir stehen zu unseren bereits eingegangenen
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Verpflichtungen gegeniiber den Léandern Siidosteuropas - pacta sunt servanda — Vertrdge miissen
eingehalten werden. Wie den Léndern des westlichen Balkans auf dem Gipfel 2003 in Thessaloniki
zugesagt wurde, haben sie Aussicht auf den Beitritt zur Europdischen Union, sobald sie die
entsprechenden Bedingungen erfiillen. Wahrend wir intern eine neue Losung der institutionellen Frage
vorbereiten, geht der schrittweise und sorgfiltig durchgefiihrte Beitrittsprozess mit diesen Landern in
Stidosteuropa weiter. Wir konnen uns keine Auszeit von unserer Verantwortung fiir Frieden, Stabilitét,
Freiheit und Demokratie nehmen.

Wir gehen davon aus, dass sich die EU-Mitgliedstaaten 2008 auf eine neue institutionelle Losung einigen
konnen. Folglich sollte die institutionelle Frage bis zum Beitritt des ndchsten Kandidaten geklart sein.
Wenn Kroatien, der wahrscheinlich nichste neue Mitgliedstaat, seine Reformen konsequent und
ergebnisorientiert verfolgt, diirfte das Land gegen Ende des Jahrzehnts die Voraussetzungen fiir den
EU-Beitritt erfiillen.

Ich mochte Herrn Eurlings fiir seinen Bericht danken, der niitzliche Elemente fiir die Beurteilung der
Fortschritte der Tiirkei auf dem Weg zum Beitritt enthélt. Ich danke den Mitgliedern des Ausschusses
fiir auswartige Angelegenheiten fiir ihre Beitrage.

Uber den Beitritt der Tiirkei wird stindig diskutiert. Es stimmt, dass die Reformdynamik in der Tiirkei
im letzten Jahr nachgelassen hat. Wir diirfen aber weder die im vergangenen Jahrzehnt erzielten
Fortschritte noch unsere Verpflichtungen gegeniiber der Tiirkei aus den Augen verlieren. Das Ziel der
am 3. Oktober 2005 aufgenommenen Verhandlungen ist die volle EU-Mitgliedschaft der Tiirkei, und
dabei handelt es sich naturgemdl um einen Prozess mit offenem Ausgang und nicht um einen
Automatismus.

Dabei wird grundsitzlich davon ausgegangen, dass die Integration der Tiirkei in die EU zum gegenseitigen
Vorteil erfolgt. Die Européische Union ist auf eine demokratische, stabile und wirtschaftlich erstarkende
Tiirkei angewiesen. Die Entscheidung der Tiirkei, sich an der UNIFIL-Mission im Libanon zu beteiligen,
unterstrich erneut die strategische Bedeutung des Landes.

In den letzten zwolf Monaten sind die Reformen kaum vorangekommen. Wichtig ist, dass neue Initiativen
ergriffen und greifbare Fortschritte erzielt werden, bevor die Kommission am 8. November ihren Bericht
vorlegt.

Erstens geht es um die Meinungsfreiheit. Sie bildet den Kern der Reformen. Journalisten, Autoren,
Publizisten und Menschenrechtsaktivisten konnen nach wie vor mit der vagen Begriindung, sie haben
,das Tirkentum beleidigt™, wegen Verletzung des beriichtigten Artikels 301 des Strafgesetzbuches
gerichtlich belangt werden. Im Juli wurde durch das endgiiltige Urteil des Kassationsgerichts im Fall
Hrant Dink die Rechtsprechung zum beriichtigten Artikel 301 verbindlich geregelt, womit europdische
Normen verletzt wurden. Damit ist die Meinungsfreiheit in der Tirkei trotz des Freispruchs der
Schriftstellerin Elif Shafak in der vergangenen Woche nach wie vor gefdhrdet.

Die Gerichtsverfahren haben abschreckende Wirkung und schaden der wichtigen Arbeit, die Journalisten,
Intellektuelle und Menschenrechtler leisten. Ich habe meine diesbeziigliche Sorge wiederholt zum
Ausdruck gebracht, so erst letzte Woche gegeniiber Auflenminister Giil. Offen gestanden, bin ich es
miide, mich stidndig zu wiederholen, aber das werde ich bis zum Ende meiner Amtszeit tun, solange
dieser Mangel nicht behoben ist. Ich kann mir keinen EU-Mitgliedstaat vorstellen, der Grundrechte wie
die Meinungsfreiheit nicht respektiert. Es ist hdchste Zeit, dass die Tirkei die restriktiven Artikel in
ihrem Strafgesetzbuch abédndert und sie wirklich an die Europédische Konvention zum Schutz der
Menschenrechte angleicht.

Das ist auch fiir die interne Debatte zur Tiirkei, die der Berichterstatter, Herr Eurlings, erwéhnt hat, von
Bedeutung. Die Tiirkei braucht einen offenen und konstruktiven Meinungsaustausch, der auch die
heikelsten Fragen nicht ausspart. Das ist sowohl fiir den Demokratieprozess in der Tiirkei und die
Vorbereitung auf die Herausforderungen von morgen notwendig als auch fiir die Verséhnung der Tiirkei
mit ihren Nachbarn, einschlieBlich Armenien. Das Prinzip der Verséhnung ist sowohl Ursprung als
auch Ergebnis des europdischen Integrationsprozesses. Deshalb rufe ich die Tiirkei auf, auch kiinftig
konkrete Schritte in diese Richtung zu unternehmen.

Was zweitens die Religionsfreiheit angeht, so teile ich voll und ganz die Ansichten des Berichterstatters
und des Rates in dieser Angelegenheit. Das derzeit von der GroBen Nationalversammlung der Tiirkei
debattierte Gesetz iiber Stiftungen sollte die Méngel thematisieren. Die fiir Eigentumsrechte, die
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Verwaltung von Stiftungen und die Ausbildung des Klerus geltenden Restriktionen miissen aufgehoben
werden.

Es gibt muslimische Minderheiten, die diskriminiert werden. Die Gemeinschaft der Aleviten, die 15 bis
20 Millionen Menschen umfasst, unterliegt beziiglich der Einrichtung von Gotteshdusern gesetzlichen
Beschrinkungen und erhélt keine finanzielle Unterstiitzung von der staatlichen Religionsbehorde.

Im Siidosten des Landes werden die seit Authebung des Ausnahmezustands vor einigen Jahren zu
verzeichnenden positiven Entwicklungen von einer Spirale der Gewalt unterminiert. Der Terrorismus
istunser gemeinsamer Feind. Die PKK wird von der Tiirkei und der EU einhellig verurteilt. Von ganzem
Herzen verurteile ich die Anschldge, die in diesem Jahr in der Tiirkei veriibt wurden und den Tod
unschuldiger Menschen gefordert haben.

Eine Politik, die sich lediglich auf sicherheitspolitische Uberlegungen griindet, reicht jedoch nicht aus,
um die Probleme der Region anzugehen. Die soziookonomische Lage im Siidosten der Tiirkei hat sich
verschlechtert, was nicht nur auf die Gefdhrdung der Sicherheit zuriickzufiihren ist, sondern auch auf
die hohe Arbeitslosigkeit und Armut. Wir erwarten, dass die Tiirkei demnéchst eine umfassende Strategie
beschlieBt, die allen Erfordernissen der Region — 6konomischen, sozialen und kulturellen — gerecht
wird.

Ich komme jetzt zu den Pflichten, die von der Tiirkei zu respektieren sind. Wir erwarten, dass die Tiirkei
unverziiglich das Zusatzprotokoll zum Abkommen von Ankara umsetzt. Das bedeutet, dass die Tiirkei
die Beschrankungen des freien Warenverkehrs, einschlieBlich der Transportbeschrankungen, die gegen
das Assoziierungsabkommen verstoBen, auftheben sollte. Folglich sollte die Tiirkei ihre Hifen fiir alle
Schiffe 6ffnen, die unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaates, einschlieBlich der Republik Zypern,
fahren. Wie im Verhandlungsrahmen vorgesehen, hingen die Verhandlungsfortschritte auch davon ab,
ob die Tiirkei ihren Verpflichtungen nachkommt. Ich mdchte wiederholen, dass die Verpflichtungen
der Tiirkei im Rahmen des Protokolls von Ankara nicht an die Beendigung der wirtschaftlichen Isolierung
der tiirkisch-zyprischen Volksgruppe gekniipft sind.

Im Entwurf des Berichts wird der Rat aufgefordert, erneut Anstrengungen zu unternehmen, um eine
Einigung iiber eine Regelung betreffend die Handelserleichterungen fiir den Nordteil von Zypern zu
erreichen. Die Kommission unterstiitzt uneingeschrénkt die ernsthaften Bemiihungen des finnischen
Ratsvorsitzes um eine Uberwindung der Patt-Situation, in der sich die Regelung zum Handel befindet,
und hilft damit dem Rat und den EU-Mitgliedstaaten, ihre Verpflichtungen zu erfiillen. Ferner sollte
die Tiirkei zur Beibehaltung einer konstruktiven Haltung bei der Suche nach einer umfassenden Regelung
der Zypernfrage aufgefordert werden, die sowohl fiir die griechischen Zyprer als auch fiir die tiirkischen
Zyprer akzeptabel ist und die auf den Grundprinzipien der EU beruht.

AbschlieBend mochte ich feststellen, dass eine demokratische, soziale und 6konomische Umgestaltung
der Tiurkei mit dem Ziel des Beitritts zur EU im beiderseitigen Interesse liegt. Wenn dies der Tiirkei
mit unserer kontinuierlichen Unterstiitzung gelingt, dann kann sie sich zu einer Zeit, da die Beziechungen
zwischen Europa und dem Islam die grofte Herausforderung unserer Zeit darstellen, zu einer immer
tragfdhigeren Briicke zwischen den Zivilisationen entwickeln. Die Tiirkei ist diesbeziiglich ein wichtiger
Mafstab und fiir unsere Zukunft und fiir die Zukunft unserer Kinder und Enkel von gro3er Bedeutung.

Zwar ist die Kommission bereit, die Tiirkei bei diesem Prozess zu unterstiitzen, aber letztlich ist es
Aufgabe der Tiirkei, ihn voranzubringen. Die auflerordentliche Parlamentssitzung, die letzte Woche zur
beschleunigten Verabschiedung des neunten Reformpakets anberaumt worden war, ist ein
begriiBenswerter Schritt in die richtige Richtung. Wenn die Tiirkei auf dem Weg zum EU-Beitritt
vorankommen soll, bedarf es allerdings eines entschlosseneren Reformprozesses. Dabei sollten wir
bedenken, dass — wie Ministerprasident Erdogan vorschlug — die Kriterien von Kopenhagen in Kriterien
von Ankara umbenannt werden sollten, denn sie sind nicht einfach dazu da, die EU zufrieden zu stellen,
sondern sie dienen in erster Linie den Biirgern der Tiirkei und ihren Rechten.

(Beifall)

Emine Bozkurt (PSE), Verfasserin der Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses fiir die Rechte
der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter. — (NL) Herr Prasident! Zunédchst mochte ich Herrn
Eurlings fiir seine harte Arbeit danken, die nicht immer eben leicht gewesen ist. Bedauerlicherweise ist
der Bericht, wie er nunmehr vorliegt, durch Zutun der Gegner eines Beitritts der Tiirkei zur EU fiir viele
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von uns, einschlielich reformorientierter Tiirken, jener Européer, die sich die Tiirkei als Blindnispartner
wiinschen, und nicht zuletzt der Frauen in der Tiirkei, zu einer Enttduschung geworden.

Als Berichterstatterin fiir die Rechte der Frau habe ich festgestellt, dass die Tiirkei auf dem Gebiet der
Frauenrechte zweifelsohne vorankommt, zum Teil aufgrund des Drucks seitens der EU im Allgemeinen
und des Européischen Parlaments im Besonderen. Die Erweiterungsstrategie, die den Bewerberlédndern
Reformanreize bieten soll, funktioniert, sie funktioniert jedoch nur dann, wenn diese Reformen auch
anerkannt werden. Wie es Herrn Eurlings’ Partei in den Niederlanden so gern ausdriickt, ,,nach Saurem
brauchen wir Stiles” oder mit anderen Worten, wir brauchen Licht nach der Dunkelheit.

Der Bericht Eurlings erkennt die bisherigen Leistungen der Tiirkei nicht an. Er ist negativ, nicht nur
inhaltlich, sondern auch im Ton. So konterkariert man die Reformen in der Tiirkei todsicher, indem die
offentliche Unterstiitzung dafiir untergraben und den tiirkischen Euroskeptikern eine méachtige Waffe
fiir die ndchsten Wahlen in der Tiirkei an die Hand gegeben wird. Tatsdchlich wollen wir jedoch, dass
der Kritik Taten folgen, denn damit ist jedermann gedient.

Wir kénnten die Dinge auch auf den Kopf stellen und Reformen erwihnen, die bereits erfolgreich
verlaufen sind, die ersten Schritte zur Kenntnis nehmen, die die Tiirkei unternommen hat, um mit ihrer
Vergangenheit ins Reine zu kommen, und zu weiteren Bemiithungen anspornen. Ich bitte Sie jedoch
eindringlich, die Anerkennung des Volkermords als Voraussetzung fiir die Mitgliedschaft zu streichen,
denn das gehort nicht zu den Kopenhagener Kriterien und wurde vollig zu Recht niemals von irgendeinem
Mitgliedstaat verlangt. Simtliche Hinweise auf eine privilegierte Partnerschaft sollten entfernt werden.
Das Ziel der Verhandlungen besteht in der Mitgliedschaft einer reformierten Tiirkei. Werden diese
Anderungen vorgenommen, dann kénnen wir die Tiirken in Europa halten und diesen siikularen Staat
mit seiner muslimischen Bevolkerung als unseren Verbiindeten im Kampf gegen Terrorismus und
Fundamentalismus begriiBen. Versdumen wir es, diese Anderungen durchzufithren, dann lassen wir die
Reformer in der Tiirkei, Millionen von Méannern und Frauen, einfach im Stich.

Elmar Brok, im Namen der PPE-DE-Fraktion.— Herr Prasident, Herr Kommissar, Frau Ratsprasidentin!
Bei dem letzten Beitrag weil} ich nicht, ob das eine persénliche Meinung war oder die Stellungnahme
des zustandigen Ausschusses.

Ich mochte mich sehr herzlich bei dem Kollegen Eurlings fiir den von ihm vorgelegten, sehr
ausgewogenen Bericht bedanken. Manches, was von der einen oder anderen Fraktion heute kritisiert
wurde, ist von Mitgliedern dieser Fraktion iiberhaupt erst in den Bericht eingebracht worden. Auch dies
darf man, etwa im Zusammenhang mit der Medienfrage, nicht vergessen.

Es ist wichtig festzustellen, dass die Verhandlungen laufen und dass sie von beiden Seiten konstruktiv
gefiihrt werden miissen. Wir stimmen darin iiberein, dass die Ttirkei eine europdische Perspektive haben
soll. Aber wir miissen deutlich machen — und das hat der Kommissar auch zum Ausdruck gebracht —,
dass der Reformprozess seit dem 3. Oktober langsamer geworden ist. Es ist richtig und notwendig,
darauf hinzuweisen, und dies anhand einer Reihe von konkreten Fragen, die mit Menschenrechten, mit
Minderheitenrechten, mit Meinungs- und Religionsfreiheit zu tun haben. Es ist auch wichtig klarzustellen,
dass dies die Voraussetzungen fiir den Fortgang der Dinge sind.

Das Europdische Parlament hat in einem Beschluss zum Verhandlungsbeginn gesagt, dass die politischen
Kriterien am Anfang der Verhandlungen erfiillt werden sollen und nicht am Schluss.

Manches an der Debatte stort mich jetzt — das ist fast ein Mentalitétsproblem — so etwa, dass es nicht
erlaubt sein soll, Fakten auszusprechen, weil dies dann in der Tiirkei kritisch bzw. falsch verstanden
werden konnte. Wir konnen solche Verhandlungen nur fithren, wenn man die Fakten auch wirklich zum
Ausdruck bringt. Nur dann kann man die Dinge auch voranbringen. Denn wir sind auch dazu da, unsere
Biirger auf diesem Wege mitzunehmen. Wenn die Bedingungen nicht erfiillt sind und Fakten nicht klar
und deutlich ausgesprochen werden, dann haben wir ein Problem.

Es kann nur jemand in die Europédische Union hineinkommen, der alle Kriterien, auch die politischen
Kriterien und die Voraussetzungen fiir die Verhandlungen erfiillt: Das heif3t, das Ankara-Protokoll muss
endlich in Gang gesetzt werden, was bisher nicht erfolgt ist. Die Zypern-Frage muss — wie festgelegt —
in diesem Jahr geldst werden und kann nicht weiter verschoben werden, weil uns sonst niemand mehr
ernst nimmt.

Im Ubrigen muss auch zum Ausdruck gebracht werden, dass die Erweiterungsfihigkeit der Europiischen
Union von entscheidender Bedeutung ist. Das bedeutet auch, dass die finanziellen Perspektiven nach
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dem Verhandlungsmandat es erst ab 2013 erméglichen, die Verhandlungen iiber die finanzwirksamen
Kapitel zu fithren. Auch das sollte dargestellt werden. Denn diese Regelung im Verhandlungsmandat
zeigt ja, dass aus heutiger Sicht die Erweiterungsfahigkeit der Europdischen Union angesichts der
finanziellen Méglichkeiten der Européischen Union nicht gegeben ist.

Jan Marinus Wiersma, im Namen der PSE-Fraktion. — (NL) Herr Préasident! Heute erdrtern wir ein
wichtiges Thema, das uns alle angeht, ndmlich die Verhandlungen mit der Tiirkei und die europdische
Perspektive der Tiirkei. Die Tiirkei ist ein wichtiger Partner in einer neuralgischen Region. Mehr denn
je ist klar, dass wir die Tiirkei an die Europdische Union binden und die Reformer in diesem Land
unterstiitzen miissen. Die Tiirkei hat sich zu einer UNIFIL-Operation im Libanon verpflichtet. Wir
miissen der Tiirkei beistehen, damit sie auf dieser Ebene einen positiven und konstruktiven Part in dieser
Region spielen kann. Wir brauchen dort dringend einen Partner.

Bessere und intensivere Beziehungen zur Tiirkei lassen sich am besten in dem Verhandlungsprozess
aufbauen. Obgleich die Verhandlungen bekanntlich einige Zeit dauern werden, halten wir an dem
Standpunkt fest, dass ein kritischer, aber konstruktiver Dialog diesen Prozess am besten zu einem
erfolgreichen Abschluss bringen kann. Die Berichte des Europédischen Parlaments miissen folglich
ausgewogen sein und sollten das endgiiltige Ziel, die Mitgliedschaft, nicht auler Acht lassen. Wir miissen
auf den Fortschritten der vergangenen Jahre aufbauen, aber auch eingestehen, dass Verzogerungen diese
Fortschritte aufgehalten haben.

Mit einer Reihe von Anderungsantriigen hat unsere Fraktion versucht, den Bericht in einigen Punkten
ausgewogener zu gestalten. Und als Antwort auf Herrn Broks Ausfiihrungen sei gesagt, dass unsere
Fraktion selbstverstindlich nicht automatisch die Vorlagen des Ausschusses fiir auswirtige
Angelegenheiten akzeptieren sollte. Mit Spekulationen iiber alternative Formen der Assoziierung ist
dem Prozess nicht gedient, diesen nachhaltigen Einwand erheben wir gegen Ziffer 71 des Berichts.
Dartiber sollten wir Sie nicht im Zweifel lassen.

Die Verhandlungen werden mit dem Ziel der Vollmitgliedschaft gefiihrt. Erfreulicherweise hat Herr
Eurlings dies in seinem Bericht klar und deutlich formuliert. Darin sind wir uns einig, und an Herrn
Eurlings’ diesbeziiglichen Absichten zweifele ich nicht. Offenkundig ist jedoch — und hier teile ich
Herrn Broks Ansicht —, dass wir mit den derzeitigen institutionellen Rahmen nicht in der Lage sind,
einen Beitritt neuer Mitgliedstaaten nach den beiden, iiber die wir heute diskutiert haben, zu meistern.
Zum Gliick steht auch dies klipp und klar in dem Bericht Eurlings: Ohne die notwendigen Reformen
innerhalb des Rahmens des institutionellen Prozesses werden wir keine weiteren Erweiterungsbeschliisse
akzeptieren.

Nunmehr komme ich zu den beiden zentralen Punkten in dem Bericht. Erstens, was den Volkermord
an den Armeniern angeht, gehe ich mit Herrn Eurlings’ Auffassung konform. Der Kompromiss, den
wir in den Verhandlungen getroffen hatten, entspricht ndmlich genau dem, was wir brauchen. Es ist ein
Appell an die tiirkische Regierung, diesen Volkermord einzugestehen, eine umfassende interne Debatte
in der Tiirkei zu fithren, ohne dies jedoch zur Voraussetzung fiir die EU-Mitgliedschaft zu machen. Ich
hoffe, uns wird es morgen gelingen, diese Passage in dem Bericht zu streichen. Diese ganze Problematik
zahlt formal nicht zu den Kriterien von Kopenhagen, und das sollte auch so bleiben.

Ich komme zum Schluss. Was Zypern betrifft, sind auch wir der Meinung, dass das Ankara-Protokoll
ratifiziert werden muss. Zugleich sollten wir auch unseres Erachtens etwas unternehmen, um den
tiirkischen Zyprern in Zypern umfassender zu helfen. Unsere Fraktion wird heute Abend noch einmal
iiber die Abstimmungsliste diskutieren, und auf dieser Grundlage und der der morgigen Abstimmung
werden wir uns ein abschliefendes Urteil bilden.

Andrew Duff, im Namen der ALDE-Fraktion. — (EN) Herr Prasident! Ich teile Frau Bozkurts und Herrn
Wiersmas Ansicht, dass der EntschlieBungsentwurf in seiner jetzigen Fassung unausgewogen ist. Die
spezielle Aufgabe des Parlaments im Beitrittsprozess besteht doch wohl darin, zur Forderung der
parlamentarischen Demokratie in der Tiirkei beizutragen. Unsere Kritik sollte konstruktiv sein und die
Modernisierung der Tiirkei unterstiitzen und nicht sie blockieren.

Es ist richtig, dass wir auf bestehende Beschrankungen fiir die Meinungsfreiheit verweisen, aber wir
sollten den von uns eingeleiteten Prozess nicht mit unberechtigten Hindernissen versehen. Wir miissen
mit unseren Reaktionen MaB halten, versuchen, einheitlich vorzugehen, und vor allem fair sein, gerade
im Hinblick auf Zypern und Armenien.
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Die Kandidatur der Tiirkei ist fiir die EU ein Scheidepunkt. Sollte es in Zypern zu einem Zusammenstof3
kommen, waren beide Seiten beteiligt. Die eine Seite wire gekennzeichnet von den Bemithungen der
Tiirkei zur Schaffung einer funktionierenden Form des europdischen Islams, bei der Prophet und
Aufklarung einander begegnen. Der Erfolg dieser Mission wiirde dafiir sorgen, dass sowohl der Islam
als auch das Christentum das Grauen des 14. Jahrhunderts hinter sich lassen. Die andere Seite wére
gekennzeichnet durch die europdischen Bemiithungen um ecine starke gemeinsame AuBen- und
Sicherheitspolitik, eine Aufgaben, zu der die Tiirkei einen auflerordentlichen Beitrag leisten wird.

Moglicherweise wird sich der Einsatz tiirkischer Truppen unter franzésischem Kommando im Libanon
als ein Wendepunkt in der GASP erweisen und ein willkommener Vorbote kiinftiger Entwicklungen
sein.

Die Mitgliedschaft der Tiirkei ist keine Einbahnstraf3e.

Joost Lagendijk, im Namen der Verts/ALE-Fraktion. — (NL) Herr Prasident! Ich habe ein grof3es Problem
mit dem Bericht Eurlings, wie er nunmehr vorliegt. Ich spreche nicht von den zahlreichen kritischen
Passagen, in denen die tiirkische Regierung aufgefordert wird, mehr zu unternehmen und Reformen
schneller auf den Weg zu bringen. Zu Recht wurde an die tiirkische Regierung appelliert, den beriichtigten
Artikel 301, der bereits zu zig Prozessen gegen Schriftsteller und Journalisten gefiihrt hat,
schnellstmoglich aus dem Strafrecht zu entfernen.

Problematisch an dem Bericht finde ich einige Ziffern, in denen er vollig auler Kontrolle gerét,
insbesondere die Ziffer, in dem die Anerkennung des Vdlkermords an den Armeniern als eine Art
Voraussetzung fiir den Beitritt genannt wird, sowie die Ziffern zu Zypern, in denen es den Anschein
hat, als sei die Tiirkei der einzig Schuldige. Der urspriinglich von dem Berichterstatter vorgelegte Bericht
war zwar kritisch, aber fair, und wiahrend der Behandlung im Ausschuss fiir auswértige Angelegenheiten
haben wir es vermocht, konstruktive Vereinbarungen zu treffen und den Bericht mit zahlreichen
Anderungsantriigen zu verbessern.

Fehler haben wir gemacht, indem wir den Bericht wéhrend dieser Diskussionen im letzten Moment
durch alle méglichen miindlichen Anderungsantriige ergéinzt und so einen zuvor ausgewogenen Bericht
aus der Balance gebracht haben. Das mag fiir einige Lobbygruppen ein gro3er Erfolg gewesen sein, der
Bericht aber wurde dadurch drastisch verschlechtert. Mit dem Einbringen einiger Anderungsantrige
wollen wir, meine Fraktion, im Grunde zu dem urspriinglichen Bericht Eurlings zuriickkehren, der nach
unserem Dafiirhalten sowohl kritisch als auch fair war.

Deshalb freue ich mich zu vernehmen und in den Interviews des Berichterstatters in der tiirkischen
Presse zu lesen, dass er nach dem Motto ,,Reue ist der erste Schritt zur Besserung™ bereit ist, die
Bemiihungen, den Bericht wieder in seine urspriingliche Form zu bringen, zu unterstiitzen. Bei den
morgigen Abstimmungen zéhle ich daher auf seine Unterstiitzung.

Weshalb ist ein kritischer und zugleich fairer Bericht derart wichtig? Ich wiinsche mir, dass das
Europaische Parlament in der tiirkischen Reformdebatte weiterhin eine Rolle spielt, indem es jene
Gruppen und Menschen unterstiitzt, die tagein, tagaus fiir dieselbe Sache kdmpfen wie wir. Gerade diese
Leute sind in den vergangenen Wochen auf uns zugekommen und haben erklart, dass dieser Bericht in
seiner jetzigen Fassung fiir sie nicht hilfreich ist. Nur den Reformgegnern in der Tiirkei gibt er Aufwind,
und ich mdchte nicht, dass das Parlament denen hilft, die gegen ein Vorankommen der Tiirkei sind.

Wenn dieser Bericht nicht gedndert wird und seine heutige Form behélt, dann bedeutet das, wir selbst
klammern uns aus der Diskussion aus, denn dann werden alle stichhaltigen Argumente in dem Bericht
nicht mehr ernst genommen, und darin sehe ich nicht die Rolle des Parlaments. Deshalb sind die
Anderungen vonnéten, ich rechne mit IThrer Unterstiitzung und der des Berichterstatters. Ich hoffe
tatsdchlich, das Parlament ist mehrheitlich bereit, diesen Weg zu beschreiten, konstruktiv, kritisch, aber
fair, und nicht den in die Sackgasse, in die der Bericht in seiner jetzigen Form fiihrt.

Vittorio Agnoletto, im Namen der GUE/NGL-Fraktion. — (IT) Herr Président, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Zwar hat die Konfoderale Fraktion der Vereinigten Europdischen Linken/Nordische
Griine Linke fiir die Aufnahme der Verhandlungen mit der Tiirkei gestimmt, doch meinen wir, dass bei
diesen Verhandlungen die Achtung der Menschenrechte und der Demokratie im Zentrum der
Aufmerksamkeit stehen muss und dass diese Achtung untrennbar mit der politischen und diplomatischen
Losung der Kurdenfrage verbunden werden muss.
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In der vergangenen Woche habe ich am Besuch des Unterausschusses Menschenrechte in der Tiirkei
teilgenommen, und ich bin mit ganz anderen Eindriicken zuriickgekehrt, als ich sie mir erhofft hatte.
Insbesondere haben wir eine dramatische Situation im tiirkischen Kurdistan vorgefunden, das eine
vollstandig militarisierte Zone ist. Dass wir alle den Terrorismus verurteilen ist eine Sache; eine andere
ist es, ein ganzes Volk als Terroristen zu betrachten, Minderjahrige einzusperren, nur weil sie mit dem
Victory-Zeichen gegriiit haben, weiterhin der Logik der Folter zu gehorchen oder Richter zu entlassen,
die beispielsweise gegen Polizisten ermitteln, die unter Verdacht stehen, fiir Anschlage verantwortlich
Zu sein.

Als Parlament miissen wir die Forderung der DTP nach einer Waffenruhe unterstiitzen und die PKK
auffordern, positiv darauf zu reagieren. Wir miissen an die tiirkische Regierung appellieren, unmittelbar
Gespriache mit der DTP aufzunehmen, um eine politische Losung zu finden, zu der es keine Alternative
gibt.

Allerdings betreffen die Probleme nicht blof3 die Kurdenfrage: Wir alle haben uns gefreut iiber den
Freispruch von Elif Shafak wie schon zuvor {iber den von Orhan Pamuk, doch besteht die Gefahr, dass
dies nur zu einem Alibi fiir den Westen wird, denn mindestens weitere 80 Schriftsteller und Journalisten
haben sich aufgrund von Artikel 301 vor Gericht zu verantworten.

Zugleich hat das tlirkische Parlament das Anti-Terror-Gesetz in seinem urspriinglichen Wortlaut
verabschiedet, obwohl sich nicht nur Europa, sondern auch die Vereinten Nationen dagegen
ausgesprochen hatten. Dariiber hinaus konnten wir uns vergewissern, dass in der ebenfalls in Kurdistan
liegenden Provinz Hakkari auf 250 000 Menschen 7 000 Dorfaufseher kommen, und so haben wir eine
Situation, in der eine Polizeitruppe, deren Auflosung die Européische Union seit langem fordert, direkt
der Regierung verantwortlich ist.

Wir fordern von Parlament, Kommission und Rat, den Weg der Gespréche mit der Tiirkei fortzusetzen,
dabei jedoch den Fokus auf die Menschenrechte und nicht nur auf ideologische Auseinandersetzungen
oder wirtschaftliche Interessen zu richten. Wir glauben, dass ein durch ethnische und religiose Vielfalt
geprégtes Europa fiir die Zukunft ins Auge gefasst werden kann, doch nur, wenn die Menschenrechte
aller geachtet werden.

Konrad Szymanski, im Namen der UEN-Fraktion. — (PL) Herr Préasident! Es stimmt, der Bericht tiber
die Tirkei liest sich stellenweise recht kiihl, aber das macht ihn ehrlich. Seit tiber 40 Jahren vertritt
dieses Land, das sich um die Mitgliedschaft in der EU bewirbt, eine antagonistische Haltung gegeniiber
seinen Nachbarn, zu denen auch Mitgliedstaaten der Européischen Union zéhlen.

Wir haben zudem das Recht und die Pflicht, nicht nur eine Erkldrung fiir die Ungerechtigkeiten der
Vergangenheit zu fordern, sondern die Tiirkei auch aufzufordern, etwas gegen die sich verschlechternde
Lage u. a. in Bezug auf die Verletzung von Menschenrechten der christlichen Minderheit in der Tiirkei
zu unternehmen. Diese Minderheit kann im Kampfum ihre Rechte nur auf uns zéhlen. In diesem Kontext
diirfen die skandaldsen Feststellungen der tiirkischen Regierung im Zusammenhang mit der Lesung
von Papst Benedikt XVI in Regensburg nicht unerwihnt bleiben. Mit ihren AuBerungen, mit denen sie
sich in den extremen Kreisen der muslimischen Offentlichkeit beliebt machen diirfte, hat diese Regierung
zwei Schritte zurilick getan. Ich bin jedoch sicher, dass andere, einen EU-Beitritt ausschlieBende Formen
der Zusammenarbeit wirtschaftliche und politische Friichte tragen kdnnen.

Betont werden muss auch, dass unsere Einstellung zu kiinftigen Erweiterungen schr grofle
Ungleichgewichte aufweist. Der politische Prozess fiir den Beitritt der Tiirkei zur Europdischen Union
ist enorm vorangekommen, wéahrend der Prozess fiir den Beitritt der Ukraine gestoppt wurde, obwohl
nicht die Ukraine jedes Jahr 250 Verfahren beim Gerichtshof fiir Menschenrechte verliert, und es sind
nicht Ukrainer, die in groer Zahl Asyl in der EU beantragen. Es ist nicht die Ukraine, die im Ergebnis
gegenwirtiger und vergangener Konflikte Spannungen mit ihren Nachbarn aufrechterhilt. Solange die
politischen Beziehungen derart unausgewogen sind, kann die Ukraine die Zwangsjacke, die ihr vor
60 Jahren im Ergebnis der durch das stalinistische Russland verabschiedeten Dekrete angelegt wurde,
nicht abstreifen.

(Beifall)

Bastiaan Belder, im Namen der IND/DEM-Fraktion. — (NL) Herr Prasident! Der Bericht, den Herr
Eurlings verfasst hat, ist informativ und veranlasst uns zu zwei Fragen an den Rat und die Kommission,
die den so genannten ,tiefen Staat* (derin deviet) und das vollige Fehlen der Religionsfreiheit in der
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Republik Tiirkei betreffen. Die antieuropdischen Kréfte in der Tiirkei schlieBen sich in intransparenten
staatlichen Strukturen, nationalistischen Zirkeln in Armee, Polizei, Gendarmerie und Sicherheitsdiensten
zusammen. Inwieweit blockieren diese Kréfte, subsumiert unter dem Nenner , tiefer Staat®, die derzeitigen
Beitrittsverhandlungen?

Hartnickige Spekulationen verbinden eben diesen omindsen ,tiefen Staat® mit dem Mord an dem
italienischen Priester Andrea Santoro im Februar dieses Jahres in Trabzon, und das bringt mich zu der
schlichtweg demiitigenden Stellung der christlichen Kirche in der Tiirkei. Ihre Geistlichen und Laien
werden als Auslédnder angesehen. Kontakte zwischen den Kirchen und dem Staat verlaufen wohlgemerkt
iiber das Ministerium fiir auswartige Angelegenheiten. Ich fordere den Rat und die Kommission auf,
diesbeziiglich etwas zu unternehmen. Oder widerstrebt es ihnen aus Furcht vor dem Vormarsch der
Islamisten in der Tiirkei, auf der vollstindigen Religionsfreiheit in dem Land Atatiirks zu bestehen?

Andreas Molzer (NI). — Herr Préisident! Inzwischen racht es sich, dass die Kommission im Fall der
Tiirkei nicht nur ein, sondern hiufig gleich beide Augen zugedriickt hat. Tiirkische Reformen brauchen
nur auf dem Papier zu existieren und schon feiert man vermeintliche Fortschritte. Die Umsetzung einer
seit iber 50 Jahren aus der Europaratsmitgliedschaft der Tiirkei heraus bestehenden Verpflichtung zur
Ubernahme internationaler Menschenrechtsiibereinkommen wurde beispielsweise im Jahre 2004 als
grof3er Erfolg gefeiert! Beim Europdischen Rat wurde 1999 beschlossen, dass die Kopenhagener Kriterien
vor Verhandlungsbeginn erfiillt sein miissen. Dariiber hinaus wurden noch weitere politische Bedingungen
im Zusammenhang mit dem Griechenland- und Zypern-Konflikt festgelegt. Nicht nur, dass die
Kommission in ihrer Auslegung im Hinblick auf die Tiirken bis dato sehr groB3ziigig war, nun will man
erneut die Frist fiir die Anerkennung Zyperns verldngern, in der vagen Hoffnung, dass die Tiirkei sich
dann doch daran halten moge.

Von tiirkischer Seite wird die nun geduf3erte Forderung nach der tatsdchlichen Einhaltung der Kriterien
als politisch motiviert und ohne Realititsbezug abgetan und die Entscheidung des EU-Parlaments
offenbar als nicht bindend angesehen. In ihrer typischen Manier fordern die Tiirken die Abgeordneten
sogar auf, sich doch gefilligst politisch verniinftig zu verhalten und somit weiterhin Schonférberei zu
betreiben. Die Realitdten sehen aber anders aus, namlich dergestalt, dass die Tiirkei nach wie vor schlicht
und einfach nicht europareif ist. Es gibt keine wirkliche Anerkennung Zyperns, kein wirkliches
Unrechtsbewusstsein im Hinblick auf den Genozid an den Armeniern und keine wirkliche Bereitschaft,
das kurdische Volk korrekt zu behandeln. Es kann hierauf nur eine einzige Antwort geben, die unsere
Biirger quer durch Europa im Ubrigen lingst gegeben haben: Jede nur mégliche Unterstiitzung fiir die
Reformkréfte in der Tiirkei, aber ein deutliches Nein zum Beitritt der Tiirkei zur Europédischen Union.

Antonio Tajani (PPE-DE). — (IT) Herr Prasident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich méchte vor
allem auf einen Aspekt des Berichts Eurlings zu sprechen kommen, ndmlich den Dialog zwischen den
Religionen. Aufgrund der jiingsten Ereignisse, der Polemiken, die sich entziindet haben, der Beachtung,
die den AuBerungen von Benedikt XVI. in Deutschland gewidmet wurde, und der Reaktionen der
islamischen Welt steht dieses Thema gegenwirtig iberall in der Welt im Scheinwerferlicht.

Gestern fand ein brisantes Treffen statt, das zeigt, wie wichtig ein konstruktiver und positiver Dialog
zwischen den Vertretern unterschiedlicher Religionen — zwischen Christen und Muslimen — fiir uns alle
ist. Das Treffen beruhte auf dem Grundsatz der Gegenseitigkeit, dem zufolge jede Seite das Recht hat,
ihre Meinung zu vertreten, ihre Werte zu verteidigen und sich zu ihrem Glauben zu bekennen; das gilt
fiir Muslime in Gebieten, wo die Christen in der Mehrheit sind, und fiir Christen dort, wo die Muslime
in der Mehrheit sind.

Bei den gestrigen Gespriachen mit dem Papst in Castel Gandolfo war auch der tiirkische Botschafter
zugegen. Diese Themen wurden ausfiihrlich erdrtert, und ich glaube infolgedessen, dass der
bevorstehenden Reise von Benedikt X VI. in die Tiirkei grundlegende Bedeutung zukommen wird. Diese
Reise wird bedeutsam sein, weil sie meiner Einschitzung nach dem Dialog zwischen Christen und
Muslimen, zwischen der muslimischen Mehrheit und der in der Tiirkei lebenden christlichen Minderheit
— der katholischen, protestantischen oder orthodoxen — férderlich sein wird.

Deshalb haben wir gemeinsam mit Herrn Eurlings und Herrn Tannock einen Anderungsantrag vorgelegt,
den wir dem ganzen Plenum, auch den anderen Fraktionen, unterbreiten. Er zielt darauf ab, den Dialog
zwischen Christen und Muslimen, zwischen Christentum und Islam, unter anderem durch eine
iiberzeugende Botschaft des Européischen Parlaments, zu intensivieren. Lassen wir den Extremismus
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aullen vor, isolieren wir die Fundamentalisten und fithren wir Gespréache mit denen, die wirklich Frieden
im Nahen Osten und in Afrika schaffen wollen!

SchlieBlich liegt es auch im Interesse der Tiirkei, die Reformen voranzubringen und den Dialog zwischen
Christen und Muslimen zu fordern. Die Fortschritte dieses Landes auf dem Weg in die Europiische
Union werden hauptsichlich an den Ergebnissen gemessen, die beim Dialog zwischen den Religionen,
unter Achtung der Minderheitenrechte und der Biirgerrechte aller in der Tiirkei lebenden Menschen,
erreicht werden.

Hannes Swoboda (PSE). — Herr Prisident! Ich mochte an das anschlieBen, was Herr Tajani gesagt hat.
Wir stimmen sicherlich mit ihm darin iiberein, dass der Dialog der Religionen, insbesondere zwischen
den christlichen Religionen und dem Islam, sehr wichtig ist. Gerade aus diesen Griinden haben uns die
AuBerungen des Papstes nicht gefallen. Ich anerkenne aber sowohl seine Entschuldigung fiir die AuBerung
als auch die Initiative von gestern mit den Botschaftern aus islamischen Léndern, um den Dialog
wiederzubeleben. Gerade auch deshalb ist uns eine mdgliche Mitgliedschaft der Tiirkei, ein Weg der
Tiirkei nach Europa so wichtig, denn dadurch kann dieser Dialog unterstiitzt werden.

Die Tiirkei ist uns auch als strategischer Partner in einem Friedensprozess im Nahen Osten wichtig, der
sicherlich durch einen europdischen Weg der Tiirkei entsprechend geférdert werden kann. Dennoch —
und hier stimme ich mit dem Berichterstatter Eurlings, dem ich fiir seine Bemiihungen danke, durchaus
iiberein — miissen die kritischen Punkte geduf3ert werden, die eben anzubringen sind. Ich war vor Jahren
selbst einmal Berichterstatter des Europdischen Parlaments. Ich bin sehr froh, dass der Prozess
weitergefiihrt wurde, dass mit der Tiirkei verhandelt wird, dass in der Tiirkei auch einiges gedndert
worden ist. Aber ich bin auf der anderen Seite dariiber enttduscht, dass der Fortschritt, was die Tiirkei
betrifft, in etlichen Fragen zu gering ist. Zum Beispiel beziiglich der Meinungsfreiheit: Sicher, viele der
Schriftsteller werden freigesprochen, aber der Skandal ist, dass Schriftsteller fiir ein Meinungsdelikt
iiberhaupt vor Gericht gestellt werden. Das ist nicht akzeptabel und muss verhindert werden.

Was das Kurdenproblem betrifft, so ist schon gesagt worden, dass niemand in diesem Haus Verstédndnis
fiir den Terrorismus hat und dass sich die PKK endlich dauerhaft zum Friedensprozess bekennen sollte.
Aber die Regierung hat das ihre zu tun, um den Frieden wirtschaftlich, sozial und politisch zu férdern.
Sie muss sich von jenen Kriaften — dem Militdr und dem Sicherheitsapparat — freimachen, die den
friedlichen Dialog — insbesondere was das Kurdenproblem betrifft — nicht wollen.

In diesem Sinne hat sich der Berichterstatter durchaus bemiiht, wenngleich wir noch einiges édndern
wollen, um klar sagen zu konnen: Ja, wir wollen, dass die Tiirkei den europédischen Weg geht. Aber wir
werden deswegen — auch im Interesse der Tiirkei — nicht aufunsere gerechten Forderungen verzichten,
denn der grofBte Nutznieler des Reformprozesses ist nicht die Européische Union, sondern die Tiirkei
selbst.

VORSITZ: JANUSZ ONYSZKIEWICZ
Vizeprdsident

Jean-Louis Bourlanges (ALDE). — (FR) Herr Prisident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es gibt
ein Geheimnis um den Bericht Eurlings. Aber es ist nicht das Geheimnis, von dem die Leute sprechen.
Es ist nicht die Hirte oder die Verhdrtung des Berichts. Wenn man den Bericht liest, stellt man fest,
dass dort wiederholt wird, was wir ganz zu Recht immer gesagt haben. Es heifit dort, dass die
Menschenrechte und die Meinungsfreiheit in der Tiirkei nicht ausreichend gewahrt werden. Es heifit,
dass die religiosen Minderheiten kein Recht auf eigenen Besitz haben, kein Recht, zu verdffentlichen
und zu lehren, wie tiberall in der Européischen Union. Es heiflt dort, wenn man Mitglied eines Clubs
wird, sei es das Mindeste, allen Mitgliedern die Hand zu geben, und sich keinem gegeniiber in
kriegerischer Weise zu verhalten. SchlieBlich heifit es dort, dass es einen Volkermord an den Armeniern
gegeben hat, und nichts ohne die Anerkennung dieses Volkermords aufgebaut wird, das ist nichts Neues.
Wir haben es 2004 gesagt, wir haben 2004 die Anerkennung des Volkermords gefordert, und 2005
haben wir gesagt, dass dies eine Vorbedingung ist. Wenn wir Ziffer 49 nicht annehmen, wiére dies ein
Riickzieher unseres Parlaments.

Das wahre Geheimnis jedoch, das eigentliche Geheimnis des Berichts Eurlings, ist seine Bestdndigkeit.
Hier ist eine Institution, die einige Jahre spiter immer noch das sagt, was sie zuvor sagte. In der
Atmosphire eines allgemeinen Niedergangs, von der Daniel Cohn-Bendit vor einigen Minuten so kritisch
sprach, ist das ungewohnlich. Es ist ungewohnlich, dass wir hier und heute sagen, dass das, was wir
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gestern sagten, im Mittelpunkt unseres Interesses bleiben muss. Das Geheimnis des Berichts Eurlings
besteht darin, dass wir zum ersten Mal in der Geschichte von Verhandlungen feststellen, dass ein Staat
vor dem Beitritt und nicht danach Riickschritte macht, und er uns erklart, der Beitritt miisse zu seinen
Bedingungen erfolgen und nicht zu unseren. Das Geheimnis des Berichts Eurlings besteht darin, dass
diese Institution, im Gegensatz zur Kommission in ihrem Bericht iiber Bulgarien und Ruménien,
beschlossen hat, die Wahrheit zu sagen, so wie sie ist, die Dinge beim Namen zu nennen. Und wenn
ich auch weill — Guy Béart hat dies vor einiger Zeit gesagt —, dass der Erste, der die Wahrheit sagt,
getotet werden muss, so hoffe ich, dies wird nicht mit Herrn Eurlings und seinem Bericht geschehen,
den ich vorbehaltlos unterstiitze.

(Beifall)

Cem Ozdemir (Verts/ALE). — Herr Prisident! Ich mdchte zunéchst dem Berichterstatter dafiir danken,
dass er sich bemiiht hat, die Stimmung hier im Parlament aufzunehmen und sie in eine Mehrheit zu
gieBen. Ich glaube allerdings, dass fiir den Beschluss des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten
gilt, dass das Zuviel der Feind des Guten ist.

Das mochte ich an zwei Punkten festmachen. Zum einen an dem Punkt, den mein Kollege gerade eben
zum Schluss seiner Rede angesprochen hat, an der Armenier-Frage. Ich war Teilnehmer und Referent
auf der Konferenz iiber die Armenierfrage in Istanbul, die mittlerweile von vielen als historisch bezeichnet
wird. Es war die erste Konferenz dieser Art, auf der alle Fragen in diesem Kontext — inklusive jene der
schirfsten Kritiker — in Istanbul besprochen wurden. Die Teilnehmer dieser Konferenz, von Taner
Akgam iiber Halil Berktay bis zu Hrant Dink — der sich zurzeit mit dem Paragraph 301 herumschlagen
muss — haben mich alle gebeten, hier ausdriicklich auszurichten, dass, wer der Debatte in der Tiirkei
helfen mochte, die Anerkennung des Genozids nicht zur Vorbedingung fiir die Mitgliedschaft in der
Europaischen Union machen darf. Deshalb meine Bitte an die Kolleginnen und Kollegen: Wer helfen
mochte, dass die Debatte weitergeht, wer etwas zur Verdnderung in der Tiirkei beitragen mochte, der
sollte auf die oppositionellen Stimmen in der Tiirkei horen. Ich wiinsche mir, dass die Grenze zwischen
der Tiirkei und Armenien eines Tages so wird wie die Grenze zwischen Deutschland und Frankreich.
Damit dies so wird, miissen wir allerdings auch mithelfen.

Der zweite Punkt: Auch in der Zypern-Frage sind wir uns alle einig, dass die Tiirkei ihren Teil der
Verpflichtungen erfiillen und das Ankara-Protokoll umsetzen muss. Nur gibt es auch einen politischen
Teil der Verpflichtungen, und der sieht so aus, dass die Menschen im Norden der Insel Zypern, die
tiirkischen Zyprioten, darauf warten, dass wir unseren Teil des gegebenen Versprechens umsetzen, und
das ist die Beendigung der wirtschaftlichen und der Bildungsisolation der Menschen im Norden der
Insel Zypern. Die Tiirkei muss das Ankara-Protokoll umsetzen, aber wir miissen auch mithelfen, dass
die Isolation im Norden der Insel Zypern fiir die Menschen tiirkischer Herkunft beendet wird.

Kyriacos Triantaphyllides (GUE/NGL). — (EL) Herr Président! Um auf ihrem Weg zum Beitritt
reibungslos voranzukommen, muss die Tiirkei dasselbe wie die vorangegangenen Kandidatenldander
tun und ihre vertraglichen Verpflichtungen erfiillen. Dazu gehoren unter anderem die Offnung ihrer
Hifen und Flughifen fiir zyprische Schiffe und Flugzeuge und die Zuriickziechung ihres Vetos gegen
die Beteiligung Zyperns an internationalen Organisationen und multilateralen Ubereinkommen.

Thre anhaltende Weigerung, all diesen Forderungen nachzukommen, stellt einen klaren Versto3 gegen
das Assoziierungsabkommen, die Zollunion und das Zusatzprotokoll, also ihre vertraglichen
Verpflichtungen gegeniiber der Européischen Union, dar. Darum hat die Tiirkei Unrecht, wenn sie all
dies mit dem Zypernproblem verkniipft.

Dennoch kann der Vorschlag der zyprischen Regierung, in dem die gemeinsame Nutzung des Hafens
von Famagusta unter der Agide der Vereinten Nationen und der Kontrolle durch die Europiische
Kommission sowie die gleichzeitige Riickgabe des umzaunten Gebietes von Famagusta an seine legitimen
Bewohner angeboten wird, dazu beitragen, die derzeit festgefahrene Situation zu iberwinden.

Wir, die Aufbaupartei des Werktétigen Volkes in Zypern, setzen uns fiir die Losung des Zypernproblems
und fiir die Achtung der Menschenrechte aller Zyprer, sowohl der tiirkischen als auch der griechischen
Zyprer, ein. Wir wollen der Tiirkei auf ihrem Beitrittskurs keine Hindernisse in den Weg legen.
Gleichzeitig konnen wir jedoch nicht dulden, dass die Tiirkei zu Lasten Zyperns gegen die vertraglichen
Verpflichtungen verstoBt, die sie gegeniiber der Europdischen Union eingegangen ist. Und wir konnen
nicht akzeptieren, dass die Tiirkei sich weigert, die Menschenrechte all ihrer Einwohner anzuerkennen
und den Vélkermord an den Armeniern einzugestehen.
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Und schlieBlich kénnen wir auch nicht die Bestrebungen verstehen, die sich hinter den Anderungsantriigen
verbergen, welche darauf abzielen, die Tiirkei von ihren Verpflichtungen zu entbinden. Solche
Bestrebungen sind unnétig und werden zu unerwiinschten Komplikationen fiihren.

Mogens N.J. Camre (UEN). — (DA) Vielen Dank Herr Prasident! Der Name lautet Européische Union.
Herr Erdogan, haben Sie vielleicht eine Landkarte? So einfach lésst sich die Frage beantworten, ob die
Tiirkei Mitglied der EU werden sollte. Die Tiirkei ist kein europdisches Land, und deshalb kann die
Tiirkei nicht der Europdischen Union beitreten. Die europdischen Staats- bzw. Regierungschefs haben
der Tiirkei versprochen, dass sie unter bestimmten Bedingungen EU-Mitglied werden kann, aber diese
Staats- bzw. Regierungschefs kénnen sich dabei nicht auf ihre Biirger stiitzen. Zwei Drittel der
europdischen Biirger wollen nicht, dass die Tiirkei beitritt, und die Staats- bzw. Regierungschefs werden
sich letztlich deren Wiinschen beugen miissen, wenn ihnen etwas am Vertrauen ihrer Wéhler liegt.

Herrn Eurlings Bericht veranschaulicht auf hervorragende Weise, dass die Biirger in der EU ihren
Ansichten Tatsachen und keine Gefiihle zugrunde legen. Ich wiirde empfehlen, fiir den Bericht zu
stimmen, obwohl einige darin enthaltene Formulierungen dahingehend ausgelegt werden konnen, dass
wir den Beitritt der Tiirkei als ein Ziel ansehen, auch wenn dessen Erreichung noch in weiter Ferne
liegt. Die Regierung der Tiirkei hat wiederholt deutlich gemacht, dass sie die europdischen Werte nicht
anerkennt. Gleichzeitig fordert sie von uns, dass wir inakzeptable tlirkische und islamische Werte
respektieren. Das konnten wir im Zusammenhang mit den berithmten ddnischen Mohammed-Karikaturen
in der ,JJyllands-Posten™ wie auch der tiirkischen Empoérung iiber die Rede von Papst Benedikt in
Regensburg feststellen. Die Tiirkei okkupiert widerrechtlich Nordzypern und meint, sie konne die EU
zwingen, diese Situation zu akzeptieren. Die Tiirkei mochte die Freiheit in Europa unterdriicken, unsere
Redefreiheit, und ihre EU-Mitgliedschaft wiirde die Entwicklung einer Parallelgesellschaft bedeuten,
die die europdische Kultur ablehnt. Es wird Zeit, die Wahrheit zu sagen.

Bogustaw Rogalski (IND/DEM). — (PL) Herr Prisident! Europas Beziehungen zur Tiirkei reichen weit
in die Geschichte zuriick. Bedauerlicherweise besteht diese Geschichte fast ausnahmslos aus
schmerzvollen Ereignissen und Akten der Ungerechtigkeit, und sie ist geprigt von Invasionen, Kriegen,
Massakern und der Besetzung von Mittel- und Stideuropa. Diese Ereignisse haben die Erfahrungen der
Européer jahrhundertelang gekennzeichnet.

Bis heute hat sich wenig geéndert, und die Tiirkei bedroht noch immer ihre Nachbarn. Die Tiirkei setzt
gegen Armenien ein illegales Embargo durch und bedroht Griechenland, wobei sie das Recht der
Griechen auf die Festlegung der Grenzen ihrer eigenen Hoheitsgewdsser in Frage stellt. Sie diskriminiert
noch immer die Kurden und weigert sich, die volle Unabhangigkeit Zyperns, eines Mitgliedstaates der
Européischen Union, anzuerkennen. Die Lage ist absurd. Die Tiirkei stellt eine Gefahr fiir die Stabilitéit
der Region dar, und wir scheinen das vollig zu iibersehen und verhandeln mit diesem Land iiber einen
Beitritt zur Europdischen Union. Hinzu kommt, dass die Tiirkei gegen Werte verstofit, die fiir uns
unverduferlich sind. Sie verletzt und verst6t gegen Menschenrechte und Freiheiten und beschréankt
den Zugang zu ihnen. Sie verfolgt politische Oppositionsgruppen einschlieBlich der Familie von Leyla
Zana, die mit dem Sacharow-Preis des Europédischen Parlaments ausgezeichnet wurde. AuBlerdem
schriankt die Tiirkei die Religionsfreiheit ein, was u. a. die Ermordung eines italienischen Missionars
zur Folge hatte.

Das ist die ganze Wahrheit iiber die Tiirkei. Ich teile nicht die Ansicht, dass die Tiirkei die Rolle einer
Briicke zwischen Europa und der muslimischen Welt spielen kann. Im Gegenteil. Meiner Ansicht nach
konnte sich die Tiirkei zu einem Briickenkopf fiir den Terrorismus entwickeln. Die Tiirkei ist Teil einer
Welt, deren Kultur und Traditionen uns fremd sind. Wir miissen uns dieser Tatsache bewusst werden
und uns fragen: Quo vadis Europa? Wollen wir eine europdische oder eurasische Union?

Stimmen wir dem Beitritt der Tiirkei zur Europédischen Union zu, so wire dies ein gefahrlicher
Priazedenzfall, der das Ende fiir Europa in seiner heutigen Form wére. Die Beitrittsverhandlungen mit
der Tiirkei sollten baldmoglichst abgebrochen werden.

Francesco Enrico Speroni (NI). — (/7) Herr Prisident, meine Damen und Herren! Der tiirkische
Ministerprasident, Herr Erdogan, hat heftige Kritik an der vom Papst an der Universitit Regensburg
gehaltenen Rede geiibt, einer Rede iiber Fragen der Religion mit theologischem, und nicht etwa
politischem, Hintergrund.

Die Tatsache, dass es der Ministerprésident und kein tiirkischer Geistlicher war, der den Papst kritisierte,
deutet darauf hin, dass Kirchliches und Weltliches, Politik und Religion, immer noch auf unakzeptable
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Weise in diesem Land miteinander vermischt sind. Die Trennung, an die wir in unserer Européischen
Union gewohnt sind, existiert also dort nicht.

Diese Vermengung ist ein weiterer Grund dafiir, dass die Tiirkei nicht in die Europdische Union
aufgenommen werden diirfte, wenngleich der Hauptgrund nie aus der Welt zu schaffen sein wird,
namlich dass die Tiirkei der Europdischen Union nicht beitreten darf, weil sie geografisch nicht zu
Europa gehort.

Giorgos Dimitrakopoulos (PPE-DE). — (EL) Herr Préasident! Gestatten Sie mir, zundchst Herrn Eurlings
zu seiner exzellenten Arbeit und zu seinem Bericht zu gratulieren. Und natiirlich mdéchte ich die
Gelegenheit ergreifen, um noch einmal zu bekriftigen, dass wir die européischen Perspektiven der
Tiirkei beflirworten.

Im Grunde ist der Bericht Eurlings nicht nur eine Warnung, eine Botschaft an die Tiirkei, die
erforderlichen Schritte zu ergreifen und ihre Verpflichtungen zu erfiillen, um auf dem Weg nach Europa
voranzukommen. Er stellt zugleich auch eine Bekréftigung der Grundsétze dar, auf denen die Européische
Union errichtet wurde — Grundsétze, von denen wir nicht abweichen diirfen. Denn wenn Herr Eurlings
von der Achtung der Menschenrechte und der Minderheitenrechte spricht, dann erinnert er damit an ein
europdisches Grundprinzip. Dasselbe gilt, wenn er institutionelle Reformen und die friedliche Beilegung
von Streitigkeiten verlangt und wenn er fordert, dass die Tiirkei sich an ihre Unterschrift unter das
Protokoll von Ankara zu halten und dieses Protokoll unverziiglich umzusetzen hat.

Herr Prasident, meine Damen und Herren, bekanntlich wird jedes Land, jede Nation, die ihre Geschichte
vergisst oder nicht richtig aufarbeitet, irgendwann einmal Probleme bekommen. Genau das ist das
Anliegen von Ziffer 50, die auf die schmerzliche Geschichte der Armenier, der Pontos-Griechen und
der Assyrer Bezug nimmt. Hier wird die Tiirkei aufgefordert, ihre Vergangenheit zu bewiltigen. Dieser
Punkt ist das Ergebnis einer breiten Ubereinstimmung und muss so stehen bleiben, wie er ist. Deshalb
darf er auch nicht durch die eingereichten Anderungsantriige in die eine oder andere Richtung hin
verdndert werden.

Schliellich mdchte ich all jene, die den Bericht fiir iibertrieben streng halten, daran erinnern, dass es in
der Tiirkei demokratisch gesinnte Biirger gibt, die eine moderne Tiirkei, eine entwickelte und
fortschrittliche Tiirkei mit européischer Ausrichtung wollen und die sich dafiir im Kampf gegen das
berithmt-beriichtigte Establishment einsetzen. Sie brauchen eine Botschaft, die wir ihnen geben sollten,
indem wir flir den Bericht Eurlings stimmen.

Pasqualina Napoletano (PSE). — (I7) Herr Président, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Bewertung
der Fortschritte der Tiirkei im EU-Beitrittsprozess sollte sich stérker auf den Inhalt der Bewertungen
speziell in Bezug auf die Kriterien von Kopenhagen und der Unterlagen zum Acquis der Gemeinschaft
konzentrieren.

Ich wiirde mich davor hiiten, Abweichungen einzufiihren — neue Kriterien, die einem an sich schon
schwierigen Prozess, der Transparenz, Kohdrenz und Objektivitdt von uns verlangt, nicht helfen.
Diesbeziiglich stimme ich Ziffer 50 iiber den Volkermord an den Armeniern, so wie sie vom
Berichterstatter vorgeschlagen wurde, zu.

Dieses Land spielt eine entscheidende Rolle in einem geopolitischen Gebiet, das vom Maschrik bis nach
Stidostasien und zum Kaukasus reicht. Das veranlasst uns, die Anstrengungen all jener, die auf eine
demokratische und friedliche Tiirkei hinarbeiten, zu unterstiitzen. Demzufolge miissen wir streng in
unseren Bewertungen sein und von der tiirkischen Regierung, von all ihren Behorden und Institutionen
und von der tiirkischen Gesellschaft verlangen, sich nach Kriften um die Bereiche zu bemiihen, in denen
bedeutendere und stetige Fortschritte erreicht werden miissen. Das betrifft die biirgerlichen, politischen
und sozialen Rechte, die Meinungsfreiheit und insbesondere die Rechte von Minderheiten, in erster
Linie der kurdischen Minderheiten und der Frauen, die eigentlich eine Mehrheit darstellen.

Wir hoffen auf eine entschiedene Verurteilung des Terrorismus und auf die fristgeméfBe Durchfithrung
des Protokolls von Ankara.

SchlieBlich und endlich sollten wir versuchen, uns an das Wesentliche zu halten und die innenpolitischen
Entwicklungen in diesem Lande sowie seine auBenpolitische Rolle bei der Schaffung von Frieden und
Stabilitét in einem spannungsreichen Gebiet, wo die grofiten Gefahren fiir den Frieden konzentriert sind,
weiterhin glaubwiirdig und wirksam im positiven Sinne zu beeinflussen.
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Lapo Pistelli (ALDE). — (I7) Herr Prasident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Diejenigen, die die
Aufnahme der Verhandlungen mit der Tiirkei befiirwortet haben, haben bereits mehrfach die Argumente
erldutert, die fiir einen Beitritt in naher Zukunft sprechen, so dass ich sie nicht noch einmal wiederholen
muss.

Diese jahrliche Aussprache iiber die erzielten Fortschritte ist indes ein Anzeiger, mit dem die
abgeschlossenen Reformen und die Stimmung in der Offentlichkeit genau verzeichnet werden, und ich
denke, wir alle kdnnen wohl feststellen, dass es in letzter Zeit in beiden Bereichen zu einer Abkiihlung
gekommen ist.

Wir sind gegen arrangierte Ehen: Um zu heiraten, muss man sich kennen und lieben, was auch fiir das
ehrgeizige Ziel der Turkei gilt. Deshalb muss die tiirkische Regierung grofiere Anstrengungen bei ihren
Reformen und auch zur Verbreitung der Botschaft in ihrer eigenen Gesellschaft unternehmen.

Der Bericht ist in dieser Hinsicht sehr hart, doch es ist nur recht und billig, dass die Verhandlungen hart
und fair sein miissen. Gleichwohl wichst auch in Europa die Skepsis im Hinblick auf die neue
Erweiterung nach Bulgarien und Ruménien, wenn die Regeln nicht gedndert werden. Diese Skepsis
droht auch den westlichen Balkan zu erfassen.

Deshalb miissen wir die Erweiterung nicht stoppen, sondern vielmehr die Reform der Regeln vorantreiben.
Die Frage nach der Tiirkei ist ndmlich auch eine Frage nach uns selbst und danach, was wir sein wollen.

Héléne Flautre (Verts/ALE). — (FR) Herr Président! Letzte Woche war ich gemeinsam mit anderen
Kollegen des Unterausschusses Menschenrechte in der Provinz Akari, im &uflersten Siidosten der Tiirkei,
nur einige Gipfel vom Irak und dem Iran entfernt. In dieser Region begegneten wir Eltern, verzweifelten
Eltern, die ihre jungen S6hne nicht davon abhalten kdnnen, in die Berge zu gehen. Man sagte uns, dass
mehr als 200 junge Minner sich in den letzten Wochen den bewaffneten Gruppen der PKK angeschlossen
haben. Wir trafen auch junge Méadchen, die gegen die Feudalherrschaft der Familie kdmpften, gegen
die wirtschaftliche und soziale Isolation und die tigliche Gewalt. Viele erzahlten von jungen Médchen,
die Selbstmord begehen.

In Akari und anderenorts fanden wir keine Hoffnung, geschweige denn Begeisterung fiir die Zukunft.
Es gibt viele duBerst konkrete Beweise fiir die Gewalt der Sicherheitskrifte, auch gegeniiber Bauern,
und ebenfalls Beweise fiir auBergerichtliche Festnahmen und die Folter von Jugendlichen wie in
Diyarbakir dieses Jahr. Der erzwungene Riicktritt des Staatsanwalts von Van, der die Verantwortung
von Armeeangehdrigen fiir das Bombenattentat von Semdinli nachgewiesen hatte, war ebenfalls ein
sehr traumatisches Erlebnis. Das Scheitern bei der Unabhingigkeit der Justiz offenbart Methoden eines
schmutzigen Krieges und ist nicht hinzunehmen.

Jeder sagt, jeder weil3, dass es auf die Kurdenfrage keine militdrische Antwort gibt, und dennoch ist sie
mit ihren Kontrollpunkten, Panzern, Soldaten, bewaffneten Ubergriffen die einzige, die Wirkung zu
haben scheint. Die PKK muss zu einem einseitigen Waffenstillstand aufrufen. Wird dieser Aufruf gehort
und eingehalten, wie wir hoffen, muss sich ein weit reichender politischer Vorschlag anschlieen. Die
Aufmerksamkeit und die Unterstiitzung der Europdischen Union sind entscheidend. Die Verschlechterung
der Lage im Siidosten veréndert die Lage der Menschenrechte im gesamten Land. Die Antiterrorgesetze
wurden von unseren Gesprachspartnern, die nicht der Regierung angehoren, einhellig kritisiert. Sie
verstoflen gegen das Volkerrecht. Sie konnten sogar einige der Fortschritte zunichte machen, die bei
den jiingsten Gesetzesreformen erreicht wurden.

Die Lage im Siidosten fiihrt auBerdem zu einem Wiederaufleben des Nationalismus, der den
demokratischen Bestrebungen eindeutig zuwiderlduft und von gewalttitigen Ubergriffen begleitet ist.
Die Schriftstellerin Magden Perihan spricht von einem Waldbrand. Sie spricht von
Hooligan-Rechtsanwilten. Ein sofortiges Handeln ist erforderlich, insbesondere die Authebung von
Artikel 301 des Strafgesetzbuchs, die Abstimmung der Antiterrorgesetze mit dem Volkerrecht, die
Bekampfung von Straflosigkeit — 2005 wurden nur zwei von 305 angeklagten Polizisten verurteilt —,
die Umsetzung des Kompensationsgesetzes — 2000 Falle von 3000 wurden in der Provinz Akari bearbeitet
— und schlieflich die Abschaffung der nationalen Wahlklausel von 10 %, die eine demokratische
MeinungsiuBlerung der Bevolkerung behindert.

Athanasios Pafilis (GUE/NGL). — (EL) Herr Prisident! Wir, die Abgeordneten der Kommunistischen
Partei Griechenlands, werden gegen den Bericht Eurlings stimmen. Erstens, weil wir gegen den Beitritt
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der Tirkei zur Europdischen Union sind, und zwar aus denselben Griinden wie beim Beitritt
Griechenlands und nicht aus kulturellen Erwédgungen heraus.

Zweitens, weil dieser Bericht — wie andere vor ihm — wie Gummi ist. Die Berichte werden jedes Mal
entsprechend den Bedenken in der Europédischen Union angepasst, wobei sie mal strenger mal
nachsichtiger erscheinen.

Drittens, weil der Bericht bei ernsten und strittigen Punkten, insbesondere der Haltung der Tiirkei zu
Fragen des internationalen Rechts, nichts weiter als eine Wunschliste ist und wieder einmal dieselben
Wiinsche wiederholt werden, ohne jedoch irgendwelche konkreten MalBnahmen vorzuschlagen.
Beispielsweise stellt sich die Frage, wie mit der Prdsenz einer 40 000 Mann starken tiirkischen
Besatzungstruppe auf Zypern und mit der Tatsache umzugehen ist, dass die Tiirkei in provokanter Weise
die Beschliisse und Resolutionen der Vereinten Nationen ignoriert. Und dies gipfelt schlieBlich darin,
dass die Tiirkei der Republik Zypern ihre Anerkennung verweigert. Wir fragen deshalb: Hat sich in
diesen Bereichen zwischen dem vorangegangenen und dem jetzigen Bericht irgendetwas Konkretes
getan? Nein, die Tiirkei ignoriert weiterhin in provokanter Weise all diese Beschliisse, und Sie verfolgen
nach wie vor genau denselben Kurs.

Viertens, weil wir den indirekten Bezug in Ziffer 51 auf Grenzstreitigkeiten zwischen Griechenland
und der Tiirkei sowie die Schlussfolgerungen von Helsinki, wonach der Internationale Gerichtshof mit
diesen Grenzfragen befasst werden sollte, radikal ablehnen ...

(Der Prisident entzieht dem Redner das Wort.)

Sean O Neachtain (UEN). — (EN) Herr Prisident! Als Mitglied der Hochrangigen Kontaktgruppe des
Europaischen Parlaments fiir die Beziehungen zu Nordzypern mdchte ich eingangs feststellen, dass mir
klar ist, wie isoliert sich die tiirkischen Zyprer angesichts der Ablehnung des Annan-Plans fithlen miissen.
Ich bin der Meinung, dass sich die Europdische Union und die UNO gemeinsam auch kiinftig fiir Frieden
und Versdhnung in Zypern einsetzen sollten.

Doch auch die Tiirkei muss ernste Verpflichtungen erfiillen. So muss sie ihre Hafen und Flughéifen fiir
zyprische Schiffe und Flugzeuge 6ffnen. Dieser Verpflichtung muss die Tiirkei in Ubereinstimmung
mit den Beitrittsverhandlungen nachkommen. Ich bin ferner der Meinung, dass die Tiirkei die Aufhebung
von Artikel 301 ihres Strafgesetzbuches in Betracht ziehen muss, der benutzt wird, um Dutzende von
tiirkischen Schriftstellern der Beleidigung des Tiirkentums zu beschuldigen.

Es liegt auf der Hand, dass im Bereich der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Tiirkei noch
enorme Anstrengungen unternommen werden miissen. Das sind schwer wiegende Probleme. AbschlieBend
muss ich betonen, dass sich die tiirkische Regierung dieser Fragen mdglichst bald annehmen muss, weil
diese Probleme fester Bestandteil der Beitrittsverhandlungen sind.

Gerard Batten (IND/DEM). — (EN) Herr Président! Warum in aller Welt will die Tiirkei der
Europdischen Union liberhaupt beitreten? Vielleicht will sie sich den zahlreichen parasitiren Nationen
anschlieBen, die schon jetzt auf Kosten der britischen und deutschen Steuerzahler leben. Vielleicht sieht
sie darin eine Mdglichkeit, ihre Arbeitslosen und Kriminellen nach Grofbritannien zu exportieren. Aber
die Tiirken sollten iiber die Auswirkungen auf ihre eigene Gesellschaft nachdenken.

Erst gestern hat der Stabschef der tiirkischen Armee, General ilker Basbug, vor den Gefahren gewarnt,
die von der Politisierung der Religion durch islamistische Extremisten ausgeht, und versprochen, dass
die tlirkische Armee den sékularen Charakter der Tiirkischen Republik schiitzen werde. Doch in der
Vergangenheit brauchten sich die Tiirken nicht um die Européische Union zu kiimmern. Moglicherweise
miissen sie feststellen, dass ihre islamistischen Extremisten in der Lage sein werden, die auf
Nichtdiskriminierung, Gleichberechtigung und Menschenrechte ausgerichtete Gesetzgebung der EU
auszunutzen. Vielleicht miissen die Tiirken ja durch eigene schlechte Erfahrungen lernen, was es bedeutet,
Mitglied in der Europdischen Union zu sein — ndmlich die Kontrolle iiber sein eigenes Schicksal zu
verlieren.

Philip Claeys (NI). — (NL) Herr Président! Die Aufnahme von Verhandlungen mit der Tiirkei war ein
historischer Irrtum, denn die Europaische Union ist, wie der Name schon sagt, ein europédisches Projekt.
Jetzt miissen wir zuschauen, wie alles schief geht. Die Tiirkei ist ein islamisches Land mit einer
iiberwiegend autoritdren und patriarchalischen Kultur. Das Beste ist, die EU macht deutlich, wer den
Verhandlungsprozess bestimmt, aber im Augenblick scheint das Gegenteil der Fall zu sein. Die Tiirkei
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weigert sich, ihren Verpflichtungen gegeniiber Zypern nachzukommen und wagt es sogar, von Europa
zu fordern, dass die so genannte Isolation des besetzten Teils von Zypern aufgehoben wird. Die Tiirkei
hat das Sagen.

Die Kommission und der Rat haben die Wahlerschaft in Europa glauben gemacht, die Verhandlungen
konnten jederzeit gestoppt werden, wenn die Tiirkei nicht mitarbeitet. Jetzt winden sie sich, um nur ja
nicht handeln zu miissen. Zuerst haben sie versucht, den Européischen Gerichtshof in der Zypern-Frage
entscheiden zu lassen. Jetzt wollen sie die Verhandlungen derart fithren, dass die sensiblen Kapitel erst
am Ende behandelt werden. All das geschieht, um Zeit zu gewinnen und nachher sagen zu kdnnen, dass
es kein Zuriick mehr gibt. Wo ist dabei die Glaubwiirdigkeit der EU?

Jacques Toubon (PPE-DE). — (FR) Herr Préasident, meine Damen und Herren! Dieser Bericht ist
ausgezeichnet. Wir unterstiitzen ihn, denn er stellt einen Wendepunkt im Bewusstsein des Européischen
Parlaments fiir die Wirklichkeit der Beziehungen zwischen der Tiirkei und der Européischen Union dar.

Er ist der kritischste Bericht, der in den letzten Jahrzehnten in diesem Haus erstellt wurde. Er enthalt
vor allem drei Punkte, die fiir uns entscheidende Bedeutung haben: den Verweis auf die
Aufnahmekapazitit der Europdischen Union als Kriterium, die unbedingte Notwendigkeit, dass die
Tiirkei Zypern, ein Vollmitglied der Europédischen Union, in normaler Weise behandelt, und die
Anerkennung des Volkermords an den Armeniern als Voraussetzung fiir den Beitritt. Ich muss meine
franzosischen Kollegen von der Sozialdemokratischen Fraktion daran erinnern, dass dies Teil ihres
Programms fiir die Wahlen zum Européischen Parlament 2004 war.

Die Annahme dieses Berichts — fiir die wir uns aussprechen — muss politische Konsequenzen haben.
Ich mochte zundchst die Kommission auffordern, das Versteckspiel zu beenden und am 8. November
einen aufrichtigen Bericht vorzulegen und kein Kindermérchen, wie sie es in diesem Bereich zu tun
pflegt. Ich fordere den Ministerrat auf, in dieser Situation mit Scharfblick und Mut zu handeln und tiber
einen Abbruch der Verhandlungen nachzudenken, da sie fiir den durchschnittlichen Biirger heute keinen
Sinn ergeben.

Abgesehen vom Fall der Tiirkei steht der gesamte Erweiterungsprozess auf dem Spiel. Von heute an
sollte so lange keine Erweiterung mehr stattfinden, bis die Europdische Union iiber effiziente
Entscheidungsstrukturen und einen ausreichenden Haushalt verfiigt. Sich weiterhin Illusionen hinzugeben
und zu heucheln wiirde das europiische Autbauwerk, das heif3t die Schaffung einer politischen Union,
gefahrden, und es wiirde die Kluft zwischen dem gesunden Menschenverstand der Biirger und der
Blindheit der Fiithrungsspitze weiter vertiefen.

(Beifall)

Véronique De Keyser (PSE). — (FR) Herr Président! Es hief3, die Sozialdemokratische Fraktion im
Européischen Parlament habe bei ihrem Standpunkt zur Tiirkei eine Kehrtwendung vollzogen. Ich
mochte Thnen unsere Position in Erinnerung rufen, die von Anfang an klar war. Unser langfristiges Ziel
ist der Beitritt der Tiirkei, weil wir — und dies ist ein wahrhaft politisches Projekt — an ein Europa glauben,
das multikulturell ist, weltlich, aber multikonfessionell, friedlich und offen gegeniiber dem iibrigen Teil
der Welt.

Wenn wir im Ausschuss fiir auswirtige Angelegenheiten ein klares Signal an die Tiirkei gesendet haben,
insbesondere hinsichtlich der Menschenrechte, der Rechte der Frauen, der Minderheitenrechte und der
Anerkennung von Zypern, so haben wir dies im gleichen konstruktiven Geist getan. Wir haben dies
getan, um einem im Entstehen begriffenen Europa Ausdruck zu verleihen, das nicht das Europa sein
wird, das Herr Sarkozy, Frau Merkel oder wahrscheinlich der Papst wollen. Dies ist eine gewaltige
Herausforderung, die bereits zu Schwierigkeiten mit dem Bericht Eurlings gefiihrt hat, der in seiner
neuen Fassung unausgewogen ist.

In dem Bericht wird zu Recht unterstrichen, dass der derzeit laufende Demokratisierungsprozess in der
Tiirkei nicht so rasch wie erhofft voranschreitet, aber es werden einige entscheidende Fortschritte der
Tiirkei tibersehen, vor allem im auBenpolitischen Bereich. In denke an ihre Rolle bei der UNIFIL und
auch an ihre Nichtbeteiligung am Irak-Krieg. Ziel der Anderungsantriige der PSE-Fraktion ist es also,
einige Anderungen vorzunehmen, oder, anders gesagt, dem Text die Schirfe zu nehmen.

Was nun Armenien angeht, so ist mir Herr Eurlings vorhin ins Wort gefallen, und ich méchte mich ganz
klar ausdriicken. Das Parlament hat den Vélkermord an den Armeniern anerkannt, und es wird in diesem



26-09-2006

Verhandlungen des Européischen Parlaments

81

Hause nie eine revisionistische Haltung geben. Wir haben die Pflicht, der anderthalb Millionen Armenier
zu gedenken, die 1915 ermordet wurden, das heif3t, vor der Tiirkischen Republik von Atatiirk. Wir haben
diese Pflicht des Erinnerns nicht nur in Europa, sondern in der ganzen Welt, und daher haben wir die
UNO aufgefordert, unverziiglich eine internationale Expertenkommission zu dieser Frage in die Tiirkei
zu entsenden.

Diese Tragddie nun - wie einige dies tun - zu nutzen, um die Bewerbung der Tiirkei zu hintertreiben,
oder die Tiir einen Spalt breit fiir eine ganz gewohnliche Islamophobie zu 6ffnen, ist eine Falle, in die
wir nicht geraten wollen. Daher haben wir uns nach duB3erst schwierigen Gespriachen, nach, das versichere
ich Thnen, sehr schwierigen Beratungen in meiner Fraktion auf eine Linie geeinigt, von der Sie bei
mehreren Gelegenheiten gehort haben, und die ich mir zueigen machen mochte. Ich kann Thnen
versichern, dass dies eine schwierige Linie ist: Wir werden die Anerkennung des Volkermords an den
Armeniern nicht als Vorbedingung fordern, aber, meine Damen und Herren, es ist dennoch ganz klar,
dass, wenn die Zeit fiir eine Uberpriifung der Lage vor dem Beitritt gekommen ist, dieser heikle Punkt
in der Bilanz sehr schwer wiegen wird, und die Tiirkei weil3 das. In der Zwischenzeit erwarten wir von
der Tiirkei, dass sie die Pflicht des Erinnerns erfiillt, ihre stabilisierende Rolle im Nahen Osten festigt
und Fortschritte in Hinblick auf...

(Der Prisident entzieht der Rednerin das Wort.)

Marios Matsakis (ALDE). — (EN) Herr Président! Die Existenz unserer Europdischen Union ist eng
mit der strikten Einhaltung unserer europdischen Grundsdtze und Werte verbunden. Diese Grundsétze
und Werte stehen nicht zur Disposition und miissen von allen, die zur EU gehoren oder ihr beitreten
wollen, klar verstanden werden. Die Tiirkei ist in der EU willkommen, und ich hoffe sehr, dass sie ihr
beitreten wird, aber sie muss unsere Grundsétze und Werte akzeptieren und einhalten. Die Tiirkei muss
die fiir den Beitritt notwendigen Verdnderungen vornehmen, nicht wir, und wir miissen ehrlich sein und
unseren Standpunkt der Tiirkei gegeniiber deutlich vertreten. Wir sollten nicht versuchen, die Tiirkei
zum Beitritt zu iiberreden. Sie sollte nur dann beitreten, wenn sie das wirklich will, und sie muss sich
sehr genau der damit verbundenen Auflagen bewusst sein. Der Bericht Eurlings macht das auf
konsequente und ehrliche Weise deutlich.

Der Bericht Eurlings ist das Ergebnis umfangreicher Diskussionen und Debatten, und im Ausschuss
flir auswirtige Angelegenheiten wurden zahlreiche Kompromissanderungsantriage beschlossen, bis man
sich schlieBlich auf die angestrebte ausgewogene Losung geeinigt hatte. Bitte unterstiitzen Sie diese
und widerstehen Sie der Versuchung, zum jetzigen Zeitpunkt Anderungsantriige zu Schliisselfragen
vorzulegen, die wahrscheinlich mehr schaden als niitzen wiirden. Ich mochte einige meiner Kollegen
daran erinnern, dass wir die Reformen in der Tiirkei unterstiitzen, indem wir den Menschen dort die
Wabhrheit sagen, und nicht, indem wir die Wahrheit vor ihnen verbergen.

Nils Lundgren (IND/DEM). — (SV) Die Vertreter der Juniliste im Europdischen Parlament haben gegen
den Vorschlag zur Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der Tiirkei gestimmt. Unser Nein haben
wir weder damit begriindet, dass die Tiirkei auBBerhalb Europas liegt, noch damit, dass sie ein islamisches
Land ist. Wir haben darauf verwiesen, dass die Tiirkei noch einen langen Weg vor sich hat, bis sie die
Anforderungen erfiillt, die wir an ein Beitrittsland stellen. Aulerdem haben wir unsere Befiirchtungen
zum Ausdruck gebracht, dass eine Verhandlungsaufnahme den Druck auf die Tiirkei verringern wiirde,
einen demokratischen Rechtsstaat zu schaffen, in dem umfassende Menschenrechte fiir Frauen, Kurden,
Christen, Gewerkschaften und Schriftsteller sichergestellt sind. Diese Befiirchtungen haben sich als
berechtigt erwiesen. Friihere viel versprechende Entwicklungen sind zum Erliegen gekommen, wobei
in einigen Fillen sogar Riickschritte zu verzeichnen sind. Wir befinden uns jetzt in der unwiirdigen
Situation, dass die EU Forderungen beziiglich der Gestaltung des Wahlsystems und einer neuen
Verfassung an einen souverdnen Staat stellt. Das ist nicht Aufgabe der EU. Es ist Sache der Tiirkei,
dariiber zu entscheiden, wie sie die Anforderungen der EU erfiillt, und dabei eigene Losungen zu finden.
In Erwartung ausreichender Reformen sollten die Beitrittsverhandlungen ausgesetzt werden.

Pawel Bartlomiej Piskorski (NI). — (PL) Herr Prisident! Unsere Diskussion iiber die Tiirkei ist
offenkundig weit kritischer und damit auch wesentlich offener als bei fritheren Gelegenheiten. Wir
miissen uns jedoch fragen, worin unsere grundlegenden Interessen bestehen.

Gemessen an allen wichtigen Beitrittskriterien, die ich hier nicht wiederholen muss, taugt die Tiirkei
nicht fiir die Mitgliedschaft in der Européischen Union. Wir haben die Zypernfrage erwéhnt, Menschen-
und Biirgerrechte, die Religion und die armenische Volksgruppe. Dennoch hat die Europdische Union
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ein grundlegendes Interesse daran, dass Lander wie die Tirkei und die Ukraine ndher riicken.
Diesbeziiglich war die Européische Union nicht ganz ehrlich. Wir haben nicht offen erkldrt, dass der
Beitritt von Léndern wie der Tiirkei einen Schlussstrich unter bestimmte Politiken der Européischen
Union ziehen wird, vor allem unter ihre Wirtschafts-, Struktur- und Agrarpolitik.

Wir sollten offen erkléren, welche Auswirkungen der Beitritt dieser groBBen Lander auf die Européische
Union hétte, zumal diese kleine Unehrlichkeit bei unseren Partnern einschlieBlich der Tiirkei nicht ganz
unbemerkt bleibt.

Bernd Posselt (PPE-DE). — Herr Président! Die Tiirkei ist kein européisches Land. Thr Beitritt wiirde
die EU iiberdehnen, tiberfordern, schwichen, vielleicht sogar gefahrden. Wer dies sagt, setzt sich dem
Vorwurf aus, er wiirde darauf verzichten, den Reformprozess zu unterstiitzen und Kriterien durchzusetzen.
Aber auch fiir eine privilegierte Partnerschaft miissen die Kopenhagener Kriterien eingehalten und die
Reformen vorangetrieben werden, nicht zuletzt im Interesse der tiirkischen Bevolkerung selbst.

Wir miissen uns kritische Fragen stellen. Wer eine Vollmitgliedschaft der Tiirkei will, der will vielleicht
eine andere Tiirkei, er wird aber nur eine andere europédische Union bekommen, eine mit politischen
Elementen garnierte Freihandelszone. Was die Tiirkei selbst betrifft, so miissen wir uns folgende Fragen
stellen: Ist Laizismus wirklich vereinbar mit Demokratie, wenn er nur ein Minderheiten- und Elitenprojekt
ist? Ist Religionsfreiheit wirklich vereinbar mit einem als Laizismus getarnten Staatsislam? Sind
Minderheitenrechte wirklich vereinbar mit Kemalismus, der eine Art Jakobinismus der Tiirkei ist? Das
sind ernsthafte, solide Fragen, die wir uns stellen miissen. Wir diirfen nicht linger in eine Sackgasse
rennen, an deren Ende dann womoglich eine Ablehnung des Beitritts der Tiirkei durch die europdischen
Staaten und Voélker stehen wird, mit entsetzlichen Folgen fiir die innere Stabilitdt der Tiirkei.

Wir sind es der Tiirkei — gerade weil sie ein wichtiger Partner ist — schuldig, ehrlich zu sein, saubere
Kriterien fiir eine verniinftige, ma3geschneiderte Partnerschaft auszuarbeiten, die sowohl den Interessen
der Tiirkei als auch den Interessen der Européischen Union entspricht, anstatt uns selbst standig irgendein
Bild der Tiirkei zu malen, das mit der Realitdt nicht das Geringste zu tun hat. Deshalb miissen wir uns
davor hiiten, hinter die Linie des Berichts Eurlings zuriickzufallen, den ich im Ausschuss abgelehnt
habe, weil er mir nicht weit genug ging. Aber diese Linie sollte unser Konsens sein, sonst wire das
Signal an die Tiirkei verheerend.

Vural Oger (PSE). — Herr Prisident! Wir haben uns im Dezember 2004 hier in diesem Parlament mit
402 Stimmen klar fiir den Beginn der Beitrittsverhandlungen mit der Tiirkei entschieden. Dies war ein
klares Signal. Heute debattieren wir iiber den Bericht ,,Fortschritte der Tiirkei auf dem Weg zum Beitritt®,
einen Bericht, der eigentlich zum Ziel haben sollte, die Verhandlungen und den Beitrittsprozess der
Tiirkei konstruktiv zu begleiten. Mir scheint allerdings, dass unser Ziel — die EU-Mitgliedschaft der
Tiirkei — in dem aktuellen Bericht Eurlings zu stark aus dem Blick gerit. Ich frage mich daher: Was ist
unser Ziel? Soll die Tiirkei an ihrem Reformkurs festhalten, und dann behandeln wir sie auch fair? Oder
sagen wir: Was auch immer ihr anstellt, ihr werdet niemals Mitglied der EU! Unsere tiirkischen Partner
werden mit einem Sammelsurium von Negativbeispielen konfrontiert. Die erzielten Fortschritte und
positiven Beispiele werden fast génzlich ignoriert.

Das ist kein fairer Umgang. Es ist zwar richtig, dass die Tiirkei weiter an ihrem Reformprozess arbeiten
muss. Es ist auch richtig, dass sie ihren Verpflichtungen im Rahmen des Ankara-Protokolls nachkommen
muss: Menschenrechte, Demokratie, Minderheitenschutz sind Voraussetzung fiir einen EU-Beitritt.

Wenn die Tiirkei die bereits festgelegten Kriterien erfiillt und ihren Reformprozess weiter vorantreibt,
halten wir auch an dem Ziel der EU-Mitgliedschaft fest. Das sollte in unserem Bericht entsprechend
verteidigt werden. Fiir mich wére das ein ganz klares Signal. Sollten der Berichterstatter oder das
Parlament anderer Meinung sein, muss das in einem Tiirkei-Bericht auch gesagt werden. Sonst verlieren
wir mit solchen Halbwahrheiten im Européischen Parlament an Glaubwiirdigkeit. Da wir uns in StraBburg
im Oktober 2005 dafiir entschieden haben, die Beitrittsverhandlungen mit der Tiirkei aufzunehmen,
miissen wir uns auch heute daran halten.

Ich habe immer gesagt, die Tiirkei sei noch nicht aufnahmeféhig, aber verhandlungsféhig. Das sollte
Europa verstdndnisvoll und solidarisch begreifen und unterstiitzen.

Alexander Lambsdorff (ALDE). — Herr Préisident! Ich bin wirklich {iberrascht iiber diese Diskussion.
Man konnte denken, Camiel Eurlings hétte fiir seinen Bericht im Ausschuss nur eine ganz knappe
Mehrheit erzielt. Die Sozialdemokraten haben dem Bericht aber zugestimmt. Mit 54 Stimmen ist er
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durch den Ausschuss gegangen. Dieselbe sozialdemokratische Fraktion — Frau De Keyser, Herr
Wiersma, sehr respektierte Kollegen — geht jetzt voll gegen das, was sie im Ausschuss noch befiirwortet
hat. Ich bin davon wirklich tiberrascht. Klarheit, licbe Frau De Keyser, ist wirklich etwas anderes!

Wir miissen uns einige kritische Fragen stellen. Die wichtigste Frage ist: Haben wir die Menschen auf
dieser Erweiterungstour, auf dieser Verhandlungstour Richtung Tiirkei mitgenommen? Die Antwort ist
eindeutig Nein. Die Menschen sehen das sehr kritisch. Das sage ich ausdriicklich auch an Kommission
und Rat. Woher kommt denn diese Diskussion iiber die Aufnahmefzéhigkeit? Woher kommt denn dieser
Stimmungsumschwung im Parlament? Wir alle hier fiihren das Gesprich mit dem Biirger ziemlich
hiufig, und wir spiiren die Skepsis, die Zurlickhaltung und zum Teil auch die massive Ablehnung, wenn
es um die Frage des Beitritts der Tiirkei geht. Deswegen auch die Warnung an den Rat und an die
Kommission: Keine neuen Zusagen, keine neuen Perspektiven, erst einmal die EU reformieren. Darin
sind wir uns alle einig: Wir miissen institutionell vorankommen. Im Ubrigen bin ich der Meinung, dass
wir diese Debatte in Briissel und nicht in StraBburg fiihren sollten.

Renate Sommer (PPE-DE). — Herr Président! Wenn man Probleme nicht anspricht, kann man sie auch
nicht 16sen. Schonreden hilft nie etwas. Du, lieber Camiel Eurlings, beschreibst sehr genau, was in der
Tiirkei nicht im européischen Sinne ist. Ich mdchte mich fiir deinen Bericht bedanken. Tatsédchlich gibt
es dort in nahezu allen politisch relevanten Bereichen so gut wie keine Fortschritte, teilweise sogar
Riickschritte. Kein einziges der politischen Kriterien von Kopenhagen ist bis heute erfiillt. Trotzdem
wurden — gegen alle Regeln — Verhandlungen aufgenommen. Unsere Befiirchtung aus dem vergangenen
Jahr hat sich bestétigt. Mit der Aufnahme der Beitrittsverhandlungen haben wir eines der letzten
Druckmittel zur Erzwingung von Reformen aus der Hand gegeben. Der Reformprozess ist eingeschlafen.
Bereits beschlossene Reformen werden nicht oder nur mangelhaft durch die staatlichen Stellen umgesetzt
oder — wie jilingst geschehen — durch Parlamentsbeschliisse wieder einkassiert. Zum Beispiel hat das
tirkische Parlament gegen den vehementen Protest der Europdischen Kommission das neue
Antiterrorgesetz beschlossen. Die Folge: Die ohnehin immer noch eingeschrankte Meinungs- und
Pressefreiheit wird weiter beschnitten.

Der tiirkische Ministerprisident versucht, das Land schleichend zu islamisieren, indem er den EU-Prozess
fiir seine Zwecke ausnutzt. Damit spielt er wiederum den Nationalisten in die Hénde, die sich vehement
gegen die Europdisierung wehren. Will Erdogan tiberhaupt den EU-Beitritt? Seine Weigerung gegeniiber
Zypern unterstreicht zumindest, dass er die EU nicht akzeptiert. Sollen wir so den Kandidaten Tiirkei
akzeptieren kdnnen? Zypern ist ein Lackmustest. Sollte die tiirkische Politik hier nicht einlenken, miissen
die Verhandlungen ausgesetzt werden. Die Tiirkei ist jetzt — ohne Wenn und Aber und ohne neue
Bedingungen und Forderungen zu stellen — in der Pflicht. Das muss sich die Kommission auf die
Fahnen schreiben, und das muss auch der Ministerrat endlich einfordern und durchsetzen. Alles andere
wire unfair gegeniiber dem tiirkischen Volk, denn diese Menschen setzen doch Hoffnungen in uns. Nur
unser Druck bewirkt Verdnderungen. Wenn die Europder wieder umfallen, sind wir endgiiltig eine
Lachnummer, die niemand ernst nehmen kann. Nichts wiirde sich mehr in diesem Land bewegen.

Panagiotis Beglitis (PSE). — (EL) Herr Prisident, meine Damen und Herren! Wir wiirden in den
europdisch-tlirkischen Beziehungen einen schweren Fehler begehen, wenn wir die bereits erzielten
betrachtlichen Fortschritte herunterspielen wiirden, indem wir die negativen Punkte beziiglich der Tiirkei
iiberbetonen, oder wenn wir ein idyllisches Bild malen, das die Wahrheit verschleiert. In Europa gibt
es Krifte, die aus eigenniitzigen Griinden der einen oder anderen Meinung folgen. Doch angesichts der
Nachbeitrittsmiidigkeit und der institutionellen Krise in der Europdischen Union sollten wir nicht noch
widerspriichliche Botschaften an die Tiirkei aussenden. Es ist Zeit fiir eine klare Botschaft von unserer
Seite, die den angenommenen Beschliissen entspricht. Wir sollten das von der tiirkischen Regierung
angenommene neunte Reformpaket als einen positiven Schritt begriiBen. Schaut man es sich jedoch
genauer an, wird deutlich, dass das Paket den europdischen Bestimmungen nicht gerecht wird. Auch
die Erklarung des stellvertretenden Ministerpriasidenten der tlirkischen Regierung, Herrn Mehmet Ali
Sahin, gegeniiber der tiirkischen ,,Daily News®, wonach seine Regierung nicht die Absicht hat, die
Wiedereroffnung der Fakultdt von Chalki zu gestatten, gibt Anlass zu Besorgnis und Beunruhigung.
Den Forderungen des Okumenischen Patriarchats in Istanbul und der griechischen Minderheit auf Imbros
und Tenedos wird, so fiirchte ich, auch weiterhin nicht entsprochen werden.

Wie Kommissar Rehn vorhin sagte, muss das pacta sunt servanda-Prinzip des internationalen Rechts
respektiert werden. Das gilt natiirlich fiir die Tiirkei, doch es gilt gleichermalen auch fiir die Européische
Union. Wir miissen daran festhalten, die Tiirkei in ihrem strategischen Ziel, der Européischen Union
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beizutreten, zu unterstiitzen. Zugleich muss die Tirkei jedoch unverziiglich das Zusatzprotokoll
ratifizieren und bis zum festgelegten Zeitpunkt umsetzen.

Der Weg nach Europa kann die Stabilitdt und Entwicklung der Tiirkei gewédhrleisten. Dabei muss die
Tiirkei jedoch die Angste und Syndrome der Vergangenheit {iberwinden. Beispielsweise das Syndrom
des Vertrags von Sévres. Deshalb bin ich der Ansicht, dass die Aussdhnung mit der Geschichte keine
Quelle der Unsicherheit und Gefahr sein darf. Sie ist vielmehr ein Indikator fiir die demokratische Reife
und das Selbstvertrauen eines Landes. Die Forderung, die schmerzliche Geschichte der Konflikte mit
den Armeniern und den Pontos-Griechen anzuerkennen, sollte keinen destabilisierenden Effekt fiir das
nationale Selbstverstindnis der Tiirkei haben.

Mit unserem spezifischen Anderungsantrag wollen wir der Tiirkei keine neuen Bedingungen auferlegen.
Wir sind dagegen, das Eingesténdnis des Volkermords an den Armeniern und den Pontos-Griechen zu
einer politischen Voraussetzung zu machen.

Marco Cappato (ALDE). — (I7) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Dieser Bericht und diese
Debatte sind meiner Ansicht nach ein Zeichen dafiir, dass sich Europa in sich selbst verschlief3t. Einige
Mitglieder sollten zumindest den Mut haben, es deutlicher zu sagen: Sie betrachten Europa als eine
religidse Einheit und einen religiosen Raum, was bedeutet, dass das politische Europa tot ist.

Ich hatte geglaubt, der Traum — die Inspiration, die Gestaltung und der Traum von einem foderalistischen
Europa — bestiinde vielmehr darin, das Gebiet, in dem Rechtsstaatlichkeit und Demokratie herrschen,
Zu erweitern.

Das ist das groBe Angebot, das wir der Tiirkei unterbreiten miissten, und just zu einem Zeitpunkt, da
der islamische Fundamentalismus iiberall in der Welt an Boden gewinnt, miissten wir besonderen
Nachdruck darauf legen und dies in einem Bericht konkretisieren, um den Beitrittsprozess zu
beschleunigen. Dann kdnnten die Kritiken, auch die hértesten, einen Sinn haben.

In Wahrheit scheinen sich hier andersartige Losungen abzuzeichnen: nicht der volle, politische Betritt
der Tiirkei, sondern vielmehr Abkommen iiber verstirkte Zusammenarbeit, alles Dinge, die an sich
nicht die Kraft der politischen Botschaft oder des Vollbeitritts haben.

Wenn wir diesen Weg — der leider auch von Président Barroso in seiner gestrigen Erkldarung empfohlen
wurde — weiterverfolgen, werden wir die Verantwortung dafiir iibernehmen miissen, dass nicht nur die
Tiirkei, sondern auch das politische Europa in immer weitere Ferne riicken.

Charles Tannock (PPE-DE). — (EN) Herr Président! Es ist die erklérte Position der EU und die meiner
Partei, den tiirkischen EU-Beitritt zu befiirworten. Trotzdem sollte niemand die enormen Probleme
unterschétzen, die die Aufnahme eines Landes mit einer so groBen Bevolkerung und dem damit
verbundenen politischen Einfluss, den ein EU-Beitritt mit sich bringt, darstellen. Hinzu kommt, dass
das Land relativ arm ist und folglich in hohem Mafle auf die Strukturfonds angewiesen sein wird und
dass es iiber eine ganz andere kulturelle und religiose Identitdt verfiigt.

In Anbetracht der derzeitigen Diskussionen iiber die hohen Einwanderungszahlen und vor allem der
mit der Integration bereits vorhandener muslimischer Minderheiten verbundenen Probleme wird die
unbegrenzte Freiziigigkeit der tlirkischen Arbeitnehmer zwangsléufig groes Kopfzerbrechen verursachen.
Die tiirkische Mitgliedschaft in der Organisation der Islamischen Konferenz wird zweifellos zu
Komplikation in der GASP beitragen. Jiingsten Umfragen des German Marshall Fund in der Tiirkei
zufolge ist die Tiirkei das amerika- und israelfeindlichste Land von allen EU- und Kandidatenlédndern.
Noch beunruhigender ist meines Erachtens die ausgeprigte Unterstiitzung der Tiirkei fiir den
theokratischen Iran.

Natiirlich wird die Tiirkei sdmtliche 6konomischen, politischen und Menschenrechtsauflagen der
Kopenhagener Kriterien erfiillen miissen, bevor sie der EU beitreten kann, und noch gibt es eindeutige
Beispiele fiir die anhaltende Diskriminierung christlicher Minderheiten wie der griechisch-orthodoxen
Christen und der syriakischen Christen sowie fiir die Unterdriickung der Meinungsfreiheit wie z. B.
Artikel 301 des Strafgesetzbuches, der die Beleidigung des Tiirkentums verbietet.

Aus meiner Sicht ist das Unvermdgen der Tiirkei, ihre Vergangenheit zu bewéltigen, wozu auch der
armenische Volkermord des Jahres 1915 und die Blockade der Republik Armenien zdhlen, sehr
bedauerlich. Doch die Nichtanerkennung der Republik Zypern, wo die Tiirkei seit der Invasion von
1974 Truppen stationiert hat, und die Nichtumsetzung des Protokolls von Ankara iiber die erweiterte
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Zollunion, die das Anlaufen tiirkischer Hafen durch zyprische Schiffe vorsieht, sind derzeit kritische
Fragen fiir die Europdische Union. Auch stimmt es nicht, dass es keine Folter mehr gibt, auch wenn
diese durch den tiirkischen Staat verboten ist; offenbar werden kurdische Aufstdndische noch immer
gefoltert, und von Frau Flautre haben wir Ahnliches gehdrt. Deshalb kénnen wir sicher sein, dass sich
die Beitrittsverhandlungen hinziehen werden. Ich jedenfalls befiirworte den Bericht Eurlings.

Inger Segelstrom (PSE). — (SV) Ich mochte Herrn Eurlings fiir diesen Bericht danken. Als Mitglieder
der Gruppe der schwedischen Sozialdemokraten sind wir fiir einen Beitritt der Tiirkei, sobald diese die
gleichen Kriterien erfiillt, die wir auch fiir alle anderen aufgestellt haben. Wir sollten keine héheren
Anforderungen an die Tiirkei stellen, aber ihr auch keine Sonderbehandlung gewahren, wie einige
Redner dies heute zum Ausdruck gebracht haben. Gegenwartig fungiert die EU als Garant fiir den
Fortschritt in der Tirkei, nicht nur durch Ermunterung, sondern auch durch unsere Forderungen auf
solchen Gebieten wie den Menschenrechten. Ein echemaliger Abgeordneter des Européischen Parlaments,
jetzt sozialdemokratischer Abgeordneter im schwedischen Reichstag, hat sich im Zusammenhang mit
einem bedauerlichen Vorfall mit einem Schreiben an den tiirkischen Botschafter gewandt. Dabei ging
es darum, dass 1 200 in schwedischen Schulen verwendete Kinderbiicher schwedischer Autoren, die
durch das Schwedische Amt fiir Internationale Entwicklungshilfezusammenarbeit, Sida, und das
Olof Palme Center finanziert worden sind, vom tiirkischen Zoll zuriickgehalten wurden. Das ist fiir
mich unbegreiflich, weshalb ich auch eine diesbeziigliche Anfrage an den Rat gerichtet habe. Ich
unterstiitze die Demokratisierung in der Tiirkei und finde, dass solche Probleme geldst werden miissen.
Allerdings teile ich auch die von den iibrigen Rednern der Sozialdemokratischen Fraktion geduferten
kritischen Standpunkte. Lassen Sie uns die Fortschritte unterstiitzen und auftretende Probleme 16sen,
aber lassen Sie uns auch an der Tatsache festhalten, dass wir in der EU die Tiirkei als Mitglied begriifien
wollen, wenn die Zeit dafiir reif und das Demokratiedefizit abgebaut ist.

Ioannis Kasoulides (PPE-DE). — (EN) Herr Priasident! Kommissar Rehn hat vor dem Ausschuss fiir
auswartige Angelegenheiten u. a. festgestellt, dass die Reformdynamik verpufft ist, das Strafgesetzbuch,
das die freie Meinungsauflerung unter Strafe stellt, nach wie vor Bestand hat, dass es Berichte iiber die
Einmischung des Militdrs in das Gerichtswesen gibt, dass die Eigentumsrechte nicht muslimischer
religidser Stiftungen Beschriankungen unterliegen und dass sich die Menschenrechtslage im Siidosten
der Tiirkei verschlechtert hat. Das ist das Wesen der Problematik und der Kern des Berichts Eurlings.

Einige Fraktionen mdchten Anderungsantrige vorlegen, um daran etwas zu dndern. Wie? Durch
Einreichung einer Reihe von Anderungsantriigen gegen Zypern im Glauben, dass damit das Gleichgewicht
wieder hergestellt wird? Helfen wir der Tiirkei, indem wir sie durch an bestimmte Bedingungen
gekoppelte Forderungen ermutigen, das Protokoll nicht zu erweitern? Helfen wir der Tiirkei, indem wir
die Ziffer, in der wir der Tiirkei den Abzug ihrer Truppen nahelegen, streichen? Koénnen Sie sich
vorstellen, was passieren wiirde, wenn die Tiirkei freiwillig Truppen aus Zypern abziehen wiirde, welche
Auswirkungen das zugunsten der Tiirkei hétte? Oder was wiirde passieren, wenn wir die Ziffer, in der
wir die Tiirkei u. a. ersuchen, ihr Veto gegen die Teilnahme der Republik Zypern in internationalen
Organisationen aufzugeben, streichen wiirden? Hinzu kommt, dass wir den Handlungsspielraum der
beiden Staatschefs von Zypern, die sich bereits auf ihr Vorgehen bei der Suche nach einer Losung
geeinigt haben, einschrénken, wenn wir die Grundlage fiir ihre Gespriche vorgeben, die keiner von
beiden als Vorbedingung gefordert hat. Hilft das der Tiirkei? Ich glaube nicht.

Abschlielend ein Wort zu unserer moralischen Pflicht gegeniiber der armenischen Volksgruppe in
Europa. Wir miissen die Anerkennung des armenischen Vélkermords fordern.

Jozef Pinior (PSE). — (PL) Herr Président! Gelingt es nicht, die Tiirkei in die Européische Union zu
integrieren, so wird dies das Misstrauen zwischen dem Westen und der muslimischen Welt vertiefen,
fundamentalistische Tendenzen verstarken und die apokalyptischen Szenarien vom Kampf der Kulturen
neu beleben. Die Tiirkei sollte sich ein Beispiel an anderen europidischen Lindern nehmen und die
erforderlichen Reformen durchfiihren und sich ihrer eigenen Vergangenheit stellen. Das Europiische
Parlament kann aber keine Beitrittskriterien fiir die Tiirkei aufstellen, die auf historischen und moralischen
Faktoren beruhen, wenn diese Kriterien nicht auch fiir andere Lénder gelten, die sich um den Beitritt
zur Européischen Union bemiihen.

Auf uns lastet eine besondere politische Verantwortung. Ich mochte Thre Aufmerksamkeit auf die
jungsten vom German Marshall Fund of the United States durchgefiihrten 6ffentlichen Meinungsumfragen
und Erhebungen in der europdischen Elite lenken. Diesen Umfragen zufolge haben sich die Gefiihle
der Tiirkei gegeniiber den USA und Europa abgekiihlt; sind jedoch gegeniiber dem Iran wirmer geworden.
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Gleichzeitig kann festgestellt werden, dass sich diese Tendenzen nicht in der kritischeren Haltung der
jingeren Tirken widerspiegeln, die gegeniiber der EU und den USA eine ausgesprochen positive
Einstellung vertreten.

Wir sollten dieses proeuropéische Potenzial nicht vergeuden.

Simon Coveney (PPE-DE). — (EN) Herr Président! Ich war letzte Woche zusammen mit Mitgliedern
des Unterausschusses Menschenrechte in der Tiirkei. Anlass der Reise war die Evaluierung von
Menschenrechtsfragen und der Auswirkungen der Reformen vor Ort. Insgesamt hat Herr Eurlings mit
seinem strengen, aber fairen Bericht iiber die Fortschritte der Tiirkei auf dem Weg zum Beitritt
ausgezeichnete Arbeit geleistet.

Was die Armenienfrage betrifft, so sollte sie meines Erachtens im Bericht erwéhnt werden. Sie sollte
aber nicht als neue Vorbedingung fiir den Beitritt eingefiihrt werden, weil wir bei unseren urspriinglichen
Kriterien bleiben sollten, wenn wir glaubwiirdig bleiben wollen.

Ich unterstiitze grundsitzlich den tiirkischen Beitritt. Mir ist aber klar, dass das ein langer und schwerer
Weg sein wird. Wir miissen mit diesem Bericht ein deutliches Signal aussenden, dass die
EU-Mitgliedschaft erreichbar ist, aber ein konsequentes und nachhaltiges Reformbemiihen erfordert.

Die beiden Menschenrechtsfragen, auf die ich kurz eingehen mdchte, betreffen die Meinungsfreiheit
und die noch immer ungeldste Kurdenfrage, die einen neuen Ansatz erfordert. Zur Meinungsfreiheit.
Trotz verschiedener Reformpakete — inzwischen sind wir beim neunten angelangt — konnen sich
Journalisten und Autoren nicht offen und kritisch iiber die Tiirkei bzw. die Mitglieder der tiirkischen
Regierung duBern. Artikel 301 des Strafgesetzbuches ist nach wie vor in Kraft, um all jene zu bestrafen,
die das Tiirkentum oder die staatlichen Behorden 6ffentlich herabwiirdigen. In solchen Fillen kénnen
Haftstrafen von bis zu drei Jahren verhingt werden. Derzeit sind bis zu 60 derartige Félle gegen Autoren
bei der Staatsanwaltschaft anhéngig. Trotz des Aufsehen erregenden Prozesses gegen die Schriftstellerin
Elif Shafak, der letzte Woche eingestellt wurde, ist die Presse solange zur Selbstzensur gezwungen,
solange Artikel 301 in Kraft bleibt.

Zur Kurdenfrage. Im Siidosten des Landes — dem tiirkischen Kurdengebiet — dauert der mit terroristischen
Mitteln gefiihrte Guerillakrieg an und muss verurteilt werden. Die Region und ihre Bevolkerung haben
schwer unter dem Terrorismus der PKK und den massiven Militdraktionen im Siidosten des Landes zu
leiden. Hier wird ein neuer Ansatz gebraucht, der sich auf diplomatische und politische Mittel anstelle
der Gewalt stiitzt.

Glenis Willmott (PSE). — (EN) Herr Prisident! Vor einem Jahr haben die Europaabgeordneten der
Labour Partei die Aufnahme der Beitrittsgespriche herzlich begriilt. Wir freuen uns, dass die Tiirkei
letztlich der EU beitreten wird.

Wir verstehen, dass das Parlament jetzt, da die aktive Phase der Verhandlungen angelaufen ist, offen
iiber die erzielten Fortschritte berichten muss. Es gibt ernsthafte Probleme, und zwar vor allem im
Hinblick auf die Wahrung der Meinungsfreiheit. Sicherheitsdienste und das Justizsystem bediirfen
weiterer Reformen, und neue Menschenrechtsgesetze miissen umgesetzt werden. Doch unsere Kritik
muss stets ausgewogen, fair und ehrlich sein, und das Erreichte muss ebenso erwéhnt werden wie die
Mingel.

Die Aussicht auf EU-Mitgliedschaft hat den Modernisierern und Menschenrechtsverteidigern in der
Tiirkei bereits die Kraft gegeben, um sich mit Nachdruck fiir die erforderlichen Verdnderungen
einzusetzen. Sie verdienen unsere uneingeschrinkte Unterstiitzung. Wir diirfen keine neuen
Vorbedingungen fiir die Mitgliedschaft aufstellen, die nicht auch fiir andere potenzielle Mitglieder
gelten, und wir miissen stets deutlich machen, dass um eine Vollmitgliedschaft verhandelt wird und
dass sie unser einziges Ziel ist.

Eine EU mit der Tiirkei als Mitgliedstaat wird zu einer Vertiefung der Werte des Multikulturalismus
und der Verstidndigung zwischen verschiedenen Religionen beitragen und damit alle Volksgruppen
starken.
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Ville Itila (PPE-DE). — (FI) Herr Prisident! Zunédchst mochte ich dem Kollegen Eurlings fiir seine
ausgezeichnete Arbeit danken. Er hat einen wirklich mutigen Bericht erstellt, der auf seine Weise
nahelegt, dass die Erweiterung viel zu schnell erfolgt. Es gibt im Hinblick auf die Tiirkei noch so viel
zu tun, dass ihr Beitritt in 10 Jahren gar nicht vorstellbar ist.

Ich war erfreut, heute Morgen in der Zeitung zu lesen, dass der Prisident der Européischen Kommission,
Herr Barroso, erklirt hat, es wire unklug, die Erweiterung fortzufiihren, ehe wir das Problem der
Verfassung geldst haben. Ich stimme ihm voll und ganz zu. Wir kdnnen nicht auf eine Erweiterung von
so groflem Ausmalf dringen, wie das bei der Tiirkei der Fall wére, und uns gleichzeitig mit dem Vertrag
iiber eine Verfassung fiir Europa beschiftigen. Wir sollten wesentlich stérker auf die 6ffentliche Meinung
und die Ansichten der Biirger horen. Angesichts der Volksbefragungen in Frankreich und den
Niederlanden wire es besser, dem Rechnung zu tragen, was die Menschen in dieser Frage denken.

AuBlerdem sollten wir uns iiberlegen, wie umfangreich und wie schnell die EU erweitert werden kann.
Wenn unsere Biirgerinnen und Biirger keine Antwort auf die Frage erhalten, wie schnell die Erweiterung
erfolgt, werden sie der jetzigen EU kein Vertrauen schenken kdnnen. Es ist schade, dass Kommissar
Rehn den Saal schon verlassen hat, denn ich hétte ihn gern nach seinem Plan B fiir den Fall gefragt,
dass schnelle Fortschritte erreicht werden und die Tiirkei in rund 10 Jahren der Union beitritt und dann
eine Referendum beispielsweise in Frankreich durchgefiihrt wird und wenn die Menschen dann sagen:
Nein, wir kdnnen einen Beitritt der Tiirkei nicht befiirworten. Wie sieht der Plan fiir diesen Fall aus,
und wie fahren wir dann fort, um die Tiirken nicht zu enttduschen und das gesamte Projekt zu stoppen,
das in sich zusammentfillt, weil es wieder einmal ein unerwartetes Nein in einer Volksabstimmung
gegeben hat? Vielleicht werden wir spater darauf eine Antwort erhalten.

(Beifall)

Bogustaw Sonik (PPE-DE). — (PL) Herr Prdsident! Die mit der Tiirkei aufgenommenen
Beitrittsverhandlungen sollten fortgesetzt werden. Die Tiirkei sollte nicht anders behandelt werden als
jedes andere Land, mit dem wir in der Vergangenheit verhandelt haben. Der Prozess der Harmonisierung
der tiirkischen und europdischen Gesetzgebung wird der Tiirkei helfen, ihre Wirtschaft zu modernisieren
und zu liberalisieren und sich den Grundwerten, die das Fundament der Europdischen Union bilden,
weiter anzundhern.

Die Tiirkei ist ein Land, das sich die ungeheuer schwierige Aufgabe gestellt hat, den Islam von den
Regierungsstrukturen zu trennen. Der sékulare Charakter dieses muslimischen Landes verdient es
gefordert zu werden. In einer Welt, in der sich das extremistische und fanatische Gesicht des Islam
immer haufiger manifestiert, verdient diese Weltlichkeit unsere besondere Unterstiitzung. Dennoch
muss sich die Tiirkei im Klaren dariiber sein, dass sie keine Sonderbehandlung erwarten kann. Ankara
kann nicht erwarten, dass die Union ihre Normen herabsetzt oder ihre auf den européischen Vertragen
beruhenden Gesetze und Anforderungen verwassert.

Ich méchte Thre Aufmerksamkeit vor allem auf die Frage der biirgerlichen Rechte und Freiheiten lenken.
Es reicht nicht aus, einfach nur die Gesetze und rechtlichen Bestimmungen zu verdndern. Der 6ffentliche
Dienst und der Richterstand miissen die biirgerlichen Freiheiten, die Rede- und Religionsfreiheit stets
beachten. Fortschritte in diesem Bereich werden anhand von harten Tatsachen zu beurteilen sein. Ankara
muss das verstehen und darf nicht beleidigt sein, wenn wir Fragen stellen, die Lage beurteilen und
priifen, ob die Rechte der kurdischen Minderheit respektiert werden und sie dieselben Rechte wie alle
anderen ethnischen Minderheiten in der Européischen Union geniefit. Dazu zihlt das Recht auf eigene
Schulen in kurdischer Sprache auf jeder Stufe des Bildungssystems, angefangen bei der
Vorschulerziehung. Neue Gesetze zur Terrorismusbekdmpfung diirfen nicht zur Beschrinkung der
biirgerlichen Freiheiten und Diskriminierung von Minderheiten benutzt werden.

Die Européische Union wird ferner priifen, welche Freiheiten die Christen genief3en, die noch immer
nicht in der Lage sind, ein vor Jahren geschlossenes Seminar wieder zu erdffnen. Wenn christliche
Schulen in der Tiirkei nicht ungehindert betrieben werden konnen, dann kann die Tiirkei nicht Mitglied
der Européischen Union werden. Wir sollten, auch wenn wir jetzt gerade iiber die Tiirkei diskutieren,
nicht vergessen, dass es fiir Europa ebenso wichtig ist, kiinftig Assoziierungsverhandlungen mit der
Ukraine aufzunchmen.
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Werner Langen (PPE-DE). — Herr Président! Am Ende der Debatte mochte ich nochmals daran
erinnern, dass Kollege Camiel Eurlings einen guten und konstruktiven Bericht vorgelegt hat, auch wenn
das in der Tiirkei nicht so gesehen wird und kritisiert wurde.

Dass die Verhandlungsergebnisse offen sind und auch Alternativen zur Vollmitgliedschaft als Ergebnis
haben konnen — und meiner Meinung nach auch haben sollen —, ist nicht neu, sondern
Beratungsgegenstand in Rat und Parlament. Ich mdchte ausdriicklich Kommissar Rehn widersprechen,
der hier in seiner Er6ffnungsrede gesagt hat, er erwarte den Abschluss der Verhandlungen und den
Beitritt bis Ende dieses Jahrzehnts. Das sind keine vier Jahre mehr!

Niemand von denen, die die Tiirkei als Vollmitglied haben wollen, sagt: Die jetzige Tiirkei kann beitreten.
Sie muss sich grundlegend &ndern. Die Tiirkei muss Menschenrechte, Religionsfreiheit und
Minderheitenrechte anerkennen und achten. Sie muss die Armenier-Frage kldren und die Anerkennung
Zyperns aktiv betreiben. Oder glaubt jemand in der Tiirkei, dass die Tiirkei Mitglied werden koénnte,
wenn auf der anderen Seite ein Vollmitglied der EU nicht anerkannt wird? Ein Insider hat vor kurzem
behauptet, Zypern werde erst dann anerkannt, wenn die Tiirkei Vollmitglied sei oder von sich aus die
Verhandlungen abbreche. Wenn sich die EU, auch die Kommission, das gefallen ldsst, dann werden
wir alle unsere Moglichkeiten, Europa zusammenzuhalten, aus der Hand geben.

Wenn ich an die Religionsfreiheit denke, dann ist es schon eine bemerkenswerte Tatsache, wie von
tiirkischen Autoritdten, vom stellvertretenden Parteivorsitzenden, vom obersten Chef der Religionsbehorde
— einem Staatsbeamten — die Papstrede bewertet wurde, bevor er sie liberhaupt gelesen hatte. Papst
Benedikt ist mit Hitler und Mussolini verglichen worden — ein ungeheurer Vorgang, der die Intoleranz
und den Islamismus in den Kopfen der Leute, die mit uns in Verhandlungen treten, zeigt und
dokumentiert. In Anbetracht des aufkeimenden Nationalismus und der starren Haltung der Regierung
Erdogan zweifle ich erheblich am politischen Willen, tatséchlich Souverénitét an die EU abzugeben.

Deshalb ist der Bericht Eurlings notwendig und richtig. Die Tiirkei sollte die Hinweise und Forderungen
als Chance und nicht als Bedrohung verstehen.

Paula Lehtomiki, amtierende Ratsprdsidentin. (FI) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Diese
ausfiihrliche und lobenswerte Aussprache hat die mit den Beitrittsverhandlungen der Tiirkei verbundenen
Herausforderungen und Probleme sehr deutlich gemacht. Dariiber hinaus wurde aber auch die
auflerordentlich wichtige strategische Rolle der Tiirkei fiir die Europdische Union sehr klar herausgestellt.

In unserer Funktion als Ratsprisidentschaft werden wir die Beitrittsgespriche in Ubereinstimmung mit
den allgemeinen Grundsitzen der Erweiterung unterstiitzen. Dazu gehort die Gleichbehandlung der
beitrittswilligen Lander auf der Grundlage ihrer eigenen Leistungen. Es sollte an dieser Stelle noch
einmal darauf hingewiesen werden, dass der Europdische Rat im Sommer 2006 bekréftigt hat, dass er
die eingegangenen Verpflichtungen beziiglich der Erweiterung einhalten und die Arbeit auf dieser
Grundlage weiterfithren wird. Die Tiirkei hat noch viele Probleme zu bewiltigen, aber offensichtlich
unterstiitzen die Beitrittsgespréche die Fortfiihrung des Reformprozesses im Land, was ja in jedermanns
Interesse ist.

Eine der Hauptfragen ist die Ratifizierung und Umsetzung des Zusatzprotokolls zum Abkommen von
Ankara durch die Tiirkei. Im Moment setzen wir alles daran, eine Losung zu finden, die einerseits einen
direkten Handel zwischen der Europdischen Union und Nordzypern ermoglicht und andererseits
sicherstellt, dass die Tiirkei ihre Hiafen auch fiir zyprische Schiffe 6ftnet.

Parallel zu den Beitrittsverhandlungen muss auch eine umfassende Regelung der Zypernfrage im Rahmen
der Vereinten Nationen gefunden werden.

Herr Préasident, meine Damen und Herren! Ich danke Thnen fiir diese wertvolle und dynamische
Aussprache.

Louis Michel, Mitglied der Kommission. (FR) Herr Président, meine Damen und Herren! Zunichst
mochte ich dem Berichterstatter fiir seine Arbeit danken. Dies ist eindeutig ein wichtiger Beitrag. Es
ist eine duflerst interessante Bewertung, die zweifellos dazu beitragen wird, den Bericht der Kommission
vom 8. November zu untermauern. Auch wenn wir nicht unbedingt mit allen Punkten des Berichts
einverstanden sind, glaube ich, dass es fiir das Parlament wichtig ist, diese Frage aufzugreifen und durch
seinen Beitrag unseren eigenen Standpunkt zu kléren.
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Meines Erachtens hat uns die Aussprache, die gerade stattgefunden hat, die mit dem Beitrittsprozess
der Tiirkei verbundenen Fragen, der vor knapp einem Jahr begonnen hat, klar und deutlich vor Augen
gefiihrt. Die Kommission wird dieser Aussprache natiirlich Rechnung tragen, wenn sie ihren Bericht
am 8. November vorlegt. Dieser wird wie immer streng, objektiv und kompromisslos sein. Er wird auf
einem breiten Spektrum an Informationsquellen beruhen, wozu die offiziellen Angaben der Regierung
und Analysen tiirkischer oder anderer Nichtregierungsorganisationen sowie auch grof3er internationaler
Institutionen gehoren. Er wird die Berichte der Ausschiisse Ihres Parlaments ebenso beriicksichtigen
wie den Bericht Bozkurt.

Herr Toubon, ich mdchte Sie — bei allem Respekt, den ich Thnen schulde und den ich fiir Sie habe —
beruhigen. Dies wird kein Kindermirchen sein. Die Kommission pflegt nicht das zu tun, wessen Sie
sie plotzlich beschuldigen. Noch hat sie, auch wenn Ihnen das gefallen wiirde, die Absicht, einen Bericht
vorzulegen, der einseitig, nicht nuanciert oder unvollstindig ist.

Daher darf man die mit diesem Projekt verbundenen Fragen nicht aus den Augen verlieren. Der Beschluss
vom 3. Oktober 2005 spiegelt sicherlich den Wunsch wider, unseren Verpflichtungen nachzukommen,
vermittelt jedoch auch ein starkes gegenseitiges Interesse. Ich habe jemanden in diesem Hohen Haus
gerade sagen horen, die Tiirkei habe hier mehr zu gewinnen als Europa. Davon bin ich iiberhaupt nicht
iiberzeugt. Meiner Meinung braucht die Tirkei natiirlich Europa, um ihre Modernisierung,
Demokratisierung und die Unterstiitzung der Entwicklung ihrer Wirtschaft fortzusetzen, aber ich denke,
auch Europa braucht die Tiirkei an ihrer Seite, als Stiitzpunkt fiir Frieden, Stabilitdt, Demokratie und
Wohlstand.

Die aktuellen Geschehnisse reichen, wie auch jemand sagte, aus, um den strategischen Wert dieses
Unternechmens jeden Tag erneut zu zeigen. Ob es um den Iran, den Irak, den Nahen Osten im
Allgemeinen, den Dialog zwischen den Zivilisationen oder die Energiekrise geht, die Tiirkei scheint
immer ein Schliisselland zu sein, ein unverzichtbarer Trumpf fiir Europa. Dies entbindet die Tiirkei
natiirlich keineswegs von den Verpflichtungen, die jedes Bewerberland iibernehmen muss, und die
Europdische Union wird dariiber wachen. Dabei wird sie sich allerdings auch nicht als Lehrer auffiihren,
der autoritdr seinen Unterricht abhélt.

Erinnern wir uns daran, dass sich die Tiirkei selbst beworben hat. Sie hat diesen Schritt getan. Sie hat
damit zugestimmt, sich mit den Schwierigkeiten der européischen Integration auseinander zu setzen,
denn sie sah darin den Schliissel zu ihrer Zukunft und zu der ihrer Biirger. Deswegen muss die Tiirkei
nun den Reformprozess fortsetzen und verstirken, den sie selbst mutig eingeleitet hat, und darf nicht
schwach werden. Wir unsererseits werden sie selbstverstiandlich weiterhin und unermiidlich in diesem
Sinne bestéirken. Die Tiirkei strebt danach, Europa beizutreten. Ich finde, wir sollten ihr eine Chance
geben. Eine faire Chance, die sich aus den deutlichen und transparenten Regeln ergibt, die von Anfang
an bestanden haben, und die sich auch nicht je nach Tagesstimmung dndern werden.

Ich mochte noch etwas hinzufiigen. Ich habe oft das Gefiihl, und nicht nur in diesem Hohen Haus, dass
wir, wenn wir diese Frage erortern, so tun, als wiirden wir den Beitritt der Tiirkei heute bewerten, obwohl
dieser erst morgen stattfindet. Es steht auler Frage, dass die Tiirkei nicht morgen beitreten wird, und
der Prozess wohl noch einige Zeit dauern wird. Dies ist daher lediglich eine Zwischenbewertung.
Bewertet werden Fortschritte — die manchmal zu lange auf sich warten lassen — und auch Riickschritte.
Es ist klar, dass es sich dabei um einen sich entwickelnden Prozess handelt. Daher ist es sehr ungerecht,
sich allein auf eine Momentaufnahme zu beschranken. Darum geht es beim Beitritt nicht. Und das
entspricht im Ubrigen keinem anderen Erweiterungsprozess, den wir in der Vergangenheit durchlaufen
haben. Warum sollte die Tiirkei daher anders behandelt werden?

Nun moéchte ich, bevor ich in 20 Sekunden zum Ende komme, noch auf die Frage der Armenier eingehen.
Ich mochte jedoch betonen — und ich bin mir, ebenso wie Europa, durchaus des Problems bewusst, da
es zur Pflicht des Erinnerns gehort, die Teil unseres Werteerbes ist —, dass dieses Thema keine Bedingung
ist oder war, die der Européische Rat fiir die Er6ffnung der Verhandlungen oder fiir den Beitritt selbst
aufgestellt hat, weder im Falle der Tiirkei noch eines anderen Bewerberlandes. Sie heute aufzuerlegen
hiele, die Regeln mitten im Spiel zu dndern und wiirde von der Tiirkei sehr stark als ein Trick der
Europaischen Union empfunden, neue Bedingungen mit dem Ziel festzulegen, den Beitritt der Tiirkei
um jeden Preis zu verhindern.

Andererseits muss auf jeden Fall sichergestellt werden, dass die Meinungsfreiheit, auch bei heiklen
Themen im Zusammenhang mit der tlirkischen Vergangenheit, in diesem Land vollstindig gewahrt
wird. Die Erfahrungen unserer eigenen Lander zeigen, dass die Diskussion iiber die Vergangenheit, so



90

Verhandlungen des Européischen Parlaments

26-09-2006

schmerzhaft sie auch sein mag, immer Ergebnis einer Bewusstseinswerdung innerhalb unserer
Gesellschaften ist und selten, wenn tiberhaupt, Ergebnis eines Befehls oder Diktats von aulen. Diese
gesamte Diskussion steht im Zusammenhang mit dem Grundsatz der Versdhnung, die eine der wichtigsten
Antriebskréfte des europédischen Aufbauwerks ist.

Die Kommission hat bei dieser Frage immer eine klare Haltung vertreten. Die Beziehungen der Tiirkei
zu Armenien miissen verbessert werden, beginnend mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen und
der Offnung der Landgrenze, die derzeit geschlossen ist. Die Perspektive eines Beitritts der Tiirkei zur
EU muss zu einer Verbesserung der bilateralen Beziehungen und zu einer Verséhnung fiihren, auch im
Hinblick auf die Vergangenheit. Wir erwarten natiirlich, dass die Tiirkei dieses Thema als wichtigen
Bestandteil einer freien und 6ffentlichen Debatte behandelt, in der es moglich sein muss, alle Meinungen
auszutauschen.

Dies, Herr Prisident, meine Damen und Herren, ist die Antwort der Kommission, sind meine Eindriicke,
nachdem ich diese duflerst interessante Aussprache verfolgt habe. Ich werde dariiber natiirlich Herrn
Rehn berichten, der mit diesen Themen besser vertraut ist als ich. Zweifeln Sie keinen Moment daran,
dass Ihr Beitrag zum Bericht vom 8. November willkommen sein wird.

(Beifall)

Philip Claeys (NI). — (NL) Herr Président! Ich mochte nur dagegen protestieren, dass Kommissar Rehn
in dieser wichtigen Debatte nicht zugegen ist. Nach meinem Dafiirhalten ist der Grund, den er angegeben
hat, nicht akzeptabel. Gegeniiber diesem Hause halte ich es auch nicht fiir fair. Er hitte auf die zahlreichen
Kommentare zum Bericht Eurlings eingehen kénnen.

Der Prisident. Ich darf Sie dariiber informieren, dass Herr Rehn andere Verpflichtungen hatte und
nicht an dieser Sitzung teilnehmen konnte. Herr Michel, ich erteile Ihnen erneut das Wort.

Louis Michel, Mitglied der Kommission. (NL) Herr Prasident! Ich darf Herrn Claeys daran erinnern,
dass Kommissar Rehn bereits ausfiihrlich dargelegt hat, weshalb es ihm nicht méglich war zu bleiben.
Fiir die Debatte war es tatsachlich bedauerlich, dennoch war ich bemiiht, ihn zu vertreten, indem ich
die Argumente erldutert und die Fragen beantwortet habe. Selbstverstindlich werde ich Herrn Rehn
Bericht erstatten, und ich bin iiberzeugt, dass er in den nichsten Sitzungen wahrscheinlich anwesend
sein und diese Fragen personlich beantworten wird.

Der Prisident. Die Aussprache ist geschlossen.

Die Abstimmung findet am Mittwoch um 12.00 Uhr statt.
13. Fragestunde (Anfragen an die Kommission)

Der Prisident. Als néchster Punkt folgt die Fragestunde (B6-0429/2006).
Wir behandeln die folgenden Anfragen an die Kommission.
Erster Teil

Der Prisident. Anfrage Nr. 33 von Avril Doyle (H-0756/06)

Betrifft: System fiir den Handel mit Emissionszertifikaten 2008-2012 — nationale Zuteilungspléne

Die Kommission wird gebeten, im Zusammenhang mit dem System fiir den Handel mit
Emissionszertifikaten 2008-2012 den Umstand zu kommentieren, dass der Termin 30. Juni 2006, zu
dem alle Mitgliedstaaten ihre nationalen Zuteilungspléne vorlegen sollten und die Kommission einen
Bericht herausgeben sollte, verstrichen ist, ohne dass diese Aufgaben erledigt wiren. Nicht einmal die
Halfte aller Mitgliedstaaten hat die Zuteilungspldne vorgelegt. Wie gedenkt die Kommission weiter zu
verfahren, damit das zweite System fiir den Handel mit Emissionszertifikaten rechtzeitig bis 2008
aufgestellt ist und funktioniert?

Stavros Dimas, Mitglied der Kommission. — (EL) Herr Préasident! Bis zum gestrigen Tage haben
13 Mitgliedstaaten der Kommission offiziell ihre nationalen Zuteilungspldne vorgelegt. Mit anderen
Worten, nahezu die Hilfte der Pline steht noch aus. Es sollte jedoch darauf hingewiesen werden, dass
die iibermittelten Pléne bereits mehr als 60 % der Emissionsrechte ausmachen, die die Kommission im
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ersten Handelszeitraum erteilt hat. Zu den Mitgliedstaaten, die ihre Pliane vorgelegt haben, gehdren
Belgien, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Estland, Irland, Lettland, Litauen, Luxemburg, Polen,
die Slowakei, Schweden und das Vereinigte Konigreich. Die {ibrigen Mitgliedstaaten miissen ihre Plane
natiirlich noch tibermitteln.

Die Mehrzahl dieser Pline befindet sich in verschiedenen Mitgliedstaaten, wie Osterreich, Zypern,
Finnland, Italien, den Niederlanden, Portugal und Spanien, bereits — in ihrer vorldufigen Form — im
offentlichen Konsultationsverfahren. Einige dieser Mitgliedstaaten haben in den entsprechenden
Konsultationsverfahren schon erhebliche Fortschritte gemacht und werden ihre Pline der Kommission
voraussichtlich in den ndchsten Wochen vorlegen. Die Kommission legt groen Wert darauf, dass die
iibrigen Mitgliedstaaten ihre Pléne fiir den zweiten Zeitraum so schnell wie moglich {ibermitteln. Es
sind bereits Schreiben an die Mitgliedstaaten geschickt worden, in denen sie auf ihre Pflichten
aufmerksam gemacht wurden. Wenn es zu weiteren Verzogerungen kommt, wird die Kommission die
Maglichkeit priifen, gegen die séumigen Mitgliedstaaten Vertragsverletzungsverfahren geméaf Artikel 226
des Vertrags einzuleiten. Nach den ihr zur Verfiigung stehenden Informationen geht die Kommission
jedoch davon aus, dass die letzten Mitgliedstaaten ihre Plane bis Ende 2006 vorlegen werden.

Die Kommission hat bereits damit begonnen, die {ibermittelten nationalen Zuteilungspléne zu priifen.
Sie beabsichtigt, ihre diesbeziiglichen Entscheidungen im Herbst zu fillen, d. h. innerhalb der Frist von
drei Monaten ab der Fertigstellung der Pléne, die in der Richtlinie iiber den Emissionshandel festgelegt
ist. Das wird der Kommission erm&glichen, noch vor Weihnachten ihre Entscheidungen fiir den Grofteil
der Emissionshandelsrechte zu treffen und das Bewertungsverfahren bis zum Friithjahr 2007
abzuschliefen. Damit wird der reibungslose und rechtzeitige Beginn der fiir 2008 geplanten zweiten
Phase des Handelsmechanismus der Europdischen Union in allen Mitgliedstaaten gewéhrleistet.

Die Kommission kann natiirlich kein Urteil iiber die laufenden Uberpriifungen abgeben, doch sie wird
jedes ihr zur Verfiigung stehende politische und rechtliche Mittel nutzen, um sicherzustellen, dass alle
Pléne den Kyoto-Verpflichtungen sowie den bestétigten Daten aus dem Jahre 2005 entsprechen, damit
fiir die Unternehmen gleiche Wettbewerbsbedingungen gewahrleistet sind.

Avril Doyle (PPE-DE). — (EN) Der Zweck der nationalen Zuteilungspldne besteht iiberhaupt darin
sicherzustellen, dass mit den Emissionshandelssystemen der EU der grofitmogliche Nutzen fiir die
Umwelt erzielt wird. Die in den meisten Mitgliedstaaten zu verzeichnende mangelnde Transparenz bei
der Festlegung der ersten nationalen Zuteilungspliane hat Anlass zu legitimen Fragen und Bedenken
beziiglich der Giiltigkeit der Daten fiir die ersten Plane gefiihrt.

Im ersten Jahr, also 2005, sind in den 21 Landern 44 Millionen Tonnen Kohlendioxidemissionen weniger
angefallen, als fiir diese 21 Lander Emissionszertifikate ausgestellt wurden. Das hat zu keinerlei Druck
zur Senkung der Emissionen sowie zu einem sehr unberechenbaren Markt fiir Emissionszertifikate
gefiihrt. Werden Sie darauf bestehen, dass die Informationen und Datenquellen, die zur Aufstellung der
Ziele fiir die zweite Runde der Zuteilungsplidne verwendet werden, 6ffentlich zugénglich gemacht
werden, um eine unabhiingige Uberpriifung zu ermdglichen und um fiir einen maximalen Nutzen fiir
das Klima sowie einen fairen Wettbewerb am gesamten Binnenmarkt zu sorgen?

Stavros Dimas, Mitglied der Kommission. (EN) Die Kriterien fiir die Erarbeitung der nationalen
Zuteilungspléne fiir den zweiten Handelszeitraum werden in der Richtlinie beschrieben. Dabei handelt
es sich um zwdolf Kriterien, von denen zwei besonders wichtig sind. Bei dem Ersten geht es darum, ob
sich die MaBnahmen der Mitgliedstaaten im Einklang mit den Zielsetzungen zur Senkung der Emissionen
befinden und wie die Zuteilungen im Rahmen des Emissionshandelssystems zusammen mit anderen
MaBnahmen zur Erreichung dieses Ziel beitragen. Das Zweite betrifft die verfligbaren offentlich
bekannten Daten in Bezug auf die Emissionen. Wir haben hinsichtlich des zweiten Handelszeitraums
den Vorteil, dass uns die tatsdchlichen Emissionsangaben fiir 2005 vorliegen, die die bereits beschriebene
Form haben. Folglich diirften diese beiden Kriterien wesentlich dazu beitragen, dass die nationalen
Zuteilungsplédne die fiir den Markt erforderliche Verknappung bewirken und damit Unternehmen und
Anlagen als Anreiz fiir die richtigen Investitionen zur Senkung von Kohlendioxidemissionen dienen.

James Hugh Allister (NI). — (EN) Kann der Kommissar etwas zu Sinn und Logik einer Politik sagen,
die die Mitgliedstaaten zwingt, ihre Emissionen radikal zu senken, was einen Anstieg der Energiepreise
in der EU und niedrigere Produktionsmengen zur Folge hat, wahrend wir gleichzeitig den Handel mit
China, dem grofiten Umweltverschmutzer der Welt, und die dortige Produktion ohne durchsetzbare
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Auflagen in Bezug auf Emissionssenkungen fordern? Ich habe nichts gegen den Handel mit China, aber
ich habe etwas dagegen, dass China nicht gezwungen wird, seine Emissionen zu verringern.

Letztlich handeln wir nicht mit Arbeitspldtzen und Emissionen...
(Der Prisident entzieht dem Redner das Wort.)

Stavros Dimas, Mitglied der Kommission. (EN) In unseren Plénen fiir die Zeit nach 2012 legen wir
grolen Wert auf die Einbeziehung aller wichtigen Verursacher von Kohlendioxid- und anderen
Treibhausgasemissionen.

Sie haben ganz Recht. China zihlt zu den grolen Verschmutzern, aber Sie vergessen, dass die USA,
die fiir etwa 25 % der Treibhausgase weltweit verantwortlich sind, der grof3te Verursacher von Emissionen
sind. China liegt mit etwa 14 % zusammen mit der Europdischen Union an zweiter Stelle. Um aber das
Gleichgewicht zu erzielen, das in Bezug auf den Beitrag eines jeden Landes zur Bekdmpfung des
Klimawandels notwendig ist, miissen wir die von der UNO-Konferenz zum Klimawandel getroffene
Feststellung in Betracht ziehen, der zufolge die Lander in gemeinsamer, aber unterschiedlicher Weise
einen Beitrag leisten sollten. Das bedeutet, dass Lander wie China, Indien und andere sich rasch
entwickelnde Lander, die in der Vergangenheit wesentlich weniger Treibhausgase erzeugt haben und
deren Pro-Kopf-Einkommen nur einen Bruchteil des Pro-Kopf-Einkommens der Industrielédnder betrigt,
einen anderen, ihren Fahigkeiten und Moglichkeiten entsprechenden Beitrag leisten miissen, der ihre
wirtschaftliche Entwicklung nicht behindert und nicht zu einem unlauteren Wettbewerb gegeniiber
anderen Landern fiihrt.

Esko Seppédnen (GUE/NGL). — (FI) Herr Président, Herr Kommissar! Im Ergebnis des Handels mit
Emissionszertifikaten ist ein genereller Anstieg der Strompreise in Europa zu verzeichnen. Auflerdem
haben sich die Strompreise noch unabhéngig davon erhoht, das heifit, die Preise fiir Atom- und
Wasserstrom sind gestiegen, was den Erzeugern unerwartete Gewinne beschert hat.

In den nordischen Léndern, wo es einen gemeinsamen Elektrizitdtsmarkt gibt, wurden die Kosten fiir
die Emissionszertifikate direkt auf die Strompreise an der Nordischen Strombdrse aufgeschlagen. Sie
wurden auch an die Preise fiir Atom- und Wasserstrom weitergegeben und haben unerwartete Gewinne
fiir die Erzeuger in diesen Sektoren gebracht. Gedenkt die Kommission bei der Neustrukturierung der
Zuteilungen etwas gegen diese zusétzlichen Gewinne zu tun, die die Erzeuger durch den Handel mit
Emissionszertifikaten erzielen?

Stavros Dimas, Mitglied der Kommission. (EN) Sie haben Recht. Eine ganze Reihe von
Stromunternehmen haben Windfall-Gewinne verbucht, weil sie die Kosten der kostenlosen Zuteilungen
in die Strompreise eingerechnet haben. Folglich hat es Windfall-Gewinne in ganz Europa gegeben.

Es gibt zwei Moglichkeiten, um etwas dagegen zu unternehmen. Zum einen kdnnen einige der Zuteilungen
versteigert werden, anstatt sie kostenlos zu vergeben. Das ist eine Moglichkeit fiir den zweiten
Handelszeitraum. Die Lander konnen etwa 10 % der Zuteilungen versteigern, und der Erlos konnte
entweder zur Forderung der Innovationstitigkeit oder beispielsweise zur Senkung der Abgaben fiir den
Produktionsfaktor Arbeit oder fiir andere Zwecke verwendet werden. Die zweite Moglichkeit ist die
Liberalisierung des Gas- und Strommarktes in der Europdischen Union.

Der Prisident. Anfrage Nr. 34 von Danuté Budreikaité (H-0760/06)

Betrifft: Erweiterung des Schengenraums

Die Européische Union bereitet sich auf die Erweiterung des Schengenraums vor. Es gibt jedoch Stimmen,
dass es aufgrund von Problemen im Zusammenhang mit der dem AuBengrenzenschutz dienenden
zentralen Datenbank nicht mdglich sein wird, die Grenzkontrollen 2007 abzuschaffen.

Konnte die Kommission darlegen, wie die Vorbereitung auf die Erweitung des Schengenraums vonstatten
geht? Inwieweit sind die Kandidatenldnder in der Lage, die Anforderungen des Schengenraums
umzusetzen?

Franco Frattini, Vizeprdsident der Kommission. (EN) Erstens. Das Schengener Informationssystem
(SIS 1I) ist von entscheidender Bedeutung, da es eine, wenn nicht gar die Voraussetzung fiir die
Erweiterung des Schengen-Raums ist, der einen wahrhaft européischen Raum fiir die Freiziigigkeit der
Biirger darstellt.
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Zweitens ist und bleibt die Erweiterung des Schengen-Raums von vorrangiger politischer Bedeutung
fiir die Europdische Union. Ich kann bestdtigen, dass sich die Kommission ebenso wie ich konsequent
flir die moglichst baldige Erreichung dieses Ziels einsetzt.

Wihrend der ersten Phase der technischen Umsetzung dieses sehr komplexen Systems, das, wie Sie
wissen, eine Verbindung zwischen dem zentralen Teil hier in Stra8burg und den nationalen Systemen
in allen Mitgliedstaaten herstellt, sind einige technische Probleme aufgetreten. Rechtsstreitigkeiten
haben zu Problemen und Verzoégerungen gefiihrt. Bei der Vorbereitung des Standortes hier in Stralburg
hat es Probleme gegeben, aber diese Probleme konnten inzwischen in enger Zusammenarbeit mit den
franzosischen Behorden geldst werden. Die grofle Mehrzahl der Mitgliedstaaten hat um eine Verldngerung
von mindestens drei Monaten gebeten, um die zwischen dem zentralen System und dem jeweils nationalen
System erforderliche Verbindung zu erproben.

Viertens konnte noch keine Einigung tiber die Rechtsgrundlage erzielt werden. Daran arbeiten wir aber
mit grofer Intensitdt. Vor einigen Tagen fand ein sehr fruchtbarer Trilog statt, in dem es um eine Einigung
zwischen dem Berichterstatter, dem Ratsvorsitz und mir ging.

Die Umsetzung der nationalen Vorhaben hat sich mit einer Ausnahme in allen Mitgliedstaaten, die um
Aufnahme in den Schengen-Raum gebeten haben, verzogert. Simtliche Experten in allen Mitgliedstaaten
waren und sind sich der aktuellen Situation vollkommen bewusst. Deshalb haben die nationalen Experten
vorgeschlagen, einen neuen Zeitplan fiir die Umsetzung von SIS II zu beschlielen.

Néchste Woche wird der Rat der Innenminister den neuen Zeitplan fiir SIS II vielleicht billigen. Er wird
den Vorschlag fiir einen neuen Zeitplan billigen, der transparent, pragmatisch und realistisch sein wird,
und er wird die Bildung einer Task-Force beschlieBen, die sich aus Experten aus den einzelnen
Mitgliedstaaten zusammensetzen und die nationale Umsetzung der einzelstaatlichen Systeme laufend
iiberwachen wird.

Im Anschluss daran besteht die konkrete Moglichkeit zur Diskussion eines realistischen Zeitplans.
Einerseits haben wir es hier wirklich mit einer politischen Aufgabe zu tun und andererseits mit einem
dulerst komplexen technischen Problem. Die Verzogerung ist nicht auf politische Probleme
zuriickzufiihren, sondern auf technische, und sdmtliche Mitgliedstaaten wurden von ihren nationalen
Experten, die im Technischen Ausschuss zusammenarbeiten, entsprechend informiert.

Danuté Budreikaité (ALDE). — (LT) Vielen Dank fiir Thre Antwort, Herr Kommissar. Als die Innen-
und Justizminister die Schengenproblematik letzte Woche in Tampere diskutierten, war noch immer
die Rede von einer politischen Frage, und man stellte fest, dass nicht alle Lander dem neuen System
gleichzeitig beitreten wiirden, sondern dann, wenn sie soweit sind. Die alten Mitgliedstaaten werden
dem System als Erste beitreten, und die neuen werden spéter folgen. Ich mochte Sie bitten, das zu
bestitigen, oder, was wesentlich besser wire, zu verneinen. Wir erwarten eine schnelle Reaktion in
Bezug auf eine realistische Agenda und einen realistischen Termin fiir die Erweiterung.

Franco Frattini, Vizeprdsident der Kommission. (IT) Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Meine Antwort lautet definitiv Ja: Die Umsetzung des SIS-II-Projekts gehort zu den
unabdingbaren Voraussetzungen fiir die Vereinigung und Erweiterung des Schengenraums.

Ich denke, dass der Zeitplan, der nichste Woche noch vom Ministerrat gebilligt werden muss, ganz
genaue Termine fiir den Beitritt der neuen Staaten zum Schengenraum festsetzen wird.

Wie zuvor erwihnt, gibt es eine zweite Voraussetzung, ndmlich dass jeder der neuen Mitgliedstaaten
in der Lage sein muss, seine nationalen Sicherheits- und Grenzsicherungsmaflnahmen so anzupassen,
wie es im Schengener Ubereinkommen selbst vorgeschrieben ist. Wenn diese beiden Bedingungen
erfiillt sind, wird das vom Ministerrat festgesetzte Datum ein fester Termin fiir den Schengen-Beitritt
sein.

Hubert Pirker (PPE-DE). — Herr Président, geschétzter Herr Kommissar! Zunéchst herzlichen Dank
fiir IThr Engagement, das Sie im Zusammenhang mit der Realisierung von Schengen an den Tag legen.

Ich habe zwei Fragen: Es ist diskutiert worden, dass angeblich Schengen plus in einer Ubergangsphase
zuerst erflillt werden sollte, bevor Schengen II realisiert wird. Ist Schengen plus eine zwingende
Voraussetzung dafiir, dass dann Schengen II implementiert wird? Ich verweise auf Slowenien, das
angeblich Schengen II schon realisiert hat.
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Zweite Frage: Welche neuen Verkniipfungen von Dateien sind mit Schengen II zusétzlich vorgesehen?

Franco Frattini, Vizeprdsident der Kommission. (IT) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Die
Moglichkeit einer Zwischenlosung — mit anderen Worten Schengen 1+ — wurde von einer der
Delegationen angesprochen. Meiner Ansicht nach ist das eine Losung, die ernsthaft in Erwédgung gezogen
werden kann, sofern sie uns den zusitzlichen Nutzen verschafft, den Schengen 2 gewiss nicht bringen
wird.

Ich mochte die Damen und Herren Abgeordneten daran erinnern, dass es vor einem Jahr die Kommission
selbst war, die diesen Gedanken ins Spiel gebracht hat. Anders gesagt, warum sollten wir nicht eine
Zwischenlosung zwischen Schengen 1 und Schengen 2 ins Auge fassen? Eine solche Losung wiirde in
der Tat als Schengen 1+ bezeichnet.

Damals lehnte eine breite Mehrheit der Mitgliedstaaten diese Zwischenldsung mit der Begriindung ab,
es sei nicht ganz klar, wie sich Schengen 2 gestalten wiirde. Nun wurde, wie Sie wissen, diese Idee von
der portugiesischen Delegation erneut unterbreitet. Wir werden sie priifen, doch alles hiangt von dem
zusétzlichen Nutzen ab, den sie bringen wird.

Die nichste Frage lautet: Worin besteht dieser Zusatznutzen? Schengen 2 wird durch eine sofortige, in
Echtzeit erfolgende Vernetzung zwischen einer Zentraleinheit in Stralburg, einer zweiten Einheit in
Salzburg und den nationalen Systemen gekennzeichnet sein, die iiber einen direkten Informationsaustausch
wesentlich schneller und mit einem héheren Schutz personenbezogener Daten als gegenwértig miteinander
verbunden sein werden.

Das ist das Hauptmerkmal, das mich Schengen 2 als den fortschrittlicheren Vorschlag betrachten lasst,
der auf dem Tisch liegt.

Justas Vincas Paleckis (PSE). — (EN) Herr Kommissar! Ich mochte Thnen eine Frage zur Sicherheit
stellen. Ich bin sicher, dass die Kommission stark an der Sicherheit und Zuverléssigkeit dieser Schengener
Grenzen interessiert ist, aber bekanntlich haben die neuen Mitgliedstaaten Millionen von Euro in die
Schaffung dieses Informationssystems investiert, und in Anbetracht der Verzogerungen bei der
Inkraftsetzung des Schengen-Systems gibt es Befiirchtungen, dass diese Systeme dann veraltet sein und
nicht mehr den neuen Anforderungen entsprechen konnten.

Franco Frattini, Vizeprdsident der Kommission. (EN) Das ist eine sehr wichtige Frage. In Tampere
haben meine Kollegen und die Minister auf eben diesen Punkt aufmerksam gemacht. Ich wiederhole
meine damalige Antwort: Ich weifl um die Auswirkungen der Verzégerung und die moglicherweise
entstehenden zusitzlichen Kosten. Deshalb habe ich allen Ministern versprochen, dass ich die Moglichkeit
der zumindest teilweisen Beriicksichtigung der zusétzlichen Kosten, die durch die Verzogerung der
konkreten Inbetriebnahme von SIS II anfallen, sehr sorgféltig priifen werde. Ich kann beispielsweise
Elemente, die fiir die Computersysteme von Belang sind, beriicksichtigen. Ich habe bereits die Moglichkeit
weiterer Ausgaben bis Ende 2007 aufgeschoben. Vielleicht sollte liber einen weiteren Aufschub
nachgedacht oder eine zusitzliche Finanzierung fiir die Zusatzkosten angestrebt werden. Ich kann
beispielsweise keine Kofinanzierung fiir Gehélter bei der Polizei bereitstellen, aber ich werde ernsthaft
entsprechende Moglichkeiten in Bezug auf die Sicherheitsinfrastruktur priifen.

Der Prisident. Ich mochte daran erinnern, dass diese Frage der Erweiterung des Schengenraums
Gegenstand einer Aussprache in unserer Plenartagung im Oktober sein wird. Wir haben dann also erneut
die Moglichkeit, in Anwesenheit von Herrn Frattini auf diese Frage zuriickzukommen.

Anfrage Nr. 35 von Proinsias De Rossa (H-0769/06)

Betrifft: Fremdsprachenlektoren in Italien

Wird die Kommission es im Anschluss an das Urteil des Européischen Gerichtshofs vom 18. Juli 2006
in der Rechtssache C-119/04 in Erwdgung ziehen, eine Revision des Urteils auf der Grundlage zu
beantragen, dass wichtige Informationen betreffend die tatsdchlichen Arbeitsbedingungen von
Fremdsprachenlektoren in Italien dem Européischen Gerichtshof nicht zur Verfiigung gestellt wurden?

Vladimir Spidla, Mitglied der Kommission. (CS) Herr Prisident, verchrte Abgeordnete! In seinem
Urteil vom 18. Juli 2006 in der Rechtssache C 119/04 stellt der Gerichtshof fest, dass es die Italienische
Republik versdumt hat, bei Ablauf der in der mit Griinden versehenen Stellungnahme gesetzten Frist
fiir die Anerkennung der von den ehemaligen Fremdsprachenlektoren, die dann als muttersprachliche
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sprachwissenschaftliche Mitarbeiter und Experten tétig waren, erworbenen Rechte zu sorgen, obwohl
allen inldndischen Arbeitnehmern eine solche Anerkennung zuteil wurde. Ferner habe Italien nicht alle
MaBnahmen durchgefiihrt, die sich aus dem Urteil vom 26. Juni 2001 in der Rechtssache C-212/99
ergeben haben, und damit gegen seine Verpflichtungen gemédB Artikel 228 EG-Vertrag verstoflen. Der
Gerichtshof entschied jedoch, dass keine Griinde fiir die Verhdngung des von der Kommission beantragten
Zwangsgeldes vorlagen. Nach Priifung der fraglichen Ereignisse lagen ihm jedoch nicht geniigend
Informationen vor, die den Schluss zulassen wiirden, die italienischen Beh6rden kdmen ihren
Verpflichtungen nicht nach. Die Kommission méchte den Herrn Abgeordneten auch darauf hinweisen,
dass der Gerichtshof ferner festgestellt hat, dass gemaf Gesetz Nr. 2/2004, welches die Wiederherstellung
der Laufbahn der ehemaligen Fremdsprachenlektoren gegebenenfalls unter giinstigeren Bedingungen
nicht ausschliefft, jede der betroffenen Universititen die Laufbahn dieser Lektoren riickwirkend
wiederherstellen kann. Dennoch stellte der Gerichtshof fest, dass gepriift werden miisse, ob die nach
Erlass der Regelung beschlossenen Mafinahmen auch wirklich durchgefiihrt wurden. Die Dienststellen
der Kommission priifen derzeit Inhalt und Auswirkungen dieses Urteils sowie Mdglichkeiten fiir das
weitere Vorgehen. Eine der Hauptfragen, die in diesem Zusammenhang geklart werden sollte, ist die
Frage, ob die erworbenen Rechte vollstandig anerkannt und erneuert werden, einschlielich riickwirkender
Zahlungen an anspruchsberechtigte Personen, wie von den italienischen Behorden erldutert.

Proinsias De Rossa (PSE). — (EN) Ist der Kommissar nicht auch der Ansicht, dass es skandalds ist,
dass vom Europdischen Gerichtshof keine Geldstrafen gegen die italienischen Behdrden verhédngt
wurden, zumal diese Angelegenheit der Kommission erstmals vor nunmehr 20 Jahren zur Kenntnis
gebracht wurde und der Gerichtshof jedes Mal gegen Italien entschieden hat? Soweit ich weil3, verstof3t
die Universitit La Sapienza noch immer gegen die entsprechenden Auflagen.

Ist er ferner nicht auch der Meinung, dass es schon recht merkwiirdig ist, dass das Gericht behaupten
kann, es sei aufgrund dessen, dass die Kommission nicht geniigend Beweismaterial zur Verfiigung
gestellt habe, nicht in der Lage gewesen, eine Entscheidung in Bezug auf die Verhéngung von Geldstrafen
zu treffen?

Wird sich der Kommissar verpflichten, dass er sich fiir eine Priifung des Gerichtsbeschlusses sowie
dafiir einsetzen wird, dass die italienischen Behdrden die Auflage erhalten ...

(Der Prdsident entzieht dem Redner das Wort.)

Vladimir Spidla, Mitglied der Kommission. (CS) Herr de Rossa, die Kommission hat sich bei der
Diskussion dieser Angelegenheit an denselben Standpunkt gehalten, der vor Gericht vertreten und zu
dem ein Urteil gefdllt wurde. Unter diesem Gesichtspunkt sind wir sowohl formell als auch der Sache
nach an dem fraglichen Verfahren beteiligt. Folglich ist es Aufgabe der Kommission, diese Angelegenheit
einer Losung zuzufiihren und zu priifen, ob das Urteil vollstindig umgesetzt wurde, ob es zu
rickwirkenden Zahlungen gefiihrt hat und ob Laufbahnen wiederhergestellt wurden. Das ist unsere
Aufgabe, und die nehmen wir in Angriff. Wie sich die vorgeschlagenen Mafinahmen bewahren werden,
das bleibt abzuwarten. Meines Erachtens geht es letztlich darum, dass der Rechtsrahmen der EU und
der Europdischen Gemeinschaft respektiert werden muss, und davon ldsst sich die Kommission stets
leiten. Sie hat ihren Standpunkt in dieser Sache wihrend der Verhandlungen ganz klar vertreten.

Glyn Ford (PSE). — (EN) Ich begrii3e die Tatsache, dass Sie die ordnungsgeméfle Anwendung der
Vorschriften liberwachen werden. Ich weiB}, dass diese Angelegenheit erstmals vor 21 Jahren von Hugh
McMahon, einem meiner ehemaligen Kollegen, sowie von Herrn de Rossa angesprochen wurde.
Vielleicht sollten wir anlédsslich des 21. Geburtstags und damit der Volljahrigkeit der Frage eine
Geburtstagsfeier planen, denn die Angelegenheit scheint extrem langsam voranzukommen.

Vladimir Spidla, Mitglied der Kommission. (CS) Herr Ford, wihrend des gesamten verwirrenden
Prozesses hat die Kommission stets erklirt, dass sich die Verpflichtung, Ergebnisse zu erzielen, aus
dem Urteil von 2001 iiber die tatsdchliche Zahlung von den ehemaligen Lektoren geschuldeten
Vergiitungen sowie von Sozialversicherungsbeitrdgen ergibt. Die in der Regelung gemill Gesetz
Nr. 2/2004 fiir die Wiederherstellung der Laufbahn der Lektoren angewandten Kriterien wurden ebenfalls
in Frage gestellt. Der Gerichtshof entschied bzw. stellte zum damaligen Zeitpunkt natiirlich fest, dass
es fuir ihn keinen ersichtlichen Grund gebe zu entscheiden, dass das Urteil nicht vollstindig umgesetzt
worden war. Dabei beriicksichtigte er die Tatsache, dass die Zahlungen oder zumindest einige der
Zahlungen laut Auskunft der italienischen Universitéten geleistet worden waren. Das Gericht hat sich
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nicht mit der Frage befasst, dass diese Information von den Universititen und nicht von den Lektoren
bereitgestellt worden war.

Meine Damen und Herren! In dieser Situation ist das Urteil des Gerichtshofs endgiiltig, und die
Kommission muss jetzt die entsprechenden Fakten priifen und iiber ihr weiteres Vorgehen entscheiden.
Es bleibt abzuwarten, ob das Verfahren demnéchst neu aufgerollt oder andere MaBnahmen ergriffen
werden sollten. Ich kann Thnen nur versichern, dass der gesamte Prozess meines Erachtens bereits
auflerordentlich viel Zeit in Anspruch genommen hat, und ich bin der Ansicht, dass eine der Séulen,
eine der wichtigsten Komponenten der Rechtssicherheit darin besteht, dass ein zufrieden stellendes
Ergebnis innerhalb eines angemessenen Zeitraums erzielt wird. Das heif3t nicht, dass das sofort passieren
muss, denn einige Félle sind kompliziert, aber innerhalb eines zeitlichen Rahmens, der als angemessen
gelten kann.

Zweiter Teil

Der Prasident. Anfrage Nr. 36 von Esko Seppénen (H-0738/06)

Betrifft: Verwaltungsausgaben der Kommission

Der Rat schldgt im Haushaltsentwurf 2007 betréchtliche Einsparungen bei den Verwaltungsausgaben
vor, die durch Streichung von Stellen bei der Kommission erreicht werden sollen. Wie wiirden sich
nach diesen mdglichen Streichungen die Zahl der Beamten der Kommission und die Personalstérke der
dezentralen Einrichtungen in den nichsten Jahren entwickeln?

Dalia Grybauskaité, Mitglied der Kommission. (EN) Thre Frage ist fiir die Kommission sowie alle
europdischen Institutionen von sehr groler Bedeutung. Der Vorschlag, den wir vom Rat erhalten haben,
besteht aus zwei Teilen: Ein Teil bezieht sich direkt auf den Haushalt 2007, und der andere bezieht sich
direkt auf den Siebenjahreszeitraum von 2007 bis 2013. Ich mdchte auf die in Ihrer Frage angesprochenen
Konsequenzen beider Vorschliage eingehen, die wir vom Rat erhalten haben.

Erstens zum Haushalt 2007. Hier hat der Rat die Mittelausstattung um 56 Millionen Euro gekiirzt. Das
bedeutet, dass die Kommission noch nicht einmal in der Lage wire, den derzeitigen Personalstand zu
erhalten. Dabei hat der Rat 801 neue Stellen fiir Vertreter aus neuen Mitgliedstaaten bewilligt. Er hat
sich jedoch geweigert, die erforderlichen Mittel zur Zahlung der Gehélter fiir diese Stellen zu bewilligen.
Damit ist jede Neueinstellung unmdglich, ganz gleich ob aus einem alten oder neuen Mitgliedstaat.
Ebenso wenig wird die Kommission in der Lage sein, Mitarbeiter, die 2007 in den Ruhestand treten,
zu ersetzen. Das bedeutet, dass sich die tatsdchliche Zahl der Mitarbeiter um ca. 420 Personen verringern
wird. Mit diesem Vorschlag fiir 2007 werden keinerlei Neueinstellungen stattfinden.

Die Frage betraf auch die Agenturen. Der Rat hat aulerdem vorgeschlagen, 2007 die Zuwendungen fiir
die Agenturen um etwa 29 Millionen Euro zu kiirzen.

Der zweite Teil des Vorschlags sieht die Streichung von Stellen fiir den Siebenjahreszeitraum vor. Der
Vorschlag des Rates besteht aus zwei Teilen. Erstens soll jede zweite frei werdende Stelle vom Stellenplan
der jeweiligen Institution gestrichen werden. Geriichten zufolge sollen davon alle drei Organe — das
Parlament, der Rat und die Kommission — betroffen sein. Zweitens miisste die Kommission 500
zusétzliche Stellen streichen, was der Rat mit der Konzentration von Programmen und neuen
Leitungsansétzen rechtfertigt. Das konnte die Kommission im gesamten Siebenjahreszeitraum bis zu
2 000 Stellen kosten; bei Rat und Parlament kdnnten davon etwa 200 Stellen betroffen sein.

Auf Wunsch des Haushaltsausschusses des Europdischen Parlaments habe ich Anfang September das
Arbeitspapier mit den genauen technischen Erlduterungen und Finanzzahlen zu diesem Vorschlag
unterzeichnet. Wenn Sie mochten, konnen wir Thnen heute das Paket zu Threr Information zur Verfiigung
stellen, damit Sie diese Frage eingehender priifen kdnnen.

Allein die Kommission wiirde fast 2 000 Stellen einbiilen. Das entspricht anndhernd vier
Generaldirektionen. Das ist auch etwa die Hélfte der Stellen, die in den Vorjahren fiir die Erweiterung
bewilligt worden waren. Dabei werden in keinster Weise die laufende Reform sowie die Tatsache
beriicksichtigt, dass die Kommission 2002 bereits eine interne Verwaltungsreform eingeleitet hatte.
Ebenso wenig wird dabei beriicksichtigt, dass die européischen Institutionen keine nationalen Regierungen
sind und dass von Parlament und Rat andere spezifische Aufgaben zu 16sen sind. So ist die Européische
Kommission in ihrer Eigenschaft als 6ffentlicher Dienst der billigste 6ffentliche Dienst der Welt. In
unserem Haushalt entfallen lediglich etwa 5 % auf Verwaltungsausgaben fiir die drei Institutionen —
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Rat, Parlament und Kommission -, wihrend in den meisten unserer Mitgliedstaaten diese Ausgaben
vier- bis fiinfmal hoher sind.

Wir kdnnen dem Vorschlag nicht zustimmen, weil er die geographische Ausgewogenheit unberiicksichtigt
lasst. Wir miissen uns an die Vorgaben des Rates halten. Die sprachliche Vielfalt, die wir ebenfalls
erhalten miissen, findet keine Beriicksichtigung. Nichts davon wird berticksichtigt.

Unserer Ansicht nach wird damit versucht, die Debatte zur interinstitutionellen Vereinbarung, die wir
erst vor vier Monaten unterzeichnet haben, wieder aufzurollen.

Esko Seppéinen (GUE/NGL). — (FI) Herr Prasident, Frau Kommissarin! Vielen Dank fiir diese sehr
ausflihrliche Antwort. Ich mdchte noch erwihnen, dass die Kommission, nachdem meine Anfrage bereits
eingereicht war, Mitgliedern des Haushaltsausschusses schriftliches Material zu diesem Thema iibergeben
hat, um diese Frage néher zu beleuchten.

Ich mochte gern noch eine Anschlussfrage stellen. Kénnte die Kommission nach eigener Entscheidung
Mitarbeiter zwischen den einzelnen Hauptverwaltungen ungehindert ohne separate Haushaltsbeschliisse
der Haushaltsbehorden Rat und Parlament umsetzen? Kann die Kommission ungehindert Stellen von
einer Generaldirektion in eine andere verlagern?

Dalia Grybauskaité, Mitglied der Kommission. (EN) Wir fiihren jedes Jahr Versetzungen durch; wir
versetzen jahrlich intern anndhernd 400 Personen. Aber hier geht es um Stellen, mit denen keine
Gehaltsverdnderungen verbunden sind. Das ist Teil unseres so genannten Programms zur Erhhung der
Produktivitdt, das 2002 im Rahmen der Reform eingefiihrt wurde. Wenn sich die Priorititen dndern,
nehmen wir interne Versetzungen vor. Das ist iibliche jéhrliche Praxis.

Andreas Molzer (NI). — Frau Kommissarin, welche Malnahmen will man ergreifen, um bei der Vergabe
von Beamtenstellen bei der Kommission die neuen EU-Mitgliedstaaten entsprechend verstirkt zu
beriicksichtigen, und dies, ohne die Verwaltungsausgaben zu erhdhen?

Dalia Grybauskaité, Mitglied der Kommission. (EN) Ja, 2003 kamen das Parlament und der Rat iiberein,
fiir den Vierjahreszeitraum von 2004 bis 2008 3 800 neue Stellen fiir die Erweiterung zu bewilligen.
Wir haben jedes Jahr die entsprechenden Stellen zusammen mit den Mitteln fiir die Gehaltszahlungen
erhalten. In diesem Jahr wurden uns erneut 801 Stellen vom Rat angeboten, und zwar ohne die Mittel
zur Zahlung der Gehélter. Wir sind keine Zauberer und konnen die Mittel fiir die 800 Stellen nicht aus
dem Nichts herbeizaubern.

Eija-Riitta Korhola (PPE-DE). — (F]) Herr Prisident, Frau Kommissarin! Ich hoffe, diese Frage zur
Verwaltung der Kommission gibt mir Gelegenheit, eine weitere Frage zu einem Thema zu stellen, das
in den vergangenen Jahren mehrfach angesprochen wurde.

Zur Verwaltungspraxis der Kommission gehort noch immer die traurige Tatsache, dass
Auszahlungsanordnungen fiir wissenschaftliche Projekte viel zu spét eintreffen. Das ist insbesondere
der Fall, wenn ein Forscher oder Wissenschaftler auf Einladung der Kommission nach Briissel kommt,
um beispielsweise Wissenschafts- und Forschungsprojekte zu bewerten. Die Wissenschaftler bezahlen
ihre Reise- und Hotelkosten selbst, leisten ihre Arbeit und miissen dann manchmal mehrere Monate
darauf warten, dass die Kommission ihnen ihre Auslagen ersetzt und die geleistete Arbeit bezahlt. Heute
habe ich erfahren, dass dies zum Teil fiinf Monate dauert.

(Der Prisident entzieht der Rednerin das Wort.)

Dalia Grybauskaité, Mitglied der Kommission. (EN) Das betrifft vor allem die Haushaltsordnung und
die Finanzbestimmungen zu ihrer Durchfiihrung. Die Kommission hat Vereinfachungsverfahren erarbeitet,
die im Mai angenommen wurden. Dieses Paket fiir neue Regelungen liegt sowohl dem Rat als auch
dem Haushaltsausschuss und Frau GréBle vor, die Berichterstatterin in dieser Angelegenheit ist. Sie
kann bestétigen, dass wir etwa 80 % der Vorschldge des Parlaments iibernommen haben. Das Paket ist
sehr gut, aber jetzt hdngt viel davon ab, ob der finnische Ratsvorsitz es bestétigen wird, sowie von den
Verhandlungen zwischen dem Rat und dem Parlament, wobei es ein Beschluss des Rates bleibt. Ich
hoffe demzufolge, dass ab 2007 die Verfahren noch stéirker vereinfacht werden kdnnen, und zwar vor
allem solche, die die Zahlung fiir diese Art von Vorhaben betreffen. Aber das ist eine andere
Angelegenheit.
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Der Prisident. Anfrage Nr. 37 von Ingeborg Grissle (H-0758/06)

Betrifft: ,,Finanzkorrekturen im Zuge der Modernisierung der Rechnungsfiihrung* und Kontenumfrage
der Kommission in ihrem Geschéftsbereich

Warum versucht die Kommission, die Finanzkorrekturen noch vor dem Bericht des Européischen
Rechnungshofs am 23. Oktober 2006 iiber die Modernisierung der Rechnungsfiihrung zu erreichen?

Wie viele Konten, die von 1.3.1. des Vorentwurfs des Berichtigungshaushalts Nr.5 zum
Gesamthaushaltsplan 2006 betroffen sind, befinden sich auch auf der am 2.6.2006 (S-46 ,,Complement
to Questions E-4819/05 and H-0212/06) auf eine schriftliche Parlamentsanfrage mitgeteilten Kontenliste
der Kommission iiber ihr bislang unbekannte eigene Geschiftskonten? Um welche Gesamtsumme
handelt es sich bei den mindestens 377 unbekannten Konten? Um wie viele Konten und um welche
Summen handelt es sich jeweils bei den im Berichtigungshaushalt Nr. 5 erwéhnten ,,zahlungsunféhigen
Banken®, ,,Kassenfehlbetragen® und ,,Altlasten*? Wie sind die Kassenfehlbetrdge entstanden, und war
dies die Folge der Er6ffnung von haushaltsfremden Konten? Was sind ,,Altlasten‘, und woraus resultieren
sie?

Dalia Grybauskaité, Mitglied der Kommission. (EN) Diese Frage umfasst sieben Teilfragen, und ich
mochte so prazise und konkret wie moglich antworten, denn die Fragen sind unter buchfithrerischen
Gesichtspunkten sehr spezifisch und konkret.

Thre Frage bezieht sich im Wesentlichen auf unseren Personalhaushalt, bei dem wir um Einrichtung
einer Haushaltslinie gebeten haben, die die Kommission in gerechtfertigten Féllen in die Lage versetzen
wiirde, Posten in Zwischenkonten abzuschreiben sowie Verluste abzuschreiben, die unweigerlich in
den von einem Verwaltungsmanager in 145 Landern gefiihrten Konten auftreten, zumal einige dieser
Lander gegebenenfalls ein unterentwickeltes Bankgewerbe oder eine instabile politische Lage aufweisen.

Die Einrichtung dieser Haushaltslinie ist Ausdruck der auf Verwaltungsdisziplin und Transparenz
ausgerichteten Politik der Kommission und ihres Bemiihens um Klirung aller alten Fille, die groBtenteils
auf die Zeit vor dem Jahr 2000 zuriickgehen. Das hat vor allem etwas mit der Einfithrung eines neuen
periodengerechten Buchfithrungssystems zu tun, das es uns gestattet und uns zwingt, unsere
Rechnungsfiihrung transparenter und strenger zu handhaben.

Dieser Vorschlag fiir eine neue Haushaltslinie wurde im Berichtigungshaushalt Nr. 5 vorgelegt und
betrifft die Haushaltslinie 40. Darin werden fiinf Tétigkeiten aufgefiihrt, mit denen wir uns befassen
werden. Die Erste betrifft Anpassungen zur Abdeckung von Betrdgen, die in Konten bei Banken auflerhalb
der Europdischen Union liegen, welche im Vorjahr in Konkurs gegangen sind. Bei der Zweiten handelt
es sich um Bardifferenzen bei Zahlstellen. Drittens geht es um die Abrechnung einiger langfristiger
Operationen, die hauptséchlich von Delegationen und Vertretungen im Rahmen von Vorschussregelungen
durchgefiihrt werden. Viertens betrifft das die Riickzahlung von Kapitalbetrdgen und/oder Verzugszinsen
und die Frage, ob diese verrechnet wurden, sowie einen Ausgleich fiir nichterstattungsfihige
Mehrwertsteuer.

Die Kommission wird diese Haushaltslinie jedes Jahr in ihren HVE-Vorschlag aufnehmen, da es jetzt
géngige Praxis ist, nicht eintreibbare Ausgaben abzuschreiben und sie nicht auf Dauer in Zwischenkonten
zu belassen, wie es in der Vergangenheit iiblich war. Der Definition nach handelt es sich bei einem
Zwischenkonto nicht einfach um ein Bankkonto, sondern um Rechnungsfithrungsunterlagen, in denen
die Jahresabschliisse der Kommission auflerhalb der Buchfithrung iiber die EU-Haushaltsvorgénge
aufgefiihrt werden, weil sie sich auf Tétigkeiten beziehen, die aus buchhalterischer Sicht noch nicht
geregelt sind und aus den bereits erlduterten Griinden keiner konkreten Haushaltslinie zugeordnet werden
konnen. Daher besteht keine Verbindung zu den von mir in meiner Antwort vom 2. Juli erwéhnten
Bankkonten. Dabei waren die Konten von einem Mitarbeiter, der nicht der Rechnungsfiihrer war, erdffnet
und verwaltet worden, und zwar sowohl auf dem Territorium der Européischen Union als auch auflerhalb.

Was den Jahresbericht des Rechnungshofs fiir 2005 betrifft, so besteht keinerlei Verbindung zwischen
diesem Vorschlag und dieser Veroffentlichung aufler, dass der Rechnungshof die Kommission sténdig
auffordert, bei diesen Zwischenkonten fiir eine Klarung zu sorgen. Er ist rechtzeitig vorgelegt worden,
so dass eine entsprechende Klarung vor Ablauf des laufenden Finanzjahres erfolgen konnte. Das haben
wir mithilfe des Berichtigungshaushalts bewerkstelligt.

Was die wichtigsten Bewegungen bei einer Reihe von Konten, die Sie in Ihrer Frage ansprechen, und
die jeweiligen Betrage betrifft, so kann ich Thnen heute einige Beispicle nennen. So belaufen sich
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Verluste im Ergebnis von Konkursen auf etwa 1,3 Millionen Euro, davon eine Million Euro 1996 in
Kasachstan. Aus Altlasten resultierende Fehlbetrdge belaufen sich derzeit auf 3,5 Millionen Euro im
Falle von Zahlstellen aulerhalb der Europdischen Union und lediglich 100 000 Euro im Falle von
Zahlstellen bei Vertretungen. Das ist auf ganz unterschiedliche Ursachen zuriickzufithren, wenn
Begleitdokumente, die fiir die Begriindung ansonsten reguldrer Ausgaben bendtigt werden, trotz
umfangreicher Nachforschungen nicht aufgefunden werden konnen. All diese Betrdge beziehen sich
auf die Zeit vor dem Jahr 2000.

AbschlieBend mochte ich feststellen, dass die Schaffung dieser Haushaltslinie nicht nur Teil des laufenden
Prozesses zur Modernisierung der Rechnungsfithrungssystems der Kommission ist, sondern sie ist auch
Ausdruck der Haushaltsdisziplin und Transparenz der Kommission bei der Klarung alter Fille. Das
wird ab 2006 gingige Praxis sein, und wir werden kiinftig jedes Jahr so verfahren.

Ich kann bestétigen, dass trotz griindlicher Bestandsaufnahme keine der Kommission bislang unbekannten
Bankkonten ermittelt wurden.

Ingeborg GriBle (PPE-DE). — Danke, Frau Kommissarin, fiir die Antwort. Die Ubersetzung hat sich
zwischendurch mal verabschiedet, weil sie [hnen nicht folgen konnte. Ich habe versucht Thnen zu folgen
und habe festgestellt, dass Sie eine Frage nicht beantwortet haben, ndmlich die in meiner Anfrage vom
2. Juli aufgestellten 377 Konten auflerhalb des Budgets. Es ist dies schon das zweite Mal, dass diese
Frage, um welche Gesamtsumme es sich dabei handelt, nicht beantwortet wurde. Ich mdchte hinzufiigen:
Es gibt ein Konto des Economat-Supermarktes iiber 7 Millionen Euro. Ich bitte Sie, uns zu sagen, wofiir
diese 7 Millionen Euro ausgegeben wurden.

Dalia Grybauskaité, Mitglied der Kommission. (EN) Ich kann Thnen zu den konkreten Zahlen im
Moment keine Antwort geben, weil das weder aus dem Schreiben noch der miindlichen Anfrage klar
hervorging. Wir waren der Ansicht, dass sich die Hauptfrage auf den Vorschlag zur Berichtigung des
Haushalts bezog, und darauf haben wir versucht, eine Antwort zu geben. Wenn Sie eine Erklarung zu
speziellen Betrdgen haben mochten, dann kdnnen wir Thnen eine schriftliche Antwort geben.

Der Prisident. Anfrage Nr. 38 von Justas Vincas Paleckis (H-0700/06)

Betrifft: Problem der Abwanderung von Wissenschaftlern und qualifizierten Arbeitskréften in den neuen
EU-Mitgliedstaaten

Die internen Grenzen und Schranken innerhalb der EU fallen allméahlich und werden in einigen Jahren
vollig verschwunden sein. Die immer stdrkere Integration der neuen und alten EU-Mitgliedstaaten
fordert den Prozess der Abwanderung von Wissenschaftlern und qualifizierten Arbeitskréften, die immer
groflere Ausmafe annimmt. Die neuen Mitgliedstaaten bluten dadurch aus, dass sie einen groen Teil
ihrer dynamischsten Biirger, die in ihrem Heimatland eine gute Ausbildung oder Qualifikation erhalten
haben, an die alten Mitgliedstaaten, die viel reicher sind, verlieren. Wir sehen, wie die EU mit der einen,
sichtbaren Hand den neuen Mitgliedstaaten Hilfe aus den verschiedenen Fonds zuteilt, ihnen aber mit
der anderen, unsichtbaren Hand diese Hilfe wieder entzieht, indem sie junge Fachkrifte anlockt.

Nach Ansicht des Fragestellers konnte ein gewisser Ausweg aus dieser Situation die Schaffung eines
besonderen EU-Fonds (z. B. eines Globalisierungsfonds) sein, dessen Aufgabe darin bestiinde, die
Folgen der Abwanderung von Wissenschaftlern und qualifizierten Arbeitskriften abzuschwichen.
Diejenigen Lénder, die qualifizierte Fachkrifte hinzugewinnen, miissten einen grofleren Beitrag zu
diesem Fonds leisten. Die eingenommenen Mittel konnten dazu verwendet werden, die Bildungssysteme
in den ausblutenden Léndern zu stirken und neue Arbeitsplétze in diesen Landern zu schaffen.

Wie wiirde die Kommission diesen oder dhnliche Vorschldge bewerten? Teilt sie die Auffassung, dass
ein im Wesentlichen positiver Prozess — die Schaffung eines gemeinsamen Arbeitsmarktes — gleichzeitig
auch der Ausloser fiir das gravierende Problem der Abwanderung von Wissenschaftlern und qualifizierten
Arbeitskriften ist, das auch mit gemeinsamen Anstrengungen der EU und aller 25 Mitgliedstaaten geldst
werden miisste?

Jan Figel’, Mitglied der Kommission. (EN) Die Frage des Herrn Abgeordneten betrifft das Problem der
Abwanderung von Wissenschaftlern und qualifizierten Arbeitskréften aus den Mitgliedstaaten, die der
Union am 1. Mai 2004 beigetreten sind. Er schldgt der Kommission die Bildung eines speziellen Fonds
zur Linderung der Folgen dieser Abwanderung vor.
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Der freie Personenverkehr zahlt zu den vom Gemeinschaftsrecht garantierten Grundfreiheiten. Trotz
der Ubergangsregelungen fiir die Freiziigigkeit fiir Arbeitskriifte aus acht neuen Lindern nach der
Erweiterung des Jahres 2004 hat sich die von den neuen Mitgliedstaaten ausgehende Mobilitét in der
EU verstirkt. In dem kiirzlich von uns verdffentlichten Bericht iiber die Anwendung der
Ubergangsregelungen stellt die Kommission jedoch fest, dass die Abwanderung aus den EU-10, also
den neuen Mitgliedstaaten, im Verhaltnis zur Gesamtbevolkerung im erwerbsfahigen Alter recht begrenzt
war und zumindest teilweise durch die Abwanderung aus den urspriinglichen 15 Mitgliedstaaten
ausgeglichen wird.

Der Bericht macht deutlich, dass die Migrationsstrome von Faktoren im Zusammenhang mit Angebot
und Nachfrage sowohl in Entsende- als auch den Empfangerlandern bestimmt werden. Vor allem aber
verbleibt ein betrdchtlicher Anteil der zugewanderten Arbeitnehmer, wie im Bericht zum Ausdruck
kommt, nur fiir einen begrenzten Zeitraum im Empfangerland und strebt dort keine Dauerbeschiftigung
an. Folglich kehren abgewanderte Arbeitnehmer haufig in ihr Herkunftsland zuriick, das vor allem im
Falle hoch qualifizierter Arbeitskréfte von den im Ausland gesammelten Erfahrungen profitiert. In
diesem Zusammenhang konnen wir den Begriff des ,,Brain-Gain®, also der Zuwanderung hoch
qualifizierter Arbeitskrifte, verwenden.

Dabei ist auch zu beachten, dass zwar die ,,alten” Mitgliedstaaten talentierte Biirger aus den neuen
Mitgliedstaaten anziehen, aber die USA sind fiir Hochschulstudenten oder qualifizierte Biirger aus den
neuen Mitgliedstaaten der attraktivste Anlaufpunkt. Das Abwanderungsproblem, soweit es das gibt,
scheint mehr mit den Einkommensunterschieden zwischen dem Ursprungsland und den Zielldndern als
der Qualitét der Bildungssysteme in den Herkunftsldndern der Migranten zu tun zu haben. Die neuen
Mitgliedstaaten schneiden bei den meisten Indikatoren des Programms ,,Allgemeine und berufliche
Bildung 2010%, das bestimmte Benchmarks und sehr konkrete Ziele vorsieht, recht gut ab.

Die Losung dieses Problems liegt in der sinnvollen Nutzung der Moglichkeiten, die die Strukturfonds
flir den Zeitraum 2007 bis 2013 bieten. Die Strukturfonds werden einen bedeutenden Beitrag zur
Wirtschaft der neuen Mitgliedstaaten leisten und diirften bei sinnvollem Einsatz die Grundlagen fiir
kontinuierliches Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplatzen legen.

Die fortschreitende Angleichung der Wirtschaft der neuen Mitgliedstaaten an die der dlteren diirfte die
existierenden Gehaltsunterschiede verringern und damit einen der Hauptgriinde fiir die Abwanderung
eliminieren.

Anstatt die Schaffung eines speziellen Fonds oder Malnahmen zur Regulierung der Migration zu
unterstiitzen, ruft die Kommission die neuen Mitgliedstaaten daher auf, die Strukturfonds wirksam
einzusetzen. Vor allem der Europdische Sozialfonds sieht auch fiir den 2007 beginnenden
Programmplanungszeitraum einen umfassenden Ansatz im Bereich allgemeine und berufliche Bildung
vor, und zwar konkret durch die Férderung von Mafinahmen zur Verbesserung der Beschaftigungschancen
und der beschéftigungspolitischen Relevanz der beruflichen Grund- und Weiterbildung, wobei das Ziel
in der Forderung der Innovationstitigkeit und der Herausbildung einer wissensbasierten Wirtschaft
besteht.

Justas Vincas Paleckis (PSE). — (LT) Vielen Dank fiir Thre griindliche Antwort, Herr Kommissar. Ich
muss allerdings gestehen, dass sie meine Befiirchtungen nicht zerstreuen konnte. Die Verwendung der
Fonds ist im Hinblick auf die Freiziigigkeit wirklich sehr wichtig, aber die neuen Mitgliedstaaten werden
ausbluten, wenn ihre besten Biirger in die alten Mitgliedstaaten abwandern, die viel reicher sind. Ich
mochte Sie dennoch fragen: Sehen Sie in der derzeitigen Situation irgendeine Ungerechtigkeit? Wird
Ihrer Ansicht nach der Grundsatz der Solidaritét verletzt?

Jan Figel, Mitglied der Kommission. (EN) Ich wiirde nicht von Ungerechtigkeit sprechen; ich wiirde
von Freiheit sprechen, die wir haben, und von Verantwortung, die das Beste an der Freiheit oder auch
die andere Seite derselben Medaille ist.

Wenn wir vom Braindrain sprechen, dann passiert das nicht nur zwischen alten und neuen Mitgliedstaaten.
Die gleiche Abwanderung spielt sich zwischen der Union und den wettbewerbsfahigsten Partnern in
der Welt ab. Als ich in Frankreich und Deutschland war, sprach man dort vom Braindrain in die USA.
Entweder wir sind uns der Probleme und der mangelnden Wettbewerbsfahigkeit, des geringen Wertes,
den wir Wissen in Europa beimessen, und des mangelnden Respekts fiir Wissen bewusst und verbessern
auf unserem Kontinent die Bedingungen fiir geistiges Eigentum, fiir Patente, fiir viele Fragen in
Verbindung mit Innovationen und dem Transfer von Wissen in den Alltag, in die reale Wirtschaft, die
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Produktion und den Dienstleistungssektor, oder wir werden das spéter bereuen, und zwar vielleicht noch
mehr, denn die Zeit rennt, und die Globalisierung hat ganz reale Auswirkungen auf unser Leben.

Alle unsere Politiken, Programme und Strategien sind auf dieses Ziel ausgerichtet. Ich mochte die
Entwicklungen in der Kommission nicht vorwegnehmen, aber in einigen Wochen mochten wir
beispielsweise die Schaffung eines Europdischen Technologieinstituts vorschlagen. Entweder wir
schaffen Raum fiir eine europidische Dimension im Bereich des Wissens und des Wissenstransfers und
sorgen gemeinsam fiir Verbesserungen, oder wir werden, wie ich bereits sagte, Zeit verlieren und an
Dynamik einbiilen. Ich mdchte mich dazu jetzt nicht ausfiihrlich &uBern, vielleicht sage ich beim
nichsten Mal mehr dazu. Der im Oktober in Lahti stattfindende Gipfel wird sich mit den zehn Punkten
zur Forderung der Innovation befassen. Die ersten beiden Punkte betreffen Bildung und Universititen
sowie ein Technologieinstitut, und es gibt noch weitere Punkte.

Meines Erachtens ist sich die Politik dieser Problematik bewusst. Wenn sie zudem zum Handeln
entschlossen ist, dann kénnen wir kiinftig bessere Antworten und Losungen finden. Das muss unser
Ziel sein.

Mairead McGuinness (PPE-DE). — (EN) Herr Kommissar! Koénnen Sie sich angesichts der Ankiindigung
iiber den bulgarischen und ruménischen Beitritt zu Andeutungen seitens des Vereinigten Konigreichs
und Irlands duBern, denen zufolge diese Lander ihre Mérkte nicht fiir Arbeitskréfte aus diesen beiden
Mitgliedstaaten 6ffnen wollen? Teilen Sie die Ansicht, dass in vielen der Gastldnder eine auf die
Integration von Arbeitskréften aus neuen Mitgliedstaaten ausgerichtete Politik erforderlich ist, die deren
Bediirfnissen gerecht wird, und dass wir qualifizierten zuwandernden Arbeitskriften die Moglichkeit
geben sollten, sich auf den Gebieten, in denen sie ausgebildet sind, in den Gastmitgliedstaaten beruflich
weiterzuentwickeln?

Jan Figel, Mitglied der Kommission. (EN) Ich danke Thnen nicht nur fiir die Frage, sondern auch die
Anregung, dass wir uns nicht verschlieen sollten. Ich denke, Europa ist ein Synonym fiir Offenheit.
Wenn das stimmt, dann 16sen wir die Probleme im Allgemeinen. Wenn wir die Tiiren schlieBen, wenn
wir uns isolieren, dann werden die Probleme mit der Zeit noch gréfer. In Bezug auf interne
Entscheidungen und die Offnung des Arbeitsmarktes haben die Mitgliedstaaten natiirlich das Recht
dazu. Die Kommission hat stets fiir Offenheit oder zumindest eine schrittweise Offnung anstelle von
Moratorien pladiert. Aus dem Bericht anlésslich des zweiten Jahrestages der Erweiterung geht hervor,
dass diejenigen, die ihre Méarkte gedffnet haben, davon profitierten. Damit bestétigt sich, dass es bei
der europiischen Integration bisher keine Verlierer gibt. Natiirlich muss dies nach bestimmten Regeln
und Kriterien erfolgen. Ist das der Fall, werden diejenigen, die offener sind als andere, auch kiinftig von
dieser Situation profitieren.

Was Qualifikationen und Integration betrifft, so wird die Kommission noch in diesem Monat einen sehr
wichtigen Beitrag in dieser Sache leisten. Gestern Abend fand in diesem Haus eine Aussprache iiber
einen Europaischen Qualifikationsrahmen statt, der die Grundlage fiir den Vergleich und die Ubertragung
von Qualifikationen zwischen verschiedenen autonomen einzelstaatlichen Qualifikationssystemen oder
Qualifikationsrahmen schaffen diirfte. Das wird den Wert der Qualifikationen erhéhen, weil wir sie
verstiandlicher und iibertragbarer gestalten werden, und wir werden die Biirger in die Lage versetzen,
sie besser zu nutzen. Das ist eine der wichtigsten rechtlichen und politischen Mafinahmen, damit unsere
Menschen in der gesamten Union nicht mehr nur Touristen sind, sondern Biirger.

Danuté Budreikaité (ALDE). — (LT) Letztes Jahr hat die Européische Kommission das Griinbuch zur
Verwaltung der Wirtschaftsmigration in der Europdischen Union angenommen, in dem vorgeschlagen
wird, Drittldnder, das heifit Entwicklungslidnder, fiir die mit der Abwanderung verbundenen Kosten zu
entschidigen. Diese Wirtschaftsmigranten unterscheiden sich in keiner Weise von Litauern, die in andere
Lénder der Europdischen Union gehen, wobei dies als Freiziigigkeit bezeichnet wird und nicht als
Wirtschaftsmigration. Weshalb will die Kommission die fiir Drittlinder vorgeschlagenen Maflnahmen
nicht auf den Binnenmarkt anwenden?

Jan Figel’, Mitglied der Kommission. (EN) Wir schlagen diesen Braindrain weder vor noch regen wir
ihn an, aber wir versuchen, die Gehirne zu mobilisieren. Es gibt viele Beispiele dafiir, wie wir entweder
gemeinsam vorgehen kdnnen, um das in unseren Mitgliedstaaten und unseren Universitéten in der neuen
Generation von Studenten und Wissenschaftlern vorhandene Potenzial freizusetzen, oder fehlendes
Wachstum und ein Mangel an neuen und besseren Arbeitspldtzen hindern uns am Vorankommen. Selbst
im Rahmen der Programme, fiir die ich verantwortlich bin, tun wir nichts, um Drittstaatsangehorige zu



102

Verhandlungen des Européischen Parlaments

26-09-2006

veranlassen, ihre Heimatldnder zu verlassen. Im Gegenteil. Wir versuchen, sie davon zu iiberzeugen,
zurlickzukehren und in enger Partnerschaft mit européischen Landern, européischen Institutionen und
Universitdten ihre Lander gesellschaftlich und wirtschaftlich aufzubauen.

Anstatt uns dariiber zu beklagen, wie wenig wir unternommen haben, um die Abwanderung zu stoppen
und das européische Potenzial zuriickzugewinnen, sollten wir uns auf die glaubwiirdige Umsetzung
unserer nidchsten Generation von Programmen konzentrieren. Wir wollen noch mehr Mobilitét, natiirlich
in Verbindung mit Freiheit. Ich komme aus einem neuen Mitgliedstaat, und ich sage gewohnlich, dass
wir fiir Bedingungen sorgen miissen, die zuhause in der Slowakei, in Litauen oder Lettland eine wahrhaft
europdische Perspektive schaffen oder bieten, anstatt zu jammern, dass mehr junge Menschen gehen
als zuriickkommen. Zwei Jahre nach EU-Beitritt zeichnet sich die Européisierung der Bedingungen und
Aussichten fiir junge Menschen immer deutlicher ab, aber wir haben es mit einem Prozess zu tun, der
seine Zeit dauert. Die viel zitierte erstaunliche Entwicklung von Irland und Finnland ist lediglich das
logische Ergebnis langfristiger strategischer Maflnahmen, in deren Mittelpunkt die allgemeine und
berufliche Bildung sowie Wissen und Forschung standen und stehen. Das ist ein gutes Beispiel, dem
sich alle anschlieen sollten.

Der Prisident. Anfrage Nr. 39 von Gyula Hegyi (H-0701/06)

Betrifft: Bildung — Fremdsprachenunterricht

Sowohl die Europdische Union als auch ihre Mitgliedstaaten investieren gewaltige Summen in den
Fremdsprachenunterricht. Die Ergebnisse sind indessen mager: Untersuchungen zufolge ist nur jeder
zweite EU-Biirger in der Lage, sich in einer Fremdsprache zu unterhalten.

Gedenkt die Kommission etwas zu unternehmen, um die Mitgliedstaaten zu einer unvoreingenommenen
Beurteilung der Effektivitét verschiedener Methoden zum Erlernen von Fremdsprachen, einschlielich
der neuen Techniken, zu ermutigen?

Warum werden die Verdffentlichungen der Europdischen Union nicht in die Sprachen der neuen
Mitgliedstaaten iibersetzt?

Gay Mitchell (PPE-DE). — (EN) Herr Prisident! So geht das jeden Monat. Die Abgeordneten legen
der Kommission Fragen vor, sie sitzen hier, wiahrend Sie Zusatzfrage nach Zusatzfrage zulassen und
den Kommissaren gestatten, sich beliebig lange zu dulern, und zu unseren Fragen kommen wir dann
nicht mehr. Es ist empdrend, wie die Abgeordneten dieses Hauses behandelt werden, wirklich empérend.
Ich lege nachdriicklich Protest ein.

Der Prisident. Ich verstehe Ihre Empdrung vollkommen und teile sie in gewisser Hinsicht. Gleichwohl
ist es streng genommen nicht richtig, wenn gesagt wird, dass die Anfragen nicht beantwortet werden,
denn sie werden ja beantwortet, namlich schriftlich. Ich bin nicht fiir die Festlegung der Geschéftsordnung
verantwortlich. Ich bin hier lediglich Schiedsrichter, der die Geschéftsordnung auszulegen hat. Sie
werden mit mir darin iibereinstimmen, dass wir die Sitzung nicht unbegrenzt in die Lénge ziehen kénnen.
Herr Figel’, ich erteile Ihnen erneut das Wort.

Jan Figel', Mitglied der Kommission. (EN) Obwohl es immer schwierig ist, die Effektivitit von
Investitionen in die Bildung einzuschitzen, ist der Kommission keine Studie bekannt, der zufolge sich
Investitionen in den Fremdsprachenunterricht weniger rentieren als Investitionen in anderen
Bildungsbereichen. Im Gegenteil. Man ist sich im Allgemeinen einig, dass sich das fiir den Erwerb von
Fremdsprachenkenntnissen ausgegebene Geld fiir den Einzelnen, seine Familie, Unternehmen und die
Gesellschaft insgesamt in Form von hoheren Gehéltern, besseren Arbeitspldtzen und mehr
Geschéftsmoglichkeiten bezahlt macht.

Einer unldngst durchgefiihrten Eurobarometer-Umfrage zufolge, stellten tiber 50 % der européischen
Biirger fest, dass sie in der Lage sind, eine Unterhaltung in einer Fremdsprache zu fithren. Dieser Anteil
ist ermutigend, obwohl er noch weit entfernt ist von unserem Ziel, alle européischen Biirger in die Lage
zu versetzen, sich zusitzlich zu ihrer Muttersprache in mindestens zwei weiteren Sprachen zu
verstandigen. Zu diesem Zweck fordert die Kommission im Rahmen ihrer Programme fiir die allgemeine
und berufliche Bildung sowie zahlreicher Austauschprogramme den Erwerb von
Fremdsprachenkenntnissen und die sprachliche Vielfalt.

Ziel der im Rahmen des Sokrates-Programms durchgefiihrten Aktion Lingua 1 ist die Entwicklung und
Verbreitung innovativer Techniken und bewihrter Verfahren des Fremdsprachenunterrichts. Ferner
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wird jedes Jahr fiir die innovativsten Fremdsprachenprojekte in jedem Mitgliedstaat das Europdische
Giitezeichen fiir innovative Projekte zum Lehren und Lernen von Sprachen vergeben. Die Kommission
ist gesetzlich verpflichtet, simtliche Gesetzestexte und sich darauf beziehende Dokumente, die notwendig
sind, damit Biirger, Unternechmen und andere Betroffene ihre Rechte wahrnehmen und ihre Pflichten
erfiillen kénnen, in alle Amtssprachen zu iibersetzen.

Sonstige Dokumente werden je nach Erfordernis und verfligbarer Kapazitit iibersetzt. Dieser Grundsatz
gilt fiir alle Amtssprachen.

Gyula Hegyi (PSE). — (EN) Nach meiner Erfahrung erlernen viele Menschen eine Fremdsprache. Viele
von ihnen konnen sie aber im Alltag nicht sprechen. Deshalb brauchen wir meines Erachtens auf
Gemeinschaftsebene ein Kriterium, um die verschiedenen Methoden des Fremdsprachenunterrichts zu
vergleichen. Das wire sehr niitzlich.

Was Thre andere Bemerkung betrifft, Herr Kommissar, so gibt es laut Angaben von Infopoint Briissel
annéhernd 25 % mehr EU-Publikationen in den Sprachen der alten Mitgliedstaaten als in denen der
neuen Mitgliedstaaten. Diese Zahlen sind richtig, soweit ich weiB.

Jan Figel, Mitglied der Kommission. (EN) Zu Ihrer ersten Bemerkung wére zu sagen, dass wir daran
arbeiten, vor allem an der Schaffung eines europaischen Indikators fiir Sprachkompetenz, der uns helfen
wird, die Lage effektiver zu beurteilen und zu beeinflussen. Er wird uns mit Feedback in Bezug auf das
Lernen und Lehren von Sprachen versorgen und entsprechende Verbesserungen ermoglichen.

Zu den Veroffentlichungen. Das Verhiltnis sagt etwas iiber die Verdffentlichungen insgesamt aus, aber
die neuen Sprachen haben eine Zunahme der Sprachenvielfalt in der Union bewirkt. Wir miissen folglich
in diesem vielsprachigen Umfeld voll funktionieren, denn es definiert uns und stellt eine Verbindung
zu unseren Biirgern her. Das muss gefordert werden, und zwar nicht nur in der Union insgesamt, sondern
auch und vor allem in den Institutionen. Daran arbeiten wir. Ich mochte dazu nicht viel sagen, zumal
man mich um kiirzere Antworten gebeten hat. Vielleicht kann ich bei der Beantwortung anderer Fragen
darauf eingehen, wie wir versuchen, die Vielsprachigkeit in unseren Institutionen zu férdern.

Der Prisident. Die Anfragen Nr. 40 bis 43 werden schriftlich beantwortet.

Der Prisident. — Anfrage Nr. 44 von Ignasi Guardans Cambé (H-0694/06)

Betrifft: Verzogerung des Baus der Hochgeschwindigkeitstrasse Perpignan-Montpellier

Wie bereits auf der Tagung des Europidischen Rates in Essen, mit Entscheidung Nr. 1692/96/EG'" und
von der Arbeitsgruppe ,,van Miert™ beschlossen, zdhlt zu den 30 vorrangigen TEN-V-Projekten der
Kommission der Bau der Hochgeschwindigkeitsbahnstrecke

Lissabon-Madrid-Barcelona-Perpignan-Montpellier. Die Entscheidung Nr. 884/2004/EG' sieht vor,
dass die Arbeiten an der Strecke Perpignan—Montpellier 2015 abgeschlossen werden sollten. Kiirzlich
hat Frankreich mitgeteilt, dass die Fertigstellung dieser Strecke auf 2030 verschoben wird. Wenn die
Européische Union es zulieBe, dass Frankreich dieses 6ffentliche Bauprojekt als interne Angelegenheit
betrachtet, so wiirde sie die Isolation der Mitgliedstaaten in Bezug auf Zugverbindungen gestatten und
die Mobilitét der Biirger und Warentransporte beeintrachtigen.

Hat die Kommission von der franzsischen Regierung irgendeine offizielle Mitteilung iiber die Anderung
des Zeitplans fiir den Bau der Hochgeschwindigkeitsstrecke Perpignan—Montpellier erhalten? Wie denkt
die Kommission iiber diese Verzogerung? Welche Mafinahmen beabsichtigt die Kommission zu ergreifen,
um dafiir zu sorgen, dass die europdischen Entscheidungen iiber grofle Infrastrukturprojekte von den
Mitgliedstaaten nicht zum Schutz ihrer vermeintlichen Interessen und zum Nachteil ihrer Nachbarn
ignoriert werden?

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. (FR) Herr Guardans Cambd, die Kommission hat am
20. Juli 2005 Herrn Etienne Davignon zum europaischen Koordinator bestellt, um das vorrangige Projekt
Nr. 3, TGV Siid, zu dem die Trasse Perpignan-Montpellier zahlt, ziigiger voranzubringen.

(1) ABI. L 228 vom 9.9.1996, S. 1.
(@ ABI. L 167 vom 30.4.2004, S. 1.
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In dem ersten Jahresbericht des Koordinators, Herrn Davignon, der am 13. September veroffentlicht
wurde, wird von moglichen Verzégerungen bei der Fertigstellung der fraglichen Strecke gesprochen.
Durch das Bestehen von Naturschutzzonen und sehr dichter Wohngebiete wird der Bau dieses Abschnitts
erschwert. Eine Nachpriifung bei den franzdsischen Behorden ergab, dass sich die Verzégerungen in
einem wesentlich begrenzteren Rahmen halten diirften als von Thnen angegeben. Das Datum 2015 wird
zwar voraussichtlich nicht eingehalten werden kénnen, der Termin 2020 fiir die Inbetriebnahme dieser
InfrastrukturmaBnahme erscheint hingegen vollkommen realistisch, und es ist sogar denkbar, dass die
Strecke schon vorher fertig gestellt sein konnte.

Einen wesentlichen Teil der innerhalb des mehrjdhrigen Finanzrahmens 2007-2013 verfligbaren
Gemeinschaftsmittel mochte die Kommission auf die 30 vorrangigen Vorhaben konzentrieren. Herr
Guardan Cambd, in ihrem geénderten Vorschlag fiir eine Verordnung iiber die Grundregeln fiir die
Gewihrung von Gemeinschaftszuschiissen sieht die Kommission vor, solchen Vorhaben spezielle
Aufmerksambkeit zu schenken, bei denen es um die Beseitigung von Engpéssen, um grenziiberschreitende
Abschnitte sowie auch um Binnenschifffahrtsstralen geht.

Gestatten Sie mir, Herr Président, Herr Guardans Cambo, das Parlament eindringlich darum zu ersuchen,
die ziigige Verabschiedung dieser Finanzverordnung zu ermdéglichen, dank derer die Finanzmittel
schneller bereitgestellt werden konnen und wir imstande sein werden, die Durchfithrung dieses
vorrangigen Projekts Nr. 3 sowie anderer Projekte zu beschleunigen.

Ignasi Guardans Camb6 (ALDE). — (FR) Vielen Dank, Herr Kommissar. Welche Glaubwiirdigkeit
besitzt die Europdische Union noch in den Augen der europdischen Biirger und Biirgerinnen, wenn sie
ein Projekt zu einem Vorhaben von gemeinsamem Interesse erklart und fiir dessen Fertigstellung ein
Datum festlegt und anschlieend zulésst, dass die Behorden der Mitgliedstaaten dieses Vorhaben als
interne Angelegenheit betrachten und in einer Pressekonferenz mitteilen, dass sie es nicht zu Ende
fithren werden?

Sie sagen, das von mir angegebene Datum sei iibertrieben; es ist das von den franzésischen Behdrden
bei der Presseerkldrung genannte Datum. 2030: so lautete die Aussage der franzosischen Behorden.
Erlauben Sie mir daher, mehr Vertrauen in die franzosischen Behorden zu haben, die fiir den Bau der
Strecke verantwortlich sind. Was haben Sie uns soeben gesagt? Inwieweit ist die Kommission, die fiir
die Durchfiihrung der EU-Beschliisse Sorge zu tragen hat, noch glaubwiirdig, wenn dann gar nichts
dabei herauskommt?

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. (FR) Ich sprach von 2020, nachdem ich mit den
franzosischen Behorden Riicksprache gehalten habe. Sie haben Recht, Herr Guardans Cambo, an erster
Stelle ist es mein Bestreben, dass die groflen europdischen Netze innerhalb akzeptabler Fristen
verwirklicht werden. Das hdngt jedoch auch von der Unterstiitzung der Mitgliedstaaten ab, und Sie
wissen auch, dass uns anstatt der im Rahmen der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 erhofften
20 Milliarden Euro nur 8 Milliarden Euro zur Verfiigung stehen.

Der Koordinator, Herr Davignon, und ich selbst haben gleichwohl nicht die Absicht zuzulassen, dass
die Zukunft dieses wichtigen Korridors, der Gegenstand des vorrangigen Projekts ist, durch die
franzdsischen Behorden faktisch gefahrdet wird. Daher trage ich eine personliche Verpflichtung, Herr
Guardans Cambd, und wir werden alles in unserer Macht Stehende tun, um die Dinge zu éndern, und
wenn auch leider ein Zeitplan mitgeteilt worden ist, den ich selbst fiir vollig tiberzogen halte, so lassen
Sie mich an dieser Stelle sagen, dass sich der Kommissar fiir Verkehr dafiir einsetzen wird, eine solche
Situation nicht eintreten zu lassen und einen Zeitplan sicherzustellen, der weitaus verniinftiger ist.

Luis de Grandes Pascual (PPE-DE). — (ES) Herr Kommissar! Nachdem eine Auswahl der
30 Schwerpunktprojekte erfolgt ist, stimmt das schleppende Vorgehen einiger Mitgliedstaaten bedenklich,
da es diese Vorhaben zu Phantomprojekten macht. Insbesondere beméngelte der Koordinator von Projekt
Nr. 3, dass bedauerlicherweise bei der Planung der Strecke Figueras-Perpignan ganz erhebliche
Verzdgerungen aufgetreten sind.

Inwiefern sind Sie daher bereit, Herr Kommissar, die franzosische und die spanische Regierung zu
drangen, ihren Pflichten nachzukommen und der besagten Strecke die gebiihrende Prioritét einzurdumen?

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. (FR) Die nationalen Programme, Herr Grandes Pascual,
werden von der Generaldirektion flir Verkehr und mir selbst gepriift, und bei den Verhandlungen sowohl
mit Frankreich als auch mit Spanien werden wir Gelegenheit haben, auf die Priorititen hinzuweisen.
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Dass wir fiir all die Vorhaben EU-Mittel verteilen, ohne dass die Mitgliedstaaten einen wesentlichen
Beitrag zu den von uns festgelegten Prioritdten leisten, ist ausgeschlossen. Meines Erachtens werden
wir daher bei diesen Verhandlungen iiber entsprechende Méglichkeiten verfiigen, um sie zu iiberzeugen.

Ferner werden wir meiner Meinung nach ohne weiteres imstande sein, den Mitgliedstaaten die enorme
Bedeutung dieser Korridore bewusst zu machen. Sie werden den Verkehrssektor in Europa vollkommen
verdndern, und dies gilt sowohl fiir den Passagier- wie fiir den Giiterverkehr. Infolgedessen sollten wir
diese Probleme nach meinem Dafiirhalten nicht ginzlich negativ und zu pessimistisch sehen.
Uberzeugungsarbeit wird zwar zu leisten sein, jedoch habe ich fiir meinen Teil, um es nochmals zu
sagen, die feste Absicht, mit Unterstiitzung des Parlaments titig zu werden, um diese Projekte
voranzubringen, die ja schlieBlich, wie ich in Erinnerung bringen mdchte, von den Mitgliedstaaten selber
festgelegt worden sind.

Der Prisident. Anfrage Nr. 45 von Marc Tarabella (H-0697/06)
Betrifft: Inkorrekte Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 iiber die Rechte von Fluggisten

In ihrer Antwort auf meine Anfrage E-1422/06 zu diesem Thema teilt die Kommission mit, dass die
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, sie liber die Behandlung der eingegangenen Beschwerden oder
die von den Gesellschaften im Fall von Uberbuchung, groBer Verspitung oder Annullierung von Fliigen
gewihlte Losung zu informieren.

Kann die Kommission daher mitteilen, auf der Grundlage welcher realen Daten sie dem Parlament und

dem Rat am 1. Januar 2007 den Bericht iiber die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 261/2004)
vorzulegen gedenkt? Wie beabsichtigt sie, eine homogene Auslegung und Anwendung der Verordnung
sicherzustellen, wenn sie von den Mitgliedstaaten nicht iiber die Weiterbehandlung der Beschwerden
informiert wird?

Wie gedenkt sie, die Unternehmen daran zu hindern, von den Fluggisten nicht nachpriifbare Griinde
anzugeben, um die Verordnung nicht anzuwenden und sie in eine reine Stiliilbung zu verwandeln?

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. (FR) Im Rahmen einer schriftlichen Anfrage hat die
Kommission bereits geantwortet, dass die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, tiber die Behandlung
der eingegangenen Beschwerden von Fluggésten oder liber die gegen Luftfahrtunternehmen verhidngten
Strafen zu informieren. Die Kommission veranstaltet jedoch selbstverstidndlich regelméBige Treffen
mit den nationalen Kontrollstellen, um eine einheitliche Anwendung der Verordnung sicherzustellen
und die Kontakte zwischen diesen Stellen zu verstiarken, damit auch sie in den Besitz der Daten tiber
die Weiterbehandlung der Beschwerden gelangen.

Die Kommission arbeitet in diesem Kontext eng mit den Mitgliedstaaten zusammen, um einen Leitfaden
fiir die Auslegung der Bestimmungen der Verordnung zu erstellen. Ich weise darauf hin, dass es sich
um die Verordnung (EG) Nr. 261/2004 handelt. Im Januar 2007 werde ich dem Europédischen Parlament
und dem Rat eine Mitteilung iiber das Funktionieren und die Umsetzung dieser Verordnung vorlegen.

Die Kommission hat eine Ausschreibung zwecks Auswahl eines externen Beraters verdffentlicht, der
zur Erhebung der quantitativen und qualitativen Daten {iber die Umsetzung dieser Verordnung befahigt
sein wird.

Die Kommission mochte vor allem die Situation in Bezug auf Nichtbeforderungen, Annullierungen und
Verspédtungen sowie auf die Anwendung der Verordnung in solchen Féllen priifen. Die Ergebnisse
dieser Untersuchung werden in meine Mitteilung mit aufgenommen werden.

Ich mochte Thnen sagen, Herr Tarabella, dass bei der Kommission mehr als 5 500 Schreiben im
Zusammenhang mit den Fluggastrechten eingegangen sind. Diese Schreiben werden sorgfaltig bearbeitet.
Sie ermdglichen es, bestimmte Trends zu erkennen. Dieser gesamte Uberwachungsprozess wird im
Rahmen der Vertragsverletzungsverfahren verwendet, die die Kommission gegen die Mitgliedstaaten
einleiten wird, die ihren Verpflichtungen gegeniiber den Biirgern nicht nachkommen und die Rechte
dieser Biirger als Fluggiste nicht achten.

() ABI. L 46 vom 17.2.2004, S. 1.
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Bevor wir diese Verfahren jedoch einleiten konnen, miissen wir iiber geniigend Daten verfiigen. Wahrend
der 18 Monate der Umsetzung dieser Verordnung wird die Kommission eine kritische Masse an
Informationen gesammelt haben und zum gegebenen Zeitpunkt titig werden kénnen.

Ich danke Thnen fiir Thre Anfrage, denn ich fiir meinen Teil bin wirklich sehr darauf bedacht, diese
Fluggastrechte nunmehr im europdischen Raum Wirklichkeit werden zu lassen.

Marc Tarabella (PSE). — (FR) Herr Kommissar! Kann die Kommission mir einige zusétzliche Auskiinfte
zu den Anderungen erteilen, die sie an der Verordnung iiber Fluggastrechte vorzunehmen beabsichtigt,
um erstens den Hunderten von Beschwerden Rechnung zu tragen, die beispielsweise bei den regionalen
Verbraucherzentren eingegangen sind und die belegen, dass die bestehende Regelung iiber die Rechte
dieser Fluggéste sowohl gravierende Liicken aufweist als auch nicht richtig angewandt wird?

Zweitens, wie gedenkt die Kommission den Begriff der force majeure genau zu definieren, den die
Luftfahrtunternehmen systematisch als Argument fiir die Nichtanwendung der Verordnung geltend
machen? Schlielich méchte ich die Kommission fragen, wie sie in Zukunft solchen Problemen Rechnung
tragen will, wie sie Hunderte franzdsischer Touristen hatten, die unldngst in der Tiirkei und in Israel
festsaBen, weil Fliigen ohne Bordverpflegung von Reiseveranstaltern, die von keiner européischen
Rechtsvorschrift erfasst sind, ausfielen?

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. (FR) Die Kommission hat drei Treffen mit den
nationalen Kontrollstellen durchgefiihrt — am 19. Mai 2005, am 17. Februar 2006 und erst vor kurzem,
am 14. September 2006 -, um die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten zu verstdrken und die
Anwendung der Bestimmungen der betreffenden Verordnung zu harmonisieren.

Inzwischen haben wir ein Informationsdokument in Form eines Frage- und -Antwortbogens erstellt,
das den nationalen Kontrollstellen die tdgliche Datenbearbeitung erleichtern soll. Dieses Dokument ist
im Laufe des Monats Juli 2006 verteilt worden.

Wie ich Thnen erkléarte, Herr Tarabella, konnte ich dank dieser kritischen Masse an Informationen im
Hinblick auf die Mitteilung, die ich dem Parlament vorlegen werde, tatsdchlich einige Verbesserungen
vorschlagen, mit denen wir die ordnungsgeméfie Anwendung der neuen Rechtsvorschriften, die wir fiir
die Fluggiste geschaffen haben, sicherstellen konnen. Ich sage Thnen nochmals: Die Generaldirektion
fiir Verkehr hat 5 623 Schreiben bearbeitet, so dass bestimmte Trends fiir uns bereits erkennbar werden.

Beispielsweise mochte ich darauf hinweisen, dass wir erfreulicherweise einen deutlichen Riickgang der
Praxis der Uberbuchung feststellen konnten.

Sie haben jedoch Recht, die Vorkommnisse in diesem Sommer miissen ebenfalls beriicksichtigt werden.
Sobald ich wirklich einen Gesamtiiberblick {iber die Situation habe, hoffe ich, vor dieses Parlament
treten und ihm sowohl iiber eingetretene Verbesserungen als auch dariiber berichten zu kdnnen, was
uns noch zu tun bleibt, um eine effektive Anwendung dieser neuen Regeln zu gewihrleisten.

Ich danke Thnen fiir diese Anfrage, die auch fiir mich ein Ansporn ist, noch groflere Wachsamkeit an
den Tag zu legen.

Elizabeth Lynne (ALDE). — (EN) Nur eine kurze Frage zu den Luftverkehrsunternehmen. Soweit ich
weil, sind sie diejenigen, die die Passagiere tiber ihre Rechte aufzukldren haben, aber in verschiedenen
Féllen — insbesondere im Falle von Air France - sagt man uns, dass das nicht Aufgabe des
Luftverkehrsunternehmens sei. Was unternimmt die Kommission, um sicherzustellen, dass die
Luftverkehrsunternehmen ihre Aufgaben ernst nehmen? Ich musste in der Vergangenheit im Namen
mehrerer Passagiere intervenieren, weil man ihnen gesagt hatte, dass sie beispielsweise keinen Anspruch
auf Ubernachtung hitten. Ich habe ihnen gesagt, dass das nicht stimmt und dass sie nach der neuen
Regelung Anspruch auf Erstattung der Ubernachtungskosten haben.

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. (FR) Ja, Frau Lynne, ich habe erklért, dass wir ein
Priifungsorgan ersuchen werden, die Situation hinsichtlich der Nichtbeforderungen, Annullierungen
und Verzdgerungen, der Anwendung der Verordnung durch die Luftfahrtgesellschaften und die nationalen
Behorden zu iiberpriifen und zu ermitteln, inwieweit die einzelstaatlichen Kontrollstellen von den
nationalen Zivilluftfahrtbehorden abhédngig sind.

Sie haben vollkommen Recht. Es geht nicht nur darum, dass die Fluggéste Rechte haben, sondern dass
die Betroffenen von den Luftfahrtunternehmen und den nationalen Behorden auch tatsachlich {iber ihre
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Rechte aufgeklirt werden konnen. Im Ubrigen wird die Untersuchung in Zusammenarbeit mit den
Luftfahrtunternehmen, den Verbraucher- und Fluggastverbanden sowie den nationalen Behérden
durchgefiihrt werden.

Ich personlich bin der Meinung, dass es uns diese Studie ermdglichen wird, die Unterrichtung der
Fluggiste, die in der Tat eine Grundvoraussetzung fiir die Durchsetzung dieser neuen Bestimmungen
ist, in Zukunft weitaus besser zu iiberwachen.

Der Prisident. Die Anfragen, die aus Zeitgriinden nicht behandelt wurden, werden schriftlich
beantwortet (siche Anlage).

Die Anfragen 63, 64 und 77 werden nicht beantwortet, da sie Themen betreffen, die bereits auf der
Tagesordnung der laufenden Sitzung stehen.

Die Fragestunde mit den Anfragen an die Kommission ist geschlossen.

(Die Sitzung wird um 19.50 Uhr unterbrochen und um 21.00 Uhr wieder aufgenommen.)

VORSITZ: EDWARD MCMILLAN-SCOTT
Vizeprisident

14. Gemeinschaftsprogramm fiir Beschéiftigung und soziale Solidaritat —
PROGRESS (Fortsetzung der Aussprache)

Der Prisident. Es folgt die Fortsetzung der Aussprache iiber den Bericht von Karin Jons iiber die
Auflegung eines Gemeinschaftsprogramms fiir Beschéftigung und soziale Solidaritét.

Jan Jerzy Kulakowski, im Namen der ALDE-Fraktion. — (PL) Herr Prasident! Die Tatsache, dass sich
die europédischen Institutionen endlich auf einen gemeinsamen Standpunkt zum Gemeinschaftsprogramm
fiir Beschéftigung und soziale Solidaritiat, PROGRESS, geeinigt haben, bildet eine wichtige Voraussetzung
fiir die Erarbeitung und Durchsetzung einer einheitlichen und transparenten Sozialpolitik in der
Européischen Union und deren Umsetzung in die nationalen Sozialpolitiken der Mitgliedstaaten. Das
Programm PROGRESS vereinfacht und ordnet die einzelnen Elemente dieser Politik nicht nur, sondern
integriert sie auch in einen einzigen Rahmen. Daran hat es bisher gemangelt, und das wird das wichtigste
Ergebnis unserer gemeinsamen Aussprache sein.

Die Unterteilung des Programms in fiinf Teile ist richtig und angemessen. Die Beschéftigung stellt
gegenwirtig die wichtigste Herausforderung fiir die Européische Union, ihre Entscheidungstriger und
ihre Biirger dar. Der Sozialschutz und die soziale Integration konnen als zwei voneinander getrennte
Bereiche behandelt werden, aber es ist wahrscheinlich sinnvoll, sie zusammenzufassen, da der
Sozialschutz eine der Voraussetzungen fiir eine erfolgreiche soziale Integration darstellt. Gute
Arbeitsbedingungen ergidnzen eine Politik, die nicht nur auf eine quantitative, sondern auch eine
qualitative Verbesserung der Beschiftigung abzielt. Die Bekdmpfung der Diskriminierung und die
Forderung der Vielfalt sind Ausdruck der praktischen Anwendung des Grundsatzes der positiven Toleranz
und des Pluralismus, die zu den wichtigsten Kennzeichen der Européischen Union zéhlen sollten und,
wie ich meine, auch zéhlen. Die vollstindige Gleichstellung der Geschlechter kommt der Umsetzung
eines Grundsatzes gleich, der im Vertrag von Rom verankert ist, bisher aber nicht vollig verwirklicht
wurde.

Ich mochte zwei weitere Anmerkungen machen. Erstens stellt die Beschéftigung unseren
Hauptschwerpunkt dar und sollte finanziell entsprechend ausgestattet werden. Die Gleichstellung der
Geschlechter ist jedoch ebenso wichtig wie der Kampf gegen Diskriminierung und die Férderung der
Vielfalt. Ich mochte ferner darauf hinweisen, dass wir dem sozialen Dialog nicht geniigend
Aufmerksamkeit gewidmet haben, ohne den wir das Programm PROGRESS nicht umsetzen kénnen.
Was den Zugang zum Programm betrifft, so kann ich die Auflistung der anspruchsberechtigten
Institutionen und Organisationen nur befiirworten. Das Programm PROGRESS wird einen entscheidenden
Beitrag zur Erreichung der Ziele unserer sozialpolitischen Agenda leisten.

Hiltrud Breyer, im Namen der Verts/ALE-Fraktion.—Herr Prasident! Auch wir begriiBen diesen Bericht
PROGRESS. Wir hoffen, dass er der dringend notwendige Riickenwind fiir die EU-Gleichstellungspolitik
ist. Nach der enttduschenden gender road map der EU-Kommission ist es umso wichtiger, dass so viel
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Geld wie moéglich zur Verfigung steht, um Analysen und Offentlichkeitsarbeit zur
EU-Gleichstellungspolitik in den EU-Mitgliedstaaten durchzufiihren. Ich bin froh, dass die Abgeordneten
gegeniiber dem Rationalisierungsdruck der EU-Kommission die Bremse gezogen haben oder ziehen
werden und auf einer Mittelerhhung fiir PROGRESS bestanden haben. Es ist die Hartnéckigkeit des
Parlaments, die dazu gefiihrt hat, dass die Mittel fiir Beschéftigung und soziale Solidaritat erhoht werden
konnten.

Wir alle wissen, Politikerinnen und Politiker ohne Geld sind nur Lyrikerinnen und Lyriker. Von daher
muss das Ziel der Gleichstellungspolitik sein, entsprechende Mittel bereitzustellen, weil es ohne Geld
nicht moglich ist, diese Politik weiterzufiihren. Ein Erfolg ist es, dass das Européische Parlament die
Verpflichtung zum gender mainstreaming in allen Programmbereichen durchgesetzt hat. Zwar ist es
uns nicht gelungen, ein eigenstindiges Aktionsprogramm durchzusetzen, dafiir aber eine
Querschnittsaufgabe.

Mary Lou McDonald, im Namen der GUE/NGL-Fraktion. — (EN) Herr Priasident! Das Programm
PROGRESS spielt eine wichtige Rolle im Hinblick auf die Férderung von Beschéftigung und sozialer
Solidaritdt. In Anbetracht sich verstidrkender Tendenzen, die Profiten Vorrang vor den Menschen
einrdumen und damit viele Menschen ausschlieen oder an den Rand der Gesellschaft draingen, kommt
diesem Programm eine noch groflere Bedeutung zu.

Wir sind enttduscht dariiber, dass die Vorschlige des Parlaments nicht vollstindig akzeptiert wurden
und dass der Rat beschlossen hat, das Programm in den Bereichen Gleichberechtigung, Rechte von
Wanderarbeitern und insbesondere in Bezug auf den Haushalt zu schwichen. Unserer Ansicht nach
sollte die Umsetzung des Programms jedoch nicht langer aufgeschoben werden, weil andernfalls wichtige
MaBnahmen nicht ergriffen werden konnten. Ich mdchte der Berichterstatterin fiir ihre Bemithungen
um eine Stirkung des Programms danken und hoffe, dass wir kiinftig gemeinsam den Schwerpunkt auf
EU-MafBinahmen zur Bekdmpfung des sozialen Ausschlusses legen konnen.

Zbigniew Krzysztof KuZzmiuk, im Namen der UEN-Fraktion. — (PL) Herr Président! Ich mochte meine
Unterstiitzung fiir alle Aktivitdten der européischen Institutionen zur Férderung von Beschiftigung und
sozialer Solidaritdt zum Ausdruck bringen, und zwar insbesondere fiir die Mainahmen im Zusammenhang
mit dem von uns heute diskutierten neuen Gemeinschaftsprogramm PROGRESS. Ich hoffe, dass sich
dieses Programm nicht zu einem weiteren wirkungslosen Instrument entwickelt, das unsere gemeinsamen
Ressourcen verschlingt. Stattdessen, so hoffe ich, wird es einen direkten Beitrag zur Verdnderung der
schwierigen Lage leisten, in der sich viele Lander der Europdischen Union in diesem Bereich befinden.

Ich méchte betonen, dass die Erhaltung des européischen Sozialmodells im Angesicht eines sich in ganz
Europa vollziehenden demografischen Einbruchs auf dem Spiel steht. Die Lage in den skandinavischen
Léndern beweist, dass es moglich ist, dieses Modell zu realisieren und gleichzeitig ein angemessenes
Wirtschaftswachstum zu erzielen. Natiirlich ist die hohe Beschéftigungsrate in Skandinavien der Schliissel
zum Erfolg, die gewdhnlich sowohl fiir Manner als auch Frauen {iber 70 % betrédgt. Gleichzeitig wissen
wir aber auch, dass diese Rate in den meisten Mitgliedstaaten wesentlich niedriger ist. In Polen
beispielsweise betrigt die Erwerbsquote fiir Manner gerade einmal 51 % und fiir Frauen 46 %. Es liegt
auf der Hand, dass der Bereich der Beschéftigung vor allem in den neuen Mitgliedstaaten der dringenden
Unterstiitzung bedarf.

Armut und soziale Ausgrenzung sind ein weiteres sehr schwer wiegendes Problem. Wir konnen nicht
zulassen, dass im Herzen von Europa, das zu den wohlhabendsten Regionen der Welt z&hlt, Menschen
noch immer in Armut leben oder hungern. In Polen leben 10 % der Bevolkerung unterhalb der
Armutsgrenze. Ich hoffe, dass das Programm PROGRESS zur Verbesserung der Situation beitragen
wird.

Das reiche Europa sollte sich sozialen Gruppen gegeniiber, die sich in einer sehr schwierigen finanziellen
Lage befinden, solidarischer zeigen.

Kathy Sinnott, im Namen der IND/DEM-Fraktion. — (EN) Herr Prasident! Ich mochte die
Berichterstatterin zu ihrer Arbeit am Programm PROGRESS, einer neuen und umfassenden Struktur
fiir die soziale Solidaritit, begliickwiinschen.

Seit vielen Jahren betrachten die Sozialpartner Sozialfonds, Humanressourcen und sogar den
Geschiftswert als einen Kuchen, bei dem sie meinen, sich wie hungrige Kinder um das grofite Stiick
streiten zu miissen. Bleibt zu hoffen, dass PROGRESS diesem Gerangel bei der Bewilligung von Mitteln
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und anderen Ressourcen flir Sozialpartner ein Ende setzt, die Menschen vertreten, welche aufgrund
ihrer korperlichen, geistigen, sozialen, ethnischen und wirtschaftlichen Lage, ihrer Situation auf dem
Arbeitsmarkt oder aus anderen Griinden auf die Unterstiitzung der Gesellschaft insgesamt angewiesen
sind.

Ich mochte nochmals betonen, dass im Programm PROGRESS unbedingt Platz fiir kleine und neue
NRO sein sollte. Sie sollten moralisch und anderweitig unterstiitzt werden. Es kann nicht sein, dass nur
die élteren und groferen NRO, Gewerkschaften und Organisationen anerkannt und einbezogen werden.
Bediirfnisse verdndern sich, und es entstehen neue Bediirfnisse. Wir sollten nicht vergessen, dass auch
die etablierten Gruppen einmal klein angefangen haben.

Proinsias De Rossa, im Namen der PSE-Fraktion. — (EN) Herr Prisident! Hoffentlich wird es auch in
diesem Falle nicht zu Verzégerungen kommen. Ich begriifie dieses neue Gemeinschaftsprogramm, mit
dem vier alte Programme zusammengefiihrt und gestrafft werden, damit mehr Geld fiir ihre Umsetzung
zur Verfiigung steht. Ich mdchte der Berichterstatterin, Frau Jons, meiner eigenen Fraktion, Kommissar
Spidla sowie dem Rat dazu gratulieren, dass sie den vom Parlament vorgelegten Anderungsantréigen,
fiir die sich die Kommission mit Nachdruck eingesetzt hat, zugestimmt haben. Es ist wichtig, dass mehr
Mittel zur Verfiigung stehen, aber wichtig ist auch, dass wir uns um mehr soziale Integration in Europa
bemiihen, die sich die Biirger eindeutig wiinschen.

Besonders freut mich, dass uns die Einbeziehung des Gender-Mainstreaming in dieses neue Programm
gelungen ist. Ich freue mich auf unseren gemeinsamen europaweiten Erfahrungsaustausch im Rahmen
verschiedener Organisationen auf Konferenzen usw. Es ist eine traurige Tatsache, dass die Europdische
Union zwar jahrelang Pilotprojekte durchgefiihrt hat, dass aber viele der dabei gewonnenen Erkenntnisse
nicht in allen Politikbereichen verankert wurden. Bleibt zu hoffen, dass die Einbeziehung des
Gender-Mainstreaming zumindest in diesem Programm dafiir sorgen wird, dass sich die Chancengleichheit
zu einem festen Bestandteil aller von der Europédischen Union und den Mitgliedstaaten erarbeiteten
Politiken entwickelt.

Jacek Protasiewicz, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — (PL) Herr Prasident! Die Umsetzung der
Lissabon-Strategie ist ein sehr anspruchsvolles Ziel, das die Staats- und Regierungschefs der EU den
Mitgliedstaaten gestellt haben. Die unterschiedlichen Erfahrungen, die die einzelnen Mitgliedstaaten
in Bereichen wie dem der Beschiftigung gesammelt haben, machen deutlich, wie anspruchsvoll dieses
Ziel ist.

In einigen Féllen hat das Beschéftigungsniveau die Vorgaben fast erreicht. Ich mdchte Sie daran erinnern,
dass sie fiir Ménner 70 %, fiir Frauen 60 % und fiir die Gruppe der 55- bis 64-Jahrigen 55 % betragen.
Es gibt jedoch vor allem unter den neuen Mitgliedstaaten der Europdischen Union Lander, die von der
Erreichung der Ziele dieser Strategie noch weit entfernt sind. Ausgehend davon muss ich die Initiative
zur Auflegung des neuen Gemeinschaftsprogramms fiir Beschiftigung und soziale Solidaritit —
PROGRESS — nochmals begriilen.

Als Mitglied der PPE-DE-Fraktion mochte ich an dieser Stelle unterstreichen, dass sich meine Fraktion
von dem Zeitpunkt an, als der Ausschuss fiir Beschéftigung und soziale Angelegenheiten die Arbeit an
diesem Dossier aufhahm, fiir eine Aufstockung der Mittel fiir bestimmte Aktionsbereiche sowie die
Senkung der im Programmentwurf vorgesehenen Reserve von 10 % eingesetzt hat. Vor allem ist die
PPE-DE-Fraktion der Ansicht, dass der Eigenbeitrag der Begiinstigten gesenkt werden sollte. Deshalb
begriilen wir die Tatsache, dass die Finanzierung fiir das Programm PROGRESS auf 743 Millionen
Euro aufgestockt wurde. Gliicklicherweise hat man sich bereits im Rahmen der interinstitutionellen
Vereinbarung auf diese Aufstockung geeinigt und sie in die Finanzielle Vorausschau fiir den Zeitraum
2007 bis 2013 aufgenommen.

Abschliefiend begriie ich die Tatsache, dass der Rat die Mehrzahl der vom Europédischen Parlament
vorgelegten Anderungen in seinen gemeinsamen Standpunkt {ibernommen hat. Das ist vor allem im
Hinblick auf die bessere Nutzung der Ressourcen zur stérkeren Einbeziehung von Frauen und Behinderten
in den Arbeitsmarkt ein positiver Schritt. Das geringe Beschéftigungsniveau gerade unter Behinderten
ist in meinem Heimatland ein besonderes Problem, und ich hoffe, dass es uns mithilfe des Programms
PROGRESS gelingen wird, an dieser Situation in den néchsten sieben Jahren etwas zu dndern.

Evangelia Tzampazi (PSE). — (EL) Herr Prisident! Ich méchte der Berichterstatterin, Frau Jons, zu
der Effektivitat dieses Projektes gratulieren.
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Das Gemeinschaftsprogramm PROGRESS ist ein auflerordentlich wichtiges Instrument, um die Ziele
der Lissabon-Strategie im Bereich der Beschiftigungs- und Sozialpolitik zu erreichen. Die Bedeutung
dieses Instruments spiegelt sich in der Ubereinkunft aller Organe der Europiischen Union wider.

Wir miissen betonen, dass der Hinweis, Menschen mit Behinderungen umfassenden und
gleichberechtigten Zugang zu allen durch das Programm PROGRESS finanzierten Aktivititen zu
gewihren, dazu beitrdgt, die grundlegenden Zielsetzungen des Programms, also die Bekdmpfung von
Diskriminierung und die soziale Integration, zu erreichen.

Zugleich mdchte ich jedoch betonen, wie wichtig meines Erachtens die Bestimmung ist, fiir zusétzliche
Belastungen finanzieller bzw. sonstiger Art, die durch die Behinderung verursacht werden, einen
Ausgleich zu schaffen. Denn nur so kann die gleichberechtigte Teilnahme behinderter Menschen an
den Aktivitdten des Programms gewihrleistet werden.

SchlieBlich mdchte ich die Notwendigkeit unterstreichen, Nichtregierungsorganisationen, die Menschen
mit Behinderungen vertreten, auf regionaler, nationaler und europdischer Ebene an den in den
Programmen vorgesehenen Projekten zu beteiligen, die der Ubermittlung bewihrter Praktiken und dem
Austausch von Informationen zur 6ffentlichen Bewusstseinsbildung im Bereich der Integration und des
Sozialschutzes dienen.

Alejandro Cercas (PSE). — (ES) Herr Priasident! Zunichst mochte ich der Berichterstatterin, Frau Jons,
dem Kommissar und dem Rat meine Gliickwiinsche zu ihrer so ziigigen und guten Arbeit aussprechen.
Ihnen ist es zu verdanken, dass Europa vom 1. Januar an {iber dieses Instrument verfiigt, und ich hoffe
sehr, dass es — wie hier zum Ausdruck gebracht wurde — ein groBBer Schritt vorwérts auf dem Wege zu
einer besseren Abstimmung und gréBBeren Komplementaritit der bestehenden Programme sein wird.

Des Weiteren, Herr Prasident, mochte ich meine Genugtuung iiber die Tatsache zum Ausdruck bringen,
dass wir den Lissabon-Prozess in seiner Gesamtheit ernst nehmen. Dieser Prozess zwingt uns zu
Wirtschaftsreformen und natiirlich zu einer Modernisierung Europas, aber gleichzeitig diirfen wir nicht
vergessen, dass wir eine Gesellschaft mit stirkerem Zusammenhalt und ohne Ausgrenzung errichten
miissen, um den Erfolg der Wirtschaftsreformen zu sichern. Jetzt, da PROGRESS auf dem Tisch liegt,
sind meiner Ansicht nach jene im Irrtum, die sagen, das soziale Europa sei nur ein Thema fiir die
Mitgliedstaaten.

Europas Stimme und sein Handeln haben Gewicht. Wenngleich es natiirlich weiterhin die Mitgliedstaaten
sind, die den Wohlfahrtsstaat gestalten, bietet Europa einen Zugewinn in Form eines abgestimmten und
klugen Vorgehens und hilft unseren Mitgliedstaaten, die grolen Herausforderungen zu meistern, vor
denen wir in dieser Epoche der Globalisierung stehen.

Daher erwarte ich, dass die Kommission klug vorgeht. Finanziell gesehen ist es ein kleines Instrument,
doch es muss mdglichst sinnvoll eingesetzt werden. Ich hoffe, dass wir die begonnene gemeinsame
Arbeit fortsetzen konnen, indem wir unsere Prioritdten nicht aus dem Blick verlieren und unsere Agenda
zur Sache aller Biirger machen.

Katalin Lévai (PSE). — (HU) Herr Prisident, zunéchst mochte ich Karin Jons zu diesem ausgezeichneten
Programm begliickwiinschen. In Anbetracht der Lissabon-Strategie halte ich es fiir sehr wichtig, solche
Initiativen zu ergreifen, deren Ziel es ist, die Beschiftigungslage zu verbessern, die soziale Solidaritat
zu starken und die Européische Union wettbewerbsfahiger zu machen.

Wir brauchen ehrgeizige Ziele: Vollbeschéftigung, Verbesserung der Qualitdt und Produktivitdt der
Arbeit und Stirkung der sozialen Solidaritit. In dieser Hinsicht mdchte ich vor allem den Teil des
Programms hervorheben, der besondere Aufmerksamkeit dem Gender Mainstreaming, der Umsetzung
des Grundsatzes der Gleichstellung der Geschlechter in der Sozialpolitik, widmet.

Ich begriiBe auch, dass der Bericht versucht, die besonderen Bediirfnisse von Menschen mit
Behinderungen zu berticksichtigen. Bei der Ausarbeitung und Umsetzung des Programms halte ich auch
die Zusammenarbeit mit anderen Ausschiissen fiir wichtig. Meines Erachtens sollte der Schutz von
Minderheiten, insbesondere der Minderheit der Roma, einen besonderen Abschnitt des Berichts bilden,
und vielleicht wére es sinnvoll, verhéltnismafBig mehr Mittel fiir die Finanzierung der Gleichstellung
von Mann und Frau bereitzustellen.

Die Umsetzung von PROGRESS erfordert den europaweiten Austausch von Informationen und die
Verbreitung bewahrter Praktiken in der gesamten Gemeinschaft, wenn wir diese Ziele erreichen wollen.
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Alles in allem liegt uns ein Programm vor, das nur durch eine europaweite Zusammenarbeit umgesetzt
werden kann, etwas, das unsere Unterstiitzung in jedem Bereich verdient.

Teresa Riera Madurell (PSE). — (ES) Herr Prisident! Ich mochte lediglich auf die Aktionen zur
Gleichstellung von Méannern und Frauen eingehen.

Meine Damen und Herren, als wir Mitte 2004 alle hofften, dass die Europdische Kommission einen
neuen Aktionsplan zur Gleichstellung von Méinnern und Frauen in Gang setzen wiirde, waren wir
erstaunt, als die Kommission stattdessen PROGRESS vorschlug, ein Programm zur Unterstiitzung von
Beschiftigung und Solidaritit, das MaBnahmen zur Forderung der Gleichstellung von Ménnern und
Frauen enthielt, wenngleich in einem breiteren sozialen Aktionsrahmen.

Uberzeugt von der Notwendigkeit, der Gleichbehandlung von Méinnern und Frauen groBere und
differenziertere Aufmerksamkeit zu widmen, war der Ausschuss fiir die Rechte der Frau und die
Gleichstellung der Geschlechter von Anfang an dagegen, das Programm der Gleichstellung von Méannern
und Frauen in PROGRESS einzubeziehen, er forderte zudem mehr Haushaltsmittel und bestand darauf,
die Gleichstellung von Ménnern und Frauen als gemeinsames Anliegen aller Politikbereiche der
Gemeinschaft zu behandeln.

Somit begannen wichtige und fruchtbringende Verhandlungen, die sich iiber das gesamte parlamentarische
Verfahren hinzogen, das heute zum Abschluss kommt, und zwar mit Ergebnissen, die sich durchaus
sehen lassen konnen. Die Maflnahmen zur Gleichstellung von Méannern und Frauen verbleiben allerdings
in PROGRESS, und damit sind wir nicht zufrieden. Wir haben die Abtrennung vom DAPHNE-Programm
erreicht, doch hier war das nicht moglich.

Wir fordern weiterhin eine 6ffentlichkeitswirksamere Darstellung der Mafinahmen zur Gleichstellung,
aber wir konnen die Berichterstatterin, Frau Jons, die Verfasser der Stellungnahmen und auch die
Kommission und den Rat nur begliickwiinschen, denn durch ihre gemeinsame Arbeit ist es gelungen,
den urspriinglichen Vorschlag wesentlich zu verbessern, was Inhalt und Finanzierung, aber auch die
Einbindung der Geschlechterperspektive in alle Aktionen des Programms angeht.

Vladimir Spidla, Mitglied der Kommission. (CS) Meine Damen und Herren! Ich méchte nochmals der
Berichterstatterin und all jenen danken, die einen Beitrag zu diesem Bericht geleistet haben, der, wie
ich der Diskussion entnehmen kann, als gemeinsamer Erfolg der européischen Institutionen gewertet
wird. Die Diskussion macht deutlich, dass das Programm Ihrer Ansicht nach verniinftig aufgebaut und
mit den entsprechenden Ressourcen ausgestattet ist. Es wurde zudem deutlich, dass die Art und Weise,
in der der Bericht vorgelegt wurde, als der Situation angemessen eingeschétzt wird - und an dieser Stelle
mochte ich darauf verweisen, dass der Bericht dem Parlament direkt unterbreitet werden wird. Meine
Damen und Herren, wir miissen die Gelegenheit nutzen und dafiir Sorge tragen, dass wir ab dem 1. Januar
2007 an die wirksame und erfolgreiche Umsetzung der im Programm vorgesehenen Ziele gehen und
damit die Erwartungen erfiillen, die mit dem Erfolg dieses Abschnitts entstanden sind.

Der Prisident. Ich méchte mich bei allen Rednern bedanken, von denen 50 % Frauen waren.
Die Aussprache ist geschlossen.

Die Abstimmung findet morgen statt.

15. Schutz des Euro gegen Geldfilschung (Pericles-Programm) - Schutz des Euro
gegen Geldfilschung (Pericles-Programm): Ausdehnung auf die nicht
teilnehmenden Mitgliedstaaten (Aussprache)

Der Prisident. Als nichster Punkt folgt die gemeinsame Aussprache iiber

- den Bericht von Agustin Diaz de Mera Garcia Consuegra im Namen des Ausschusses fiir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres iiber den Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates zur Anderung und
Verlangerung des Beschlusses 2001/923/EG iiber ein Aktionsprogramm in den Bereichen Austausch,
Unterstiitzung und Ausbildung zum Schutz des Euro gegen Geldfdlschung (Pericles-Programm)
(KOM(2006)0243 — C6-0179/2006 — 2006/0078(CNS)) (A6-0276/2006) und

- den Bericht von Agustin Diaz de Mera Garcia Consuegra im Namen des Ausschusses fiir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres iiber den Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates zur Ausdehnung der
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Anwendbarkeit des Beschlusses 2006/.../EG zur Anderung und Verlingerung des Beschlusses
2001/923/EG iiber ein Aktionsprogramm in den Bereichen Austausch, Unterstiitzung und Ausbildung
zum Schutz des Euro gegen Geldfilschung (Pericles-Programm) auf die nicht teilnehmenden
Mitgliedstaaten (KOM(2006)0243 — C6-0180/2006 — 2006/0079(CNS)) (A6-0277/2006).

Siim Kallas, Vizeprdsident der Kommission. (EN) Herr Président! Darf ich zundchst Herrn Diaz de
Mera Garcia Consuegra, dem Berichterstatter, fiir seine Unterstiitzung fiir den Vorschlag der Kommission
zur Verlangerung des Pericles-Programms danken. Pericles, ein Gemeinschaftsprogramm in den Bereichen
Austausch, Unterstiitzung und Ausbildung zum Schutz des Euro gegen Geldfalschung, wurde 2001 per
Beschluss des Rates aufgelegt und soll die von den Mitgliedstaaten zum Schutz des Euro gegen
Geldfalschung ergriffenen Mallnahmen unterstiitzen und ergénzen.

Urspriinglich fiir einen Zeitraum von vier Jahren — 2002 bis 2005 — ausgelegt, hatte das Programm einen
Umfang von 4 Millionen Euro. Das Pericles-Programm umfasst eine breite Palette von MaBinahmen,
die nicht nur innerhalb der EU durchgefiihrt werden, sondern auch in Drittstaaten und Kandidatenlandern.
Es wendet sich an unterschiedliche Zielgruppen und Teilnehmer, erstreckt sich auf alle fiir den Schutz
des Euro wesentlichen Bereiche — Strafverfolgung, justizielle, finanzielle und technische Bereiche —
und fordert die Einrichtung von Netzwerken, mit denen der Kampf gegen Filschungsdelikte effizienter
gestaltet werden kann. Zudem unterstiitzt Pericles die effektive Zusammenarbeit zwischen den
Strafverfolgungsbehdrden und Vertretern von Justiz und Finanzbehorden. Trotzdem stellt die Falschung
des Euro nach wie vor ein ernstes Problem und vor allem eines mit Symbolcharakter dar, auch wenn es
keine alarmierenden Ausmalle angenommen hat.

Seit dem Frithsommer 2003 hat sich die Zahl der im Umlauf aufgedeckten gefdlschten Euro-Banknoten
bei monatlich etwa 50 000 stabilisiert. Sie liegt somit unter der Zahl der gefélschten Banknoten vor
Einfithrung des Euro und auch unter der Zahl der gefdlschten US-Dollar-Banknoten und ist gemessen
an der Gesamtzahl aller im Umlauf befindlichen echten Euro-Banknoten (9 Millionen) sehr gering.
Auch die Zahl der gefélschten Euro-Miinzen befindet sich historisch gesehen noch immer auf sehr
niedrigem Niveau. Die Polizei hat unldngst mehrere Filscherwerkstitten ausgehoben und eine GroB3zahl
gefilschter Banknoten sichergestellt, bevor diese in Umlauf gelangen konnten.

Das Pericles-Programm leistet einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der in Bezug auf den Schutz des
Euro und die Falschgeldbekdmpfung erzielten Ergebnisse. Die gemeinsamen Anstrengungen zur
Bekampfung dieser Form der Kriminalitdt miissen eindeutig fortgesetzt werden.

Vor kurzem fand eine Evaluierung des Pericles-Programms statt. Die Evaluierungsbehdrde kam zu dem
Schluss, dass das Programm ein grofleres Bewusstsein fiir diese Problematik geschaffen hat, dass die
Zielgruppen, vor allem Vertreter von Strafverfolgungsbehorden, erreicht wurden und dass die Mafinahmen
des Programms und der Informationsaustausch den Zielen des Programms entsprachen.

Auf der Grundlage der positiven Evaluierung von Pericles und der Notwendigkeit, seiner Fortsetzung
schlug die Kommission 2005 vor, das Programm zu verldngern. Bis zur Einigung iiber die Finanzielle
Vorausschau 2007 bis 2013 hatte der Rat urspriinglich beschlossen, das Pericles-Programm lediglich
um ein Jahr, also bis 2006, zu verldngern. Er ging jedoch die politische Verpflichtung ein, das Programm
fortzusetzen. Aufbauend auf dem Erfolg des Programms legte die Kommission im Mai 2006 einen
Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates zur Verldngerung des Pericles-Programms bis 2013 vor. Am
jahrlich dafiir bereitgestellten Betrag in Hohe von anndhernd einer Million Euro dndert sich nichts, so
dass sich der Referenzbetrag auf insgesamt 7 Millionen Euro belaufen wird. Der Vorschlag der
Kommission fiir eine Verlingerung bis 2013 ist zudem Ausdruck praktischer Uberlegungen, da die
Laufzeit des Programms damit der Dauer der Finanziellen Vorausschau entsprechen wiirde.

Ich moéchte dem Parlament und vor allem dem Berichterstatter nochmals fiir ihr Engagement fiir den
Schutz dieses wichtigen Elements der gemeinsamen européischen Identitdt und des gemeinsamen Erbes
danken, die die gemeinsame Wihrung darstellt. Die 6ffentlichen Behorden auf nationaler und europédischer
Ebene wie auch die Industrie diirfen in ihrem Bemiihen nicht nachlassen und miissen die Zusammenarbeit
und den Austausch von Know-how fortsetzen. Gemeinsam wird es uns gelingen, die Interessen des
Handels, der Verbraucher und der Wirtschaft generell gegen illegale durch Geldfalschung erzielte
Gewinne zu schiitzen.

Agustin Diaz de Mera Garcia Consuegra (PPE-DE), Berichterstatter. — (ES) Herr Prasident! Der
Schutz des Euro vor Filschung ist sehr wichtig fiir das Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger in die
Einheitswihrung. Ich stimme allem zu, was Herr Kallas sagte.
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Die Einfithrung des Euro als Einheitswihrung war eine gewaltige Herausforderung. Der Dollar als
Wihrung mit transnationalem Charakter, als Reserve- und globale Transaktionswéhrung verzeichnet
zurzeit die hochste Félschungsrate.

Leider teilt der Euro diese Eigenschaften mit dem Dollar, wenn auch in geringerem Mafle, und deshalb
haben wir seit seiner Geburt viele MaBBnahmen ergriffen und tun es noch, um seine Filschung zu
verhindern.

Das Programm ,Pericles” dient der Unterstiitzung und Ergénzung der Aktionen, die von den
Mitgliedstaaten und den laufenden Programmen zum Schutz unserer Einheitswéhrung vor Félschung
eingeleitet wurden, und umfasst Austausch, Unterstiitzung und Ausbildung.

Wie wir wissen, erfolgte die Ingangsetzung des Programms durch Beschluss des Rates vom
17. Dezember 2001, in dem festgelegt wurde, dass Evaluierungsberichte zum Programm zusammen mit
einem Vorschlag zu seiner Fortfiihrung oder Anpassung zu unterbreiten sind.

Der erste Bericht wurde dem Parlament und dem Rat am 30. November 2004 vorgelegt. Spéter, am
8. April, prasentierte die Kommission einen Vorschlag, auf dessen Grundlage der Rat das Programm
bis 2006 verlangerte und mit Mitteln in Hohe von einer Million Euro in Erwartung einer endgiiltigen
Einigung iiber die Finanzielle Vorausschau 2007-2013 ausstattete sowie einen ausfiihrlichen Bericht
an das Parlament und die Kommission iiber die Ergebnisse des Programms verlangte.

Was die Evaluierung betrifft, so hat ,,Pericles* unbestritten einen wertvollen Beitrag zum Schutz des
Euro und zur Bekdmpfung der Geldfilschung geleistet. Seine Fortfiihrung ist daher vollkommen
gerechtfertigt. Insbesondere wurde das Bewusstsein fiir die Gemeinschaftsdimension des Euro verbessert,
und den Teilnehmern wurde ein besseres Verstindnis fiir die Rechtsvorschriften und die vorhandenen
Instrumente vermittelt; es wurde eine Bindung der fiir den Zeitraum 2002-2006 vorgesehenen Mittel in
Hohe von 80 % des urspriinglichen Richtwerts erreicht; 64 Projekte wurden unter Beteiligung von nicht
weniger als 76 Landern realisiert; die effektive Komplementaritdt der nationalen gemeinschaftlichen
Aktionen gewann an Gewicht — 48 der 64 Initiativen gehen auf die Mitgliedstaaten zuriick, wéhrend 16
von der Kommission oder von OLAF kamen; das Programm hat eine internationale Dimension
angenommen, da nicht nur alle Mitgliedstaaten und die Beitrittskandidaten, sondern auch Drittstaaten
einbezogen sind, in denen die Herstellung falscher Geldscheine verbreitet ist, wie z. B. Kolumbien;
erhebliche strukturelle Verbesserungen wurden mit der Schaffung und Einrichtung von nationalen
Zentralstellen fiir die Bekdmpfung der Geldfélschung erzielt; und es fand eine systematische Einbeziehung
der Europédischen Zentralbank und anderer Organisationen wie EUROPOL, OLAF und INTERPOL
statt.

Die Ergebnisse des Programms ,Pericles sind bis jetzt erfolgversprechend, wie aus dem
Halbjahresbericht der Européischen Zentralbank iiber die Félschung des Euro hervorgeht.

Es wird immer schwieriger, unsere Wéhrung zu félschen. Die Daten der ersten sechs Monate dieses
Jahres zeigen, dass der Anteil gefilschter Geldscheine im Verhiltnis zur wachsenden Zahl echter, in
Umlauf befindlicher Scheine riickldufig ist. Wie der Kommissar bereits sagte, werden pro Monat
50 000 Geldscheine unserer Wahrung gefélscht, wiahrend 9 Milliarden echte Scheine im Umlauf sind.

Zwischen Januar und Juni dieses Jahres wurden 300 000 gefélschte Geldscheine aus dem Verkehr
gezogen. Insgesamt waren von den eingezogenen Banknoten in der ersten Halfte dieses Jahres 44 %
20-Euro-Scheine und 36 % 50-Euro-Scheine, das heifit, die Filschung von 20-Euro-Scheinen ist
wesentlich angestiegen. Zwolf Prozent aller gefdlscher Banknoten bezogen sich auf 100-Euro-Scheine,
wihrend es bei 500-Euro-Noten lediglich 1 % war.

Kurz gesagt, Herr Président, ich stimme dem Vorschlag in vollem Umfang zu. Es ist von entscheidender
Bedeutung, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber darauf achtet, dass die Verlangerung des Programms
richtig mit der Finanziellen Vorausschau und auch mit der Einfiihrung des Euro in den neuen
Mitgliedstaaten in Verbindung gebracht wird.

Der Rat verschiebt die Beschlussfassung iiber ,,Pericles* bis zu einer endgiiltigen Einigung iiber die
Finanzielle Vorausschau 2007-2013; wir sind vollig damit einverstanden, dass das Programm mit der
Finanziellen Vorausschau in Einklang gebracht und mit einem Jahreshaushalt von einer Million Euro
ausgestattet wird.
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Aus all diesen Griinden empfehle ich dem Europdischen Parlament, die Vorschldge der Kommission
unter diesen Bedingungen anzunehmen und das Programm ,,Pericles* zu dndern und zu verléngern.

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung, Herr Prisident. Ich mdchte gegen die Anderung des Zeitpunkts
fiir diese Aussprache protestieren. Ich bin nicht konsultiert worden, und mir wurde auch keine Erklarung
gegeben. Eigentlich miisste ich jetzt bei den Opfern des Terrorismus meines Landes sein, doch aus
Respekt vor Thnen allen weile ich jetzt hier. Nach Abschluss meiner Rede werde ich mich auf den Weg
machen, um an der Feierstunde fiir die Opfer teilzunehmen. Ich bitte Sie alle und insbesondere Sie, Herr
Kallas, dafiir um Entschuldigung, auch wenn mir selbst keine solche Entschuldigung zuteil wurde.

Ich hoffe, Sie haben Versténdnis fiir die Griinde, aus denen ich mich jetzt verabschieden muss.

Der Prisident. (EN) Der eigentliche Zeitplan wurde offenbar nicht verdndert. Wir haben den Bericht
Rapkay heute Morgen in Angriff genommen und die Aussprache dann, wie in der urspriinglichen
Tagesordnung vorgesehen, fortgesetzt. Trotzdem vielen Dank fiir Ihren Hinweis. Es tut mir Leid, wenn
Sie dadurch Probleme hatten.

Agustin Diaz de Mera Garcia Consuegra (PPE-DE), Berichterstatter. — (ES) Herr Préasident! Ich
spreche in voller Kenntnis der Sachlage und meine, dass Sie dariiber ebenfalls informiert sein miissten.

Ich habe hier den Arbeits- und Zeitplan und die Aufstellung fiir die Abstimmung iiber die beiden
Pericles-Berichte heute Vormittag. Uber diese beiden Berichte sollte heute Morgen abgestimmt werden,
das steht hier schwarz auf weil3, Herr Prasident.

Deshalb bitte ich um Entschuldigung, dass ich die Sitzung jetzt verlasse, wenngleich mir keine solche
Entschuldigung zuteil wurde.

Der Prisident. (EN) Wir verstehen Thre Position. Wir werden Thnen schriftlich erldutern, was aus
unserer Sicht passiert ist. Vielen Dank fiir Ihre Hinweise, und es tut mir Leid, dass Ihnen derartige
Unannehmlichkeiten entstanden sind.

Hubert Pirker, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — Herr Prasident, Herr Kommissar! Wir haben mit
dem Euro eine der sichersten Wahrungen der Welt. Das soll auch so bleiben. Das ist nur keine
Selbstverstiandlichkeit, sondern dazu sind permanente Mafinahmen notwendig. Dies sind einerseits
technische Maflnahmen, die gesetzt worden sind und die bei Erneuerungen noch gesetzt werden, und
auflerdem Schulungs- und Austauschmafnahmen. Pericles als ein unterstiitzendes Aktionsprogramm
— bisher mit 64 Projekten und iiber 3000 Teilnehmern aus 76 Landern &uBlerst erfolgreich — zeigt,
welch grofies Interesse an diesem Aktionsprogramm tatsdchlich bestand. Die Félschungen und der
Schaden wurden reduziert. Fiir mein Land Osterreich kann ich ein Beispiel anfiihren, nimlich dass
innerhalb des letzten Jahres die Sicherstellungen um iiber 40 % zuriickgegangen sind und der Schaden
um iiber 50 % reduziert worden ist. Das ist teilweise auch auf das Programm zuriickzufiihren.

Aber die Evaluation durch OLAF hat auch gewisse Schwichen aufgezeigt. Ich danke der Kommission
und dem Berichterstatter, dass das Ganze als Chance genutzt worden ist, um das neue Programm Pericles
bis 2013 auf die Beine zu stellen. Ich halte es als besonders bedeutsam, dass neue Schwerpunkte gesetzt
werden, etwa im Bereich der praktischen Ausbildung, im Bereich des Personalaustausches und schon
in Vorausschau auf die neue Generation der Euroscheine spezifische Schulungen iiber die neuen
technischen Gegebenheiten. Ich begriile auch, dass eine Ausdehnung auf Lénder stattfindet, die den
Euro einfiihren wollen, also auf Partnerlénder, in denen Félschungen tatsachlich stattfinden, auch
spezifisch auf Personengruppen, die bisher nicht so erfasst wurden, wie das beim ersten Teil der Fall
war, wo das Programm speziell fiir Strafverfolgungsbehdrden genutzt wurde.

Wir miissen nun einen Appell an die Mitgliedstaaten richten, das Programm auch optimal zu nutzen,
damit wir optimistisch in die Zukunft blicken kénnen und der Euro die sicherste Wahrung der Welt
wird.

Donato Tommaso Veraldi, im Namen der ALDE-Fraktion. — (IT) Herr Prasident, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich mochte meine Zustimmung zu dem Beschluss des Rates vom 30. Januar 2006 zur
Anderung und Verlingerung des Beschlusses 2001/923/EG iiber ein Aktionsprogramm in den Bereichen
Austausch, Unterstiitzung und Ausbildung zum Schutz des Euro gegen Geldfilschung zum Ausdruck
bringen, dessen Schattenberichterstatter ich war.
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Der Beschluss sicht auflerdem die Ausdehnung des Programms auf die nicht teilnehmenden
Mitgliedstaaten vor. Das Hauptziel des Programms besteht darin, durch Austausch, Unterstilitzung und
Ausbildung den gleichen Schutz des Euro in allen Mitgliedstaaten zu gewahrleisten und dabei die
besondere Situation jedes einzelnen von ihnen zu beriicksichtigen.

Im Mai dieses Jahres hat die Kommission einen Evaluierungsbericht vorgelegt, aus dem sich ein positives
Gesamtbild ergibt, da das Programm erheblich zum Schutz des Euro und zur Bekdmpfung der Félschung
beigetragen hat. Das Perikles-Programm hat es ermdglicht, geografische Gebiete, wie zum Beispiel
Kolumbien, zu ermitteln, in denen gefilschte Banknoten der Tendenz nach leicht hergestellt werden
konnen. Das war moglich, weil durch die Einrichtung von nationalen Zentralstellen, die sich der
Bekidmpfung der Geldfilschung widmen, bessere Strukturen geschaffen wurden.

Es kommt also darauf an, auch in Zukunft die Zusammenarbeit zwischen den européischen Institutionen -
Kommission, OLAF, Européische Zentralbank und Europol — zu gewahrleisten, um eine Identifizierung
jener Gebiete zu ermoglichen, in denen der Euro am héufigsten gefélscht wird.

Die Ausdehnung des Programms macht es moglich, die fiir den Schutz des Euro gegen Geldfélschung
erforderliche Wachsamkeit, Fortbildung und technische Unterstiitzung auch kiinftig zu gewahrleisten.
Dartiiber hinaus erlaubt das Programm Effizienzsteigerungen durch umfangreichere technische Hilfe
und bietet sogar finanzielle Unterstiitzung fiir die Zusammenarbeit bei grenziiberschreitenden Einsétzen,
dank der Mitwirkung von Europol.

Besonderes Augenmerk muss auf die neuen Mitgliedstaaten gerichtet werden, insbesondere jene, die
den Euro als einheitliche Wiahrung einfithren werden.

Abschlielend bekunde ich meine Zustimmung sowohl zur Fortfithrung des Programms, wie sie vom
Rat vorgeschlagen wurde, als auch zu seiner Ausdehnung auf die nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten,
damit die notwendigen MafBinahmen eingeleitet werden kdnnen, um auch in den Mitgliedstaaten, die
den Euro noch nicht als offizielle Wahrung eingefiihrt haben, das gleiche Schutzniveau zu garantieren.

Johannes Blokland, im Namen der IND/DEM-Fraktion. — (NL) Herr Prasident! Wir stimmen mit dem
Beschluss des Rates zur Verldngerung der Laufzeit des Pericles-Programms iiberein. Auch die
Ausdehnung des Programms auf die nicht im Euro-Wéhrungsgebiet anséssigen Mitgliedstaaten ist
notwendig und wiinschenswert. Schlielich kommt es darauf an, dass das Vertrauen in den Euro nicht
durch Félschungen untergraben wird. Es gibt zwei Aspekte, die uns derzeit zu Fragen rund um den Euro
veranlassen.

Zunichst die Verwendung des Euro als legales Zahlungsmittel auB3erhalb des Euro-W#hrungsgebiets.
Insbesondere in Montenegro und der Tiirkei ist der Euro weithin akzeptiert. Kann Kommissar Kallas
darlegen, inwieweit diese Lénder in das Programm eingebunden werden, um gegen Félschungen und
die Verbreitung gefélschter Euro-Miinzen vorzugehen? 2004 hat das Européische Parlament den Bericht
tiber Medaillen und Miinzstiicke mit &hnlichen Merkmalen wie Euro-Miinzen verabschiedet. Damals
war von einem starken Anstieg der Betrugsfille mit Euro-Miinzen &hnelnden Miinzstiicken die Rede.
Herr Kommissar, konnen Sie uns mitteilen, ob die Verordnung des Rates in diesem Punkt Wirkung
gezeitigt hat?

Marek Aleksander Czarnecki (NI). — (PL) Herr Prisident! Seitdem im Rahmen des Maastrichter
Vertrags der Beschluss zur Schaffung einer Einheitswihrung in der Europdischen Union gefasst worden
war, musste man sich mit den mit diesem Vorhaben verbundenen Gefahren auseinander setzen.
Filschungen gibt es, seit sich die Menschen des Werts von gefdlschten Giitern bewusst sind. Es ist
dringend geboten, die Produktion geféalschter Euros zu bekdmpfen, um das Vertrauen der Biirger in die
gemeinsame Wihrung zu erhalten.

Im Moment muss im Rahmen der Gemeinschaftsgesetzgebung dafiir gesorgt werden, dass bei der
Erweiterung des Programms der Termin fiir die Einfithrung des Euro in den neuen Mitgliedstaaten sowie
die Einflihrung der zweiten Serie von Euro-Banknoten beriicksichtigt werden. Ferner muss gewéhrleistet
werden, dass es bei diesem wichtigen Prozess zu keinen Kompetenziiberschneidungen kommt und die
Aktivitdten der verschiedenen Institutionen einander ergénzen und miteinander vereinbar sind. Wichtig
wire, dass die Europdische Kommission und Europol neue, im Rahmen des PERICLES-Programms zu
finanzierende Projekte gemeinsam bewerten.
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Carlos Coelho (PPE-DE). — (PT) Herr Prasident, Herr Kommissar, meine Damen und Herren! Wir
schliefen uns der Meinung an, dass der Euro mit gemeinsamen, homogenen und wirksamen Mafnahmen
durch eine enge Zusammenarbeit auf europdischer und internationaler Ebene geschiitzt werden muss.
Deshalb begriilen wir die Schaffung des Programms ,,Pericles®.

Wir begriilen den dem Parlament vorgelegten detaillierten Bericht {iber die Durchfiihrung und die
Ergebnisse dieses Programms und mdchten unterstreichen, dass die Ergebnisse ganz klar positiv
ausgefallen sind. Im zweiten Halbjahr 2003 stabilisierte sich die Zahl der sich im Umlauf befindenden
gefilschten Euro-Banknoten auf einem geringeren Niveau sowohl in Bezug auf den Stand vor der
Einfithrung des Euro als auch im Vergleich zum Niveau der Falschungen des US-Dollars. Auch wenn
die Anzahl der gefélschten Euro-Miinzen zunimmt, hilt sie sich auf einem im Vergleich zur Félschung
der fritheren Miinzen niedrigen Niveau. Wir kdnnen damit sagen, dass die Félschungsrate minimal ist,
wozu das hohe Mal} an Zusammenarbeit der zustdndigen Dienste mafBgeblich beitrdgt. Es wurden
Operationen zur Aufdeckung und Konfiszierung betridchtlicher Mengen an gefélschten Banknoten und
Miinzen durchgefiihrt, bevor diese in Umlauf gebracht werden konnten.

Dieses Programm hat die gesteckten Ziele im Wesentlichen erreicht, und es war méglich, die Orte in
der Gemeinschaft und andernorts ausfindig zu machen, in denen die Herstellung falscher Geldscheine
hauptsédchlich erfolgte. Es ermdglichte auch die Entwicklung bedeutend besserer Strukturen wie die
Einrichtung nationaler Zentralstellen in verschiedenen Léndern, die fiir die Bekdmpfung der
Euro-Filschung zustiandig sind.

Deshalb unterstiitze ich den hervorragenden Bericht von Herrn Diaz de Mera, mit dem eine Verlangerung
des Programms bis Ende 2013 bewirkt werden soll, um seine Laufzeit an die Finanzielle Vorausschau
anzupassen, sowie seine Anwendbarkeit auf die nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten auszudehnen, was
ich als wichtig hervorheben méochte.

Andreas Molzer (NI). — Herr Prisident! Die Ausweitung des Pericles-Programms ist gewiss wichtig.
Es niitzt uns aber nichts, wenn wir den Euro als fdlschungssicher anpreisen, ihm viele
Sicherheitsmerkmale verpassen, unsere Biirger und Kassierer aber diese Sicherheitsmerkmale nicht
kennen oder nicht richtig anwenden konnen. Zwar ist man mittlerweile sensibilisiert und priift ab
100-Euro-Scheinen. Da falsche Zwanziger und Fiinfziger heute aber etwa 80 % der Bliiten ausmachen,
miissen wir das Bewusstsein um die Probleme noch verstirken. Gerade das groe Verwendungsgebiet
macht es fiir Falschmiinzer leider auch interessant, gefdlschte Miinzen in hochwertiger Qualitit
herzustellen. Und dank des Fortschritts im Bereich der Drucktechnik wird es fiir den Laien immer
schwieriger, echte von falschen Scheinen zu unterscheiden. Mit rund 600 000 jahrlich aus dem Verkehr
gezogenen Bliiten haben wir hier sicher noch einiges an Arbeit vor uns. Dies umso mehr, als nicht nur
die Anzahl im Steigen begriffen ist, sondern auch vermehrt Miinzen das Interesse der Félscher erregen.

Dem Anstieg der Félschungen kénnen wir nur durch eine bessere Aufkldrung beikommen, weshalb
vermehrt entsprechende Workshops auch von bzw. in den EU-Informationsstellen auszurichten wéren.
Besonders sinnvoll wére es, jeweils in jenen Gegenden vermehrt zu informieren, in denen es zu einer
Haufung von Bliiten, also von Falschgeld, gekommen ist. Sinnvoll wire vielleicht auch eine Ausweitung
des Projekts Fahndung mittels telefonischem SMS an Geschiftsleute, das in Osterreich bereits mit
einigem Erfolg lauft, um die Tater dingfest machen zu kénnen.

Die Eurozone als ein Bereich einer falschungssicheren Wahrung sollte uns allen jedenfalls ein wichtiges
Anliegen sein.

Charlotte Cederschiold (PPE-DE). — (SV) Zunichst mdchte ich dem Berichterstatter, Herrn Diaz de
Mera Garcia Consuegra, fiir seine Arbeit auf diesem Gebiet danken, das vielleicht nicht besonders
aufregend, aber sehr wichtig ist. Kollege Diaz de Mera Garcia Consuegra hat einen guten Bericht
erarbeitet. Das mochte ich besonders deshalb betonen, weil ich selbst Berichterstatterin in dieser Frage
war, als sie im letzten Wahlkampf auf der Tagesordnung stand. Damals gingen die Ansichten noch weit
auseinander, insbesondere im Hinblick darauf, welche Nennwerte gefélscht werden wiirden. Im
Nachhinein hat sich die Linie der Fraktion der Europdischen Volkspartei (Christdemokraten) und
europdischer Demokraten als richtig erwiesen. Viele waren der Meinung, die 500-Euro-Noten wiirden
am haufigsten gefalscht werden, wihrend unsere Fraktion das Risiko einer Félschung fiir die kleineren
Nennwerte, wie 20- und 50-Euro-Noten, als groBer einschétzte. Ich freue mich, dass der Berichterstatter
die Idee unterstiitzt, auch in den Léndern, in denen der Euro noch nicht eingefiihrt wurde, genaue
Kontrollen durchzufiihren. In diesen Léndern ist die Gefahr von Geldféalschungen oftmals groBer, da
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die Bevolkerung dort nicht in gleicher Weise vorbereitet ist wie im Euro-Wiahrungsgebiet. Damit ist es
flir die Menschen dort schwerer, zwischen echten und gefalschten Banknoten zu unterscheiden, und sie
sind zudem hdufig weniger misstrauisch. Gliicklicherweise sind Geldfdlschungen ein wesentlich
geringeres Problem als zunidchst befiirchtet, und zwar vielleicht gerade dank des hier diskutierten
Perikles-Programms und insbesondere dank des grolen Geltungsbereichs, den es erhalten hat. Hier
haben wir ein weiteres Beispiel fiir eine gute Sache, die der EU zuzuschreiben ist. Dies ist ein Gebiet,
auf dem sich das Konfliktpotenzial verringert hat, aber es gibt gute Griinde, die Biirgerinnen und Biirger
iiber dieses Programm zu informieren, das uns alle in unserem Alltag schiitzt.

Siim Kallas, Vizeprdsident der Kommission. (EN) Ich danke den Abgeordneten fiir Ihre Ausfiihrungen
und ihre Unterstiitzung fiir das Pericles-Programm zur Bekdmpfung der Geldfédlschung. Das Félschen
von Geld ist politisch ein sehr schweres Verbrechen, das in gewisser Weise die Behérden demiitigt,
doch der Kampf dagegen hort nie auf.

Der Kampf gegen die Falschung von Euro-Miinzen in der Européischen Union ist relativ erfolgreich.
Die Zusammenarbeit zwischen der Europdischen Zentralbank, Europol und OLAF verlauft ebenfalls
relativ effizient. Die Euro-Banknoten weisen eine recht hohe Qualitit auf. Doch das dndert nichts daran,
dass gegen die Geldfdlschung entschlossen vorgegangen werden muss. Ich hatte in meiner fritheren
Tatigkeit Gelegenheit, mich mit dieser Problematik zu befassen. Das Hauptproblem sind dabei stets die
Straflen und dunklen Bars, in denen das Falschgeld in Umlauf gebracht wird. Das erklart, weshalb unter
den falschen Banknoten keine 500-Euro-Scheine zu finden sind.

Es wurde eine konkrete Frage zur Tiirkei und zu Montenegro gestellt. Montenegro ist ein Sonderfall.
Der Euro ist dort offizielle Wahrung. Das ist weniger eine Frage der Falschung als der Wahrungspolitik
der Europdischen Union. Ich weil3, dass meine Kollegen derzeit priifen, was in dieser Sache unternommen
werden kann.

Ich habe die Tiirkei besucht und das Problem mit den tiirkischen Behorden besprochen. Die Tiirkei hat
zugesagt, die den Euro-Miinzen dhnlichen Miinzen schrittweise aus dem Verkehr zu ziehen. Die
Umstellung der Produktion wird einige Zeit in Anspruch nehmen, aber zumindest hat man ein
entsprechendes Versprechen abgegeben.

Der Prisident. Die gemeinsame Aussprache ist geschlossen.

Die Abstimmung findet morgen statt.

16. Beriicksichtigung der in anderen Mitgliedstaaten ergangenen Verurteilungen
in einem neuen Strafverfahren (Aussprache)

Der Prisident. Als néchster Punkt folgt der Bericht von Panayiotis Demetriou im Namen des
Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres {iber den Vorschlag fiir einen Rahmenbeschluss
des Rates zur Beriicksichtigung der in anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union ergangenen
Verurteilungen in einem neuen Strafverfahren (KOM(2005)0091 — C6-0235/2005 — 2005/0018(CNS))
(A6-0268/2006).

Franco Frattini, Vizeprdsident der Kommission. (EN) Herr Préasident! Zundchst mdchte ich dem
Berichterstatter fiir die Qualitét seines Berichts und die ausgezeichnete Zusammenarbeit danken. Derzeit
werden in anderen Mitgliedstaaten ergangene Verurteilungen nur in den wenigsten Féllen beriicksichtigt.
Das ist in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts nicht akzeptabel. Deshalb verfolgt
die EU ein zweifaches Ziel: Erstens sollten Informationen tiber strafrechtliche Verurteilungen effizient
zwischen den Mitgliedstaaten zirkulieren konnen, und zweitens sollte es moglich sein, diese Informationen
auBlerhalb des Territoriums des verurteilenden Mitgliedstaats zu nutzen.

Hauptziel des Vorschlags ist es, die Bedingungen zu definieren, unter denen eine in einem Mitgliedstaat
ergangene Verurteilung in einem neuen wegen einer anderen Straftat eingeleiteten Strafverfahren
beriicksichtigt werden kann. Da die mit einer fritheren Verurteilung verbundenen Wirkungen von
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat sehr unterschiedlich ausfallen kdnnen, zielt der Vorschlag nicht auf eine
Harmonisierung dieser Wirkungen ab. Das Kernprinzip, dem ich voll und ganz zustimme, ist eher ein
Grundsatz der Gleichstellung, dessen Ziel darin besteht sicherzustellen, dass diese Wirkungen denen
einer frilheren nationalen Verurteilung entsprechen.
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Entsprechend diesem Grundsatz beschrankt sich der Vorschlag nicht auf das eigentliche Strafverfahren,
sondern erstreckt sich auf die verschiedenen Abschnitte des Strafverfahrens, in denen das nationale
Recht Wirkungen fiir eine frithere Verurteilung vorsehen kann. Er umfasst den Abschnitt vor dem
Strafverfahren, bei dem die Existenz einer frilheren Verurteilung beispielsweise Entscheidungen in
Bezug auf eine mogliche Untersuchungshaft beeinflussen kann, wie auch den Abschnitt nach dem
Strafverfahren, bei dem sich eine frithere Verurteilung auf die Strafvollstreckung auswirken kann.

Die Kommission unterstiitzt den Bericht uneingeschrankt und freut sich auf eine enge Zusammenarbeit
mit dem Berichterstatter.

Panayiotis Demetriou (PPE-DE), Berichterstatter. — (EL) Herr Prasident! Der Vorschlag, frithere
Verurteilungen in der Européischen Union zu berticksichtigen, ist Teil der institutionellen Regelungen,
die die Kommission im Rahmen der Umsetzung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates von
Tampere vorgeschlagen hat. An dieser Stelle mochte ich den Vizeprasidenten, Kommissar Frattini, fiir
seine Anstrengungen loben, die er unternommen hat, um diese Schlussfolgerungen des Europdischen
Rates von Tampere umzusetzen.

Der Vorschlag ist ein weiterer Schritt hin zur Erweiterung der justiziellen Zusammenarbeit und zum
Aufbau von Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten im Justizbereich. Er stellt eine weitere Mafnahme
zur Forderung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung zivil- und strafrechtlicher Urteile dar,
was als Eckstein der justiziellen Zusammenarbeit in der Union betrachtet wird.

Es ist notwendig, die institutionelle Vorschrift einzufiihren, wonach frithere Verurteilungen zu
beriicksichtigen sind. Denn das ermdglicht eine effektivere Verbrechensbekdmpfung, insbesondere da
sich die derzeit giiltigen europiischen Ubereinkommen von 1959 und 1970 als unwirksam erwiesen
haben.

Der Vorschlag ist in seiner vorliegenden Form auf die Regelung von Fragen des substanziellen Rechts
beschriankt. Die Regelung verfahrensrechtlicher Fragen soll im Rahmen des anderen Vorschlags
vorgenommen werden, der im Ausschuss fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres anhéngig ist
und von unserem Freund und Berichterstatter Herrn Diaz de Mera vorangetrieben wird. Dieser Vorschlag
ist die andere Seite der Medaille. Bei dem zur Abstimmung vorliegenden Vorschlag werden jedoch
Verwaltungsentscheidungen von dem Begriff ,,Verurteilung® ausgenommen, da sie in den meisten
Mitgliedstaaten nicht ins Strafregister eingetragen werden und keine einheitliche Definition fiir den
Terminus ,, Verwaltungsentscheidung® zu finden war. Unterstiitzt wird hingegen der Vorschlag, eine
Verurteilung, die durch ein Gericht eines anderen Mitgliedstaaten ergangen ist, in ihrer Bedeutung und
in ihrem Gewicht einer Verurteilung gleichzustellen, die in dem Mitgliedstaat ergangen ist, in dem das
neue Strafverfahren durchgefiihrt wird. Somit wird im Falle der Verurteilung fiir eine Straftat, die in
dem Mitgliedstaat, in dem der neue Fall verhandelt wird, keine Straftat darstellt, diese Verurteilung
nicht berticksichtigt. Der Vorschlag ist frei von der Verwirrung und Unsicherheit, die herrschen wiirden,
wenn der urspriingliche Vorschlag iiber die selektive Beriicksichtigung fritherer Verurteilungen und
Straftaten angenommen worden wére. Er behélt jedoch die Verpflichtung der Mitgliedstaaten bei, in
einem anderen Mitgliedstaat ergangene Verurteilungen nicht zu beriicksichtigen, wenn dabei gegen das
Prinzip non bis in idem, eine Verjadhrung oder Amnestie verstofSen wird.

Wir sind der Ansicht, dass der zur Abstimmung vorliegende Vorschlag, so wie er formuliert ist, in
angemessener Weise sowohl dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung von Gerichtsurteilen als
auch der Politik der schrittweisen Angleichung der Rechtsvorschriften dient.

Es sollte noch einmal betont werden, dass die vorliegende Mafinahme, wie andere dhnliche Maflnahmen
auch, auf den Grundsétzen der gegenseitigen Anerkennung und des gegenseitigen Vertrauens basiert.
Jetzt kommt es jedoch darauf an, dass der Rat so schnell wie moglich die Annahme des rigorosen
Vorschlags iiber die Mindestkriterien in Strafverfahren vorantreibt, der vor etlichen Monaten vom
Europaischen Parlament verabschiedet wurde und die oben genannten Grundsétze starken wird.

Warum ist der Rat bei solch einem wichtigen Thema sdumig?

SchlieBlich begriifie ich die Erkldrung, die der finnische Ratsvorsitz vorgestern iiber die schnellere
Ausarbeitung von Rechtsvorschriften und die verstarkte Kontrolle der Umsetzung von strafrechtlichen
Entscheidungen abgegeben hat. Es bleibt zu hoffen, dass diese Erklérung auch in die Tat umgesetzt
wird.
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Toannis Varvitsiotis, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — (EL) Herr Prasident, Herr Vizeprésident der
Kommission, meine Damen und Herren! Wéhrend der letzten sieben Jahre waren wir Zeuge der
Entwicklung von Instrumenten, wie dem Européischen Haftbefehl oder der Uberstellung von Hiftlingen,
die dazu dienen, das gegenseitige Vertrauen zwischen den nationalen Justizbehdrden zu stirken und
die Entwicklung einer Politik zu foérdern, die auf die Harmonisierung des Strafrechts ausgerichtet ist.

Jetzt billigen wir die Entscheidung der Kommission, ein neues System einzurichten, das den
Mitgliedstaaten ermoglichen wird, bei Strafverfahren frithere Verurteilungen gegen dieselbe Person,
die in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union ergangen sind, zu beriicksichtigen. Somit
werden frithere Verurteilungen, die in einem anderen Mitglied ergangen sind, dieselbe Giiltigkeit haben
wie diejenigen, die in dem Mitgliedstaat ergangen sind, in dem die neuen Strafverfahren aufgenommen
werden sollen. Ich mochte zu den anderen Argumenten, mit denen die Notwendigkeit der von Herrn
Demetriou erlduterten Maflnahme unterstrichen wurde, noch etwas hinzufiigen: Hierbei handelt es sich
um eine ganz logische Malinahme, da frithere Verurteilungen zur Personlichkeit des Straftiters gehdren
und eine Rolle bei der Straffindung spielen.

AbschlieBend mochte ich dem Berichterstatter gratulieren, dem es mit seinen Anderungsantrigen
gelungen ist, die Ansichten des Rates und der Kommission, die in bestimmten grundlegenden Punkten
erheblich voneinander abwichen, in Einklang zu bringen. Und schlieBlich hoffe ich, dass die Erkldrung
des finnischen Ratsvorsitzes keine Erklarung bleiben wird, sondern in die Praxis umgesetzt wird. Wir
miissen raschere Schritte unternehmen, um das Strafrecht zu vereinheitlichen.

Andrzej Jan Szejna, im Namen der PSE-Fraktion. — (EN) Herr Président! Bei aller Beriicksichtigung
der derzeitigen Vielfalt der einzelstaatlichen Justizsysteme ist es jedoch sehr wiinschenswert, die
gegenseitige Anerkennung von in Mitgliedstaaten der Europédischen Union ergangenen Urteilen zu
fordern.

Wie bereits vom Europidischen Rat in Tampere angedeutet, bildet das Prinzip der gegenseitigen
Anerkennung das Fundament der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und

Strafsachen. Ausgehend davon ist es dringend geboten, eine angemessene Rechtsgrundlage zu
beschlieBen, damit eine in einem Mitgliedstaat ergangene Verurteilung in einem neuen wegen einer
anderen Straftat eingeleiteten Strafverfahren gegen dieselbe Person in einem anderen Mitgliedstaat
berticksichtigt werden kann.

Der Vorschlag der Kommission fiir einen Rahmenbeschluss sollte in seiner abgeénderten Form gebilligt
werden. Das Ziel des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung besteht darin, den in einem anderen
Mitgliedstaat ergangenen Verurteilungen denselben Wert und dieselben Wirkungen zuzugestehen wie
einer fritheren im Inland ergangenen Verurteilung. Dabei ist ganz klar festzustellen, dass es nicht Aufgabe
des entsprechenden Mitgliedstaats ist, die in einem anderen Mitgliedstaat ergangene Verurteilung zu
vollstrecken, sondern lediglich in einem neuen Verfahren die entsprechenden Schlussfolgerungen aus
dem friiheren Fall zu ziehen.

Hinzu kommt, dass die Wirkungen fritherer Verurteilungen nach wie vor in jedem Mitgliedstaat durch
die jeweiligen einzelstaatlichen Regelungen vorbestimmt sind. Es geht darum, einen
,,Gleichstellungsgrundsatz* zu formulieren, wonach die Entscheidung eines anderen Mitgliedstaats einer
inldndischen Entscheidung gleichgestellt wird. Welche Folgen sich aus der Anwendung dieses Prinzips
ergeben, bleibt dem jeweiligen einzelstaatlichen Recht iiberlassen. Es ist jedoch notwendig, frithere
Urteile zu berticksichtigen, wenn das ihnen vom urspriinglichen Rechtssystem beigemessene Gewicht
dem von dem Mitgliedstaat, in dem das Verfahren erdffnet wurde, verhdngten Urteil entspricht.

Ferner diirfen im Falle eines Strafverfahrens in einem Mitgliedstaat Verurteilungen fiir Straftaten, die
in diesem Mitgliedstaat keinen Straftatbestand darstellen, nicht beriicksichtigt werden.

Gerard Batten, im Namen der IND/DEM-Fraktion. — (EN) Herr Prasident! Wir sehen in diesem Bericht
ein weiteres Beispiel fiir eine so genannte niitzliche Krise, die der Europédischen Union einen Vorwand
liefert, die politische Integration einmal mehr voranzutreiben. Es gibt tatsdchlich ein Problem. Die
Metropolitan Police in London rdumt ein, dass es sich bei den Drahtziehern des organisierten Verbrechens
heute groftenteils um eine Vielzahl ethnischer Banden handelt, von denen viele aus EU-Léndern
kommen. Darin nicht eingerechnet sind Einzelstraftéter, die nach GrofBbritannien kommen, um ihren
Beruf auszuiiben.
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Das eigentliche Problem sind die von Grof3britannien verfolgte Politik der offenen Grenze und das Recht
von EU-Biirgern, ungehindert in das Vereinigte Konigreich einzureisen. Hinzu kommt, dass die Regierung
jegliche Kontrolle dariiber, wer aus jedem Land der Welt einreisen kann und wer nicht, abgetreten hat.
Aber wirklich aufschlussreich sind die Bezugnahme des Berichts auf den Europdischen Rat von Tampere,
durch den dem Vereinigten Konigreich das europédische Justizsystem aufgezwungen werden soll, und
die Feststellung: ,,Es ist noch ein langer Weg zurilickzulegen, bis in der Justiz hinsichtlich Verfahren,
Beweiserhebung und materiell-rechtlich in allen Mitgliedstaaten der Europédischen Union mehr oder
weniger dhnlich verfahren wird.”

In der Tat, und moge er nie enden. In GroBbritannien gilt nach wie vor die Habeascorpusakte, das Recht
auf ein Schwurgerichtsverfahren und die Unschuldsvermutung, und einige von uns Briten wollen diese
Schutzmechanismen erhalten und gedenken, sich dafiir einzusetzen. Die Antwort der UK Independence
Party auf diesen Bericht lautet: ,,Vielen Dank, kein Bedarf.*

Marek Aleksander Czarnecki (NI). — (PL) Herr Président! Der heute zur Diskussion stehende
Rahmenbeschluss ist vor allem in Bezug auf die Angleichung und Harmonisierung der Gesetzgebung
von Bedeutung. Ich teile die Auffassung des Berichterstatters, dass das nationale Recht das einzige
Kriterium sein sollte, anhand dessen entschieden wird, ob und inwieweit vorherigen auslédndischen
Verurteilungen rechtliche Wirkungen zukommen sollen.

Allerdings sollten dabei Grundprinzipien, wie etwa ne bis in idem, Verjahrung, Amnestie sowie die
Ldschung der Eintragung einer Verurteilung im nationalen Strafregister beibehalten werden. Deshalb
sollten wir meines Erachtens an Artikel 4 festhalten. Aullerdem sollten wir ausdriicklich klarstellen,
dass im Rahmen eines Strafverfahrens in einem Mitgliedstaat eine auslidndische Verurteilung wegen
Taten, die in diesem Mitgliedstaat nicht strafbar sind, nicht beriicksichtigt werden darf.

Ich teile die Ansicht des Berichterstatters, dass die Bestimmungen von Artikel 6 am besten in den
Vorschlag fiir einen Rahmenbeschluss des Rates iiber den Austausch von Informationen aus dem
Strafregister zwischen den Mitgliedstaaten gehoren.

James Hugh Allister (NI). - (EN) Herr Priasident! So wie im Falle etlicher
EU-Harmonisierungsvorschldge geht von der gemeinschaftsweiten gegenseitigen Anerkennung
strafrechtlicher Verurteilungen ein gewisser simplistischer und plausibler Reiz aus. Doch Vorsicht! Sie
ist Teil einer grof} angelegten Strategie fiir die Schaffung eines einheitlichen und von der EU kontrollierten
Strafrechtssystems, das zwangsldufig die Unterordnung der einzelstaatlichen Systeme erfordert.

Aus meiner Sicht sind Strafrechtsfragen von Haus aus nationale Angelegenheiten, und das miissen sie
auch bleiben. Daher begriile ich den Widerstand, der sich auf der Tagung des Ministerrats am
vergangenen Freitag gegen die Abschaffung des nationalen Vetos in weiteren Bereichen duflerte. Ich
hoffe, es kann erhalten werden.

Ich lehne diesen Vorschlag ab, und zwar nicht nur, weil ich die gro3 angelegte Strategie ablehne, deren
Bestandteil diese Abschaffung ist, sondern weil sie den Schutz meiner Wahler vor ungerechter
Behandlung einschrinkt.

Die sehr unangenehmen Erfahrungen, die britische Biirger im Ausland gemacht haben, bestétigen meine
Ansicht, dass wir im Falle einer Integration des Strafrechts viel zu verlieren hétten. Denken Sie nur an
den Wirbel um die britischen Plane Spotter in Griechenland. Denken Sie an die verabscheuungswiirdige
Verurteilung von Kevin Sweeney in Holland. Warum sollte es moglich sein, dass zweifelhafte
Verurteilungen, die unter Bedingungen zustande gekommen sind, die nicht den hohen britischen
Anforderungen geniigen, gegen britische Staatsbiirger in ihrem eigenen Land in Betracht gezogen
werden? Das sollte meines Erachtens nicht moglich sein. Deshalb lehne ich den Vorschlag ab.

In Bezug auf den Schutz meiner Wéhler lautet meine Devise: ,,Britische Standards fiir britische Biirger*.
Der Prisident. Die Aussprache ist geschlossen.

Die Abstimmung findet morgen statt.
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17. Strategische Kohisionsleitlinien (Aussprache)

Der Prisident. Als nichster Punkt folgt die Empfehlung des Ausschusses fiir regionale Entwicklung
zu dem Vorschlag fiir eine Entscheidung des Rates iiber strategische Kohésionsleitlinien der Gemeinschaft
(11807/2006 — C6-0266/2006 — 2006/0131(AVC)) (A6-0281/2006) (Berichterstatterin: Constanze
Angela Krehl).

Danuta Hiibner, Mitglied der Kommission. (EN) Herr Préasident! Eingangs mochte ich im Namen von
Kommissar Spidla sowie in meinem eigenen Namen feststellen, dass wir den vom Ausschuss fiir regionale
Entwicklung am 11. September angenommenen Bericht iiber strategische Kohédsionsleitlinien herzlich
begriien. Ich mochte mich insbesondere bei Frau Krehl fiir die intensive Arbeit bei der Erarbeitung
des Berichts sowie die gute Zusammenarbeit zu dieser Thematik im Verlaufe des vergangenen Jahres
bedanken.

Ich habe in dieser Zeit die Unterstiitzung und Ideen des Ausschusses fiir regionale Entwicklung und
des Parlaments zu dem moglicherweise wichtigsten und innovativsten Teil der neuen Kohésionspolitik
fiir den Zeitraum 2007-2013 dankbar angenommen. Mit diesen Leitlinien wollen wir dafiir sorgen, dass
die Priorititen der Gemeinschaft besser in die von der Union geforderten Entwicklungsprogramme auf
nationaler und regionaler Ebene integriert werden. Ziel dieser Leitlinien ist ein klarer und einheitlicher
Ansatz fiir die Unterstiitzung von Wachstum und Beschéftigung im Rahmen der neuen Lissabon-Strategie.
Meines Erachtens haben die Leitlinien in hohem Maf3e von der Zuarbeit durch das Parlament profitiert.

Ich mochte Thre Aufmerksamkeit auf die Erwédgungsgriinde lenken, die seit Erarbeitung des Berichts
durch das Parlament im Mai hinzugekommen sind. Sie sind insofern von Bedeutung, als sie die politische
Ausrichtung verdeutlichen, die den Leitlinien zugrunde liegt. Die Erwégungen stiitzen sich nachhaltig
auf die Vorschldge in dem von Frau Krehl erarbeiteten Bericht. So wird darin beispielsweise auf die
Rolle der Partnerschaft (Erwégung 16), den Beitrag der Infrastruktur zur Konvergenz (Erwéigung 11),
die Gleichstellung der Geschlechter und die Bekdmpfung von Diskriminierung (Erwidgung 15), die
Bedeutung einer Okologisch nachhaltigen Entwicklung (Erwdgung 14) sowie den territorialen
Zusammenhalt und die stiddtische Dimension (Erwadgung 12) verwiesen.

Dabei ist zu bedenken, dass sich der Rat und die Mitgliedstaaten mit der Annahme dieser Erwdgungen
praktisch selbst vorschreiben, wie sie die néchsten Programme durchfiihren sollten. Das ist im Vorfeld
der Programmverhandlungen natiirlich sehr wichtig fiir uns.

Neben den Erwédgungen hat der Text der Leitlinien in Bereichen, die fiir das Parlament von ganz
besonderer Bedeutung sind, neuen Nachdruck erhalten. So haben wir insbesondere dem territorialen
Zusammenhalt mehr Aufmerksamkeit gewidmet und auch die stadtischen Belange konkreter formuliert.
Wir haben ferner den Text zu den drei von Thnen nachdriicklich beflirworteten Initiativen Jasper, Jeremie
und Jessica ausgearbeitet. Das diirfte u.a. einen Beitrag zur Nutzung von o&ffentlich-privaten
Partnerschaften in unseren Programmen leisten, wie es eine der Empfehlungen Ihres Berichts iiber die
Leitlinien vorsieht. Es gibt zahlreiche weitere Bereiche, in denen, wie Sie sicher feststellen werden, die
Kommission versucht hat, den Wiinschen des Parlaments entgegenzukommen.

Ich brauche den Inhalt des Dokuments nicht noch einmal zusammenzufassen, aber wir sollten uns das
Fernziel der neuen Kohésionspolitik wieder einmal vor Augen fiihren, bei dessen Erreichung uns die
strategischen Leitlinien helfen konnen. Den Kern dieses Fernziels bildet die wirtschaftliche Entwicklung,
als dessen Triebfeder sich zunehmend lokale und regionale Ressourcen erweisen, bei denen es sich um
innovative kleine und mittlere Unternehmen, qualifizierte Arbeitskrifte vor Ort oder akademische
Einrichtungen handeln kann. Bei diesem Fernziel geht es um die Entwicklung unseres einzigartigen
Systems des ebeneniibergreifenden Regierens, indem wir die Politik néher an die lokale und regionale
Ebene, ndher an die Menschen und néher an den Ort, an dem Wachstum und Arbeitsmarkt angekurbelt
werden, heranfithren.

Ich weil3, dass einige von lhnen an einer ausfiihrlicheren Debatte iiber die strategischen Leitlinien
interessiert sind. Daher freue ich mich auf Thre Ansichten.

Constanze Angela Krehl (PSE), Berichterstatterin. — Herr Prasident, sehr geehrte Frau Kommissarin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Européische Parlament setzt mit der heutigen Debatte und der
morgigen Abstimmung den Schlussstein einer zweieinhalb Jahre wahrenden Arbeit an der Vorbereitung
des Legislativpakets zur Kohisionspolitik fiir die Jahre 2007-2013. Eine Kohisionspolitik, die zum
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ersten Mal mit 25 bzw. mit 27 Mitgliedstaaten funktionieren soll, wobei die neuen Mitgliedstaaten
allesamt Kohésionslander sind und von der zukiinftigen Kohésions- und Strukturpolitik sehr stark
profitieren. Wir mochten mit der Abstimmung morgen den Weg dafiir frei machen, dass die operationellen
Programme in den Regionen abgeschlossen, eingereicht und von der Kommission genehmigt werden
konnen und somit ein frithzeitiger Beginn der Projekte in den benachteiligten Regionen der Europdischen
Union im néchsten Jahr gewéhrleistet ist.

Ich méchte mich riickblickend ganz herzlich fiir die Zusammenarbeit bedanken, die es im Rahmen des
Berichts iiber die Strategischen Leitlinien gegeben hat. Die Kommission hat einen guten Vorschlag
préasentiert; wir haben gemeinsam daran gearbeitet, und zwar mit Kommission und Rat zusammen und
hatten — das mochte ich hier ausdriicklich erwéhnen — sehr viel Kontakt direkt zu den Regionen. Die
Besuche, die ich als Berichterstatterin in Lissabon, Madrid, Bratislava, Prag, Stockholm und Helsinki
durchfiihren konnte, haben erheblich zur Qualitit des Berichts beigetragen, den wir dann gemeinsam
im Ausschuss und im Plenum verabschiedet haben.

Ich bin sehr froh, dass sich die Schwerpunkte, die das Européische Parlament fiir die Leitlinien zusétzlich
einbringen wollte, im Wesentlichen auch in dem Dokument wiederfinden, fiir das sich der Rat im August
entschieden hat.

Der wichtigste Punkt ist wohl die deutliche Aussage, dass wir eine nachhaltige Entwicklung der
Europaischen Union wollen, dass wir nicht nur kurzzeitige 6konomische Ziele im Auge haben, sondern
eine nachhaltige Verbesserung anstreben, nachhaltig bessere Arbeits- und Lebensbedingungen, gerade
auch in den schlechter gestellten und den unterentwickelten Regionen der Européischen Union. Fiir uns
war es deshalb auch ganz wichtig, dass der Zugang zu den Mitteln der Kohasionspolitik
diskriminierungsfrei ist. In dem jetzt endgiiltig vorliegenden Dokument wird nochmals ausdriicklich
festgelegt, dass der Zugang fiir Behinderte, fiir dltere Menschen, fiir Menschen mit Migrationshintergrund
genau so moglich ist wie fiir alle anderen Menschen. Das ist ein wichtiges Signal fiir die Biirgerinnen
und Biirger in den Regionen.

Wir haben Wert darauf gelegt festzuhalten, dass wir in der Europdischen Union nicht irgendwelche
Arbeitsplitze schaffen wollen, sondern dass wir qualitativ bessere, zukunftsfahige Jobs anstreben. Dies
ist eng verbunden mit einer Verbesserung der Ausbildung, verbesserten Moglichkeiten zur Errichtung
von Forschungseinrichtungen sowie der Moglichkeit, kleine und mittlere Unternehmen an die Ergebnisse
genau dieser Forschungseinrichtungen starker und schneller heranzufiihren. All dies haben wir in den
Strategischen Leitlinien nochmals stirker verankert.

Ganz wichtig ist uns — nach einer langen, ausfiihrlichen Debatte — der Bereich der stddtischen Forderung
und der Forderung des stadtischen Raums. 80 Prozent der Bevolkerung der Europdischen Union leben
genau dort. Deswegen miissen wir auch die Mittel in diesem Bereich konzentrieren, nicht nur, was die
Schaffung von Arbeitsplétzen betrifft, sondern etwa auch die Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur
oder die Verbesserung der Umweltsituation in den Stadten.

Wir haben einen Punkt besonders hervorgehoben, ndmlich die territoriale Zusammenarbeit, die in einer
grofler gewordenen Européischen Union wichtiger denn je ist, um voneinander zu lernen und miteinander
Projekte zu gestalten. Erst letzte Woche konnte ich mich bei einem Arbeitsgruppenbesuch in Ungarn
davon iiberzeugen, welch strategisch kluge Vorstellungen und Ideen auch in den neuen Mitgliedstaaten
entstehen. Vielleicht kann die eine oder andere Region, die schon seit Jahren Kohésionsmittel aus der
Europaischen Union erhilt, sich an den neuen Mitgliedstaaten ein Beispiel nehmen. Doch dafiir miissen
wir die territoriale Zusammenarbeit weiter fordern.

Ein weiterer Punkt — und hier spreche ich insbesondere auch als Koordinatorin der sozialdemokratischen
Fraktion — ist die Forderung der Chancengleichheit in der Européischen Union, gerade fiir Frauen und
junge Menschen. Die Erfolge, die wir uns in der Gemeinschaft mit EQUAL erarbeitet haben, sollen
weiter genutzt werden, die Netzwerke sollen weiter gefiihrt werden, auch in der neuen Forderperiode.
Dies wurde ebenfalls in die Leitlinien {ibernommen. Insgesamt konnen wir als Parlament die
Verhandlungsergebnisse als groen Erfolg nicht nur fiir das Parlament, sondern auch fiir die Biirgerinnen
und Biirger ansehen.

Kein Erfolg und kein Kompromiss kann leben ohne ein Aber. Ein Aber gibt es natiirlich auch bei den
Leitlinien. Das Europdische Parlament hat grolen Wert darauf gelegt, die partnerschaftliche
Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft zu verstirken. Das hat zwar auch
Eingang in die Leitlinien, in den letztlich verabschiedeten Bericht des Rates gefunden, allerdings leider
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nur in deutlich abgeschwéchter Form. Wir werden uns darum kiimmern, dass wir als Parlament uns zur
Halbzeit der Strukturforderperiode nochmals zu Wort melden und diese Leitlinien gemeinsam
iiberarbeiten. Das wird die Zusammenarbeit betreffen, ebenso wie wir auch sehr genau priifen werden,
ob das earmarking wirklich eine sinnvolle Erfindung des Rates war, oder ob es nur mehr Biirokratie
fiir die Beteiligten bringt. Wenn Letzteres der Fall ist, werden wir mit Sicherheit dafiir streiten, es auch
wieder abzuschaffen, denn als Europédisches Parlament stehen wir in der Verantwortung und in der
Pflicht den Biirgerinnen und Biirger gegeniiber. Und dieser Pflicht werden wir auch nachkommen.

Jan Olbrycht, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — (PL) Herr Préasident! Zunichst mdchte ich Frau
Krehl nicht nur fiir ihren Bericht danken, sondern auch fiir das groe Engagement, mit dem sie den
Standpunkt des Europdischen Parlaments erarbeitet hat. Der Bericht des Parlaments befasst sich mit
den strategischen Leitlinien, und er ist ein ausgezeichnetes Beispiel fiir die interinstitutionelle
Zusammenarbeit.

Uber die Arbeit seines Ausschusses fiir regionale Entwicklung hat das Europiische Parlament versucht,
im Verlaufe des Rechtsetzungsverfahrens seine Erwartungen zu definieren, und wir koénnen heute
feststellen, dass fast alle dieser Erwartungen beriicksichtigt wurden. Es stimmt, dass eine Diskrepanz
bestand zwischen den strategischen Leitlinien in der heute vorgelegten Form und der in der Vergangenheit
verdffentlichten detaillierten Liste der Ausgaben fiir die Lissabon-Strategie, die spiter als Anhang in
die Verordnung aufgenommen wurde. Trotzdem sind die Abgeordneten dieses Hauses der Ansicht, dass
wir die endgiiltige Fassung der strategischen Leitlinien unterstiitzen sollten, da sie unseren Erwartungen
entsprechen.

Man kann sagen, dass die strategischen Leitlinien fiir die Mitgliedstaaten eine in sich schliissige Grundlage
fiir die Planung und Umsetzung der Kohésionspolitik darstellen. Bleibt nach Annahme dieser Leitlinien
mittels einer Richtlinie des Rates zu hoffen, dass die einzelnen Mitgliedstaaten bereit sein werden, sie
auch umzusetzen. Dabei diirfte der Einsatz der Leitlinien zur Stirkung der Rolle der Stddte bei der
Planung und Umsetzung integrierter Sanierungsprogramme ein Hinweis auf die diesbeziigliche
Entschlossenheit der nationalen Regierungen sein. Die strategischen Leitlinien sind fiir die Schaffung
eines Rahmens fiir die Umsetzung der Kohésionspolitik zwischen 2007 und 2013 unerldsslich. Deshalb
sollte das Hohe Haus diesen Vorschlag, der die Empfehlungen des Européischen Parlaments aufgreift,
unterstiitzen.

Stavros Arnaoutakis, im Namen der PSE-Fraktion. — (EL) Herr Prisident, Frau Kommissarin, meine
Damen und Herren! Ich kann nur meiner Genugtuung Ausdruck verleihen und der Berichterstatterin
meine herzlichen Gliickwiinsche dafiir aussprechen, dass wichtige Punkte, die dem Européischen
Parlament sehr am Herzen lagen, vom Rat und von der Kommission angenommen wurden. Ich kdnnte
da, im Vergleich zum urspriinglichen Text, auf solche Aspekte verweisen, wie die verbesserten Leitlinien
zum Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung bei den Interventionen der Strukturfonds und des
Kohésionsfonds, die Gleichbehandlung von Ménnern und Frauen und die Nichtdiskriminierung wegen
Geschlechts, Rasse, ethnischer Herkunft, Religion oder Behinderung — mit Schwerpunkt auf dem
behindertengerechten Zugang in allen Phasen der Vorbereitung und Durchfithrung von Programmen
und Projekten —, die Betonung der stédtischen Dimension und die Verkniipfung stédtischer und landlicher
Gebiete sowie die Partnerschaft generell.

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor fiir die Programme ist unseres Erachtens der Umfang, in dem alle
Beteiligten — auf regionaler und lokaler Ebene — an der Planung und Durchfiihrung dieser Programme
beteiligt werden, insbesondere die Sozialpartner und die lokalen Behdrden. Die Verwirklichung des
Zieles des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts wihrend des neuen Programmzeitraums stellt
in der Tat eine schwierige Herausforderung dar, vor allem in einer Zeit, da die Ungleichheiten im
erweiterten Europa zunehmen und die Fonds zur Umsetzung der Kohédsionspolitik gekiirzt werden.

Die strategischen Leitlinien sind ein wichtiges Instrument fiir eine effizientere und gezieltere
Mittelverteilung. Zugleich stérken sie den strategischen Inhalt der Kohésionspolitik und schaffen den
Rahmen fiir Synergien zwischen dieser Politik und der Lissabon-Strategie.

Meine Damen und Herren, wir stehen am Beginn einer neuen Ara der Kohisionspolitik. Im neuen
Programmzeitraum und bei der Halbzeitbewertung wird die Kohésionspolitik — wenn ich so sagen darf —
ihre Daseinsberechtigung und kiinftige Notwendigkeit unter Beweis stellen miissen. All diese Punkte
werden zusammen mit den Qualitdtsfaktoren, die das Parlament fiir die Verordnungen und Leitlinien
eingebracht hat, dazu beitragen, die Ziele der Kohésionspolitik zu erreichen. Die Mitgliedstaaten und
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die Regionen miissen sie bei der Ausarbeitung ihrer strategischen Referenz-Rahmenplidne und
operationellen Programme beriicksichtigen. Die ordnungsgemidfie Umsetzung und entsprechende
Kontrollen sind eine Sache, die uns alle angeht.

Jean Marie Beaupuy, im Namen der ALDE-Fraktion. — (FR) Herr Préasident, Frau Kommissarin, meine
Damen und Herren! Zunichst werde ich mich meinen Kolleginnen und Kollegen anschlieen, um Frau
Krehl zu ihrer Arbeit zu begliickwiinschen und Thnen, Frau Hiibner, fiir die hervorragenden Beziechungen
zu danken, die wir mit Ihnen und allen Ihren Dienststellen wiahrend der langen Monate hatten, die uns
zu der Abstimmung gefiihrt haben, die morgen stattfinden wird. Uber das morgige Votum meiner
Fraktion wird niemand {iberrascht sein, denn wir werden diesen Text selbstverstindlich annehmen, und
zwar aus mindestens zwei Griinden. Erstens wird darin nicht nur den meisten Forderungen unserer
Fraktion, sondern meines Erachtens auch den Forderungen der Mehrheit von uns Rechnung getragen.
Zweitens hat sich diese Angelegenheit sehr viel langer hingezogen als geplant, und deshalb muss dieser
Text verabschiedet werden.

Ich mochte vier Bemerkungen vorbringen. Erstens mochte ich Sie, Frau Kommissarin, — wie es meine
Kolleginnen und Kollegen bereits mehrfach getan haben — darauf hinweisen, dass in Artikel 1 des vom
Rat am 18. August angenommenen Textes schwarz auf weil geschrieben steht: ,,um als
Orientierungsrahmen fiir die Mitgliedstaaten zu dienen®. Ich weif3, dass es beim gegenwiértigen Stand
der Dinge als unpassend gilt, den 25 Staats- und Regierungschefs von der Kommission oder vom
Parlament ausgehende Leitlinien aufzwingen zu wollen. Jedoch mdchte ich betonen, dass wir gerne
etwas verbindlichere Elemente in diesem Text vorgefunden hétten. Wie einige Kolleginnen und Kollegen
— beispielsweise Frau Krehl — ausgefiihrt haben, werden wir zur Halbzeit fiir die Formulierung der
notwendigen Standpunkte Sorge tragen, um Korrekturen vorzunehmen, falls vom richtigen Kurs
abgewichen werden sollte.

Zweitens mochte ich die Griinde fiir diese strategischen Leitlinien hervorheben. Bei meinen gegenwartigen
Kontakten werde ich auf eine Briisseler ,,Technostruktur und auf ein Parlament, das iiber strategische
Leitlinien beschlieBt, verwiesen. Dies alles ist sehr kompliziert. Die Leute vergessen zu schnell, viel zu
schnell, dass wir in fritheren Jahren — im Falle Portugals, Spaniens und Irlands — in Wirklichkeit dank
dieser Strukturfonds und dieser Leitlinien wichtige Ergebnisse erzielt haben, und zwar zugunsten von
benachteiligten Menschen in benachteiligten Regionen. Sie vergessen, dass das Ziel unserer
Soldarititsverpflichtung, die heute in dieser Kohidsionspolitik zum Ausdruck kommt, darin besteht, allen
Gemeinschaften sowie jedem einzelnen Bewohner dieser benachteiligten Regionen den Zugang zu den
gleichen Vorteilen wie den Menschen in besser gestellten Regionen zu ermdglichen.

Lassen Sie mich kurz sagen, wie sehr ich den zu Beginn des vorliegenden Textes angekiindigten flexiblen
Ansatz begriile. Durch einen solchen Ansatz soll unter Beriicksichtigung der Stirken und Schwichen
jeder Region der Schwerpunkt insbesondere auf die Bereiche Verkehr, Umwelt und Energie gelegt
werden kdnnen.

Wie unsere Kollegen der Intergruppe, die bereits nachdriicklich auf diesen Aspekt hingewiesen haben,
begriiBen wir schlieBlich die Tatsache, dass in diesem Text die Bedeutung der Stidte hervorgehoben
wird. Nachdem ich mich vor einigen Tagen selber in Deutschland aufgehalten habe, kann ich — und
meine deutschen Kolleginnen und Kollegen mdgen mich korrigieren, falls ich etwas Falsches behaupte
— sagen, dass 90 % der deutschen Bevolkerung in Stiddten mit iiber 2 000 Einwohnern leben. In dem
uns vorliegenden Text wird die Bedeutung der Stddte unterstrichen. Damit mochte ich zum Ausdruck
bringen, dass es iiber die Worte, iiber die Mittelzuweisungen fiir den Kohésionsfonds hinaus darum
geht, wie dieser Fonds eingesetzt wird.

Frau Kommissarin, in Threr Mitteilung iiber Kohédsionspolitik und Stiddte haben Sie dem integrierten
Ansatz einen besonderen Platz eingerdumt. Beim jetzigen Stand der Debatte mdchte ich betonen, dass
wir duBlerst wachsam bleiben und vor allem sicherstellen miissen, dass die integrierten Ansétze nicht
nur fiir die Stiadte im eigentlichen Sinne, sondern auch fiir die Umlandgemeinden der Stidte gelten.
Dariiber sprachen wir mit meiner hier im Plenum anwesenden Kollegin, Frau Bourzai, beim Mittagessen.
Nicht nur die Stadt zahlt, sondern der gesamte umliegende Raum in einem Umkreis von 10, 20, 50 oder
100 km, in dem Menschen taglich zusammenleben. Und damit Menschen harmonisch zusammenleben
konnen, miissen die verschiedenen Themen betreffend Verkehr, Gesellschaft und Bildung effektiv
miteinander verkniipft werden.

AbschlieBend mochte ich erkldren, dass auch zwischen den Beteiligten — den Akteuren auf nationaler,
regionaler, lokaler und auf sonstiger Ebene — eine gute Partnerschaft erforderlich ist. So wie ein Orchester



26-09-2006

Verhandlungen des Européischen Parlaments

125

mit seinen Geigen und Klavieren einen Dirigenten braucht, um richtig spielen zu kdnnen, werden wir
dafiir Sorge tragen, dass es fiir alle diese MaBnahmen einen guten Dirigenten geben wird, der imstande
ist, diesen Kohésionsfonds zu einem Erfolg werden zu lassen.

VORSITZ: INGO FRIEDRICH

Vizeprdsident

Bairbre de Bran, im Namen der GUE/NGL-Fraktion. — (Die Rednerin spricht Irisch.)

(EN) Ich mochte der Kommissarin dafiir danken, dass sie so hiufig ins Parlament kommt, um ihre
Vorschldge mit uns zu diskutieren. Ich mochte insbesondere Frau Krehl fiir ihr Bemithen um die
Verbesserung des urspriinglichen Vorschlags der Kommission danken, und zwar vor allem im Hinblick
auf die Partnerschaft, die Rolle von Stidten und deren Hinterland, die Zivilgesellschaft, Zugang fiir
Behinderte und die Umwelt. Ich muss jedoch, wie ich es in der Vergangenheit bereits mehrfach getan
habe, erneut auf meine Bedenken in Bezug auf die Zweckbindung der Ausgaben verweisen, die in den
Leitlinien der Kommission eine zentrale Rolle spielt. Sie wurde und wird auf der Ebene der
Mitgliedstaaten benutzt, um vieles, wofiir sich das Parlament einsetzt und woriiber heute Abend
gesprochen wurde, herunterzustufen. Lissabon wird der Vorrang vor Géteborg und einigen Lissabonner
Elementen wird der Vorrang vor anderen Lissabonner Elementen eingerdumt.

In Irland macht man sich derzeit Sorgen iiber ein weiteres Problem, das zwar mit den Leitlinien nichts
zu tun hat, das ich aber bei dieser Gelegenheit trotzdem ansprechen mochte. Und zwar geht es darum,
dass die Verteilung der Mittel im kiinftigen PEACE-Programm den Grundsitzen der Gleichzeit
zuwiderlaufen wird. Ich hoffe, dass ich dieses Problem mit der Kommissarin besprechen kann.

(Die Rednerin spricht weiter Irisch.)

(EN) Wir sollten uns das urspriingliche Anliegen dieser Fonds und Programme ins Gedéchtnis rufen
und bei der Halbzeitbewertung noch einmal einen priifenden Blick auf sie werfen. Wie Herr Beaupuy
schon sagte, haben wir in Irland, und zwar sowohl im Norden als auch im Siiden, in betrachtlichem
Umfang von diesen Fonds profitiert und konnten grofle Fortschritte verzeichnen. Wir sollten uns an
unsere Solidaritdt erinnern und anderen Regionen die gleichen Mdglichkeiten geben.

Mieczystaw Edmund Janowski, im Namen der UEN-Fraktion. — (PL) Herr Prasident! Ich mochte Frau
Krehl zur ihrer Arbeit begliickwiinschen. Wir haben heute im Europdischen Parlament iiber den Beitritt
von Bulgarien und Ruméinien zur Europdischen Union diskutiert. Im Zusammenhang mit dieser
Erweiterung mochte ich auf eine Feststellung verweisen, die sich in der Einleitung der Entscheidung
des Rates findet, und zwar heif3t es dort ,,dass die Erweiterung der Union auf 25 Mitgliedstaaten... eine
beispiellose Moglichkeit zur Stiarkung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfahigkeit und des internen
Zusammenhalts in Europa darstellt®.

Natiirlich sollten wir uns dariiber im Klaren sein, dass beziiglich des Wohlstandes und des
Entwicklungstempos bestimmter Regionen erhebliche Unterschiede bestehen. Doch gerade einmal
28 Monate nach dem Beitritt der zehn neuen Mitgliedstaaten zur Europdischen Union kdnnen wir bereits
feststellen, dass sich selbst in den &rmsten Regionen das Entwicklungstempo erheblich beschleunigt hat
und sie inzwischen relative hohe Wachstumsraten erzielen. Ich spreche als Biirger einer dieser Regionen,
und zwar dem Karpatenvorland in Stidostpolen.

Das Wort Kohésion ist nicht gleichbedeutend mit Homogenitit und Uniformiertheit, sondern beschreibt
einen Zustand, bei dem eine Struktur als Ganzes ohne innere Spannungen und Risse existiert. So verstehe
ich die Kohésionspolitik der Européischen Union. Aktivititen im Rahmen von Mafinahmen zur Férderung
der Solidaritdt zwischen den Léndern und Vdlkern in unserer Gemeinschaft werden dann schneller zu
mehr Erfolg fithren, wenn die makrodkonomische Situation stabiler ist und wesentliche strukturelle
Veranderungen effektiver durchgefiihrt werden.

Deshalb miissen die Kohésionsprinzipien fiir die gesamte Europdische Union unbedingt definiert und
auf die strategischen Rahmenpléne der einzelnen Lander abgestimmt werden. Dementsprechend sollten
wir die Tatsache begriien, dass die Kohésionspolitik zwischen 2007 und 2013 die am wenigsten
entwickelten Regionen finanziell unterstiitzen und gleichzeitig Wirtschaftswachstum und Beschéftigung
fordern wird. Ich stelle erfreut fest, dass die territoriale Dimension der Kohidsionspolitik stirker
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hervorgehoben wird, zielt sie doch auf eine ausgewogene Entwicklung stadtischer und landlicher Gebiete
sowie von Regionen mit spezifischen Merkmalen ab.

Viel héngt jetzt vom verniinftigen Einsatz der Finanzinstrumente ab. Deshalb wird auch die
Halbzeitbewertung eine so entscheidende Rolle spielen. Wir sollten unsere Aktivitdten in Europa unter
einem langfristigen Blickwinkel betrachten. Deshalb meine ich, dass wir der Lissabon-Strategie neues
Leben einhauchen sollten. Wir miissen die Innovation in allen Bereichen férdern. Wir miissen unsere
Wirtschaft auf Wissen und Bildung begriinden, und wir miissen den Unternehmergeist fordern, wobei
die GroBe eines Unternehmens keine Rolle spielen sollte. Mit dieser Vorgehensweise sichern wir uns
den Erfolg. Dabei miissen wir stets daran denken, dass wir die Menschen als Individuen, als
Familienmitglieder, als Mitglieder lokaler und regionaler Gemeinschaften, als Biirger einzelner Lander
und als Biirger der gesamten Gemeinschaft behandeln miissen. Das gilt auch fiir behinderte Menschen.
Deshalb ist es dringend erforderlich, dass auch der demografischen Dimension der Kohésionspolitik
Rechnung getragen wird.

Konstantinos Hatzidakis (PPE-DE). — (EL) Herr Prasident! Mit dem Bericht von Frau Krehl, der ich
zu der geleisteten Arbeit gratulieren mdchte, schlieBen wir die Gesetzgebung zu den Strukturfonds fiir
den Zeitraum 2007 bis 2013 ab und schreiten zur Tat, d. h. zur Umsetzung der Rechtsvorschriften.

Die Frage, die sich jedoch stellt, lautet: Sind die Rechtsvorschriften, die wir angenommen haben, die
besten? Ich sage Nein. Meines Erachtens konnten sie wesentlich besser sein. Angesichts des
Kriftegleichgewichts, das in dieser Union, der unsere Staaten als Mitgliedstaaten angehoren, das in
dieser Européischen Union der fiinfundzwanzig Staaten herrscht, kann ich jedoch sagen, dass sie die
bestmdglichen sind. Demzufolge stehen wir jetzt vor der Aufgabe, nicht einzig und allein darauf zu
achten, wie die 308 Milliarden Euro des Kohisionshaushalts von den Mitgliedstaaten und Regionen
ausgeschopft werden, sondern unser Augenmerk auch darauf zu richten, was sie mit all diesem Geld
machen. In dieser Hinsicht spielen die strategischen Leitlinien, iiber die wir heute diskutieren, eine
wichtige Rolle, weil sie konkret den Inhalt der Kohésionspolitik betreffen: wohin das Geld flieen wird
und welche die Schwerpunktbereiche sein werden. Natiirlich ist es vollkommen richtig, dass die
Kohésionspolitik mit der Lissabon-Strategie verkniipft wird. Das kommt auch in den Leitlinien eindeutig
zum Ausdruck. Es wire aber vielleicht besser gewesen, wenn die Verbindung klarer und spezifischer
gefasst worden wire oder wenn die Lissabon-Strategie eine enger gefasste Definition erhalten hitte,
um bestimmte Bereiche abzudecken, die fiir die Wirtschaft der Europdischen Union tatsdchlich
Spitzenbereiche darstellen.

Jedenfalls ist nun die Zeit der Verantwortung gekommen. Die Zeit der Verantwortung fiir die
Kommission, die Zeit der Verantwortung fiir die Mitgliedstaaten, und zwar insbesondere fiir die zehn
neuen Mitgliedstaaten, die ihre Lektionen schnell lernen miissen, um zu sehen, wie das Gemeinschaftliche
Forderkonzept funktioniert. Und die Zeit der Verantwortung fiir uns, die wir die Kontrolle wahrzunehmen
haben.

Unsere Arbeit ist mit dem heutigen Tage nicht getan. Ich wiirde sagen, heute beginnt sie.

Bernadette Bourzai (PSE). — (FR) Herr Président, Frau Kommissarin, meine Damen und Herren!
Zunichst mochte ich unserer Kollegin, Frau Krehl, fiir ihren Bericht danken und sie dazu
begliickwiinschen, vor allem zu ihrem ersten Initiativbericht, der es dem Europiischen Parlament
ermoglichte, zu den Kohésionsleitlinien friihzeitig genug Stellung zu nehmen, um gehdrt zu werden
und um auf die zweite Fassung, die von der Kommission vorgeschlagen wurde und die wir heute
behandeln, Einfluss zu nehmen.

In der Tat war, wie hervorzuheben ist, das Verfahren etwas verwunderlich. Obwohl wir auf
Gemeinschaftsebene die strategischen Leitlinien noch nicht angenommen hatten, waren die
Mitgliedstaaten bereits dabei, ihre nationale Anpassung vorzubereiten. Der Grund dafiir lag zwar in
dem legitimen Bestreben der Mitgliedstaaten, die neuen Strukturfonds ab 2007 in Anspruch zu nehmen,
doch besteht damit die Gefahr einer fehlenden Gesamtkohéirenz.

Die Reform der Regionalpolitik vollzog sich ndmlich nicht nur in dem schwierigen Kontext der
Erweiterung und der Erneuerung der Finanziellen Vorausschau, sondern auch im Rahmen des Neubeginns
der Lissabon-Strategie, wodurch die Ziele eindeutig neu ausgerichtet worden sind. Ihre Neuausrichtung
ausschlieflich auf Innovation, wissensbasierte Wirtschaft, Wettbewerbsfahigkeit und Unternehmergeist
reicht nun aber nicht aus, um die mir als vorrangig erscheinenden Ziele des territorialen Zusammenhalts
und der nachhaltigen Entwicklung sicherzustellen.
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Insbesondere bedauere ich, dass die Zweckbestimmung von Mitteln fiir die Lissabon-Ziele sowie die
Ausgabenklassifizierung nicht der Zustimmung des Europdischen Parlaments unterworfen wurden.
Ferner finde ich es bedauerlich, dass die territoriale Dimension der Kohésion nicht ausdriicklich als
strategische Leitlinie beriicksichtigt worden ist, wenngleich ich die Entwicklungen in Bezug auf die
Stadtepolitik sehr wohl zur Kenntnis genommen habe. Beunruhigt bin ich allerdings iiber die Liicken,
iiber die Méngel hinsichtlich des landlichen Raums, fiir den die Mittel nicht sehr...

(Der Prisident entzieht der Rednerin das Wort.)

Alfonso Andria (ALDE). — (IT) Herr Prasident, meine Damen und Herren! Die strategischen Leitlinien
der Gemeinschaft legen die Grundsétze und Priorititen der Kohésionspolitik fest und regen Maflnahmen
an, die es den europdischen Regionen ermdglichen sollen, das Finanzierungsvolumen von 308 Milliarden
Euro, das fiir nationale und regionale Hilfeprogramme in den néchsten sieben Jahren bereitgestellt wird,
voll auszuschopfen.

Ich mochte insbesondere auf einen Faktor eingehen, der fiir die Wirksamkeit der Kohédsionspolitik
entscheidend ist: die Qualitét der Partnerschaft zwischen allen lokalen und regionalen Akteuren, die an
der Ausarbeitung und Durchfiihrung der Programme beteiligt sind. Strategien, die auf der biirgerndchsten
Ebene entwickelt werden, miissen wirklich integraler Bestandteil der Bemiihungen um die Férderung
von Wachstum und Beschéftigung sein. Die Rolle der kleinen und mittleren Unternehmen, die
Notwendigkeit, den lokalen Kompetenzbedarf zu decken, die Bedeutung der Cluster, das Erfordernis
lokaler Innovationszentren sind so wichtig, dass in den meisten Fillen ein Ansatz von unten her
unverzichtbar ist.

Die Beteiligung betrifft jedoch nicht nur die wirtschaftliche Agenda, sondern auch die direktere
Mitwirkung der Biirger durch Partnerschaften und die Verwaltungsmechanismen auf verschiedenen
Ebenen, in deren Rahmen die Kohisionspolitik gesteuert wird, um die Wachstums- und
Beschaftigungsziele der Union zu erreichen. Eine engere Zusammenarbeit zwischen der Kommission
und den Behorden der Mitgliedstaaten ist unerlasslich fiir die Festlegung einer Kohésionsstrategie, bei
der die Gemeinschaftsprioritdten in einem nationalen und regionalen Rahmen angepackt werden, wie
auch fiir deren glinstige Auswirkungen auf das Territorium durch ein operationelles Programm.

Dariiber hinaus mdchte ich Frau Krehl begliickwiinschen, die mit dem ihr eigenen Sachverstand die
Debatte zu einem so wichtigen Thema wie dem Gegenstand dieser EntschlieBung geschickt angeregt
hat.

Ich stelle erfreut fest, Frau Kommissarin, dass sich die harte Arbeit, die das Parlament in den letzen
beiden Jahren geleistet hat, in den strategischen Leitlinien gebiihrend widerspiegelt. Das ist ein Ergebnis,
das wir fiir d&uflerst wichtig und bedeutsam halten. Denn sie beriicksichtigen relevante Themen, die
einige meiner Kollegen in den Mittelpunkt geriickt haben und die im federfithrenden Parlamentsausschuss
gepriift sowie hier im Plenum erdrtert wurden.

Abschliefend hoffe oder vielmehr erwarte ich, dass meine Kolleginnen und Kollegen fiir die legislative
EntschlieBung stimmen und somit die harten Anstrengungen, die auf sie verwendet wurden, belohnen.

Rolf Berend (PPE-DE). — Herr Prisident, Frau Kommissarin! Zunichst Anerkennung und Gliickwunsch
an Frau Krehl fiir diesen wichtigen Baustein im Rahmen der Kohésionspolitik fiir die néchsten Jahre.
Denn es ist ja Aufgabe der Strategischen Leitlinien, die Strukturfonds-Verordnung zu ergédnzen und
nationale und regionale Behorden bei der Programmplanung zu unterstiitzen. Somit werden darin die
politischen Schwerpunkte fiir die zu titigenden Investitionen festgelegt.

Richtigerweise konzentrieren sich die neuen Strategischen Leitlinien in groflerem Mafe als bisher auf
Wachstum und Arbeitsplitze, wobei die Betonung auf Wissens- und Informationsgesellschaft, auf
unternehmerischer Initiative und Beschiftigung liegt. Mit anderen Worten: Es geht hierbei
schwerpunktmifig um die Lissabon-Strategie, aber — und das mdchte ich betonen — niemals als
Selbstzweck, sondern im Rahmen der Kohésionspolitik immer unter dem Aspekt der Erreichung des
Ziels eines stirkeren wirtschaftlichen Zusammenhalts und einer gesamteuropédischen
Wettbewerbsfahigkeit. Dabei muss der Forderung von einzelbetrieblichen Investitionen durch Zuschiisse
speziell an KMU auch in diesen Leitlinien Rechnung getragen werden.

Besorgnis muss aber nach wie vor geduflert werden iiber den hohen Verwaltungsaufwand im Bereich
der Europdischen Strukturpolitik, der leider mit den Vorgaben dieser Leitlinien nicht wesentlich verringert
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wird. Betonen mdchte ich auch, dass die uns zur Verfligung stehenden knappen Mittel nicht nur intelligent,
effizient und konzentriert eingesetzt werden miissen, sondern dass auch der privaten Kofinanzierung
auf Projektebene grofle Bedeutung zukommen muss. Leider werden 6ffentlich-private Partnerschaften
im Zusammenhang mit den Strukturfonds noch viel zu selten eingesetzt, nicht zuletzt wegen vieler
ungeklérter Rechtsfragen. Es muss jetzt schnellstens alles getan werden, um den Landern die zeitnahe
Einreichung ihrer operationellen Programme, vor allem einen liickenlosen Ubergang in die neue
Forderperiode, zu ermdglichen.

Iratxe Garcia Pérez (PSE). — (ES) Herr Président, Frau Kommissarin! Zu Beginn meiner Rede mdchte
auch ich Frau Kehl fiir ihre Arbeit danken. Durch sie konnten wir zu einer gemeinsamen Position im
Parlament gelangen, was den Inhalt dieser strategischen Ziele fraglos verbessert hat. Dadurch sind wir
in der Lage, den europdischen Regionen die Mdglichkeit zu bieten, groftmoglichen Nutzen aus den
dafiir bereitgestellten Haushaltsmitteln zu ziehen, und wir haben die Grundlagen fiir die nationalen
strategischen Rahmen vorgeschlagen, also fiir das Streben nach dem richtigen Verhéltnis zwischen
Wachstum und territorialem Zusammenhalt.

Wir diirfen nicht vergessen, dass Europa aus einer grofen Zahl von Regionen besteht, die grofe
Ahnlichkeiten aufweisen, aber auch viele Besonderheiten haben, die wir aus kohésionspolitischer Sicht
beriicksichtigen miissen: Da sind die stiddtische Umwelt und der ldndliche Raum, in dem die
Landwirtschaft die Haupttétigkeit ist, Regionen in duBerster Randlage, Inseln und Gebiete, die unter
Entvolkerung leiden. Kurz gesagt, die Kohésionspolitik muss sich auf den Abbau der konkreten
Schwierigkeiten richten, vor denen die einzelnen Regionen stehen, und ihnen Chancengleichheit
gewihrleisten.

Deshalb wurden in den Rahmen der strategischen Leitlinien Empfehlungen aufgenommen, die es
besonders hervorzuheben gilt: die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplatzen; Innovation und
wissensbasierte Wirtschaft, die zur Beseitigung der digitalen Kluft beitragen; Umweltinvestitionen, die
fiir die Nachhaltigkeit und Verwaltung der natiirlichen Ressourcen sorgen; Verkehrsinfrastrukturen und
Zugangsmdglichkeiten fiir jene Personen, die sie besonders brauchen, wie Altere, Behinderte und Frauen.
Die Aufnahme dieser Punkte ist entscheidend fiir die richtige Umsetzung der Kohésionspolitik, und sie
werden dazu beitragen, die urspriinglich gesetzten Ziele zu erreichen.

Abschlieend gilt es zu unterstreichen, dass der Grundsatz der Mitwirkung an der Gestaltung der
europdischen Politik Beriicksichtigung gefunden hat. Damit diirften wir die Grundlagen fiir die
Mobilisierung des Wachstumspotenzials der Wirtschaft aller Regionen geschaffen haben — mit einer
Kohisionspolitik, die fiir eine gro3ere geographische Ausgewogenheit der wirtschaftlichen Entwicklung
sorgt, das Wachstum der Union insgesamt erhoht und letztendlich die Fundamente fiir ein stirkeres und
kooperationsfreudigeres Europa mit groBerem Zusammenbhalt legt.

Ambroise Guellec (PPE-DE). — (FR) Herr Président, Frau Kommissarin! Am Ausgang der morgigen
Abstimmung iiber die strategischen Leitlinien bestehen kaum noch irgendwelche Zweifel. Aller
Wahrscheinlichkeit nach werden sie die nahezu einmiitige Zustimmung unseres Parlaments erhalten,
und wie viele andere in diesem Hause bin ich der Meinung, dass die Arbeit unserer Berichterstatterin
einen gewissen Anteil daran hat.

Wie jedoch jeder weiB, ist der Zeitpunkt, hier und heute dariiber zu diskutieren, reichlich spit. In den
meisten Lindern ist die Ausarbeitung der operationellen Programme bereits weit fortgeschritten. Was
uns interessiert, ist selbstverstindlich das Resultat. Wozu wird die Regionalpolitik der Union, die fast
40 % des Gemeinschaftshaushalts ausmacht, wirklich dienen: der Lissabon-Strategie, dem territorialen
Zusammenbhalt oder beiden? Wir hoffen, sie wird beiden dienen.

Mir scheint jedenfalls, dass der Grundsatz, zu dem das Parlament nicht gehért wurde — die
Zweckbestimmung, die vor allem die alten Mitgliedstaaten betrifft —, eines der technokratischsten und
meiner bescheidenen Meinung nach zweifellos eines der unsinnigsten Prinzipien ist, die je in Europa
ausgedacht wurden. Es ist eine Kombination von zwei Technokratien, derjenigen der Kommission,
deren Sachkenntnis in diesem Bereich beriihmt ist, und derjenigen der Mitgliedstaaten, die ebenso
mannigfaltig wie entwickelt ist. Was wird sich daraus ergeben? Noch diirfen wir das Beste erhoffen.
Dazu muss abgewartet werden, bis die Kommission die von den Mitgliedstaaten vorgelegten
operationellen Programme gepriift hat, was Monate dauern wird.

Ich hoffe, diese Programme werden in allererster Linie den Bediirfnissen und dem Willen der stidtischen
Bevolkerungen sowie der landlichen Bevdlkerungen, auf die sie Anwendung finden, entsprechen. Wir
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wissen, dass Sie, Frau Kommissarin, diesen begriindeten Anliegen Aufmerksamkeit schenken werden.
Hoffentlich werden Sie Ihre Gespréachspartner und Kollegen davon iiberzeugen kénnen.

Lidia Joanna Geringer de Oedenberg (PSE). — (PL) Herr Prdsident! Die strategischen
Kohisionsleitlinien der Gemeinschaft zahlen im Hinblick auf die Planung der Strukturfondsausgaben
der Mitgliedstaaten der Europédischen Union zu den wichtigsten Dokumenten. Darin werden die
Schwerpunkte fiir die Verwendung der Kohésionsfondshilfe durch die Lander im Zeitraum 2007 bis
2013 erlédutert. Die Leitlinien bieten den Mitgliedstaaten die Grundlage, die diese brauchen, um einen
strategischen Rahmenplan mit den nationalen Entwicklungsschwerpunkten zu erarbeiten. Diese Leitlinien
dienen der Ausrichtung kiinftiger kohésionspolitischer MafBnahmen auf die Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit und damit der Ankurbelung des Wirtschaftswachstums und der Beschéftigung.

Um dieses Ziel zu erreichen, muss die Européische Union vor allem Wissen, Innovation und Investitionen
in das Humankapital in den Mittelpunkt stellen und sich auf die Uberwindung von Unterschieden im
Entwicklungsstand bestimmter Regionen konzentrieren. Die wirksame Verwendung der zur Verfiigung
stehenden Mittel stellt eine Schliisselaufgabe dar und erfordert u. a. MaBBnahmen wie die Férderung
offentlich-privater Partnerschaftsprogramme, und zwar vor allem auf lokaler Ebene. Auch die stédtische
Dimension verdient unsere ganz besondere Aufmerksamkeit, denn Probleme wie Straftaten, soziale
Ausgrenzung, Verschmutzung oder Verkehrsprobleme treten im Allgemeinen in Stddten und
Ballungsgebieten auf.

Dieses Hohe Haus sollte mit der aktuellen Fassung der strategischen Leitlinien zufrieden sein. Jetzt
kdnnen wir nur hoffen, dass es den Mitgliedstaaten gelingen wird, die Kohédsionspolitik auf der Grundlage
dieser Leitlinien effektiv umzusetzen.

Abschliefend mochte ich der Berichterstatterin, Frau Krehl, zu einem sehr griindlich erarbeiteten
Dokument gratulieren.

Lambert van Nistelrooij (PPE-DE). — (NL) Herr Prasident! Auch ich mdchte in die Lobgesénge auf
Frau Krehls Bericht und die Ergebnisse einstimmen, die jetzt in die Richtlinie eingeflossen sind,
einschlieBlich der, die Frau Hiibner in den vergangenen zweieinhalb Jahren in der Debatte auf
europdischer Ebene erzielt hat. Ich befiirworte die zweckgebundene Zuweisung von Mitteln. Das darf
in diesem Haus auch einmal zugegeben werden, und ich bin der Erste, der das tut. Aber das heif3it auch,
wir kénnen die Unverbindlichkeit und die Zersplitterung links und rechts in der Politik beseitigen.
Dadurch kdnnen wir die Kohésionspolitik auf den neuesten Stand bringen und in eine neue Agenda, in
die Agenda von Lissabon, aufnehmen.

Der Akzent verschiebt sich, weniger Beton und Asphalt und mehr Bildung fiir unsere Menschen in der
Wissensgesellschaft. In den nichsten 20 Jahren werden wir uns auf einen weltweiten mdrderischen
Wettbewerb einstellen miissen. Im Mittelpunkt wird dann die Rolle des Parlaments in dieser neuen Ara
mit einer Halbzeitbewertung in den Jahren 2009-2010 stehen. Spannend wird es dann, wenn die
Landwirtschaft gegen die Kohésionspolitik und gegen die externe Rolle Europas in der Welt abgewogen
wird. Der Fokus wird noch starker auf dem zusétzlichen Nutzen der Politik liegen. Wegen dieser Rolle
habe ich im Ausschuss den Anderungsantrag der Fraktion der Griinen/Freie Europiische Allianz
befiirwortet, mit dem eine bedeutendere Rolle des Parlaments wihrend der Neuausrichtung angestrebt
wird.

Von der Kommissarin und der Européischen Kommission mdchte ich ferner wissen, ob uns geniigend
Informationen vorliegen werden, damit wir eine fundierte Debatte zur Uberpriifung der finanziellen
Prioritéten fiihren kdnnen. Ich hétte gern Auskunft dariiber, was die Nationalstaaten derzeit unternehmen.
Ich spiire, dass unsere Mitgliedstaaten nur widerwillig angemessen Bericht erstatten, und das halte ich
fiir eine wahre Schande. Sie erhalten die Instrumente und sollten dementsprechend reagieren.

Es trifft zu, dass die neue Synthese fiir die neue Ara und die neuen Finanzanteile eine substanzielle
Neuausrichtung der Politik sowie eine dauerhafte Einbindung der Regionen und Stidte in die
Kohésionspolitik erfordert.

Jamila Madeira (PSE). — (P7) Herr Prisident, Frau Kommissarin, meine Damen und Herren! Der
Vorschlag fiir eine Entscheidung iiber die strategischen Kohisionsleitlinien, zu dem wir unsere
zustimmende Stellungnahme abzugeben aufgerufen sind und der die Grundlage fiir die Ausarbeitung
der einzelstaatlichen strategischen Referenzrahmen bildet, ist nach meinem Dafiirhalten eine
hervorragende Absichtserkldrung fiir den Rat, fiir die wir Frau Krehl zu Dank verpflichtet sind. Diese
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strategischen Leitlinien verdeutlichen, dass Europa sich auf die Erflillung der Ziele der Lissabon-Strategie
konzentrieren muss, die mir hinsichtlich der Férderung von Beschéftigung und Wachstum und als Anreiz
fiir Innovation und die Schaffung einer wissensbasierten Wirtschaft sehr am Herzen liegt.

Auf der Suche nach Antworten auf die Herausforderungen, denen sich die Européische Union auf der
Weltbithne gegeniibersieht und unter Beriicksichtigung unserer Dimension und GrofBe miissen wir
besonders darauf achten, dass alle Akteure eingebunden werden, die Sozialpartner, NRO, lokale
Gebietskorperschaften oder Regionalbehdrden. Wir sind zu einem Riesen mit ebenso groen Ambitionen
geworden, und so kdnnen wir uns nicht den Luxus erlauben, irgendeinen Teil des Territoriums links
liegen zu lassen. In Gemeinsamkeit miissen wir die Ziele erreichen, die wir uns gesteckt haben.

Wir miissen beweisen, dass das klassische mehrstufige Modell unserer Gesellschaft auf hinreichenden
Grundfesten steht. Vollbeschiftigung, qualifizierte Arbeitskrifte, lebenslanges Lernen und Steigerung
der Produktivitit sind entscheidende Voraussetzungen, ohne die der wirtschaftliche, soziale und territoriale
Zusammenhalt der Union nicht erreicht werden kann. Damit das aber passiert, miissen wir alle im Geiste
der Zusammenarbeit darauf hinwirken.

Im Bericht wird den Investitionen in Innovation und Forscher, denen Anreize zum Verbleib in Europa
geboten werden sollen, sowie der Einrichtung von Spitzenforschungszentren die gebiihrende
Aufmerksamkeit zuteil, da es sich dabei um wichtige Instrumente fiir die wirtschaftliche Entwicklung
der Regionen und der Mitgliedstaaten handelt.

Es wichst immer mehr die Einsicht, dass eine Verlagerung der Wissenszentren weg von den grof3en
Ballungsgebieten und hin zu den weniger bevdlkerten Gebieten notwendig ist. Diese Gebiete konnten
sich fiir die Einrichtung von Spitzenforschungszentren als sehr forderlich erweisen.

Antonio De Blasio (PPE-DE). — (HU) Herr Président! Die vor uns liegenden strategischen Leitlinien
der Gemeinschatft fiir die néchsten sieben Jahre stellen einen bemerkenswerten Schritt dar und sind bei
der Gestaltung der Kohésionspolitik der neuen Mitgliedstaaten sehr hilfreich. Dies bedeutet letztlich in
einigen Jahren ein starker geeintes und kohérentes Europa fiir uns alle.

Das Européische Parlament hat bei der Vorbereitung der strategischen Leitlinien der Gemeinschaft mit
groftmoglicher Eile gearbeitet, und nun ist es an den Mitgliedstaaten, die besten, glaubwiirdigsten und
am besten umzusetzenden nationalen Entwicklungspldne aufzustellen und sie der Europdischen Union
vorzulegen.

Gestatten Sie mir, Sie auf einige Aspekte des Dokuments aufmerksam zu machen, die bisher weniger
beachtet wurden und daher nicht die gleiche Art von Anreiz bildeten, wenn die Mitgliedstaaten ihre
eigenen Entwicklungsplédne aufstellten. Ich méchte zunéchst den Teil des Dokuments erwahnen, in dem
eine breite Beteiligung und Einbeziehung unterschiedlicher zivilgesellschaftlicher Organisationen und
Berufsverbiande hervorgehoben und gefordert wird, ihnen allen bei der Erarbeitung der nationalen
Entwicklungspléne der Mitgliedstaaten das gleiche Mitspracherecht zu geben.

Die Auffassung, dass Gesundheit ein wirtschaftlicher Wert und Motor der Entwicklung ist, stellt einen
groBen Fortschritt im Dokument dar, in dem auch der gleiche Ansatz fiir die Erarbeitung der nationalen
Entwicklungspldne empfohlen wird. Gesundheit bedeutet heutzutage nicht mehr nur, das
Gesundheitssystem zu verbessern oder besser zugénglich zu machen, sondern schliefft mehr und bessere
Arbeitspldtze, die Ziele der nachhaltigen Entwicklung und das bereits genannte Prinzip der
Chancengleichheit ein. Zu betonen, dass die Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Unterstiitzung
der Européischen Union verbessert werden miissen, ist ein sehr wichtiger Fortschritt und stirkt das
Vertrauen unter den Mitgliedstaaten.

Wir alle wissen, dass die Erarbeitung dieses Dokuments eine duflerst umfangreiche Aufgabe war. Ich
fiir meinen Teil kann der Berichterstatterin, Frau Krehl, und dem Schattenberichterstatter, Herrn Olbrycht,
fiir ihre ausgezeichnete Arbeit nur danken und sie begliickwiinschen.

Brigitte Douay (PSE). — (FR) Herr Président! Der Abbau der Disparititen zwischen den Regionen und
insbesondere den Grenzregionen ist eine wichtige Aufgabenstellung fiir die strategischen Leitlinien der
Gemeinschaft. Im Hinblick hierauf sollte der Nachdruck auf langfristig wirkende Maflnahmen gelegt
werden, wie diejenigen, die nicht nur in den Bereichen Verkehr und Umwelt, sondern auch im Rahmen
der Lissabon-Strategie zur Unterstiitzung der KMU und fiir den grenziiberschreitenden Arbeitsmarkt
durchgefiihrt werden.
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Leider sind jedoch bei diesem Bemiihen um eine ausgewogene Entwicklung die der Regionalpolitik
zugrunde liegenden Regionen grofien- und bevolkerungsmaBig mitunter recht unterschiedliche Einheiten,
zwischen denen aufgrund der statistischen Nomenklatur erhebliche Disparitdten bestehen kénnen. Dies
kann in der Tat zu einer ungleichen Mittelverteilung aus den Strukturfonds fiihren, und es besteht dann
die groe Gefahr, dass sich die verstirkte Wettbewerbsfahigkeit dieser Grenzregionen — einer der
Schwerpunkte der Zusammenarbeit — in einen erbitterten Wettbewerb zwischen Nachbarregionen
verwandelt. Durch die daraus auf beiden Seiten der Grenzen resultierenden Entwicklungsungleichheiten
konnte die Kohédsionspolitik der Union leicht zunichte gemacht werden, wo doch eines der Ziele dieser
Politik darin besteht, negative Grenzauswirkungen abzumildern.

Wie kann in diesem Fall der Mehrwert der Europiischen Union fiir die betroffenen Biirger erkennbar
gemacht werden? Notwendig sind daher die Schaffung idealer Voraussetzungen fiir eine ausgewogene
grenziiberschreitende wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie die Fokussierung auf Programme,
die auf diese grenziiberschreitende Zusammenarbeit ausgerichtet sind.

AbschlieBend mochte ich Frau Krehl fiir ihren Bericht und vor allem fiir ihren unerschopflichen Eifer
danken, mit dem sie fiir eine nachhaltige Kohésion eintritt.

Jim Higgins (PPE-DE). — (EN) Herr Président! Ich begriifle die strategischen Kohésionsleitlinien und
die drei anvisierten Schwerpunktbereiche. Ich schlieBe mich den Gliickwiinschen an die Berichterstatterin,
Frau Krehl, an.

Als irischer Abgeordneter des Européischen Parlaments und Vertreter eines Landes, das sich innerhalb
von 15 Jahren vom wirtschaftlich schwichsten zu einem der wirtschaftlich starksten Lander der EU
entwickelt hat, mochte ich bestitigen, welch enorme Rolle der Kohésionsfonds und die Strukturfonds
fiir das als ,keltischer Tiger* bekannte Wirtschaftswunder gespielt haben. Die fiir den Zeitraum 2007
bis 2013 vorgesehenen 308 Milliarden Euro werden in erster Linie den neuen Mitgliedstaaten zugute
kommen. Irlands Anspruch hat sich von 3,7 Milliarden fiir den Zeitraum von 2000 bis 2006 auf
901 Million Euro reduziert, was ein Zeichen unseres wirtschaftlichen Erfolgs ist. Damit habe ich kein
Problem.

Ich mdchte meine Kollegen in den neuen Mitgliedstaaten jedoch bitten, dafiir zu sorgen, dass ihre
nationalen Regierungen nicht auf zentraler Ebene entscheiden kdnnen, wie und wo das Geld ausgegeben
wird. Sie brauchen regionale Strukturen mit echten Entscheidungsbefugnissen fiir die Regionen, die
beziiglich der Entwicklung wirklich etwas bewirken konnen.

Ich spreche aus Erfahrung. Ich vertrete einen Wahlkreis in Irland, den man als BMW-Region (Border,
Midland und Western Region) bezeichnet. Er liegt am Atlantik, ist recht gebirgig und zéhlt zu den
drmsten Regionen. Das ist die einzige Region in Irland, die nach wie vor den Ziel-1-Status hat, obwohl
dieser aufgrund der guten nationalen Wirtschaftsbilanz am 31. Dezember 2006 endet. Im Verlaufe der
Jahre wurden fiir Regionen wie meine bestimmte Mittel aus dem Kohdsionsfonds und den Strukturfonds
fiir Dublin, den Siiden und Osten des Landes sowie fiir kofinanzierte nationale Entwicklungspléne
verwendet. Ich iibertreibe nicht. Ein fiir kofinanzierte Mafinahmen in der BMW-Region vorgesehener
Betrag in Hohe von 680 Millionen Euro floss nach Dublin, in den Osten und den Siiden. Wieso? Weil
es in Irland keine Regionalbehdrde mit echten Entscheidungsbefugnissen gibt. Simtliche Entscheidungen
werden in Dublin auf der Ebene der Zentralregierung getroffen.

Jetzt ist es an der Zeit, dass die neuen Mitgliedstaaten fiir wirklich handlungsfiahige Regionalbehérden
— nicht nur Papiertiger — sorgen, andernfalls werden sie feststellen, dass es Ihnen morgen so wie Irland
ergeht. Kommissarin Hiibner hat das heute Abend erneut festgestellt. Meines Erachtens sollte das
passieren, muss das passieren, und dazu muss auch die Kommission einen Beitrag leisten.

Sérgio Marques (PPE-DE). — (P7) Herr Prisident, Frau Kommissarin, meine Damen und Herren!
Auch ich mochte Frau Krehl fiir ihren ausgezeichneten Bericht iiber den Vorschlag fiir eine Entscheidung
des Rates tber strategische Kohisionsleitlinien der Gemeinschaft danken. Der Bericht war
ausschlaggebend dafiir, dass der Rat bestimmte Positionen des Parlaments aufgegriffen hat, und zwar
bei Themen wie nachhaltige Entwicklung, stddtische Dimension, Chancengleichheit und erneuerbare
Energien. Dies ist u.a. der Grund, warum Frau Krehl dem Parlament zu Recht empfiehlt, ein
zustimmendes Votum abzugeben.

Nach der Annahme dieser Entscheidung des Rates werden die Mitgliedstaaten nur sehr wenig Zeit
haben, um der Kommission ihre Strategien zur Anwendung der Strukturfonds unter Einbeziehung der
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Gemeinschaftsleitlinien vorzulegen. Wir bedauern, dass sich dieser enge Zeitplan moglicherweise
nachteilig auf die Umsetzung der neuen Kohésionspolitik unmittelbar ab Januar 2007 auswirkt.

Im Ubrigen méchte ich feststellen, dass ich die vorgeschlagenen Leitlinien und Priorititen unterstiitze,
namentlich die Auffassung, dass die Kohésionspolitik ein Schliisselinstrument fiir die Umsetzung der
Lissabon-Strategie darstellt.

Dabei diirfen wir jedoch nicht vergessen, dass die Lissabon-Strategie vor allem auf dem Konzept der
Forderung der europdischen Wettbewerbsfahigkeit griindet, ganz im Gegensatz zum Konzept der
Solidaritét, auf der die Kohésionspolitik basiert. Es wird nicht immer einfach sein, diese beiden
unterschiedlichen Konzepte in Einklang zu bringen, trotzdem muss ein ausgewogenes Verhéltnis
herbeigefiihrt werden.

Dies vorausgeschickt, mochte ich ernsthafte Zweifel an der Idee anmelden, die alten Mitgliedstaaten
dazu zu verpflichten, einen hohen Anteil der Mittel fiir die Erfiillung der Ziele der Lissabon-Strategie
bereitzustellen und gleichzeitig eine wirksame Kohédsionspolitik — nicht zuletzt im Bereich des territorialen
Zusammenhalts — zu fordern.

Ich vertraue jedoch darauf, dass in den vorzulegenden einzelstaatlichen Strategien zwischen
Wettbewerbsfahigkeit und Solidaritét ein mdglichst guter Ausgleich gefunden wird.

James Nicholson (PPE-DE). — (EN) Herr Prasident! Eingangs sei festgestellt, dass der Kohédsionsfonds
ganz erheblich zum Erfolg der Erweiterung des Jahres 2004 beigetragen hat, und ich méchte mich den
Dankesworten meiner Vorredner fiir die von der Berichterstatterin auf diesem Gebiet geleistete Arbeit
anschlieBen. Die wirtschaftlichen Fortschritte, die die 15 alten EU-Mitgliedstaaten dank der aus dem
Kohisionsfonds bereitgestellten Mittel verbuchen konnten, sind ein Anschauungsbeispiel dafiir, was
man erreichen kann, wenn EU-Ressourcen gezielt und ordnungsgemél eingesetzt werden.

Obwohl die Umsetzung der Lissabon-Agenda im GroBlen und Ganzen Sache der Mitgliedstaaten ist,
freut es mich dennoch, dass die strategischen Leitlinien ein ehrgeiziges Programm fiir Wachstum und
Arbeitspldtze vorsehen, das hoffentlich in der gesamten Europdischen Union umgesetzt werden wird.

Als die zehn neuen Mitgliedstaaten 2004 der EU beitraten, haben wir ihre Mitgliedschaft aus
unterschiedlichen Griinden begriit, nicht zuletzt deshalb, weil diese Lander in Mittel- und Osteuropa
mit ihrem bemerkenswert kurzen Ubergang von den Schrecken des Kommunismus zur Demokratie eine
herausragende Leistung vollbracht haben. Wir haben die Erweiterung politisch begriiit. Uns war aber
auch klar, dass die Erweiterung nur dann funktionieren wiirde, wenn fiir die neuen Mitgliedstaaten
Mittel in angemessener Hohe zur Ankurbelung ihrer Wirtschaft und damit zur Férderung von Wachstum
und Beschiftigung bereitgestellt werden. Ich freue mich, dass wir zu den bewahrten Mechanismen der
Strukturfonds und des Kohésionsfonds gegriffen haben, um dieses wichtige Ziel zu erreichen.

Die britische Regierung kiindigte im letzten Jahr an, dass sie im Haushaltszeitraum 2007 bis 2013
zusétzlich 8§ Milliarden Euro anbieten werde, um die neuen Mitgliedstaaten beim wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Wiederaufbau zu unterstiitzen. Zwar ist meinen Wéhlern in Nordirland klar, dass die
Erweiterung mit einer finanziellen Belastung fiir die reicheren Mitgliedstaaten verbunden sein wiirde,
aber sie sind auch sehr daran interessiert, dass die Zuweisung der Mittel in einer Weise erfolgt, die in
der gesamten Europiischen Union fiir eine nachhaltige Verbesserung sorgt. Wir gehen davon aus, dass
die wirtschaftliche Entwicklung in Osteuropa langfristig fiir uns alle wirtschaftlich von Vorteil sein
wird.

Als ein Vertreter Nordirlands mochte ich lediglich feststellen, dass die Biirger dort sehr neidvoll auf
die Kohédsionsmittel geschaut haben, die die Republik Irland erhalten hat, denn Irland hat davon stark
profitiert. Es ist &uferst bedauerlich, dass das Parlament, die Kommission und der Rat in der
Vergangenheit nicht auf uns gehdrt haben, als wir um Mittel aus dem Kohédsionsfonds fiir Nordirland
baten.

Old¥ich Vlasak (PPE-DE). — (CS) Herr Prasident, Frau Kommissarin, meine Damen und Herren! Die
strategischen Kohésionsleitlinien der Gemeinschaft sind ein duBerst wichtiges Dokument, das zur
Verabschiedung der einzelstaatlichen strategischen Rahmenplane beitragen und die Inanspruchnahme
von Strukturfondsmitteln durch die einzelnen Mitgliedstaaten regeln wird. Leider hat sich die
Verabschiedung des Dokuments im Vergleich zum urspriinglichen Zeitplan stark verzogert. In den
meisten Mitgliedstaaten liegen die nationalen Dokumente inzwischen vor, und logischerweise kann



26-09-2006

Verhandlungen des Européischen Parlaments

133

dieses Dokument nicht offiziell umgesetzt werden, solange noch an den nationalen Dokumenten gearbeitet
wird. Das fiihrt zu weiteren Komplikationen. Was die Auswirkungen auf die Erarbeitung der
operationellen Programme und deren Annahme durch die Kommission betrifft, so muss uns klar sein,
dass sich die Programmplanung und damit die risikolose Inanspruchnahme von Finanzmitteln aus den
Strukturfonds durch die einzelnen Mitgliedstaaten verzégern wird.

Andererseits ist festzustellen, dass diese strategischen Grundsitze die grole Mehrzahl unserer Hinweise
beriicksichtigen. Besonders freut mich, dass die entscheidende Rolle vor allem lokaler Behorden, also
der Stidte und Gemeinden, im Hinblick auf die Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der Gemeinschaft
insgesamt nicht tibersehen wurde. Ich glaube, dass diese Erklidrung nicht einfach nur in der Ablage
verschwinden wird, sondern dass wir alle danach streben werden, dass das Prinzip der Partnerschaft
zwischen nationalen Behorden, den Regionen und Kommunen sowie anderen Korperschaften in allen
Mitgliedstaaten umfassend zum Tragen kommt.

Meine Damen und Herren, es gibt beziiglich der Erlduterung bestimmter Aspekte wie beispielsweise
der Programmplanungsmethode fiir die stddtische Dimension noch viel zu tun. Kiinftig sollte die Form
der integrierten Stadtentwicklungspléne prazisiert werden, damit es keine Missverstindnisse gibt und
nicht die Spielregeln verdndert werden, wie das bei der Freigabe von Zuschiissen zur Verbesserung der
Infrastruktur der stiadtischen Wasserwirtschaft in der Tschechischen Republik der Fall war. AbschlieSend
mdchte ich Frau Krehl noch meinen Dank aussprechen.

Tomas Zatloukal (PPE-DE). — (CS) Herr Prisident, Frau Kommissarin, meine Damen und Herren!
Die jiingste Erweiterung, durch die sich die EU um zehn neue Mitgliedstaaten vergrofBerte, sorgte
gleichzeitig fiir eine Vertiefung der Unterschiede in Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung, eine
geografische Verlagerung der Ungleichgewichte nach Osten, eine Verdopplung der soziodkonomischen
Unterschiede und eine Verringerung des durchschnittlichen BIP. Dabei verzeichnen die neuen
Mitgliedstaaten mit die hochsten wirtschaftlichen Wachstumsraten. Angesichts des bevorstehenden
Beitritts von Ruménien und Bulgarien, deren BIP derzeit ein Drittel des EU-Durchschnitts betrigt,
brauchen wir die neuen strategischen Kohésionsleitlinien meines Erachtens heute dringender denn je
ZUvor.

Die europdische Solidaritét ist in der Prdambel des Vertrags iiber die Européische Union verankert, der
festlegt, dass die Gemeinschaft titig wird, um ihren wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu
stirken, insbesondere um die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen zu
reduzieren. Die EU sieht {iber ein Drittel ihres Haushalts fiir den Abbau der Entwicklungsunterschiede
zwischen den Regionen sowie der Unterschiede im Hinblick auf den Lebensstandard vor. Mit dem
Fonds leistet die EU einen Beitrag zur Entwicklung der riickstdndigen Regionen, zur Umstrukturierung
von Industrieregionen sowie zur Erneuerung von stédtischen Gebieten. Die Reform der Kohésionspolitik
sollte Mdoglichkeiten fiir mehr Effektivitit, Transparenz und politische Verantwortlichkeit bieten. Im
nichsten Programmplanungszeitraum muss die Kohésionspolitik klarer und kohérenter sein, und ich
personlich erwarte eine deutlichere Ausrichtung auf die anvisierten Ziele. Hinsichtlich der Lander, die
Unterstiitzung aus dem Kohdsionsfonds oder den Strukturfonds erhalten, muss die Erweiterung
beriicksichtigt und zwischen den verschiedenen Mallnahmen, die aus den Fonds unterstiitzt werden,
unterschieden werden.

Danuta Hiibner, Mitglied der Kommission. (EN) Herr Prasident! Obwohl ich der Ansicht bin, dass die
wichtigsten Vorschldge des Parlaments nunmehr Eingang in die Leitlinien gefunden haben, konnten
wir, wie Sie wissen, nicht alle in vollem Umfang beriicksichtigen. Ich denke dabei insbesondere an
gewisse Bestimmungen, die jetzt in den Verordnungen verankert sind, und die Leitlinien kénnen folglich
nicht das Gegenteil vorsehen. Die Zweckbindung ist vielleicht das wichtigste Beispiel fiir Bestimmungen,
gegen die sich beim Parlament Widerspruch regt, aber ich mdchte nachdriicklich unterstreichen, dass
die Zweckbindung der Kohésion nicht zuwider lauft.

Ausgangspunkt bildet die Erkenntnis, dass sich die Welt veréindert hat und dass wir unsere Bemiithungen
auf neue Schwerpunkte konzentrieren miissen, um die Kohésion nachhaltig und dauerhaft zu gestalten.
Gleichzeitig wurde die endgiiltige Liste zweckgebundener Kategorien im Verlaufe der Verhandlungen
um weitere Ausgaben erweitert, und zwar vor allem in den Konvergenzregionen, aber nicht nur dort.
Auferdem sehen die Verordnungen jetzt vor, dass die einzelstaatlichen Behdrden und die Kommission
wihrend der Programmverhandlungen iibereinkommen kdnnen, fiir weitere Ausgabenkategorien, die
nicht auf der endgiiltigen Liste erscheinen, eine Zweckbindung vorzunehmen, wenn dies nach ihrer
Ansicht von nationaler oder regionaler Bedeutung ist.
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Wir befinden uns hinsichtlich der Umsetzung der EU-Kohésionspolitik auf der Zielgeraden. Die
Verordnungen sind fix und fertig, und wenn das Parlament morgen zustimmt, dann kénnen bis Anfang
Oktober die Leitlinien als erster Schritt der Programmplanung angenommen werden. Auch wenn wir
fast am Ziel sind, sollten wir nicht die noch vor uns liegenden Herausforderungen unterschatzen, aber
ich kann Thnen versichern, dass ich nichts unversucht lassen werde, um unsere Partner in den
Mitgliedstaaten und Regionen von der Erarbeitung anspruchsvoller und innovativer Programme zu
iiberzeugen.

Der Prisident. Die Aussprache ist geschlossen.
Die Abstimmung findet morgen statt.
Schriftliche Erklirungen (Artikel 142)

Gabor Harangozé (PSE). — (HU) Zunichst mochte ich allen meinen Kollegen, den Kollegen in der
Kommission und im Rat und natiirlich Frau Krehl fiir ihre Bemithungen um die Verbesserung der
Leitlinien danken.

Der Kern und der eigentliche Erfolg der Einigung besteht aus Sicht der Regionen, Kleinstregionen und
Stidte der neuen Mitgliedstaaten darin, dass sich ihre Lage iiberzeugend verbessert hat. Die Verwendung
der Mittel ist:

- sicherer (es kann mit groBerer Sicherheit von einem Start im Jahr 2007 ausgegangen und umfassend
geplant werden)

- leichter (mit weitaus weniger Bemiihungen des Einzelnen und giinstigeren Bestimmungen)

- benutzerfreundlich (neue spezifische Ziele wie Sanierung von Héusern, 6ffentlicher Nahverkehr,
Straflenbau).

Die Entwicklungsgebiete werden erweitert, es besteht mehr Wahlmdglichkeit bei ihrer Nutzung und
ihrem Wert — dies erhoht unsere Aussichten auf ein dynamisches Wachstum und Zusammenhalt
betrachtlich.

Von 27 Landern steht das Meinige in Hinblick auf die Hohe der Kohésions-/Konvergenzbeihilfen pro
Kopfan zweiter Stelle; damit kann eine Entwicklung im Wert von mindestens 8 Mrd. Forint verwirklicht
werden.

In den auf unseren Zusammenhalt abzielenden Vorschriften und damit ebenso in den strategischen
Leitlinien wurden die meisten Antrige und Anderungsantriige, die Ungarn in den Ausschiissen des
Parlaments und im Rat eingebracht hat, unterstiitzt, wir haben sogar Dinge bekommen, die wir nicht
beantragt oder auch nur erhofft haben.

Es sind alle Bedingungen vorhanden, damit die Regionen Europas, die noch zuriickliegen, zur ersten
Reihe aufschlieBen kdnnen. Der weitere Erfolg hdangt davon ab, ob es uns gelingt, unser Land mit der
Art von Zusammenarbeit aufzubauen, die man in Briissel bekommen kann, und ob wir in der Lage sind,
die wirklichen Themen anzugehen, damit wir, statt nutzloser Reden, Ungarn und die andere neuen
Mitgliedstaaten in den Rang der Spitzenakteure Europas erheben konnen. Es liegt jetzt an uns ...

Francesco Musotto (PPE-DE). — (IT) Laut Statistik hat sich von 1988 bis 2001 das Gefille zwischen
den drmsten Regionen und dem EU-Durchschnitt um ein Sechstel verringert, was just den Ergebnissen
der Kohésionspolitik zu verdanken ist.

2005 war unter dem Gesichtspunkt der investierten Mittel ein Rekordjahr fiir die Kohésionspolitik,
wurden doch insgesamt 38,3 Milliarden Euro durch den Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung,
den Europdischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds und das Strukturpolitische Instrument zur
Vorbereitung auf den Beitritt (ISPA) gebunden.

Im selben Jahr wurden bei der Reform der EU-Regionalpolitik beachtliche Ergebnisse erzielt, darunter
ihre offizielle Anerkennung als Instrument fir Wachstum und Beschiftigung im Rahmen der
Lissabon-Strategie.
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Jingste Untersuchungen zeigen, dass das globale BIP-Wachstum in den neuen Mitgliedstaaten im
Zeitraum 2007-2013 etwa 7-12 % betragen wird und 2,5 Millionen Arbeitsplétze geschaffen werden
konnten.

Die heute in diesem Parlament angenommenen neuen strategischen Leitlinien zielen mehr auf Wachstum
ab, denn sie weisen darauf hin, dass die Kohisionspolitik kiinftig den Schwerpunkt auf die Wissens-
und Informationsgesellschaft, Unternehmertum, Umwelt und Beschiftigung legen muss, um eine
ausgewogenere und nachhaltige Entwicklung der Gemeinschaft zu férdern.

Margie Sudre (PPE-DE). — (FR) Ich danke der Européischen Kommission, dass sie in der letzten
Fassung ihrer strategischen Leitlinien der territorialen Dimension der Kohésionspolitik in wesentlich
stairkerem Mafle Rechnung getragen hat.

Ich pflichte dem Wunsch der Kommission bei, fiir die Durchfiihrung der Kohésionspolitik Mechanismen
zu finden, die zur Sicherstellung einer gerechten Behandlung aller Gebiete auf der Grundlage ihres
jeweiligen Potenzials als Wettbewerbsfaktoren beitragen.

Bei der ndchsten Programmgeneration muss die Férderung der territorialen Kohésion dergestalt erfolgen,
dass Europa als Ganzes einen Beitrag zu Maflnahmen zugunsten von Wachstum und Beschaftigung
leisten kann, insbesondere dank qualitativ anspruchsvoller Partnerschaften, in denen Akteure samtlicher
Ebenen — national, regional, stddtisch, landlich und lokal - zusammengefiihrt werden.

Der neue Rechtsrahmen sieht auBlerdem fiir die Regionen in &uferster Randlage die Bereitstellung
spezieller Mittel vor, um die hohe Kostenbelastung aufgrund ihrer Abgelegenheit zu beriicksichtigen.
Ich stimme der Zielsetzung der Kommission zu, nimlich dass mit diesen Mitteln auch die Schaffung
von nachhaltigem Wachstum und dauerhaften Arbeitspldtzen in diesen Regionen ermdglicht werden
soll.

18. Galileo (Aussprache)

Der Prisident. Als nachster Punkt folgt die Aussprache iiber die miindliche Anfrage an die Kommission
iiber die Bestandsaufnahme des Programms Galileo von Etelka Barsi-Pataky, Paul Riibig im Namen
der PPE-DE-Fraktion, Norbert Glante im Namen der PSE-Fraktion, Fiona Hall im Namen der
ALDE-Fraktion und Umberto Pirilli im Namen der UEN-Fraktion (O-0094/2006 — B6-0430/2006).

Etelka Barsi-Pataky (PPE-DE), Verfasserin. — (HU) Herr Président, Herr Vizeprésident! Vor einem
Jahr hat das Europdische Parlament hier in Straburg in erster Lesung iiber die Finanzierung des
GALILEO-Programms abgestimmt und das Programm insgesamt einstimmig unterstiitzt. Ein grof3er
Erfolg im vergangenen Jahr bestand darin, dass der Satellit GIOVE-A in die Erdumlaufbahn gebracht
wurde und die Frequenz sichert. Dafiir unser Dank den européischen Ingenieuren und Entwicklern.

Die Gespréche tiber die Realisierung und Durchfithrung des Projekts sind im Gange. Das Parlament
nimmt die Mitteilung der Kommission zur Kenntnis, dass das erste Ergebnis dieser Gespriache der so
genannte ,,head of terms* fiir seine Finanzierung sein wird, der uns vor Ablauf dieses Jahres vorgelegt
wird. Wir fordern die Kommission auf, alles in ihren Kriften Stehende zu unternehmen, um das
gemeinsame Ziel einer Finanzierung des GALILEO-Programms mit einem Drittel Privatkapital und
einem Drittel aus Mitteln der Kommission zu erreichen.

Trotz dieser Ergebnisse miissen wir unsere Besorgnis zum Ausdruck bringen. Das Programm hat sich
erheblich verzogert. Wir wissen um die betrachtlichen Probleme, denen die Kommission téglich gegeniiber
steht. Das europdische Rechts- und Regelungssystem ist schwierig anzuwenden, wenn es um die
Durchfiihrung eines gemeinsamen Vorhabens geht. Uberdies haben wir die Erfahrung gemacht, dass
dies hinsichtlich der Finanzierung, der Risiken und des Einsatzes eine neue und schwierige Aufgabe
fiir die européische Raumfahrtindustrie, der sie iibertragen wurde, darstellt.

Wir stimmen zu, dass das europdische GALILEO-Programm auf die internationale Biihne gelangt ist
und seine Dienste weltweit anbietet. Sollte jedoch die Zusammenarbeit mit Drittlindern auch Teil der
umfassenden institutionellen Umwandlung der Aufsichtsbehdrde sein, mochte das Européische Parlament
zuerst seine Stellungnahme zu dieser Frage abgeben.

Wir, die Fraktionen im Européischen Parlament, sind der Ansicht, dass das GALILEO-Programm nun
etwas braucht, was als ,,good governance* bekannt ist. Aus diesem Grund mochte ich den Prasidenten
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und den Vizeprésidenten fragen, was die Kommission zu tun gedenkt, um sicherzustellen, dass dieses
vielversprechende Programm, das einer der Pfeiler der Lissabon-Strategie ist, ohne weitere Verzogerung
durchgefiihrt wird. Wann werden die Rechtsvorschriften fiir seine Umsetzung fertig sein, damit die
europdischen Unternehmen sich rechtzeitig auf die Teilnahme vorbereiten kdnnen, die der Schliissel
zum Erfolg des gesamten Programms ist?

Fiona Hall (ALDE), Verfasserin. — (EN) Herr Prasident! So wie Frau Barsi-Pataky liegt auch mir der
zeitliche Rahmen ganz besonders am Herzen. Verzogerungen sind von groBer Tragweite, da die
Attraktivitdt von Galileo fiir Investoren verpufft, sobald das amerikanische GPS-3-System betriebsbereit
ist, womit etwa 2015 gerechnet wird. Ich wiare dem Kommissar dankbar, wenn er erldutern konnte, in
welchem Malle die Verzogerungen den Erfolg von Galileo am internationalen Markt fiir
Satellitennavigation beeintrachtigen werden.

Ich befiirchte, dass die Verzogerungen den Geschéftsplan von Galileo auch in anderer Hinsicht
unterminieren. Erstens sind Verzégerungen mit erhdhten Kosten verbunden. Es ist sogar so, dass Galileo
ohnehin schon 40 % teurer ist, als urspriinglich geplant. Zweitens gefdhrden Verzogerungen das
Einnahmepotenzial. Man geht davon aus, dass Gebiihren fiir geistige Eigentumsrechte die wichtigste
Einnahmequelle darstellen werden. Die Hersteller von Empféangern wiirden an den Galileo-Betreiber
eine Lizenzgebiihr zahlen, damit ihre Geréte Galileo empfangen kdnnen. Doch welcher Hersteller wére
bereit, eine Lizenzgebiihr fiir Galileo zu zahlen, wenn dieses System im Vergleich zu einem
leistungsfidhigen GPS keinen zusidtzlichen Nutzen bietet? Deshalb sind Verzogerungen des
Galileo-Programms mehr als nur bedauerlich: Sie konnten ernste Konsequenzen fiir die finanzielle
Belastung des 6ffentlichen Haushalts haben. Deshalb wére ich dem Kommissar fiir eine diesbeziigliche
Erléuterung sehr dankbar.

Jacques Barrot, Vizeprisident der Kommission. (FR) Herr Priasident! Zunédchst mochte ich Frau
Barsi-Pataky und Frau Hall sowie den Herren Riibig und Glante, die gleich noch kommen werden,
danken. Ich bin ihnen und insbesondere Frau Barsi-Pataky dafiir dankbar, dass sie die Entwicklung
dieses groBartigen Galileo-Programms sehr aufmerksam verfolgt haben.

Ich will versuchen, Thnen prizise Antworten zu geben, denn ich mdchte gewisse Beflirchtungen
zerstreuen, die mir doch etwas {ibertrieben erscheinen. Ich mochte Sie daran erinnern, dass das Programm
Galileo in drei Stufen konzipiert worden ist. Erstens, eine Entwicklungs- und Validierungsphase, die
die Entwicklung der Satelliten und der Bodenkomponenten sowie die Validierung des Systems im Orbit
umfasst. Diese Entwicklungsphase lduft von 2003 bis 2009, und sie wird gegenwirtig vom gemeinsamen
Unternehmen Galileo geleitet. Danach folgt von 2009 bis 2010 die Errichtungsphase, die die Fertigung
und den Start der Satelliten sowie die Errichtung des vollstindigen Bodensegments umfasst. Die
Betriebsphase schlielich wird 2010 beginnen.

Fiir die Errichtungs- und die Betriebsphase wird eine Konzession fiir einen Zeitraum von ungeféhr 20
Jahren vergeben. Die Aufsichtsbehdrde, bei der es sich um eine Gemeinschaftseinrichtung handelt, wird
diese beiden Phasen iiberwachen und als Vergabebehorde fungieren.

Dieser Zeitplan beinhaltet ein Datum, das wir unbedingt einhalten miissen —und in diesem Punkt haben
Sie vollig Recht —, ndmlich das Datum, ab dem die Unternehmen und die Biirger exakte und zuverléssige
Signale von Galileo empfangen kdnnen. Das wird Ende 2010 sein, wenn die ersten Galileo-Satelliten
mit der Ubertragung ihrer Signale beginnen.

Nach diesen Vorbemerkungen will ich die Schwierigkeiten nun keineswegs vertuschen. Galileo stellt
nicht nur eine technologische Innovation dar, sondern ist auf institutioneller Ebene auch ein ganz
spezielles Unterfangen. Am Projekt sind gegenwirtig acht industrielle Akteure, 25 6ffentliche Akteure
und drei Institutionen beteiligt. Diese vielseitige Schirmherrschaft wird langfristig Galileos Stérke
ausmachen, doch werden sich alle diese Beteiligten, alle diese Schirmherren Galileos, wirklich anpassen
miissen, um das Vorhaben gemeinsam voranzubringen.

Als ich 2005 zwischen den acht Mitgliedern des kiinftigen Industriekonsortiums Probleme feststellte,
habe ich Karel van Miert mit der Losung dieser Probleme beauftragt, was ihm hervorragend gelungen
ist. Des Weiteren mussten wir den gednderten Erfordernissen der Sicherheit und Gefahrenabwehr gerecht
werden, wodurch zwecks technischer Priifung eine weitere Terminverschiebung erforderlich wurde.
Wie dem auch sei, was zdhlt ist das Ergebnis im Jahr 2010.
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Im Ubrigen bedarf es auch bei dem Zeitplan fiir die Zwischenetappen stetiger Fortschritte, wobei auf
die Qualitdt und Durchfiihrbarkeit des Projekts sorgféltig zu achten ist. Beispielsweise haben im Dezember
2004 unter der Leitung der Europaischen Weltraumorganisation die industriellen Arbeiten zur Validierung
des Systems im Orbit begonnen. Die Vertragsunterzeichnung fiir den Abschluss dieser Phase fand am
19. Januar 2006 statt, und die Arbeiten schreiten gegenwirtig zufriedenstellend voran. Die technische
Durchfiihrbarkeit des Projekts wurde nachgewiesen, und nun geht es darum, den Grundstein fiir eine
echte offentlich/private Partnerschaft fiir die nidchsten 20 Jahre zu legen. Selbstredend werde ich Sie
iiber etwaige in Bezug auf die Unterzeichnung des Konzessionsvertrags auftretende Probleme unterrichten.

Zur Beantwortung der zweiten Frage, die Sie mir gestellt haben, méchte ich nunmehr auf die Européische
Aufsichtsbehorde zu sprechen kommen. Sie ist die fiir die Uberwachung des kiinftigen Konzessionirs
zustindige Behorde. Die Aufsichtsbehdrde stellt die Einhaltung des Konzessionsvertrags und des
zugehorigen Pflichtenhefts durch den Konzessionsnehmer sicher und ergreift bei dessen Ausfall die fiir
die Aufrechterhaltung des Betriebs erforderlichen MaBBnahmen. AuBlerdem hat die Aufsichtsbehdrde
sdamtliche technischen, sicherheitsrelevanten und finanziellen Aspekte der Konzession zu iiberwachen.
In dieser Hinsicht, so wiirde ich sagen, kommt der Abfassung des Konzessionsvertrags selbstversténdlich
insofern groe Bedeutung zu, als dieser Konzessionsvertrag das Hauptinstrument bildet, auf das sich
die Aufsichtsbehorde stiitzt, um den Konzessionér iiberwachen zu kénnen. Der Konzessionsvertrag
muss daher vollig eindeutig abgefasst sein, und selbstverstindlich werde ich das Parlament dariiber in
Kenntnis setzen, da sich die Kommission ja dazu verpflichtet hat, Thnen den Inhalt des
Konzessionsvertrags vor dessen Unterzeichnung durch die Aufsichtsbehdrde mitzuteilen.

Es bleiben noch zwei letzte Probleme, die angesprochen werden miissen: Zuerst das finanzielle Problem.
Die Aufteilung der finanziellen Beitrdge zwischen den Mitgliedstaaten und den industriellen Akteuren
hingt weitgehend von der Risikobewertung ab, die ihrerseits wiederum bestmdgliche Kenntnisse der
Anwendungsméglichkeiten von Galileo zur Voraussetzung hat. Deshalb werde ich bis Ende November
zu diesen Anwendungen eine Mitteilung in Form eines Griinbuchs ver6ffentlichen. Zu diesem Zweck
haben wir einen Wettbewerb vorgeschlagen, bei dem an die Phantasie der Europder zu den moglichen
Anwendungen von Galileo appelliert wird. Ich bin ziemlich sicher, dass das Potenzial von Galileo von
uns noch unterschétzt wird, und ich ersuche Sie eindringlich, meine Damen und Herren Abgeordneten,
Ihrerseits entsprechende Anstrengungen zu unternehmen, um unsere gesamte europdische Industrie
dazu zu ermutigen, zu dieser Entdeckung der mdglichen Anwendungen von Galileo beizutragen.

Das zweite Problem betrifft die Zusammenarbeit mit Drittlindern. Wie Sie wissen, werden die
internationalen Abkommen zum Galileo-Programm auf der Grundlage von Artikel 300 des Vertrags
ausgehandelt. Nach dem in diesem Artikel vorgesehenen Verfahren muss das Parlament vor dem
Abschluss solcher Abkommen stets gehort werden, und dafiir werde ich personlich Sorge tragen. Die
Zusammenarbeit mit Drittlandern betreffend Galileo bietet ganz ohne Zweifel eine Chance, aber diese
Kooperation muss iiberwacht werden, und die Kommission wird in diesem Herbst dem Parlament und
dem Rat eine weitere Mitteilung zuleiten, in der diese Kooperationspolitik in groben Ziigen dargelegt
wird.

Herr Président, meine Damen und Herren Abgeordneten! Ich mdchte hier nicht die Schwierigkeiten
verhehlen, die mit der Durchfiihrung eines so ehrgeizigen Projekts verbunden sind, doch méchte ich
Sie gleichzeitig auf die Gefahren hinweisen, die bestehen, wenn der Eindruck erweckt wird, bei diesem
Programm wiirden gewissermaflen ganz entscheidende Verzdgerungen eintreten, durch die die
Durchfiihrbarkeit des Vorhabens in Frage gestellt wire. Das ist nicht der Fall, und das wird auch nicht
der Fall sein, denn ich personlich habe die feste Absicht, mit Threr Hilfe, mit der aktiven Unterstiitzung
des Parlaments, dafiir Sorge zu tragen, dass dieses groBartige Projekt geméf dem Zeitplan verwirklicht
werden kann, den wir festgelegt haben, um seine Durchfiihrbarkeit sicherzustellen, denn Sie haben
Recht, dass es nicht an Konkurrenten mangeln wird. Infolgedessen muss Galileo in dem von mir
genannten Zeitraum durchgefiihrt werden. Darauf werde ich personlich wéhrend des gesamten Verfahrens
mit der Hilfe und Unterstiitzung Thres Parlaments ein sehr wachsames Auge behalten.

Lambert van Nistelrooij, im Namen der PPE-DE-Fraktion. — (NL) Herr Prisident! Ich freue mich
besonders, dass wir dieses Thema — wenn auch zu spéter Stunde — erortern, weil wir uns tatsdchlich
sputen miissen. Wir sollten nicht zuletzt wegen des weltweiten Wettbewerbs den Schwung nicht verlieren.
Frau Barsi-Pataky hat den Rahmen in Bezug auf die mogliche Verzégerung, die rechtliche Grundlage
und so weiter bereits exzellent umrissen. Ich hoffe, Sie gestatten mir, heute Abend kurz bei dieser
offentlich-privaten Partnerschaft zu verweilen.



138

Verhandlungen des Européischen Parlaments

26-09-2006

Ein zukunftsorientiertes Vorhaben wie dieses kann schitzungsweise 150 000 zusétzliche Arbeitsplétze
schaffen. Wie ich weil3, brennt die Wirtschaft darauf, in das Projekt einzusteigen. Auflerdem sind auch
Regionen in Europa — beispielsweise Bayern und die Nordniederlande — bereit, Mittel aus den
Strukturfonds in die weitere Entwicklung zu investieren. Das ist auch schon zuvor bei dem
Radioteleskopprojekt LOFAR in den Nordniederlanden geschehen.

Da Sie, Herr Barrot, eine Zeit lang Kommissar fiir Regionalpolitik waren, wissen Sie, dass
Strukturfondsmittel mehr denn je fiir Technologien und Information verwendet werden miissen. Sind
Sie bereit, diese Entwicklung der dezentralen Beteiligung und Finanzierung zu iibernehmen? Sie haben
ein Griinbuch erwédhnt. Kdnnte das die Briicke sein, die diese Beschleunigung zuwege bringt?

Ich denke auch an die neuen Vorschriften fiir staatliche Beihilfen. Frau Kroes hat soeben einen Uberblick
iiber die Moglichkeiten fiir derartige Vorhaben gegeben. Meiner Auffassung nach machen wir von den
anderen Instrumenten in diesem Parlament und in der Europdischen Union nicht geniigend Gebrauch.

Galileo steht weltweit noch an erster Stelle. Europa hat noch einen Vorsprung, aber Galileo darf in der
Implementierungsphase kein Schnitzer passieren. Galileo darf nicht weiter dahindriften, es muss landen.

Teresa Riera Madurell, im Namen der PSE-Fraktion. — (ES) Herr Président! Ich mdchte der Kommission
fiir ihre Erlduterungen danken; ich glaube, sie hat ganz richtig verstanden, dass wir besorgt sind iiber
die Situation, in der sich das Programm Galileo — ebenso wie beispielsweise Airbus — befindet. Dies ist
der wirkliche Grund fiir die Debatte. Die Zeitplanung und die Einhaltung des festgelegten Zeitplans
sind fiir die Rentabilitdt und den Erfolg des Programms von entscheidender Bedeutung.

Galileo weist gegeniiber den Vorhersagen von 2005 einen erheblichen Riickstand auf. Das
Ausschreibungsverfahren wurde verldngert, und das wird ernste Auswirkungen auf die Programmplanung
des Vorhabens als Ganzes haben. Auch aus diesem Grund ist unsere Anfrage von Belang. Wir miissen
die Kontinuitit des Projekts gewidhrleisten und nach den kreativsten und sinnvollsten Lésungen zur
Erreichung der Ziele des Programms suchen.

Wir mochten die Kommission dringend bitten, ihre Verhandlungsbemiihungen fortzusetzen und
sicherzustellen, dass keine weiteren Verzogerungen auftreten, damit Galileo, das gro3te Industrieprojekt
auf europdischer Ebene, sich unter den bestmoglichen Bedingungen entfalten und die ihm gebiihrende
Rolle bei der Erreichung der Ziele von Lissabon spielen kann.

Ferner mochten wir die Kommission auffordern, die notwendigen Reformen durchzufiihren, um auch
die Beteiligung der KMU zu fordern.

Um Galileo unterstiitzen zu konnen, muss das Parlament auf dem Laufenden gehalten werden. Die
Verpflichtung steht, und Sie haben sie angesprochen. Wir miissen auch iber die Kosten und
Konsequenzen des Verzugs informiert sein. Ich stimme der Auffassung zu, dass es fiir das Parlament
von Nutzen ist, den Stand des Vorhabens regelméBig zu kontrollieren. Dabei geht es darum, dass die
Uberwachungsbehérde, die Sie erwihnt haben, ihre Berichte auch dem Parlament iibermittelt und dass
der vom Parlament benannte Sachverstindige den Status eines Beobachters der Arbeit der Behdrde
erhilt.

Im Ubrigen hat dieses Parlament zuvor seine volle Unterstiitzung fiir das Programm Galileo zum
Ausdruck gebracht, es hat legislative und haushaltspolitische Verpflichtungen {ibernommen und
ausdriicklich anerkannt, dass Galileo ein strategisches Projekt darstellt, eine der Séulen der Strategie
von Lissabon, die ihrerseits unseren kleinen und mittleren Unternehmen grofle Chancen bietet.

Jacques Barrot, Vizeprdsident der Kommission. — (FR) Herr Préasident! Sie wissen, ich wiirde gerne
die ganze Nacht weiterdiskutieren, denn Galileo ist wirklich ein faszinierendes Projekt.

Gleichwohl méchte ich die Damen und Herren Abgeordneten nochmals beruhigen: Der Erste der beiden
Versuchssatelliten wurde am 28. Dezember 2005 vom Kosmodrom Baikonur gestartet, und er hat
erfolgreich samtliche Signale iibertragen, die notwendig sind, um die Nutzung aller Frequenzbénder zu
garantieren, die dem europdischen Satellitennavigationssystem zugeteilt worden waren. Der zweite
Versuchssatellit, GIOVE-B, wird im Laufe des Jahres 2007 in die Umlaufbahn gebracht. Er wird weitere
hochmoderne Geréte an Bord haben, darunter eine Atomuhr, die auf einem passiven Wasserstoff-Maser
beruht. Sie wird die genaueste Atomuhr sein, die je in den Weltraum befordert wurde. Parallel dazu
haben im Dezember 2004 die industriellen Arbeiten zur Validierung des Systems im Orbit begonnen.
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Ich habe bereits gesagt und sage es nochmals, die Vertragsunterzeichnung fiir diese Phase, deren Volumen
sich auf 1 038 Millionen Euro belduft, fand am 19. Januar 2006 statt.

Wir treten jetzt in eine neue Phase ein, bei der es darum gehen wird, sémtliche Anwendungsmdglichkeiten
von Galileo zu eruieren. Wie schon erklért, haben wir eine Art Ausschreibung an alle kleinen und
mittleren Unternehmen und Ingenieure verdffentlicht, die zur Entwicklung von Innovationen auf diesem
Gebiet imstande sind. In dem Griinbuch sollen daher die entsprechenden Fragen gestellt werden, die es
uns gestatten, liber all die mdglichen Anwendungen besser Bescheid zu wissen. Sobald wir dann einen
Gesamtiiberblick tiber die Anwendungen haben, werden wir uns eingehender mit der Frage einer
offentlich/privaten Partnerschaft befassen und planen konnen, wie die zu unternehmenden Anstrengungen
zu verteilen sind. Der Industriesektor muss in dem Mafle, in dem er aus diesen Anwendungen Nutzen
ziehen kann, ebenfalls beteiligt werden. Damit werden wir diesen Konzessionsvertrag schlieBlich auf
eine gesunde finanzielle Grundlage stellen konnen. Gegenwiértig besteht meiner Ansicht nach kein
Anlass zu der Annahme, wir konnten uns in einer so schwierigen Situation befinden, dass das
Gleichgewicht des Projekts dadurch in Frage gestellt wiirde.

Wie der Berichterstatterin, Frau Barsi-Pataky, der ich nochmals danken mdchte, bewusst ist, bin ich die
aufrichtige Verpflichtung eingegangen, das Parlament auf dem Laufenden zu halten. Ich habe mich fest
dazu verpflichtet, wann immer erforderlich hierher zu kommen, um das Parlament {iber den Stand der
Dinge und deren Entwicklung zu unterrichten. Sie haben fiir das Parlament einen Beobachterstatus
vorgeschlagen; wir haben den zustdndigen Ausschiissen unseren Standpunkt dazu bereits erldutert. Fiir
das Parlament wire es schwierig, Beobachter sein und gleichzeitig alle seine Kontrollfunktionen
wahrnehmen zu wollen.

Aufjeden Fall, Herr Président, wiederhole ich jedoch heute Abend die Verpflichtung, die ich eingegangen
bin: Ich werde das Parlament iiber alles, was geschieht, umfassend informieren, sowohl {iber die
Durchfiihrung des Konzessionsvertrags und die private/6ffentliche Partnerschaft als auch dariiber, wie
wir die Beitrdge von Drittlaindern und ihre Teilnahme an Galileo iiberwachen werden.

Der Prisident. Vielen Dank Herr Vizeprasident Barrot.

Zum Abschluss der Aussprache wurde gemiBl Artikel 108 Absatz 5 der Geschiftsordnung ein
EntschlieBungsantrag(4) eingereicht.

Die Aussprache ist damit geschlossen.

Die Abstimmung findet am Donnerstag statt.
19. Tagesordnung der nichsten Sitzung: siehe Protokoll
20. Schluss der Sitzung

(Die Sitzung wird um 23.40 Uhr geschlossen.)

) Siehe Protokoll.



	DIENSTAG, 26. SEPTEMBER 2006
	1. Eröffnung der Sitzung
	Antonio Tajani
	Dagmar Roth-Behrendt

	2. Vorlage von Dokumenten: siehe Protokoll
	3. Weißbuch der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (Aussprache)
	Dagmar Roth-Behrendt
	Bernhard Rapkay
	José Manuel Barroso
	Gunnar Hökmark
	Martin Schulz
	Sophia in 't Veld
	Alain Lipietz
	Francis Wurtz
	John Whittaker
	Françoise Castex
	Proinsias De Rossa
	Werner Langen
	József Szájer
	Emanuel Jardim Fernandes
	Markus Pieper
	Robert Goebbels
	Dagmar Roth-Behrendt
	Gabriele Stauner
	Marianne Thyssen
	Harlem Désir
	Bernard Lehideux
	Pierre Jonckheer
	Sahra Wagenknecht
	Jens-Peter Bonde
	Leopold Józef Rutowicz
	Alexander Radwan
	Robert Goebbels
	Danutė Budreikaitė
	Elisabeth Schroedter
	Kartika Tamara Liotard
	Johannes Blokland
	Othmar Karas
	Bernadette Vergnaud
	Ian Hudghton
	Roberto Musacchio
	Patrick Louis
	Malcolm Harbour
	Ieke van den Burg
	Jiří Maštálka
	Karsten Friedrich Hoppenstedt
	Corien Wortmann-Kool
	Małgorzata Handzlik
	Zita Pleštinská
	Andreas Schwab
	Alexander Stubb
	Roselyne Bachelot-Narquin
	Eoin Ryan
	Jean-Claude Martinez
	José Manuel Barroso
	Robert Goebbels
	José Manuel Barroso
	Mario Mauro

	4. Gemeinschaftsprogramm für Beschäftigung und soziale Solidarität – PROGRESS (Aussprache)
	Mario Mauro
	Karin Jöns
	Vladimír Špidla
	Robert Atkins
	Mario Mauro
	Jan Andersson

	5. Abstimmungsstunde
	Luigi Cocilovo

	5.1. Wohnungswesen und Regionalpolitik (Abstimmung)
	5.2. Wohnungswesen und Regionalpolitik (Abstimmung)
	5.3. Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Janis Sakellariou (Abstimmung)
	5.4. Medien und Entwicklung (Abstimmung)
	5.5. Initiativen zur Förderung der Einbeziehung der europäischen Dimension in die Lehrpläne (Abstimmung)
	Christopher Beazley

	5.6. Luftqualität und saubere Luft für Europa (Abstimmung)
	6. Feierliche Sitzung - Liberia
	Josep Borrell Fontelles
	Ellen Johnson Sirleaf
	Josep Borrell Fontelles

	7. Abstimmungsstunde (Fortsetzung)
	Josep Borrell Fontelles

	7.1. Entlastung 2004: Einzelplan I - Europäisches Parlament (Abstimmung)
	7.2. Europäische Qualitätscharta für Mobilität (Bildung und Ausbildung) (Abstimmung)
	7.3. Schlüsselkompetenzen für lebenslanges Lernen (Abstimmung)
	7.4. Thematische Strategie zur Luftreinhaltung (Abstimmung)
	7.5. Thematische Strategie für die städtische Umwelt (Abstimmung)
	Gyula Hegyi
	Renate Sommer

	7.6. Schaffung eines europäischen Qualifikationsrahmens (Abstimmung)
	Luigi Cocilovo

	8. Stimmerklärungen
	Jean-Pierre Audy
	Hélène Goudin - Nils Lundgren
	Daniel Strož
	Tomáš Zatloukal
	Jean-Pierre Audy
	Ilda Figueiredo
	Hélène Goudin - Nils Lundgren
	Timothy Kirkhope
	Mary Lou McDonald - Bairbre de Brún
	Luís Queiró
	Alyn Smith
	Geoffrey Van Orden
	Richard Seeber
	Joseph Muscat
	Jean-Pierre Audy
	Jens-Peter Bonde
	Anne Ferreira
	Ilda Figueiredo
	Robert Goebbels
	Vasco Graça Moura
	Sebastiano (Nello) Musumeci
	Frédérique Ries
	Bart Staes
	Richard James Ashworth
	Robert Goebbels
	Hélène Goudin - Nils Lundgren
	Silvana Koch-Mehrin
	Kartika Tamara Liotard - Erik Meijer
	Astrid Lulling
	Cecilia Malmström - Anders Wijkman
	Véronique Mathieu
	Luís Queiró
	Alyn Smith
	Catherine Stihler
	Jeffrey Titford
	Helga Trüpel
	Lars Wohlin
	Andreas Mölzer
	Tomáš Zatloukal
	Christopher Beazley
	Edite Estrela
	Hélène Goudin - Nils Lundgren
	Sérgio Marques
	José Albino Silva Peneda
	Andreas Mölzer
	Jean-Pierre Audy
	Christopher Beazley
	Sérgio Marques
	Zita Pleštinská
	José Albino Silva Peneda
	Richard Seeber
	Hélène Goudin - Nils Lundgren
	Péter Olajos
	Edite Estrela
	Ilda Figueiredo
	Luís Queiró
	Carl Schlyter
	Renate Sommer
	Gabriele Stauner
	Thomas Ulmer
	Ilda Figueiredo
	José Albino Silva Peneda

	9. Berichtigungen des Stimmverhaltens und beabsichtigtes Stimmverhalten: siehe Protokoll
	10. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Sitzung: siehe Protokoll
	11. Beitritt von Bulgarien und Rumänien
	Josep Borrell Fontelles
	José Manuel Barroso
	Olli Rehn
	Paula Lehtomäki
	Hans-Gert Poettering
	Martin Schulz
	Graham Watson
	Daniel Cohn-Bendit
	Erik Meijer
	Brian Crowley
	Vladimír Železný
	Irena Belohorská
	Elmar Brok
	Geoffrey Van Orden
	Jan Marinus Wiersma
	Antonios Trakatellis

	12. Fortschritte der Türkei auf dem Weg zum Beitritt (Aussprache)
	Antonios Trakatellis
	Camiel Eurlings
	Paula Lehtomäki
	Olli Rehn
	Emine Bozkurt
	Elmar Brok
	Jan Marinus Wiersma
	Andrew Duff
	Joost Lagendijk
	Vittorio Agnoletto
	Konrad Szymański
	Bastiaan Belder
	Andreas Mölzer
	Antonio Tajani
	Hannes Swoboda
	Jean-Louis Bourlanges
	Cem Özdemir
	Kyriacos Triantaphyllides
	Mogens N.J Camre
	Bogusław Rogalski
	Francesco Enrico Speroni
	Giorgos Dimitrakopoulos
	Pasqualina Napoletano
	Lapo Pistelli
	Hélène Flautre
	Athanasios Pafilis
	Seán Ó Neachtain
	Gerard Batten
	Philip Claeys
	Jacques Toubon
	Véronique De Keyser
	Marios Matsakis
	Nils Lundgren
	Paweł Bartłomiej Piskorski
	Bernd Posselt
	Vural Öger
	Alexander Lambsdorff
	Renate Sommer
	Panagiotis Beglitis
	Marco Cappato
	Charles Tannock
	Inger Segelström
	Ioannis Kasoulides
	Józef Pinior
	Simon Coveney
	Glenis Willmott
	Ville Itälä
	Bogusław Sonik
	Werner Langen
	Paula Lehtomäki
	Louis Michel
	Philip Claeys
	Manuel António dos Santos
	Louis Michel
	Manuel António dos Santos

	13. Fragestunde (Anfragen an die Kommission)
	Manuel António dos Santos
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 33 von Avril Doyle (H-0756/06)

	Stavros Dimas
	Avril Doyle
	Stavros Dimas
	James Hugh Allister
	Stavros Dimas
	Esko Seppänen
	Stavros Dimas
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 34 von Danutė Budreikaitė (H-0760/06)

	Franco Frattini
	Danutė Budreikaitė
	Franco Frattini
	Hubert Pirker
	Franco Frattini
	Justas Vincas Paleckis
	Franco Frattini
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 35 von Proinsias De Rossa (H-0769/06)

	Vladimír Špidla
	Proinsias De Rossa
	Vladimír Špidla
	Glyn Ford
	Vladimír Špidla
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 36 von Esko Seppänen (H-0738/06)

	Dalia Grybauskaitė
	Esko Seppänen
	Dalia Grybauskaitė
	Andreas Mölzer
	Dalia Grybauskaitė
	Eija-Riitta Korhola
	Dalia Grybauskaitė
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 37 von Ingeborg Grässle (H-0758/06)

	Dalia Grybauskaitė
	Ingeborg Gräßle
	Dalia Grybauskaitė
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 38 von Justas Vincas Paleckis (H-0700/06)

	Ján Figeľ
	Justas Vincas Paleckis
	Ján Figeľ
	Mairead McGuinness
	Ján Figeľ
	Danutė Budreikaitė
	Ján Figeľ
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 39 von Gyula Hegyi (H-0701/06)

	Gay Mitchell
	Manuel António dos Santos
	Ján Figeľ
	Gyula Hegyi
	Ján Figeľ
	Manuel António dos Santos
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 44 von Ignasi Guardans Cambó (H-0694/06)

	Jacques Barrot
	Ignasi Guardans Cambó
	Jacques Barrot
	Luis de Grandes Pascual
	Jacques Barrot
	Manuel António dos Santos
	Anfrage Nr. 45 von Marc Tarabella (H-0697/06)

	Jacques Barrot
	Marc Tarabella
	Jacques Barrot
	Elizabeth Lynne
	Jacques Barrot
	Manuel António dos Santos

	14. Gemeinschaftsprogramm für Beschäftigung und soziale Solidarität – PROGRESS (Fortsetzung der Aussprache)
	Edward McMillan-Scott
	Jan Jerzy Kułakowski
	Hiltrud Breyer
	Mary Lou McDonald
	Zbigniew Krzysztof Kuźmiuk
	Kathy Sinnott
	Proinsias De Rossa
	Jacek Protasiewicz
	Evangelia Tzampazi
	Alejandro Cercas
	Katalin Lévai
	Teresa Riera Madurell
	Vladimír Špidla
	Edward McMillan-Scott

	15. Schutz des Euro gegen Geldfälschung (Pericles-Programm) - Schutz des Euro gegen Geldfälschung (Pericles-Programm): Ausdehnung auf die nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten (Aussprache)
	Edward McMillan-Scott
	Siim Kallas
	Agustín Díaz de Mera García Consuegra
	Edward McMillan-Scott
	Agustín Díaz de Mera García Consuegra
	Edward McMillan-Scott
	Hubert Pirker
	Donato Tommaso Veraldi
	Johannes Blokland
	Marek Aleksander Czarnecki
	Carlos Coelho
	Andreas Mölzer
	Charlotte Cederschiöld
	Siim Kallas
	Edward McMillan-Scott

	16. Berücksichtigung der in anderen Mitgliedstaaten ergangenen Verurteilungen in einem neuen Strafverfahren (Aussprache)
	Edward McMillan-Scott
	Franco Frattini
	Panayiotis Demetriou
	Ioannis Varvitsiotis
	Andrzej Jan Szejna
	Gerard Batten
	Marek Aleksander Czarnecki
	James Hugh Allister
	Edward McMillan-Scott

	17. Strategische Kohäsionsleitlinien (Aussprache)
	Edward McMillan-Scott
	Danuta Hübner
	Constanze Angela Krehl
	Jan Olbrycht
	Stavros Arnaoutakis
	Jean Marie Beaupuy
	Bairbre de Brún
	Mieczysław Edmund Janowski
	Konstantinos Hatzidakis
	Bernadette Bourzai
	Alfonso Andria
	Rolf Berend
	Iratxe García Pérez
	Ambroise Guellec
	Lidia Joanna Geringer de Oedenberg
	Lambert van Nistelrooij
	Jamila Madeira
	Antonio De Blasio
	Brigitte Douay
	Jim Higgins
	Sérgio Marques
	James Nicholson
	Oldřich Vlasák
	Tomáš Zatloukal
	Danuta Hübner
	Ingo Friedrich
	Gábor Harangozó
	Francesco Musotto
	Margie Sudre

	18. Galileo (Aussprache)
	Ingo Friedrich
	Etelka Barsi-Pataky
	Fiona Hall
	Jacques Barrot
	Lambert van Nistelrooij
	Teresa Riera Madurell
	Jacques Barrot
	Ingo Friedrich

	19. Tagesordnung der nächsten Sitzung: siehe Protokoll
	20. Schluss der Sitzung

